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Kapitalismus, Krieg, Widerstand. Ein Sonderheft 
für Karl Heinz Roth

Karl Heinz Roth hat – gemeinsam mit Angelika Ebbinghaus – bei
sämtlichen Vorläuferinnen dieser Zeitschrift eine sehr prägende Rolle
gespielt: Ob 1999 oder Sozial.Geschichte – es steht fest, dass es Sozial.-
Geschichte Online ohne seinen Mitbegründer in der vorliegenden Form
nicht geben würde. Dies gilt vor allem für die wissenschaftlich-politi-
schen Linien, die Karl Heinz Roth, von Freund_innen und Wegge-
fährt_innen auch „Karlo“ genannt, gezeichnet hat.1 Im Vordergrund
steht dabei das Beharren darauf, dass Geschichte immer die Kämpfe der
Gegenwart prägt – und eine Geschichte der Unterklassen beständig von
Unsichtbarkeit und Vergessen bedroht ist. Eine Geschichte ist besten-
falls halbiert, wenn sie nicht die Kritik am Gegenwartskapitalismus
ebenso zum Ausgangspunkt nimmt wie die Hinterfragung aller Recht-
fertigungen und Revisionen, die bis heute mit der Vergegenwärtigung
der Verbrechen – um den in diesem Heft vorgeschlagenen Begriff von
Rüdiger Hachtmann zu verwenden – des Nazismus verbunden sind.
Mit diesem Sonderheft anlässlich von Karl Heinz Roths 80. Geburtstag
wollen wir diese Aspekte besonders betonen. Sie stehen, aus ganz unter-
schiedlichen Perspektiven, im Mittelpunkt der hier dokumentierten
Beiträge von „Karlo“ und der eigens für dieses Heft verfassten Texte
langjähriger Mitstreiter_innen.

1 Vgl. zuletzt Redaktion Sozial.Geschichte Online, In eigener Sache:„ …zwischen Vergangenheit
und kritischer Gegenwartsanalyse Brücken schlagen“, in: Sozial.Geschichte Online, 30 (2021),
S. 13–24, [https://duepublico2.uni-due.de/receive/duepublico_mods_00074944], sowie den Beitrag
von Angelika Ebbinghaus und Karl Heinz Roth in derselben Ausgabe.
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Zu den Beiträgen in diesem Heft

Dass das anhaltend Gegenwärtige der Geschichte umkämpft bleibt,
bedeutet freilich zugleich, dass es wenig Sinn ergibt, Geschichtswissen-
schaft als Vorhaben zu denken, das, frei von einer Parteinahme an sozia-
len Kämpfen, als „objektiv“ betrachtet werden kann. Von Karl Heinz
Roth haben wir nicht zuletzt gelernt, dass Geschichte selbst als Konflikt
und Geschichtswissenschaft als wichtiges gesellschaftliches Terrain be-
griffen werden muss, das (mit) über die Zukunft der emanzipatorischen
Bewegungen entscheidet. Das bedeutet einerseits: Die Geschichtswis-
senschaft selbst muss Gegenstand der Kritik werden, und andererseits:
Kritische Analysen der Gegenwart sind Voraussetzungen für kritische
Historie. In Karl Heinz Roths Texten ist dieser Aspekt dementspre-
chend, neben einer herausragenden empirischen Genauigkeit, immer
präsent. Eine Empörung über jeden Übergriff der Herrschenden, jede
Aneignung von Macht, jede Form der Unterdrückung, die uns, ob sie
vor hundert Jahren oder heute stattfindet, immer gleich „nah“ und be-
deutend erscheint.

Wir wollen mit diesem Sonderheft keine Abhandlung oder Sammlung
über Karl Heinz Roth als „bedeutenden Historiker“ publizieren.2 Es
geht hier auch nicht um eine Lebensgeschichte, sondern darum, einige
der eben genannten – zugegeben noch ziemlich abstrakten Essentials
– lebendig werden zu lassen. Es liegt nahe, dies durch die Wiederveröf-
fentlichung von Texten zu versuchen, die Karl Heinz Roth zu unserer
Zeitschrift und ihren unmittelbaren Vorgängerinnen beigetragen hat.
Diese Texte wiederum – so zumindest unsere Idee – „sprechen“ und
treten in einen Dialog mit aktuellen, neuen Publikationen von Kol-
leg_innen und Freund_innen, die jenes inhaltliche Selbstverständnis
teilen. Wir danken Marcel van der Linden, Hartmut Rübner (als Mit-
glied unseres Redaktionskollektivs), Christiane Rothmaler, Rüdiger
Hachtmann und Sergio Bologna für ihre Beiträge. Dass die fünf hier

2 Bis zum Jahr 2007 wurden bereits 235 wissenschaftliche Veröffentlichungen Karl Heinz Roths
verzeichnet. Vgl. Wissenschaftliche Veröffentlichungen von Karl Heinz Roth, in: Bulletin für
Faschismus- und Weltkriegsforschung, 30 (2007), S. 58–76.
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veröffentlichten „neuen“ Texte durch viele, viele weitere Arbeiten, die
mit Karl Heinz Roths Texten „kommunizieren“, ergänzt werden könn-
ten, versteht sich von selbst. Auch insofern ist dieses Sonderheft nur
ein Ausschnitt, der, wie wir hoffen, aber doch einen kleinen Eindruck
von „Karlos“ Arbeit und seinen Kontexten zu geben vermag. 

„Kapitalismus“

Die Frage nach der Transformation des historischen und aktuellen Kapi-
talismus kann sicherlich als ein Ausgangspunkt der Arbeiten von Karl
Heinz Roth bezeichnet werden, wobei „Kapitalismus“ niemals gedacht
wurde, ohne die je spezifischen Bewegungsformen der Arbeiter_innen-
klasse zugleich mitzudenken. Eine ebenso „strenge“ wie „dynamische“
ökonomische Form, die durch soziale Herrschaft und Widerstand erst
konstituiert wird. Karl Heinz Roth ist dabei – auch hier immer wieder
in Zusammenarbeit mit Kolleg_innen und Freund_innen – ein Kritiker
der Verabsolutierung des Marxismus. Er hat sich nicht zuletzt mit der
Rolle der Gewalt in der Geschichte befasst. In seinen Arbeiten zur
Zwangsarbeit etwa ging es stets um die Rolle, die unfreie Arbeit in der
Konstituierung der sogenannten „doppelt freien“ Lohnarbeit spielte und
spielt. Dies zeigt sich in der Abfolge der Arbeiten zu Daimler Benz im
Nationalsozialismus3 über jene zur Geschichte der „Deutschen Arbeits-
front“4 bis hin zu den Veröffentlichungen zur Ausbeutung von Zwangs-
arbeiter_innen im Reemtsma-Konzern,5 um hier nur einige wenige For-
schungsprojekte zu nennen.

Auf einer Metaebene finden sich ein lebendiger Marxismus, die Aus-
einandersetzung mit der Bedeutung grundlegender Marxscher Axiome

3 Karl Heinz Roth, Der Weg zum guten Stern des „Dritten Reichs“: Schlaglichter auf die Ge-
schichte der Daimler-Benz AG und ihrer Vorläufer (1890–1945), in: Stiftung für Sozialgeschichte des
20. Jahrhunderts (Hg.), Das Daimler-Benz-Buch – ein Rüstungskonzern im „Tausendjährigen
Reich“, Nördlingen 1987.

4 Karl Heinz Roth, Facetten des Terrors. Der Geheimdienst der „Deutschen Arbeitsfront“
und die Zerstörung der Arbeiterbewegung 1933–1938, Bremen 2000.

5 Jan-Peter Abraham / Karl Heinz Roth, Reemtsma auf der Krim: Tabakproduktion und
Zwangsarbeit unter der deutschen Besatzungsherrschaft 1941–1944, Hamburg 2011.
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wie dem Wertgesetz und die Vermittlung der Gesamtschau eines unab-
hängigen, feministischen, autonomen Marxismus, der „über Marx hin-
aus“ zu gehen habe – Beyond Marx: ein wichtiges und heute noch
brennend aktuelles Buch, das Karl Heinz Roth gemeinsam mit Marcel
van der Linden herausgegeben hat.6 Kern des gleichnamigen, mit van der
Linden vorangetriebenen Projekts war der Versuch, den Marxismus zu
„historisieren“ und zu „globalisieren“, das heißt, ihn – jenseits einer
Reduzierung auf stabile Sätze und Regeln – als verortet in beweglichen
Gesellschaftsverhältnissen und jenseits seiner nationalstaatlichen Ein-
bettung zu begreifen. 

Zu diesem Forschungskomplex veröffentlichen wir hier einen Text
neu, der etwas weniger als die bis hierher genannten Arbeiten rezipiert
worden ist, der aber dennoch als zentral für Überlegungen zum Zu-
sammenhang von Ökonomie, ihren sogenannten Gesetzen sowie ihrer
Historie gehalten werden kann: In den letzten beiden Druckausgaben
der „alten“ Sozial.Geschichte erschienen zwei Beiträge zu ‚Empirie und
Theorie: die Marxsche Arbeitswertlehre im Licht der Arbeitsgeschich-
te‘, mit denen das „Wertgesetz“ und jene damit verbundene Geschichts-
schreibung (oder vielleicht grundlegender sogar das damit verbundene
Geschichtsverständnis) einer kritischen Überprüfung unterzogen wer-
den.7 In beiden Texten sollte, sehr eng verbunden mit einem fast parallel
veröffentlichten Beitrag von Marcel van der Linden, „ein handlungsof-
fenes Konzept von Klassenformierung und Klassenfragmentierung“
entwickelt werden.8 Damit positionierte sich Karl Heinz Roth sowohl
gegenüber einer reduzierten Sicht auf „Arbeit“ (als „freie Lohnarbeit“

6 Marcel van der Linden / Karl Heinz Roth, unter Mitarbeit von Max Henninger, Über Marx
hinaus. Arbeitsgeschichte und Arbeitsbegriff in der Konfrontation mit globalen Arbeitsverhält-
nissen des 21. Jahrhunderts, Hamburg / Berlin 2009. In englischer Sprache ist dieses Buch 2013
bei Brill (Leiden) erschienen.

7 Karl Heinz Roth, Empirie und Theorie: Die Marxsche Arbeitswertlehre im Licht der Arbeits-
geschichte (Teil I), in: Sozial.Geschichte. Zeitschrift für historische Analyse des 20. und 21. Jahr-
hunderts, 22 (2007), 2, S. 45–68; sowie Karl Heinz Roth, Empirie und Theorie. Die Marxsche
Arbeitswertlehre im Licht der Arbeitsgeschichte (Teil II), in: ebd., 22 (2007), 3, S. 147–169.

8 Marcel van der Linden, Was ist neu an der globalen Geschichte der Arbeit, in: Sozial.Geschich-
te. Zeitschrift für historische Analyse des 20. und 21. Jahrhunderts, 22 (2007), 2, S. 31–44.
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beziehungsweise Erwerbsarbeit) und „Arbeitskämpfe“ als auch gegen-
über der damals wichtigen Debatte um eine Neuzusammensetzung be-
ziehungsweise Verwandlung der Arbeiter_innenklasse in eine Negrische
„Multitude“.

Die ersten Hefte unserer „neuen“ Sozial.Geschichte Online waren
sehr stark von „Karlos“ und Marcels kritischem Impuls geprägt, so etwa
in der Rezeption von Peter Linebaughs und Marcus Redikers  The
Many-Headed Hydra,9 aber auch in zahlreichen Beiträgen, die sich auf
Beyond Marx bezogen.10 Gleichzeitig erscheinen Karl Heinz Roths
Überlegungen insbesondere zur „Fragmentierung“ der sozialen Kate-
gorie „Klasse“ bis heute hochaktuell.

Diese Aktualität haben später auch seine Arbeiten zur „globalen
Krise“11 sowie zuletzt zur Corona-Pandemie gezeigt.12 Wir veröffent-
lichen in dieser Ausgabe zwei Arbeiten, die er zum Themenkomplex der

9 Peter Linebaugh / Marcus Rediker, The Many-headed Hydra: Sailors, Slaves, Commoners,
and the Hidden History of the Revolutionary Atlantic, Boston 2000 (dt. Die vielköpfige Hydra.
Die verborgene Geschichte des revolutionären Atlantiks, aus dem Englischen v. Sabine Bartel,
Berlin 2008/2022.

10 Eine Art Übergang mit einem spezifischen Blick auf Migrationsbewegungen formulierte der
Bericht von Dirk Hoerder, A Long-term Perspective on Labour Migrations and Globalization:
Migrant Agency, Socio-economic Frameworks, Policy Implications: International Congress
„From the European Social Space to the Social Europe“, Salamanca, 19th–21st Oct. 2005, in:
Sozial.Geschichte Online, 1 (2009), S. 51–74, [https://duepublico2.uni-due.de/receive/duepu-
blico_mods_00020574]. Zu Linebaugh und Rediker: Peter Birke / Max Henninger, Kontinuum
der Kämpfe – Kontinuum der Niederlagen?: Sechs Fragen zur Methodik der Studie „Die viel-
köpfige Hydra“ von Peter Linebaugh und Marcus Rediker, in: Sozial.Geschichte Online, 2 (2010),
S. 164–172, [https://duepublico2.uni-due.de/receive/duepublico_mods_00022149], sowie die nach-
folgende Diskussion. Im selben Heft fand sich auch eine erste Zusammenfassung von Karl Heinz
Roth über den Verlauf der „globalen Krise“.

11 Karl Heinz Roth, Die globale Krise. Globale Krise – Globale Proletarisierung – Gegen-
perspektiven, Hamburg 2010. In dieser Zeitschrift siehe außerdem seine Arbeiten zu Griechen-
land: Karl Heinz Roth, Griechenland und die Euro-Krise, in: Sozial.Geschichte Online, 6 (2011),
S. 156–176, [https://duepublico2.uni-due.de/receive/duepublico_mods_00026826].

12 Karl Heinz Roth, Blinde Passagiere. Die Corona-Krise und die Folgen, München 2022. In
dieser Zeitschrift: Karl Heinz Roth, Die Unterklassen und die Corona-Krise – eine orientierende
Skizze der globalen Entwicklung, in: Sozial.Geschichte Online, 31 (2022), S. 149–160, [https://
duepublico2.uni-due.de/receive/duepublico_mods_00075863]. Vgl. auch die Rezension von Max
Henninger in Heft 31 (2022) dieser Zeitschrift: [https://duepublico2.uni-due.de/receive/due-
publico_mods_00075864].
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kapitalistischen Krise für Sozial.Geschichte Online verfasst hat. Dabei
handelt es sich um eine Vorarbeit zu einer später als Buch erschienenen
umfassenden Analyse der Wirtschafts- und Finanzkrise nach 2008 ‚Die
globale Krise: Bisheriger Verlauf – Entwicklungstendenzen – Wahrneh-
mungen und Handlungsmöglichkeiten von unten‘ aus dem Jahr 2010,
sowie ‚Griechenland und die Euro-Krise‘ aus dem Jahr 2011.13 Während
beide Texte spezifische Sachverhalte der jeweiligen Krisenentwicklungen
erörtern und insbesondere auf jene vehementen, heute leider schon fast
vergessenen sozialen Bewegungen (und ihre Anschlüsse in „Occupy“
etc.) eingehen,14 ergibt sich die Einsicht, dass es sich bei den Krisen im
21. Jahrhundert um weit umfassendere „multiple Krisen“ handelt als bei
den Rezessionen der 1960er und 1970er Jahre. Krisen, die die Finanz-
märkte und Wirtschaftsweise, die Kapitalakkumulation und Ausbeu-
tungsverhältnisse  ebenso  umfassen  wie  die  Konflikte,  die  durch
Landnahmen und die Neuzusammensetzung der Arbeiter_innenklasse
ausgelöst werden.

„Krieg“

Angesichts des Krieges Russlands gegen die Ukraine zeigt sich erneut
die Bedeutung der Kriegsfrage. Ihre Klärung war auch für die theoreti-
sche Bestimmung des Nazismus von grundlegender Bedeutung. Dass
heute die „Wehrmacht“ in der deutschen Öffentlichkeit nicht mehr als
„ehrenhafte“ Institution gilt, die „nur Krieg geführt“, aber mit dem
Massenmord der Nazis nichts zu tun gehabt habe, ist auch den Arbei-
ten zu verdanken, die Karl Heinz Roth in Verbindung mit vielen Kol-
leg_innen angestoßen hat.  Unter  anderem mit  seiner  Kritik  des
„Mustergaus“ Hamburg15 und durch die Aufdeckung von Verantwort-

13 Karl Heinz Roth, Die globale Krise: Bisheriger Verlauf – Entwicklungstendenzen – Wahr-
nehmungen und Handlungsmöglichkeiten von unten, in: Sozial.Geschichte Online,  2 (2010),
S. 124–163, sowie ebd., Griechenland und die Euro-Krise, in: ebd., 6 (2011), S. 156–176.

14 Vgl. Peter Birke / Max Henninger, Krisen Proteste. Beiträge aus Sozial.Geschichte Online,
Hamburg / Berlin 2011.

15 Angelika Ebbinghaus / Heidrun Kaupen-Haas / Karl Heinz Roth (Hg.), Heilen und Ver-
nichten im Mustergau Hamburg – Bevölkerungs- und Gesundheitspolitik im Dritten Reich,
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lichkeiten von Konzernen und Stiftungen für die Nazi-Politik hat er
sehr früh zur Entmystifizierung dieser Legende beigetragen. Immer
wieder wurden dabei seine empirisch fundierten und quellenkritisch her-
vorragenden Arbeiten vom geschichtswissenschaftlichen Mainstream
geschnitten. Viele der früher kritisierten Analysen fanden freilich später
– nicht selten allerdings inhaltlich und politisch auf dem Kopf stehend –
Eingang in den Mainstream. 

In diesem Heft dokumentieren wir eine Studie von Karl Heinz Roth
aus dem Jahr 2001, die den ‚Krieg vor dem Krieg: Die Annexion Öster-
reichs und die Zerschlagung der Tschechoslowakei 1938/39‘ themati-
siert.16 Dieser, so die These, sei nicht alleine „geopolitisch“ zu erklären,
sondern sei wesentlich Ausdruck der sozialen und sozialökonomischen
Widersprüche innerhalb des Deutschen Reichs selbst gewesen, in der
Folge der Rüstungskonjunktur, die etwa 1937 einsetzte. Die konzeptio-
nellen Überlegungen der wirtschaftspolitisch handelnden Eliten des NS-
Regimes zu einer potentiellen Verschärfung sozialer Spannungen nimmt
Karl Heinz Roth in diesem Text mit gewohnter Akribie und Genauig-
keit ins Visier. 

Während die Frage nach dem „Krieg vor dem Krieg“ vor allem auf
ökonomische Dynamiken und Klassenkämpfe abzielt, die letztlich auch
die Dynamik von Kriegen mitbestimmen, geht es in einem zweiten hier
veröffentlichten Text um die Frage nach der Rolle der (nicht nur, aber
häufig genug linken und linksliberalen) Intellektuellen in der öffentlich-
diskursiven Begründung von Kriegshandlungen. In ‚Their Wonderful
War – Jenseits der Schmerzgrenze intellektueller Arroganz‘ greift Karl
Heinz Roth im Jahr 1991, vor dem Hintergrund einer sehr starken Anti-
kriegsbewegung in Zentraleuropa, jene Feuilletonist_innen an, die den
zweiten Golfkrieg und insbesondere die Politik der damaligen US-Ad-
ministration, einschließlich des „Einsatzes von Kernwaffen gegen den

Hamburg 1984; Angelika Ebbinghaus / Karsten Linne (Hg.), Kein abgeschlossenes Kapitel:
Hamburg im „Dritten Reich“, Hamburg 1997.

16 Karl Heinz Roth, Krieg vor dem Krieg: Die Annexion Österreichs und die Zerschlagung der
Tschechoslowakei 1938/39, in: 1999. Zeitschrift für Sozialgeschichte des 20. und 21. Jahrhunderts,
16 (2001), 1, S. 16–48.
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Irak“ (Wolfgang Pohrt) befürworteten oder diesen Krieg mit „antifa-
schistischen“ Motiven rechtfertigten, wie etwa Wolf Biermann: 

Schon ein flüchtiger Blick auf die Artikel und Statements der gegen die
Kriegsopposition angetretenen Mentalitätskämpfer macht deutlich: Sie
mobilisieren verkürzte historische Analogieschlüsse, verschieben Schuld-
zuweisungen und machen vergangene wie gegenwärtige antimilitaristische
Bewegungen für frühere wie im Verlauf des Golfkrieges möglich gewor-
dene Massenvernichtungen verantwortlich.17

Damals wie heute hat Karl Heinz Roth Versuche, neue Kriege mit „anti-
faschistischen“ Motiven zu begründen, vehement kritisiert. Er sah und
– wie man mit Blick auf die neueste Entwicklung wohl sagen kann –
sieht diese Motive selbst als Ausdruck eines tiefen Geschichtsrevisio-
nismus. In der aktuellen Debatte um die Konsequenzen des Kriegs des
russischen Staats gegen die Ukraine lässt sich dies leider ebenso zeigen
wie in Bezug auf die Kritik der Rolle von Intellektuellen in der Recht-
fertigung vergangener Kriege.18

Widerstand

Schließlich ist der dritte Strang der Arbeiten zu nennen, mit denen Karl
Heinz Roth die Geschichtswissenschaft und die politische Debatte mit-
prägte: die Untersuchung des Zusammenhangs von Krise und Wider-
stand. Dass die „andere Arbeiter_innenbewegung“ am Anfang seiner
Arbeiten der 1970er Jahre stand,19 ist insofern kein Zufall. Wie eine Be-
wegung sich erheben, sich organisieren könnte, die nicht die regressiven

17 Karl Heinz Roth, Their Wonderful War – Jenseits der Schmerzgrenze intellektueller Arroganz,
in: 1999, 6 (1991), 3, S. 96–111. Siehe den Beitrag in diesem Heft, S. 17–35, in der historischen
Veröffentlichung findet sich das Zitat auf S. 99.

18 Auch in dem Krieg Russlands gegen die Ukraine sind ähnliche Motive zur Begründung
militärischer Unterstützung sofort wieder zu hören gewesen. Einer von Karl Heinz Roth und
anderen angestoßenen Antikriegsresolution hat sich die Redaktion der Sozial.Geschichte On-
line  angeschlossen: [https://sozialgeschichte-online.org/2022/03/15/manifest-gegen-den-krieg/].

19 Karl Heinz Roth, Die andere Arbeiterbewegung und die Entwicklung der kapitalistischen
Repression von 1880 bis zur Gegenwart: ein Beitrag zum Neuverständnis der Klassengeschichte
in  Deutschland;  mit  ausführl.  Dokumentation  z.  Aufstandsbekämpfung,  Werkschutz  u. a.,
München 1974.
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Merkmale des Staatssozialismus und des Stalinismus trüge, ist immer
eine seiner großen Fragen gewesen. Dabei blickt er immer wieder auch
in die unterschiedlichen Facetten der oppositionellen Strömungen in der
historischen Arbeiter_innenbewegung, der neuen sozialen Bewegungen,
aber auch in die Verlaufsformen von „wilden Streiks“.

Zu den Beiträgen der Gastautor_innen

Marcel van der Linden tritt in seinem Text ‚Der Anarchismus: Versuch
einer sozialhistorischen Ortsbestimmung‘, statt einen ideengeschicht-
lich ausgerichteten Erklärungsansatz des Anarchismus zu wählen, für
eine materialistisch fundierte Analyse ein. Dabei definiert er ein Motiv
staatlicher Politik als eine Art „Schutzgelderpressung“, gegen die sich
Subalterne seit Jahrtausenden wendeten. Erst im „langen neunzehnten
Jahrhundert“, als die Staaten – unter Beibehaltung ihres räuberischen
Charakters – begannen, „gebende“ Funktionen zu übernehmen, Ar-
beitsbedingungen, Bildungswesen, Armenfürsorge, Wohnungswesen,
Kommunikation und Verkehr zu regulieren, seien die drei Hauptfunk-
tionen des Staates, Repression, Gewaltmonopolisierung und Machtzen-
tralisierung, in den heute bekannten Formen konstituiert worden. Der
Anarchismus als Ideologie sei das Produkt der „Scharnierzeit“, in der
der „empfangende“ Staat noch stark im Bewusstsein aller gewesen und
der „gebende“ Staat aber noch nicht voll entwickelt worden sei; seinen
größten Einfluss hatte er in der internationalen Arbeiter_innenbewe-
gung zwischen 1870 und 1940. Wo der „gebende“ Staat herrschte, hatte
der Anarchismus auf Dauer keine Chance. Seit den 1960er Jahren sind
staatsfeindliche Tendenzen in neuer Form zurückgekehrt; sie profitieren
von der allmählichen Schwächung des Staats im Zuge der Neudefinition
seiner Interventionsbereiche und der Supranationalisierung seiner Auf-
gaben. Unter diesen Bedingungen könne der (soziale) Anarchismus, so
van der Linden, zu einem wichtigen Impulsgeber für neue soziale Bewe-
gungen werden.
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Christiane Rothmalers Aufsatz „,Die Kompanie bittet um eine exem-
plarische Bestrafung’ oder ‚Ich habe mir nichts dabei gedacht, ich habe
es nicht mit Absicht getan‘“ untersucht anhand von Akten der national-
sozialistischen Militärjustiz, aus welchen Motiven die bislang nur wenig
erforschte Gruppe der Wehrmachthelferinnen verurteilt wurden, und
gibt Hinweise darauf, in welchem Maße das Verhalten der Frauen als
durch Eigensinn motiviert, wenn nicht gar als widerständig anzusehen
ist.

Hartmut Rübner setzt sich in seinem Beitrag ‚Arbeiter/innen und
Neue Linke im Protestzyklus um 1968‘ mit dem „Phänomen 1968“ aus-
einander, welches gewöhnlich als „soziale Bewegung“ interpretiert wird.
Er konstatiert, dass in den sich zu runden Jahreszahlen einstellenden
Publikationswellen zu „1968“ Arbeiter_innen als handelnde Subjekte
bislang allenfalls als Randerscheinung vorkamen. Diese Ausblendung
wird dem realen Stellenwert des „proletarischen Moments“ in diesem
Zusammenhang nicht gerecht. Im vorliegenden Artikel werden daher
verschiedene Akteursgruppen in den Blick genommen und in Bezie-
hung zueinander gesetzt: Arbeiter_innen, Neue Linke und Studierende.
Dabei wird deutlich, dass der weltweite Protestzyklus vor und nach
1968 in einen erweiterten Zeitrahmen einzuordnen ist, der von Anfang
der 1960er Jahre bis etwa 1976 reicht.

Rüdiger Hachtmann zeichnet in seinem Beitrag die Ursprünge und
historischen Verwendungen der Begriffe „Nazismus“ und „National-
sozialismus“ nach und plädiert für eine erneute wissenschaftliche Ver-
wendung des ersteren.20 Um ihre eigene Bewegung zu legitimieren,
gebrauchten die Nationalsozialist_innen in Deutschland den im 19. Jahr-
hundert erstmals erfundenen Begriff „Nationalsozialismus“. Es handelt
sich dabei also um eine Eigenbezeichnung. Heute ist er der dominie-
rende analytische Begriff, um die Besonderheit des deutschen „Natio-
nalsozialismus“ zu erfassen. Der Begriff „Nazismus“ dagegen, so argu-

20 Siehe zur Begriffsdebatte Karl Heinz Roth, Faschismus oder Nationalsozialismus? Kontrover-
sen im Spannungsfeld zwischen Geschichtspolitik, Gefühl und Wissenschaft, in: Sozial.Geschichte.
Zeitschrift für historische Analyse des 20. und 21. Jahrhunderts, 19 (2006), S. 31–52,[https://ww-
w.digizeitschriften.de/download/PPN519763432_0019/PPN519763432_0019___LOG_0035.pdf].
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mentiert Hachtmann, kann helfen, den legitimatorischen Sinn dieses
Begriffs zu umgehen. Er kann helfen, eine Bewegung und einen Staat
zu analysieren, die sich auf vier ideologische Säulen konzentrieren:
Antimarxismus beziehungsweise Antikommunismus, Rassismus und
Antisemitismus, Nationalismus, aggressiver Imperialismus.

In seinem Beitrag ‚Gedanken zum Thema: Geschichte als Beruf‘,
einer umfassenden Analyse der italienischen operaistischen Zeitschrift
Primo Maggio, untersucht Sergio Bologna, einer ihrer Begründer, der
auch seit vielen Jahrzehnten eng mit Karl Heinz Roth zusammenarbei-
tet, die Hintergründe der italienischen Klassenkämpfe der Nachkriegs-
zeit und beleuchtet, wie diese die Zeitschrift, aber auch die Historio-
graphie der Arbeiter_innenbewegung beeinflusst haben. Konnte der
„Massenarbeiter“ als neues politisches und soziales Subjekt in den
1960er und 1970er Jahren die politischen Koordinaten des National-
staates zum Teil neu beeinflussen, zeigte sich mit der Entwicklung der
Kämpfe nach der Niederlage bei FIAT im Jahr 1980, dass neue Subjekte
am Horizont auftraten. Ihre bleibende Bedeutung verdeutlicht Bologna,
indem er darstellt, wie die Zeitschrift historiographische Debatten an-
gestoßen und deren Verlauf beeinflusst hat.

Eingreifendes Aufklären – der Griff zur Notbremse

In seinen Geschichtsthesen hat Walter Benjamin die Überlegung ent-
wickelt, dass Revolutionen weniger die Lokomotiven des Fortschritts
denn ihre Notbremse seien; Notbremse des alles  verschlingenden
Mechanismus der Kapitalverwertung, der zunehmend die Bedingungen
seiner eigenen Reproduktion vernichtet und damit die Existenz der
Menschheit in ihrer Gesamtheit gefährdet. Dass das Denken über und
die Kritik der historischen Zusammenhänge nicht unterhalb dieser Abs-
traktionsebene einsetzen darf, dafür stehen die von Karl Heinz Roth
über Jahrzehnte erforschten historiographischen Ansätze, seine Ein-
würfe, seine Stellungnahmen, die bereits lange vor den in 1999 und in
Sozial.Geschichte begonnenen Auseinandersetzungen zu hören und
lesen waren. Es ist dies ein eingreifendes Aufklären aus einer Position
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des Außenseiters heraus, der dennoch mit viel Akribie, Ausdauer und
Beharrlichkeit, aber auch mit der Unterstützung durch Förderer_innen,
Freund_innen und Wegbegleiter_innen Wege und Mittel gefunden hat,
diese Betrachtungsweisen breiter zu verankern. Auch wenn manche
Hoffnungen, wie die jüngste auf eine breiter verankerte Gesundheits-
bewegung, die die Herausforderungen der Corona-Pandemie kollektiv
zu lösen wüsste, noch ihrer Abgeltung harren, ist doch vieles von dem,
was in den 1980er Jahren als randständig galt, heute in der Forschung
nicht mehr wegzudiskutieren. Dazu mit seinen Interventionen einen
wesentlichen Beitrag geleistet zu haben, quasi den Griff zur Notbremse
ermöglicht zu haben, ist ein nicht unwesentliches Verdienst von Karl
Heinz Roth, dem die Redaktion für die kritische Zusammenarbeit dankt
und dem sie noch viele ergiebige Jahre wünscht.
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Karl Heinz Roth

Their Wonderful War – Jenseits der Schmerzgrenze 
intellektueller Arroganz*

Marc Bloch, dem großen französischen Sozialhistoriker, verdanken wir
seit den 20er Jahren wichtige Reflexionen über die Frage, wie mit der
Geschichte der Mentalitäten im Kontext gesellschaftlicher Umbrüche
umzugehen sei. Verhaltensweisen, Loyalitäten und kollektive Affekte
entfalteten sich unterschwellig im Verlauf von Jahren oder Jahrzehnten,
um plötzlich in Krisen und Kriegen manifest zu werden. Sie wirkten
länger als die soziokulturellen und ökonomischen Strukturen, die sie
hervorbringen, und transformierten umgekehrt aufgrund dieses Behar-
rungsvermögens scheinbar über Nacht Herrschaftsverhältnisse und Le-
bensbedingungen. Aufgabe der historischen Analyse sei es, durch die
Einbeziehung kultureller Zeugnisse und Symbole in den bisherigen
Quellenfundus, durch verfeinerte Quellenkritik sowie mit Hilfe lingu-
istischer Methoden und quasi richterlicher Befragungstechniken den
Zeitzeugen gegenüber eine kritische Strukturgeschichte der Mentali-
täten zu entwickeln. In der Geschichtswissenschaft sah Bloch folglich
eine Instanz, die Wahrheit gerade dort zu rekonstruieren hat, wo sie am
nachhaltigsten von politischen Leidenschaften, soziokulturellen Vor-
urteilen und ökonomischen Ausbeutungsinteressen verfälscht wird. Die
Parteilichkeit historischer Forschung ist zugleich Konstante wie Vor-
bedingung dieser Wahrheit: Sie dient der sozialen, kulturellen und öko-
nomischen Emanzipation der condition humaine.

Diese bedeutsame Weiterentwicklung historisch-materialistischen Ar-
beitens in der Entstehungsphase der „Annales“-Schule war alles andere
als das Ergebnis eines weltfremden Diskurses in ein paar Gelehrtenstu-

* Erstmals erschienen in: 1999. Zeitschrift für Sozialgeschichte des 20. und 21. Jahrhun-
derts, 6 (1991), 3, S. 96–111. Wir danken Karl Heinz Roth herzlich für die Abdruckgenehmigung.
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ben und Seminarräumen von Straßburg. Sie war das Produkt trauma-
tischer politischer und militärischer Lernprozesse. In ihr hatte das de-
nunziatorische Klima der Dreyfus-Affäre, das Bloch als Angehörigen
einer jüdischen Gelehrtenfamilie herausforderte, genauso seinen Nie-
derschlag gefunden wie die Verlogenheit deutscher Fachkollegen, die
das Mittelalter in einen Legitimationsmythos reichsnationaler Macht-
staatlichkeit umdeuteten. Hinzu kamen die praktischen Erfahrungen
des ehemaligen Weltkriegsteilnehmers und Nachrichtenoffiziers Marc
Bloch, der an der Front und in der Etappe tagtäglich den Verschränkun-
gen des Gerüchts mit der psychologischen Kriegführung ausgesetzt
gewesen war. Seit es die kritisch-historische Mentalitätsforschung gibt,
sollten die Geschichtswissenschaftler und mit ihnen die publizistisch
aktiven Intellektuellen gegen den demagogischen Gebrauch von Vor-
urteilen, gezinkten Tatsachenbehauptungen, kollektiven Schuldzuwei-
sungen und von legitimatorisch verkürzten historischen Analogie-
schlüssen gefeit sein. Denn was für die kritische Rekonstruktion der
Vergangenheit recht ist, ist auch für die Orientierung in der Gegenwart
nur billig.

Doch weit gefehlt. Mit mehr als fünfzigjähriger Verzögerung kaum
adaptiert, sind die durch die „Annales“-Schule weiterentwickelten Prin-
zipien kritisch-historischer Gesellschaftsanalyse dem Restaurationspro-
zeß der 80er Jahre schon wieder zum Opfer gefallen. Postmoderne Be-
liebigkeiten ersetzen zunehmend die Quellenkritik.

Historische und sozialwissenschaftliche Forschung dient vielen nur
noch als Steinbruch für Legitimationsmuster zur Bedienung einer medi-
enpolitisch deformierten Wirklichkeit. Die einstmals in den Strukturen
der Linken beheimatete educated society prostituiert sich immer häufi-
ger mit Bruchstücken vergangener gesellschaftskritischer Erkenntnisse.
Sie wird zum Akteur und zum Objekt eines Mentalitätswandels, dessen
atemberaubendes Tempo es mehr und mehr vergeblich erscheinen läßt,
die dahinter liegenden gesellschaftlichen Transformations- und Zerstö-
rungspotentiale kritisch aufzuarbeiten. Allemal nach dem Untergang
der realsozialistischen Utopie kann das neoimperialistische Weltsystem

18



WIEDERVERÖFFENTLICHUNG / REPRINT 

der 90er Jahre auf einem individualistischen und antiemanzipatorischen
Habitus aufbauen, den die intellektuellen Eliten im voraufgegangenen
Jahrzehnt kreiert haben.

Das heißt jedoch keineswegs, daß sich auch die von vielen ihrer intel-
lektuellen Wortführer verlassenen linken Alternativbewegungen der
Metropolen an die neue Hochkultur des schnellen Geldes und die post-
moderne Hegemonie der Wirtschaftszentren über den Rest der Welt
reibungslos anpaßten. Überall da, wo sich die Auseinanderentwicklung
von Intelligenz und zunehmend proletarisierten Basisinitiativen verzö-
gerte, kam es zu Verwerfungen. In Deutschland beispielsweise verlief
der Trennungsprozeß weitaus langwieriger und widersprüchlicher als
in Frankreich, Italien, England und den Vereinigten Staaten. Eine ein-
schneidende Zäsur wurde erst 1989/90 mit der Selbstpreisgabe der DDR
spürbar, als die durch den sogenannten Einigungsprozeß ausgelöste
Dynamik auch die traditionell antistalinistischen Utopien der Linken er-
schütterte und zugleich mit der Aussicht auf eine verstärkte deutsche
Beteiligung an der restaurierten kapitalistischen One World einherging.
Der bislang dramatischste Zusammenstoß folgte dann im Januar/Fe-
bruar 1991, als sich die BRD mehr und mehr in die von den USA ange-
führte Kriegsphalanx gegen den Irak einreihte. Die Basisinitiativen der
deutschen Linken signalisierten sofort ihren Widerstand und wurden
zum Kristallisationspunkt der größten metropolitanen Antikriegsbe-
wegung.

 Entsprechend vehement machten viele ehemalige intellektuelle Linke
gegen sie mobil. Was bislang eher zögerlich begonnen hatte, mußte nun
im Parforceritt zu Ende gebracht werden: die Eindämmung und Besei-
tigung eines politischen Widerstandspotentials, das sich nicht in den in-
zwischen vollzogenen Mentalitätswechsel seiner früheren intellektuellen
Artikulationsschicht zu fügen gedenkt. Der psychologische Krieg, den
die verblassenden Integrationsfiguren der bundesdeutschen Linken zu-
sammen mit einigen Historikern in den ersten Monaten des Jahres 1991
gegen die Antikriegsbewegung vom Zaun gebrochen haben, ist ein
wichtiges Indiz für die Bedeutung des Beharrungsvermögens kollektiver
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Verhaltensweisen in einer Krisensituation, deren repressives Toleranz-
volumen als erschöpft gilt. Er liefert dem obrigkeitlichen Krisenmanage-
ment die Legitimationsgrundlage für die allfällige offene Unterdrückung
massenhafter Verweigerungsprozesse.

Nahezu zeitgleich mit der Eröffnung der Kriegshandlungen am Golf
begann die Kampagne gegen die Antikriegsbewegung. Während die Ak-
tivisten des Widerstands mit Flugblättern, Infoläden und auf Versamm-
lungen und Demonstrationen ihre Kontaktnetze reorganisierten, traten
ihnen die ehemaligen intellektuellen Mentoren in den audiovisuellen
Medien und im linken bis liberalen Pressespektrum entgegen, um ihnen
unverzüglich die Leviten zu lesen. Ihnen wurde attestiert, sie wollten
Saddam Hussein, dem Diktator von Bagdad, den Weg zu einem zweiten
München ebnen, statt sich an der Rettung der westlichen Zivilgesell-
schaft vor der arabischen Bedrohung zu beteiligen (Klaus Hartung).
Der „Pazifismus der Appeaser“ von 1938/39 wurde mit „Hitlers Ver-
nichtungswut“ auf eine Ebene gestellt: Ihr Arrangement, das mehr Men-
schenleben gekostet habe als alle vorigen Kriege zusammen, erlebe im
Golfkrieg eine Neuauflage (Jörg Friedrich). Saddam Hussein komme als
Wiedergänger Hitlers einher, wobei es diesem wie jenem unter dem Ap-
plaus ihrer kollektiv gekränkten Völker um Vernichtung und Selbst-
vernichtung als Selbstzweck zu tun sei (Hans Magnus Enzensberger).
Wer die sich gegen den irakischen „Amokläufer“ zur Wehr setzende
angelsächsische Tradition mit der Parole „Kein Blut für Öl“ denunziere,
sei unterbewußt reaktivierten nationalsozialistischen Wertvorstellungen
zum Opfer gefallen (Dan Diner). Der „Friedenshetze“ wurde offene
„Kriegshetze“ entgegengesetzt, da die pazifistische Bewegung, die selbst
der hungernden Dritten Welt die Haare vom Kopf fresse, die nukleare
Vernichtung Israels billigend in Kauf nehme (Wolf Biermann). Wolfgang
Pohrt rief in Konkret zum Einsatz von Kernwaffen gegen den Irak auf.
Detlev Claussen machte einen manichäisch-unpolitisch agitierenden
Pazifismus aus, der mit der Stilisierung der vermeintlich Mächtigeren
des Golfkrieges zu Hauptschuldigen in eine antiamerikanische Einstel-
lung gemündet sei. Henryk M. Broder schließlich brachte sein kriegs-
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psychologisches Entertainment prägnant auf den Begriff, als er sich und
seinesgleichen als einen von Talkshow zu Talkshow jettenden Teil der
Etappe beschrieb: „My Wonderful War – Ein Kriegsgewinnler berich-
tet“.

Schon ein flüchtiger Blick auf die Artikel und Statements der gegen
die Kriegsopposition angetretenen Mentalitätskämpfer macht deutlich:
Sie mobilisieren verkürzte historische Analogieschlüsse, verschieben
Schuldzuweisungen und machen vergangene wie gegenwärtige anti-
militaristische Bewegungen für frühere wie im Verlauf des Golfkrieges
möglich gewordene Massenvernichtungen verantwortlich. Sie bedienen
sich uneingeschränkt des Arsenals der Gegenaufklärung, indem sie kri-
tisch-analytische Denk- und Argumentationsweisen beiseiteschieben.
Kriegsgeschrei und Gegenaufklärung kamen immer Hand in Hand da-
her, gewiß. Jedoch sollte der Gewinn, den die intellektuellen Renegaten
der Linken dabei einstreichen, nicht unterschätzt werden. Je gewichti-
ger ihre arbeitsteiligen Funktionen im Verbund innenpolitischer Feind-
erklärung werden, desto rascher steigt ihr Gebrauchs- und Marktwert.
Insofern erwies sich dieser Krieg tatsächlich als ihr wundervoller Krieg:
Wer bis zum Cable News Network (CNN) vordrang, konnte sich zur
Spitze rechnen und die Teilnehmer an den läppischen Talkshows von
RTL Plus und WDR genauso wie die Kommentatoren der Tageszeitung
auf die Plätze verweisen. Und wer nach der erfolgreichen Reaktivierung
des linken Antisemitismus-Vorwurfs den Blick über den Tellerrand rich-
tete, der wähnte sich der Zukunftsaufgabe nahe, nach der Eindämmung
des antimilitaristischen Aufbegehrens an die Seite der erneuerten ame-
rikanischen Führungsmacht zu treten, um ihr in Fragen der globalen
Innen- und Sozialpolitik „das eine oder andere anzubieten“ (Micha
Brumlik). Die kommende pax americana bliebe fürwahr ein Koloß auf
tönernen Füßen, wenn sie sich nicht bei der Neuordnung des Nahen
Ostens ihrer deutschen Juniorpartner bediente.

All diese vordergründigen Vorteile und Sinnstiftungen verblassen in-
dessen vor dem mit ihnen verbundenen affektiven Bilanzgewinn. Und
der ist so groß, daß sich inzwischen auch wohlsituierte Professoren der
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bundesdeutschen Geschichtswissenschaft an die ehemals linksintellek-
tuellen Retter der Zivilgesellschaft vor der irakisch-arabischen Bedro-
hung angehängt haben. Endlich können verdrängte Selbstvorwürfe, der
Verstrickung der eigenen Eltern- und Lehrergeneration in den Völker-
mord an den Juden keine einzige größere Forschungsarbeit gewidmet
und aus ihren Ergebnissen die Konsequenzen gezogen zu haben, beru-
higt werden. Denn ein zweiter Hitler ist aufgetaucht, dem man diesmal
nach seinen Vernichtungsdrohungen gegen Israel um so nachhaltiger
das Handwerk legen kann. Hat doch der Diktator von Bagdad in der
Agonie seines regionalen Expansionismus die traumatische Identität
von NS-imperialistischer Moderne und industrialisiertem Massenmord
propagandistisch so reaktiviert, daß er die Kinder der Täter zur Über-
tragung ureigenster Schuldgefühle nachgerade einlädt. Jetzt brauchen
die jahrzehntelang untätig gewesenen Professoren nur der Vernichtung
des Late Comer am Euphrat mitsamt seiner Armee, seiner technokra-
tischen Elite und großen Teilen der von ihm unterjochten Bevölkerung
zu applaudieren, und schon werden die qualvollen Schuldgefühle wegen
der unaufgearbeiteten Völkermorde des deutschen Faschismus be-
schwichtigt. Da Auschwitz sie im Schrecken der letzten Wochen gelehrt
hat, daß es Schlimmeres gibt als Krieg, und da die professoralen Kinder
der Auschwitz-Täter als Konsequenz der Verdrängung auch die Weiter-
gabe der damit verbundenen Vernichtungstechnologie nicht zu verhin-
dern vermochten, werden sie aber erst nach der Gutheißung des in-
folgedessen erforderlich gewordenen Präventionskrieges am Golf die
Absolution erhalten. Der Einwand gegen diese Vision ins Gleichgewicht
zurückstrebender Gefühlshaushalte, daß der von ihnen gutgeheißene
Krieg Abertausende unbeteiligter Zivilisten das Leben gekostet hat,
wird in der Erklärung der Historiker noch nicht einmal erwogen. Auch
die banalste aller Schlußfolgerungen, nämlich die Forderung nach der
Enteignung und Liquidierung der heutigen Exportunternehmen des
Todes, ist ihnen nicht eingefallen. Mit historisch-kritischen Argumen-
ten und zwingenden politischen Forderungen können die in der Glei-
chung Hitler = Saddam personalisierten Mechanismen der Schuldüber-
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tragung bei vielen Exponenten der akademischen Schicht genauso wenig
aufgehalten werden wie die ihnen voraufgegangenen Projektionen der
ehemaligen Linksintellektuellen auf die Antikriegsbewegung.

Spätestens hier muß jedoch angemerkt werden, daß der Golfkrieg
keineswegs mit dem Ziel entfesselt wurde, die affektiven Befindlich-
keitsstörungen der deutschen educated society zu kurieren, wenngleich
der Effekt der Selbstheilung, ein beeindruckend demagogischer Furor
gegen die Friedensbewegung, den Optanten eines deutschen Kriegsein-
tritts Wasser auf die Mühlen leitete. Als der Irak Anfang August 1990 in
Kuwait einmarschierte, verfolgte er klar umrissene Ziele: Streichung der
zehn Milliarden Dollar Schulden beim Emirat, Zugeständnisse in der
Ölpreispolitik und Überlassung umstrittener Erdölfördergebiete in der
Grenzregion gegen baldigen Rückzug. Es war ein schmutziger Deal, der
da angeboten wurde, und er bezweckte die ökonomische Stabilisierung
der durch den achtjährigen Krieg gegen Iran schwer angeschlagenen
irakischen Entwicklungsdiktatur.

Aus der Erpressung wurde nichts, und infolgedessen war ein neuer
innerarabischer Konflikt mittlerer Größe in Szene gesetzt. Damit hatte
der Irak durchaus gerechnet, und mit einer eher bismarckianisch denn
hitlerisch wirkenden Gründlichkeit hatte sich Saddam Hussein zuvor
bei der amerikanischen Botschaft rückversichert, daß er auch in den Au-
gen der Supermacht nicht zu weit vorpreschte. Diese Rückversicherung
war echt, und dennoch hatte Saddam sich verrechnet. Wie wir den seit
Ende 1990 öffentlich zugänglichen Dokumenten zur Entstehung des
Golfkrieges entnehmen können, empfahl der Stabschef des Weißen
Hauses dem US-Präsidenten schon am 3. August 1990 ein militärisches
Eingreifen gegen Saddam mit dem Ziel, ihn massiv zu schlagen und
„auszulöschen“. Präsident Bush entschied sich entsprechend, setzte
König Fahd von Saudi-Arabien unter Druck und gab grünes Licht für
den Truppenaufmarsch noch vor dem „Hilferuf“ Fahds vom 6. August,
der die „Operation Wüstenschild“ offiziell in Gang setzte. In einem
Geheimprotokoll wurden für die Nachkriegszeit US-Stützpunkte in
Bahrain und im rückeroberten Kuwait zugesichert.
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Somit steht fest, daß die US-Administration ein vom Irak mit mili-
tärischen Mitteln inszeniertes Erpressungsmanöver gegen Kuwait arg-
listig ausnutzte, um einen aggressiven Vernichtungskrieg vom Zaun zu
brechen. Die Koalitionäre dieses Krieges, keineswegs nur die arabischen,
wurden massivem Druck ausgesetzt. Genauso wurden alle Vermittlungs-
versuche hintertrieben.

Soviel zur Entstehungsgeschichte des Golfkrieges. Sie ist sicher noch
unvollständig, aber es scheint, daß das erst in Jahrzehnten zur Verfü-
gung stehende Quellenmaterial ihre Schlüsselaspekte nicht mehr kor-
rigieren wird. Der Irak fühlte sich zu einer militärischen Faustpfand-
operation ermuntert, um seine Schulden aus dem – von den West-
mächten massiv unterstützten – Krieg gegen Iran zu konsolidieren. Die
Faustpfandoperation wurde zur Falle, die einen großangelegten Angriffs-
krieg der USA legitimierte. Daran ändert die Tatsache nichts, daß sich
eine breite Koalition – einschließlich Ägypten, Syrien und Saudi-Ara-
bien – anschloß, bis schließlich sogar der Sicherheitsrat der Vereinten
Nationen mit einem Ultimatum für eine nicht mehr zu überbietende
internationale Legitimation sorgte. Die USA hatten ihren großen Krieg,
was natürlich die – wahrscheinlich von vornherein einkalkulierte –
Unflexibilität des irakischen Aggressors voraussetzte. Die Unerbitt-
lichkeit, mit der die US-Administration seit dem 3. August 1990 auf
diesen Krieg zusteuerte, ist nach dem Studium der inzwischen bekann-
ten Dokumente evident. Gerade weil das so ist, muß diese erstaunli-
che Aktivität erklärt werden.

Erstens ist mit Noam Chomsky auf den Tatbestand hinzuweisen, daß
die USA gegenwärtig dabei sind, ihre ökonomische Weltmachtrolle zu
verlieren. Die USA haben in den vergangenen zwei Jahrzehnten gegen-
über Japan und Westeuropa ständig an Konkurrenzfähigkeit eingebüßt.
Nur noch in wenigen Industriezweigen sind sie international führend.
Finanzpolitisch sind sie aufgrund ihrer astronomisch gewachsenen
Haushaltsdefizite am Ende. In dieser Situation spielen die USA ihre
letzte Karte: die militärische. Sie vermieten quasi ihre Armee. Als Welt-
polizist auf Pump hoffen sie, eine Neuauflage der pax americana durch-
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zusetzen. Diese langfristige Option verbindet sich mit Anstrengungen
zur inneren Krisenbewältigung: „Ein rascher Triumph über Saddam
wäre auch ein Sieg gegen die US-Rezession“ (Forbes, Nr. 2/91, S. 11).

Zweitens ist es alles andere als Zufall, daß der geleaste Weltpolizist
gegen die irakische Entwicklungsdiktatur antritt. Das militärische Ex-
empel, das gegenwärtig an ihr statuiert wird, soll den internationalen
Wirtschaftszentren die Fortdauer ihrer Kontrolle über das OPEC-Kar-
tell und damit einen niedrigeren Rohölpreis sichern. Das ist nur mög-
lich, wenn keines der Länder der Golfregion, in der mehr als ein Drittel
der Welterdölvorräte liegt, eine regionale Vormachtstellung erringt.
Einer solchen Stellung war der Irak immer näher gekommen, umso
mehr, wenn es ihm gelungen wäre, das militärische Erpressungsmanöver
gegen Kuwait erfolgreich zu beenden. Just jenes Land, das im Jahrzehnt
zuvor mit massiver westlicher Hilfe Krieg gegen Khomenis Iran geführt
hatte, mußte jetzt in dem Boden gestampft werden.

Drittens nützte der Golfkrieg der internationalen Rüstungslobby, und
zwar an erster Stelle der US-amerikanischen Rüstungsindustrie. Mit
dem Zerfall des Warschauer Paktes und dem Ende des Kalten Krieges
war ein gewaltiger Argumentationsdruck zugunsten weltweiter Abrüs-
tung und Reduktion der Militärausgaben entstanden. Die von der US-
Administration ausgenutzte Irak/Kuwait-Krise brachte innerhalb we-
niger Wochen die Trendwende. Seit Januar/Februar dieses Jahres wur-
den alle neuen Waffen vorgeführt, die im wesentlichen in den 70er und
80er Jahren entwickelt worden waren. Die High-Tech-Waffen des elek-
tronischen Krieges werden nun zur Zerschlagung eines Militärpotentials
eingesetzt, das nach der Eindämmung des iranisch-schiitischen Funda-
mentalismus dysfunktional geworden ist. Zukünftige Entwicklungs-
diktaturen sollen es nicht mehr wagen, den Weg zu beschreiten, den
Saddam Hussein gegangen ist.

Viertens muß darauf hingewiesen werden, daß im Irak/Kuwait-Kon-
flikt eine Kompradoren-Oligarchie herausgefordert wurde, deren Be-
deutung für Weltfinanz und Weltwirtschaft seit der Einführung des so-
genannten Petrodollar-Recycling in den 70er Jahren ständig gewachsen
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ist. Aufgrund seines ungeheuren Volumens hat der Mechanismus des
Rücktransfers der Erdöleinnahmen aus den OPEC-Diktaturen in die
Finanzmetropolen New York, London und Paris die gesamten welt-
wirtschaftlichen Strukturen verändert. Sie werden in erster Linie von
Finanztransaktionen beherrscht, dicht gefolgt von parasitären Anla-
gesphären (Rüstung, Luxusindustrie), während die klassischen wirt-
schaftspolitischen Investitionsfelder ins Hintertreffen geraten sind.
Folglich stehen die vom Irak angegriffenen Kompradoren Kuwaits für
eine immer dominanter gewordene Herrschaftselite des Weltsystems,
dessen Akkumulationsstruktur von ihr zunehmend dereguliert wird.
Und insofern spricht viel dafür, daß sich die bisherigen Abhängigkeits-
verhältnisse zwischen Weltmacht und Kompradoren-Rentiers zuneh-
mend umkehren. Hier könnte der wichtigste Grund liegen, der Präsi-
dent Bush veranlaßte, gerade am Beispiel des Irak/Kuwait-Konflikts zur
Rolle des Weltpolizisten auf Leasing-Basis Zuflucht zu nehmen. Das
strategische Modell der debt economy wurde befestigt.

So weit die Rahmenbedingungen eines klassischen Konflikts zwi-
schen einer imperialistischen Großmacht und einem Schwellenland, das
versucht hat, in einer weltwirtschaftlichen Schlüsselregion eine Vor-
machtstellung zu erringen. Sie erscheinen in fast allen Aspekten banal,
so banal wie die gesamte bisherige Geschichte imperialistischer Macht-
und Wirtschaftspolitik. Die Aggressionshandlung eines bislang am Gän-
gelband regionaler Konfliktstrategien gehätschelten Late Comer wird –
für diesen unerwartet – zum großangelegten militärischen Gegenschlag
genutzt, um das bisherige Mächtedispositiv der Region grundlegend re-
vidieren zu können. Die dabei für erforderlich gehaltenen Kriegshand-
lungen werden im Rahmen einer möglichst breiten Allianz, darunter
vor allem der loyal gebliebenen regionalen Satelliten, geplant und durch-
geführt, weshalb ihnen in Übereinstimmung mit dem gewählten Kriegs-
grund der Mantel einer uneigennützigen Befriedungsoperation umge-
hängt wird. Dabei kommt es schon im Vorfeld der ins Auge gefaßten
Fortsetzung der Diplomatie mit anderen Mitteln darauf an, die bishe-
rigen Konflikte der regionalen Satelliten untereinander zu überspielen,
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was zur Folge hat, daß sich die Erscheinungsformen bisheriger Ab-
hängigkeiten von der kriegstreibenden Supermacht verändern. Neben
den sichtbaren Koalitionären des Waffengangs müssen folglich bislang
besonders favorisierte Bündnispartner unsichtbar bleiben: Die im Hin-
tergrund agierenden Kriegsteilnehmer können sich eines wahren „Krie-
ges de luxe“ erfreuen (Jizchak Rabin), der da gegen ihren inzwischen
gefährlichsten Kontrahenten geführt wird. Dieser offizielle und in den
sichtbaren Komponenten des Kriegstheaters auch demonstrierte Zu-
schauerstatus muß selbst dann noch beibehalten werden, wenn der zur
Strecke zu bringende Feind sein Operationsdispositiv auf die bislang
ungelösten regionalen Konfliktszenarien ausrichtet, um seine Einkrei-
sung zu durchbrechen. Das gesamte hier resümierte Schema ist seit etwa
150 Jahren bestens erprobt. Es ist typisch für regionale Konfliktkon-
stellationen, in denen eine imperialistische Großmacht einen wider-
spenstig gewordenen Satelliten in die Falle lockt und exemplarisch
abstraft, um die politisch-ökonomischen Kräfteverhältnisse in einer stra-
tegisch bedeutsamen Weltregion mit ihren gewandelten globalen Inter-
essen in Übereinstimmung zu bringen. Begrenzt können solche Befrie-
dungsaktionen in den Wetterwinkeln des Weltsystems nur so lange
bleiben, wie die anderen Großmächte sich nicht tangiert fühlen oder
sich außerstande sehen, Gegenpositionen aufzubauen.

Typisch ist auch das Phänomen, daß die Breite der unter dem Druck
der Supermacht aufmarschierten beziehungsweise in Reserve gehaltenen
Kriegskoalition eine vielschichtige Kriegszieldebatte zur Folge hat. Vom
Hauptaggressor bis zu den  fund raisers und Logistikverwaltern ver-
folgen die Koalitionäre je nach der Verfassung ihrer innenpolitischen
Fronten und ihren spezifischen Regionalinteressen ein Bündel von Ziel-
vorgaben, deren Radikalität mit der Brutalisierung des Kriegsverlaufes
gewöhnlich zunimmt. Es gibt deshalb immer fließende Übergänge zwi-
schen Minimal- und Maximalforderungen, deren Rahmenbedingungen
durch die schon vor der Entfesselung des Krieges festgelegten Opti-
onen der involvierten Supermacht abgesteckt sind. Das elementare
Kriegsziel der USA bestand darin, nach der Rückeroberung Kuwaits

Sozial.Geschichte Online  33 (2022) 27



und der Zerstörung von Kriegspotential und Infrastruktur des Irak in
der Golfregion militärisch präsent zu bleiben und sich mit der direkten
Kontrolle über die Erdölquellen die Fortsetzung der debt economy eines
überwiegend militärischen Akkumulationsmodells zu sichern. Unter
dieser Voraussetzung sollen neben den Scheichtümern vor allem die
nichtarabischen Mächte des Nahen und Mittleren Ostens (Israel, Türkei
und Iran) gestärkt werden, um unter Einbeziehung der arabischen Koa-
litionspartner Ägypten und Syrien ein neues Gleichgewicht der Kräfte
herzustellen. Der Krieg gegen den Irak wurde zum Vehikel, das die seit
Jahrzehnten vertagten regionalen Konflikte unter den Augen der Super-
macht lösen soll. Wie die Ereignisse seit dem Waffenstillstand inzwi-
schen zeigten, sind die USA jedoch noch immer weit davon entfernt.
Die Gefahr, daß sich der Nahe und Mittlere Osten nun endgültig in das
Schlachthaus der Welt verwandelt, ist riesengroß. Die Perspektive des
Nord-Süd-Krieges und die sich daraus entwickelnden Tendenzen des
Völkermordes an nationalen und ethnischen Minderheiten erweisen sich
mehr und mehr als der wesentliche Inhalt der von US-Präsident Bush
propagierten „globalen Neuordnung“.

Demgegenüber ist die antiimperialistische Restlinke des Nahen und
Mittleren Ostens weitgehend verstummt. Die linkssozialistischen Strö-
mungen Palästinas, Ägyptens, Israels und Kurdistans haben ihre sozi-
ale Basis verloren. Die Massenarmut und die Millionen Migrationsarbei-
ter des Nahen Ostens sind zur ohnmächtigen Verfügungsmasse einer
Kriegslogik geworden, die den Konfrontationslinien zwischen imperia-
listischer Großmacht und mißliebig gewordener Entwicklungsdiktatur
unterworfen ist. Selbst wenn es relevante Ansätze zu einer regionalen
Klassenkampfperspektive gäbe, die jenseits der Kriegszielplanungen der
USA-Koalition und des arabischen Entwicklungsnationalismus des Irak
auf den Sturz aller Spielarten des Despotismus, die Beseitigung ihrer
Zwangsarbeitersysteme, die Vergesellschaftung der Erdölquellen und
-revenuen und die Befreiung aller unterdrückten Minderheiten setzten,
so fänden sie gegenwärtig keinen Widerhall mehr. Noch nicht einmal
der Übergang des Krieges in seine zweite Phase, die des innerirakischen
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Bürgerkrieges, hat diese Perspektive zu aktualisieren vermocht, sondern
zum Massaker an den schiitischen und kurdischen Minderheiten ge-
führt.

Um dieser einzigen Alternative zum nahöstlichen Schlachthaus lang-
fristig wieder eine Chance zu geben, muß von den Widerstandsbewe-
gungen der kriegführenden Metropolen die sofortige Einstellung aller
Kampfhandlungen, der Rückzug aller Interventionstruppen, die Räu-
mung aller besetzten Gebiete – Kuwait, Gaza, jordanisches Westufer,
Kurdistan –, die Einstellung aller Waffen- und Rüstungslieferungen
mit entsprechenden Existenzgarantien für Israel und dem Selbstbestim-
mungsrecht für Palästinenser und Kurden durchgesetzt werden. Diese
Forderungen werden von der bundesdeutschen Antikriegsbewegung
schon erhoben. Ihre politische Bedeutung besteht jenseits ihrer zumeist
spontan antimilitaristischen Selbstvergewisserung darin, daß sie eine
elementare Voraussetzung definiert, ohne die es keine sozialistisch-anti-
imperialistische Perspektive im Nahen und Mittleren Osten mehr geben
kann.

Wohl wahr: In den Erklärungen der einen möglichst umfassenden
Kriegsbeitrag herbei schreibenden deutschen Intellektuellen und His-
toriker kommt die hier kursorisch versuchte Bezugnahme auf Entste-
hungsgeschichte, Hintergründe und Kriegsziele des Golfkrieges noch
nicht einmal in Nebensätzen vor. Sie betrachten es überhaupt nicht
mehr als ihre Aufgabe, den tatsächlichen Konfliktursachen auf den
Grund zu gehen und nach einer Analyse der komplexen Macht- und
Interessenkonstellationen möglichst differenziert Stellung zu beziehen.
Die Entwicklung eigenständiger Positionen ist nicht mehr gefragt, und
deshalb wird auf die Erarbeitung entsprechender analytischer Voraus-
setzungen generell verzichtet. Die linksintellektuellen Renegaten und
die Geschichtsprofessoren sind zur Kriegspartei gestoßen, sie stellen ihr
argumentatives Potential vorbehaltlos der von den USA angeführten
Kriegskoalition zur Verfügung, wobei sie mehrheitlich für maximalis-
tische Kriegsziele eintreten. Fernab aller kritisch differenzierenden
Gesamteinschätzung werden nur noch fragmentierte  Argumentati-
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onsmuster vorgetragen, die ganz darauf zurecht geschnitten sind, den
pazifistischen Kontrahenten in einem dichotomisch angelegten Um-
kehrschluß die eigene affektive Parteinahme anzuhängen. Die Mobili-
sierung von Schuldgefühlen und affirmativen Schuldzuweisungen hat
die argumentative Auseinandersetzung völlig verdrängt. Im folgenden
sollen die wichtigsten ideologischen Versatzstücke zusammengestellt
und kursorisch hinterfragt werden. Das Hauptaugenmerk wird dabei
auf diejenigen Stereotypen gerichtet, die in den Verlautbarungen und
Appellen am häufigsten wiederkehren.

Wiederherstellung der Normen des Völkerrechts

Ohne Zweifel hat der Irak Kuwait völkerrechtswidrig überfallen und
nach dem Scheitern seines ökonomischen Erpressungsmanövers annek-
tiert. Doch haben diejenigen, die sich seit August 1990 zu internationa-
len Richtern über Saddam aufschwingen, keinerlei Recht zur Kritik. Was
im Irak/Kuwait-Konflikt geschah, gehört zu den Geschäftsgrundlagen
jenes Systems, dem beide Regime zuzuordnen sind. Sie sind sogar selbst
aufgrund ihrer Entstehungsgeschichte Produkte völliger völkerrecht-
licher Willkür, da sie ihre Entstehung einer in aller Offenheit exekutier-
ten Neuverteilung der nahöstlichen Einflußsphäre durch England und
Frankreich nach dem Ende des Ersten Weltkrieges verdanken. Das Völ-
kerrecht war allemal in Bezug auf die drei Kontinente eine Funktions-
variante des imperialistischen Systems ohne jegliches Eigengewicht. Im
Nahen und Mittleren Osten ist es von denen, die sich jetzt lautstark dar-
auf berufen, bis in die 80er Jahre verhöhnt worden. Erinnert sei an die
Massaker und Staatsstreiche der 40er und 50er Jahre zur Durchsetzung
der US-Hegemonie über die nah- und mittelöstlichen Erdölressourcen,
an die Zerstörung der antiimperialistischen Befreiungsbewegungen der
Golfstaaten während der 70er Jahre, an den israelischen Einmarsch in
den Libanon 1982, aber auch an die Tatsache, daß den völkerrechtlich
bindenden UN-Resolutionen zur Palästinafrage keineswegs durch Ulti-
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maten oder gar militärische Sanktionsdrohungen Geltung verschafft
worden ist.

Saddam = Hitler

Mit seiner Vernichtungsdrohung gegen Israel hat der Despot von
Bagdad die Erinnerung an die Massenvernichtung der europäischen
Juden durch die NS-Diktatur wachgerufen. Auf diese Drohung sind Ra-
ketenangriffe gegen israelische Bevölkerungszentren gefolgt, um durch
die Provokation eines israelischen Gegenschlages die USA-Koalition
aufzusprengen. Der angedrohte Genozid war Teil der militärisch-ope-
rativen Planungen des irakischen Diktators und ist dann nach dem
Waffenstillstand unter den Augen der Sieger gegen die innerirakischen
Aufstandsbewegungen der Schiiten und Kurden praktiziert worden, be-
vor eine internationale Protestwelle den Stop erzwang. Im Unterschied
dazu betrieben Hitler und die NS-Elite den Völkermord an den Juden,
Zigeunern und osteuropäischen Völkern als Kernstück ihrer sozial-
darwinistischen Weltherrschaftsstrategie, das heißt ohne direkte Bezie-
hung zur operativen Ebene ihrer Kriegshandlungen. Während Kriegs-
verbrechen wie die im Golfkrieg seitens des irakischen Regimes zu
verantwortenden sich in vielen militärischen Konflikten dieses Jahrhun-
derts nachweisen lassen, war die Völkermordpolitik des Nazismus ein
singuläres Ereignis, das seine gesamte Expansions- und „Neuordnungs“-
Strategie bestimmte. Dabei war Hitler im Gegensatz zu Saddam Hussein
eine eher schwache Herrschaftsfigur, in der sich die Weltmachtambiti-
onen der traditionellen Eliten des deutschen Imperialismus mit dem
Sozialrassismus und Antisemitismus der NS-Bewegung koordinierten.
Der von ihm repräsentierte NS-Imperialismus aber muß als eine spezi-
fische Variante der entwickelten kapitalistischen Gesellschaften der 30er
Jahre gelten, die sich durch eine besonders aggressive und expansionis-
tische Strategie der Krisenüberwindung auszeichnete. Saddam Hussein
dagegen dirigiert als Alleinherrscher eine bis vor kurzem vom Westen
hochgerüstete Entwicklungsdiktatur mit regional begrenzten Expansi-
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onszielen. Die Spielart des arabischen Nationalismus, die ihn hervor-
gebracht hat, hat sich zweifellos einige Elemente aus den faschistischen
Bewegungen der 30er Jahre angeeignet, um eine ethnisch zerrissene
ehemalige britische Halbkolonie politisch zu verklammern. Trotz dieser
Anleihen erscheint es jedoch unangebracht, den Autokraten eines kapi-
talistischen Schwellenlandes mit dem von den diktatorischen Machteli-
ten einer voll entwickelten kapitalistischen Klassengesellschaft auf den
Schild gehobenen „Führer“ gleichzusetzen.

Der Pazifismus als Steigbügelhalter Hitlers 
(und Saddams)

Der linke und linksbürgerliche Pazifismus war einer der Hauptfeinde
der militärischen, wirtschaftlichen und politischen Machtträger der NS-
Diktatur. Mit seinen Enthüllungen und Kampagnen gegen die geheime
Wiederaufrüstung hat er in der Weimarer Republik und in der Weltwirt-
schaftskrise den Formierungsprozeß der wichtigsten Machtträger des
deutschen Faschismus wirkungsvoll behindert. Entsprechend rigoros
wurde der Pazifismus vor und nach 1933 verfolgt.

Von diesen Erfahrungen ist die gegenwärtige antimilitaristische Be-
wegung geprägt. Als Teil der Linken war sie die einzige Kraft, die in den
80er Jahren die bundesdeutschen Rüstungsexporte in internationale
Spannungsgebiete, vor allem den Nahen und Mittleren Osten, aufdeckte
und bekämpfte. Sie ist dadurch in jeder Hinsicht legitimiert, sich gegen
eine deutsche Kriegsbeteiligung am Golf zu engagieren. Wer ihr dieses
Recht abspricht oder sie in einen kollektiven Vorwurf gegen die deut-
sche Mitverantwortung an der Aufrüstung des Irak einbezieht, ist dem-
agogisch. Nachgerade pervers mutet die Tendenz an, den Pazifismus
überhaupt zum Hauptverantwortlichen hochzustilisieren und nicht
etwa Wirtschaft, Regierung und Außenhandelsbehörden, die wesentlich
zur Aufrüstung des Irak beigetragen und von ihr profitiert haben.
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Appeasement 1938/39 = 1990/91

Die Mobilisierung und Übertragung des München-Traumas von 1938
auf die aktuelle Antikriegsbewegung geht bewußt von deren Gleichset-
zung mit Daladier und Chamberlain, den damaligen Verhandlungspart-
nern Hitlers, aus. Diese beiden Appeaser waren jedoch weder Pazifisten
noch Delegierte einer Antikriegsbewegung, sondern Repräsentanten
imperialistischer Mächte, die 1938/39 mit dem deutschen Faschismus
ein spezifisches Geschäft machten: Sie gaben ihm freie Hand gegen die
osteuropäischen Staaten sowie die Sowjetunion und gestanden ihm in
Südosteuropa eine Einflußsphäre zu. Damit sollte dem militärischen
und ökonomischen Wiedererstarken Deutschlands Rechnung getragen
werden. Der deutsche Faschismus hat sich jedoch an die ihm angetra-
gene innerimperialistische Arbeitsteilung nicht gehalten und die Resul-
tate des Appeasement im Griff nach der Weltmacht übertrumpft.

Entbehrt schon der historische Vergleich jeglicher Grundlage, so er-
scheint die Behauptung, die Antikriegsbewegung von heute stehe in
einem analogen Appeasement-Verhältnis zum Irak, doppelt absurd. Denn
erstens ist die Friedensbewegung heute wie damals nicht an die Schalt-
hebel imperialistischer Machtpolitik vorgerückt, und zweitens ist der
Krieg, gegen den sie sich wendet, das Resultat einer erst nach mehr als
zehn Jahren für gescheitert erklärten Bündnispolitik der imperialisti-
schen Hauptmächte mit dem Irak. Der deutsche Faschismus war 1938
vergeblich in das imperialistische Machtdispositiv integriert worden,
weil er den „Bolschewismus“ vernichten sollte; Saddam hatte man 1980
höchst erfolgreich zur Eindämmung des iranischen Fundamentalismus
vorgeschickt.

Gute Waffen – Böse Waffen

Der Friedensbewegung wird das Recht zur Mobilisierung gegen den
Golfkrieg abgesprochen, weil in ihm auf der Seite des Irak Massenver-
nichtungswaffen aus deutscher Produktion und Entwicklungshilfe im

Sozial.Geschichte Online  33 (2022) 33



Spiel sind, die militärisch ausgeschaltet werden müßten. Die Argumen-
tation läuft darauf hinaus, die „bösen“ Produkte der deutschen Rüs-
tungsindustrie seien durch „gute“ Produkte zu neutralisieren. Konkret
ging es vor allem um die deutsche Finanzierung von Raketenlieferungen
aus amerikanischen Beständen, die zur Abwehr der unter deutscher Be-
teiligung weiterentwickelten irakischen ballistischen Träger für Massen-
vernichtungswaffen geeignet sind. Dabei spielte vor allem ein drohen-
der Giftgasangriff des Irak gegen Israel eine Rolle, der nur durch den
Transfer deutscher Vernichtungstechnologie möglich geworden ist. In
diesem Fall wäre zweifelsfrei die Kontinuität zur Massenvernichtung
der europäischen Juden durch den deutschen Faschismus, die wesent-
lich durch Giftgas erfolgte, hergestellt.

Dieser wahrhaft traumatisierenden Argumentationskette ist jedoch
eine Menge entgegenzuhalten:

1. Die Antikriegsbewegung war auch in diesem Fall die einzige Kraft,
die in den vergangenen Jahren vehement und auf vielfältige Weise gegen
die deutschen Exporteure des Todes vorgegangen ist. Wenn sie dabei
nicht stark genug war, um die nun zutage tretenden Proliferationsfol-
gen zu verhindern, so kann ihr daraus nicht der Umkehrschluß aufge-
zwungen werden, sich nunmehr für den Export der vermeintlichen Wie-
dergutmachungswaffen einzusetzen.

2. Der beste Schutz vor der drohenden Apokalypse war und ist die
sofortige, bedingungslose Einstellung der Kampfhandlungen, die Rück-
kehr zu Konfliktlösungen auf Verhandlungsebene und die Sicherung des
Existenzrechts aller ethnischen Minderheiten durch einen umfassenden
Demokratisierungsprozeß.

3. Alle Massenvernichtungswaffen müssen aus dem Krisengebiet ab-
gezogen werden, denn auch auf der Seite der Anti-Irak-Koalition gab
und gibt es Vorbereitungen zu und Drohungen mit dem Einsatz von
Massenvernichtungswaffen.

4. Es gibt keine guten und bösen Waffen, weil durch ihren Einsatz in
allen Fällen Menschen getötet werden. Das Lebensrecht der irakischen
Bevölkerung ist genauso unantastbar wie das der Bevölkerung von Israel
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und der ethnischen Minderheiten im Nahen und Mittleren Osten. Wer
hier mit dem Hinweis auf das Trauma des faschistischen Völkermordes
an den Juden Unterschiede machen will, landet unweigerlich bei Be-
gründungszusammenhängen, die rassistisch sind.

5. Die einzige Lehre aus der traumatischen Erfahrung der vergange-
nen Monate kann sein, den Widerstand gegen Rüstungswirtschaft und
Rüstungsexporte noch intensiver zum Bestandteil von linker Politik und
von sozialen Kämpfen zu machen.

Zweifellos werden in den kommenden Monaten weitere Legitimati-
onsmuster zur Eindämmung der Antikriegsbewegung mobilisiert wer-
den, wenn der Golfkrieg in seiner innerirakischen Bürgerkriegsphase
weiter andauert, die Bundesrepublik im Fall neuerlicher Eskalationen
direkt mitkämpfende Partei wird und tatsächlich Massenvernichtungs-
waffen eingesetzt werden. Aber selbst wenn uns dieses Grauen erspart
bleibt und der Völkermord an den ethnischen Minderheiten des Irak
endgültig verhindert würde, wird auch in der Bundesrepublik nichts
mehr so sein wie früher. Die Schlammschlacht gegen die Antikriegs-
bewegung hat schon jetzt jene Schmerzgrenze überschritten, wo die
Möglichkeit der argumentativen Auseinandersetzung mit ihren Urhe-
bern an ihre Grenzen gerät. Es sind tiefe Wunden geschlagen worden.
Die Antikriegsbewegung wurde in einem Ausmaß zum Adressaten
kollektiver Schuldübertragungen gemacht, das jeglicher Beschreibung
spottet. Zusammen mit den sozialen Alternativbewegungen steht sie
als Sündenbock da, bloß weil sie sich weigert, den herrschaftsloyalen
Mentalitätswandel ihrer früheren Artikulationsschicht in den Reihen der
educated society nachzuvollziehen. Es bleibt zu hoffen, daß sie trotzdem
standhält. Als Hoffnungsträger einer linkssozialistisch-antiimperialis-
tischen Tradition sollte ihr mehr vergönnt sein als die nur historische
Gewißheit, in einer Situation epochaler Herausforderungen an einem
gesellschaftsemanzipatorischen Anspruch festgehalten zu haben, der
die Zustimmung zu den neuen Szenarien imperialistischer Nord-Süd-
Hegemonie verweigert.
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Karl Heinz Roth

Krieg vor dem Krieg: Die Annexion Österreichs 
und die Zerschlagung der Tschechoslowakei 
1938/39*

Im Februar/März 1938 erkannten die Führungsschichten der NS-Dik-
tatur, daß ihr Vorhaben, Wirtschaft und Gesellschaft in militärische
Gewaltapparate für den auf das Jahr 1942 datierten „Endkampf“ um die
Vorherrschaft über Europa und die Welt zu verwandeln, auf der Hälfte
der bislang zurückgelegten Wegstrecke zu scheitern begann.1 In einer
Abfolge krisenhafter Verwerfungen wurden ihnen die Grenzen ihrer
Handlungsmöglichkeiten aufgezeigt. Die Rüstungskonjunktur war seit
Monaten überhitzt. Mit dem zunehmenden Mangel an Produktionsfak-
toren und Arbeitskräften korrespondierte auf der Geldseite eine In-
flation, die zu einem „besorgniserregenden Vertrauensschwund“ führte
und bei Geldvermögensbesitzern eine breite Flucht in die Sachwerte
auslöste.2

Hinzu kam eine Außenwirtschaftskrise, die den Ausgleich der Zah-
lungsbilanz endgültig unmöglich machte und im Februar 1938 einem
wirtschaftspolitischen Offenbarungseid gleichkam. Das Szenario wurde
durch die Blockaden im volkswirtschaftlichen Sektor, insbesondere den

* Zuerst erschienen in: 1999. Zeitschrift für Sozialgeschichte des 20. und 21. Jahrhunderts,
16 (2001), 1, S. 14–48. Wir danken Karl Heinz Roth herzlich für die Abdruckgenehmigung.

1 Zur Analyse der inneren Krisenentwicklung in NS-Deutschland seit 1936/37 vgl. Karl Heinz
Roth, Von der Rüstungskonjunktur zum Raubkrieg. Die inneren Ursachen der „friedlichen“ Aggres-
sionen Nazideutschlands 1938/39, in: Brigitte Berlekamp / Werner Röhr / Karl Heinz Roth (Hg.),
Der Krieg vor dem Krieg. Ökonomik und Politik der „friedlichen“ Aggressionen Deutschlands
1938/39, Hamburg 2001.

2 Dadurch wurde die weitere Begebung von Reichsanleihen beeinträchtigt. Reichsfinanzminister
Lutz Schwerin von Krosigk mußte schließlich im Herbst 1938 zugeben, daß eine „durch Kriegs-
und Inflationspsychose“ hervorgerufene „Flucht aus den Reichsanleihen in Sachwerte“ eingesetzt
habe, die die gesamte Rüstungsfinanzierung gefährde. Undatierte Denkschrift Schwerin von
Krosigks an Hitler (Herbst 1938), Bl. 4. Bundesarchiv Berlin (im folgenden BArchB), R 2/24266.
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Stillstand des Wohnungsbaus, die durch den unterschwelligen Klas-
senkonflikt erzwungene Begrenzung der Niedriglohnpolitik und eine
offene Agrarkrise abgerundet. All diese Teilkrisen bewegten sich im Ver-
lauf des Jahrs 1938 aufeinander zu und verschärften sich wechselseitig.

Bei einer Synopse dieser sich bündelnden Krisenerscheinungen wird
deutlich, daß die Zahlungsbilanzkrise das entscheidende Datum dar-
stellte, weil sie den Rüstungszyklus durch nicht kontrollierbare außen-
wirtschaftliche Determinanten zu blockieren begann. Dabei handelte es
sich nicht um eine Krisenentwicklung im klassischen Sinn, die nun die
Fortschreibung der strategischen Optionen unmöglich machte. Die
Profite waren nicht gefallen. Es gab keine plötzlich einsetzende Inves-
titionszurückhaltung, keine Überproduktion unverkäuflicher Produk-
tionsmittel und Konsumgüter, keine Massenentlassungen und keine
Preisstürze, weil die „Staatskonjunktur“ den Rüstungsboom noch un-
eingeschränkt aufrechterhielt. Alle Krisenphänomene wurden durch die
Fassade der ungehemmt weiterlaufenden Rüstungsexpansion überlagert,
die sich in extrem überlasteten Kapazitäten und in Überbeschäftigung
ausdrückte.

Gerade das aber machte die Konstellation seit Beginn des Jahrs 1938
so unheimlich und die Perspektive so ungewiß. Niemand konnte exakt
voraussagen, was geschehen würde, wenn der Rüstungsboom abge-
bremst oder gar gestoppt würde, denn die Erfahrungen der Demobil-
machungskrise von 1918/19 ließen sich nicht ohne weiteres auf die Vor-
kriegssituation des Jahrs 1938 übertragen. Umgekehrt war aber auch
nicht prognostizierbar, wann und wie die sich verschärfende Agrar- und
Wohnungsbaukrise im Zusammenspiel mit der Depression der Konsum-
gütersektoren und der Verweigerungshaltung der Arbeiterklasse den
gesamten produktiven Unterbau der Rüstungskonjunktur ins Wanken
bringen würde. Klar war lediglich, daß sich der Zyklus der Scheinprospe-
rität einem abrupten Ende näherte und sich auf einen völlig neuartigen
Krisenmechanismus zubewegte. Da aber der Staat mit seinen Umver-
teilungsfunktionen die Dynamik von Hochrüstung und Depression
verklammerte und steuerte, würden die sich bündelnden wirtschafts-,
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finanz- und sozialpolitischen Probleme unweigerlich den Charakter
einer Systemkrise annehmen und die NS-Diktatur in ihren machtpo-
litischen Fundamenten erschüttern.

Als die Zahlungsbilanzkrise im Januar/Februar 1938 den Übergang
zu einer solchen Systemkrise ankündigte, entschlossen sich die Füh-
rungseliten der NS-Diktatur zur Flucht nach vorn: zur „Raumerweite-
rung“ ihres Machtpotentials mittels „friedlicher“ Aggressionen. Durch
die Einverleibung zusätzlicher Territorien und Ressourcen sollten der
Ausbruch der unmittelbar bevorstehenden Systemkrise verhindert und
alle jene Handlungsmöglichkeiten zurückgewonnen werden, die ein
Wiederanknüpfen an den strategischen Optionen für das Jahr 1942
ermöglichten. Es begann eine Ära improvisierter innerer und äußerer
raubwirtschaftlicher Operationen, wobei alte und neuartige Instrumente
der imperialistischen Aggressionspolitik miteinander kombiniert wur-
den. Künftig sollte jede Gelegenheit und jeder günstige Augenblick für
die gewalttätig-hoheitliche Aneignung von Gold, Devisen, Rohstoffen,
Produktionsmitteln und Arbeitskräften genutzt werden. Dabei wurden
alle verfügbaren Machthebel eingesetzt, die unterhalb der Ebene der
klassischen Kriegführung beziehungsweise des Bürgerkriegs zur Ver-
fügung standen: die diplomatische oder soziale Isolierung der ausge-
wählten Opfer, ihre innenpolitische Destabilisierung durch fünfte Ko-
lonnen der NS-Bewegung, überraschende militärische Drohgesten und
ausgeklügelte Überrumpelungsmanöver gegenüber den politischen Füh-
rungen und den angegriffenen Gesellschaftsgruppen. Der Anteil der
offenen militärischen Gewaltanwendung sollte dagegen so eingeschränkt
und verkürzt werden, daß er zu keinen größeren Kriegshandlungen
führte, denn für den großen europäischen Krieg war NS-Deutschland
noch nicht gerüstet und wehrwirtschaftlich noch nicht stark genug.

Über eine derartige Vorgehensweise herrschte bald breiter Konsens
unter den Führungs- und Funktionseliten der Entscheidungszentren
und Planungsstäbe.3 Das kann auch nicht verwundern, denn sie hatten

3 Vgl. Hans-Erich Volkmann, Die NS-Wirtschaft in Vorbereitung des Krieges, in: Das Deutsche
Reich und der Zweite Weltkrieg, Hg. Militärgeschichtliches Forschungsamt, Stuttgart 1979, Bd. I,
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sich in den vergangenen fünf Jahren zunehmend auf raubwirtschaftliche
Praktiken zubewegt. Erinnert sei nur an die immer wieder versuchte
Zwangskreditnahme gegenüber bilateralen Handelspartnern, die Um-
wandlung der durch die Transfersperre blockierten Guthaben ausländi-
scher Gläubiger und zur Emigration gezwungener Juden in Finanzin-
strumente des Exportdumpings, die strafrechtliche Radikalisierung der
Devisenbestimmungen, die Durchsetzung zunehmend unfreier Arbeits-
verhältnisse und vor allem die Intervention in Spanien. In Spanien hatte
NS-Deutschland schon im Spätsommer 1936 die Schwelle zum Krieg
vor dem Krieg überschritten. Nur wurde dies nicht so wahrgenommen,
weil die Rohstoffbezüge des HISMA/ROWAK-Komplexes4 mit einer
„brüderlichen Waffenhilfe“ für „Nationalspanien“ kombiniert waren
und territoriale Annexionen wegen der großen Distanz zwischen den
beiden Ländern nicht in Betracht kamen.

Die Annexion Österreichs

Das erste operative Fenster, das sich den Deutschen in dieser dramatisch
veränderten Situation auf der außenpolitischen Ebene öffnete, wies
ihnen den Weg nach Österreich.5 Im Juli 1934 hatte die österreichische
Landesgruppe der NSDAP bei ihrem Versuch, ihr Land durch einen
Aufstand mit NS-Deutschland „gleichzuschalten“, eine katastrophale

S. 316 f.; Jost Dülffer, Der Beginn des Krieges 1939. Hitler, die innere Krise und das Mächtesystem,
in: Geschichte und Gesellschaft, 2 (1976), H. 4, S. 443–470; Timothy W. Mason, Innere Krise und
Angriffskrieg 1938/39, in: Friedrich Forstmeier / Hans-Erich Volkmann (Hg.), Wirtschaft und
Rüstung am Vorabend des Zweiten Weltkrieges, Düsseldorf 1975, S. 159 ff.; Eckart Teichert,
Autarkie und Großraumwirtschaft in Deutschland 1930–1939. Außenwirtschaftspolitische Konzep-
tionen zwischen Wirtschaftskrise und Zweitem Weltkrieg, München 1984, S. 46ff.

4 Beim HISMA-ROWAK-Komplex handelte es sich um ein von der Vierjahresplanbehörde
gesteuertes deutsch-spanisches Handelsmonopol, das im Herbst 1936 gegründet wurde, um als
Gegenleistung für die Militär- und Waffenhilfe an Franco die Bodenschätze „Nationalspaniens“
zugunsten der deutschen Aufrüstung auszubeuten.

5 Vgl. zum folgenden Akten zur Deutschen Auswärtigen Politik (im folgenden ADAP),
Serie D, Bd. I, passim; Anschluß 1938. Protokoll eines Symposiums in Wien v. 14./15.3.1978,
München 1981; Franz Müller, Franz von Papen und die deutsche Österreich-Politik in den Jahren
1934 bis 1938, in: Thomas Albrich / Klaus Eisterer / Rolf Steininger (Hg), Tirol und der Anschluß.
Voraussetzungen, Entwicklungen, Rahmenbedingungen 1918–1938, Innsbruck 1988, S. 357–383.
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Niederlage erlitten. Dadurch war auch die deutsche Außenpolitik er-
heblich diskreditiert worden. In dieser Situation hatte der gerade als
Vizekanzler zurückgetretene Franz von Papen es übernommen, eine
Brücke zwischen den – seit 1931 in Gestalt der deutsch-österreichischen
Zollunions-Pläne akzentuierten – Vorstellungen der großbürgerlich-
konservativen Eliten und den radikalen Optionen der NS-Bewegung
herzustellen. Als Wiener Sonderbotschafter hatte er eine „nationale
Opposition“ der Honoratioren unter Einschluß der österreichischen
NSDAP auf den Weg gebracht und sich darum bemüht, sie neben den
Christlich-Sozialen und der „Heimwehr“ als dritten Machtpfeiler des
„Ständestaats“ zu etablieren. Gleichzeitig hatte er versucht, Österreich
Zug um Zug außenpolitisch zu isolieren und einen „evolutionären“
Prozeß des Zusammenschlusses voranzutreiben.

Bis zum Sommer 1936 hatte Papen die erste Etappe dieses Penetra-
tionsprozesses erfolgreich absolviert. Am 11. Juli 1936 war ein Abkom-
men zur Normalisierung der außen-, wirtschafts- und verkehrspoliti-
schen Beziehungen zwischen Deutschland und Österreich geschlossen
worden, und am 22. August 1936 folgte ein Verrechnungsabkommen,
das den Deutschen erhebliche Vorteile brachte.6 Die NS-Führung hatte
Papens Erfolge uneingeschränkt anerkannt, sich auf eine Fortsetzung
seines „evolutionären“ Kurses festgelegt und ihren Sonderbotschafter
ermächtigt, „die politische Linie“ weiterhin „so zu führen, daß es zu kei-
ner Brachiallösung kommt – solange diese aus europäischen Gründen
unerwünscht ist“.7

In der zweiten Etappe war Papen dazu übergegangen, die bisherige
„geduldige, psychologische Behandlung mit allmählich verstärktem
Druck in Richtung eines Regimewechsels“ zu verbinden8 und die deut-

6 Neben dem Zugeständnis von Clearingschulden bis zu 120 Millionen Schilling (ca. 60 Millio-
nen Reichsmark) hatten sich die österreichischen Vertragspartner bereit erklärt, für die Deutschen
in Schweden und den USA strategische Engpaßrohstoffe einzukaufen und sie ihnen über den Weg
des Verrechnungsabkommens zugänglich zu machen.

7 Schreiben Papens an Ministerialdirektor Ernst von Weizsäcker, 16.12.1936. Abgedruckt
als Dokument 80 in: ADAP Serie D, Ba. I, S. 105 f.

8 Schreiben Papens an Hitler, 1.9.1936. Politisches Archiv des Auswärtigen Amts (im folgenden
PA AA), Gesandtschaft Wien, Geheimberichte Papens, Bd. 3.
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schen Aktivitäten gegen die „Schaffung eines kulturellen österreichi-
schen Eigengewächses“ zu verstärken.9 Dabei hatte er einen Modus
des Zusammenschlusses favorisiert, der Österreich die Rolle eines mit
begrenzten Autonomierechten ausgestatteten Satellitenstaats zuwies,
sich aber auch nicht den Möglichkeiten einer „Totallösung“ verschlos-
sen. Dieser zynische Pragmatismus hatte Papen und den hinter ihm
stehenden außen- und wirtschaftspolitischen Entscheidungszentren der
NS-Diktatur erhebliche Handlungsspielräume verschafft. Es bestand
jedoch auch in der zweiten Etappe des Penetrationsprozesses Einigkeit
darüber, daß eine engere staatsrechtliche Anbindung Österreichs erst
ins Auge gefaßt werden sollte, sobald NS-Deutschland die Vorherr-
schaft über Europa errungen hatte, also nach 1942.

Im Verlauf des Jahrs 1937 waren jedoch neue Schwierigkeiten aufge-
taucht.10 Die österreichische Landesleitung der NSDAP verweigerte sich
den reichsdeutschen Vorgaben und forcierte einen eigenständigen Kon-
frontationskurs gegen den Austrofaschismus. Und Bundeskanzler Kurt
von Schuschnigg verschleppte die Erfüllung der Forderungen nach
einer beschleunigten Integration der „nationalen Opposition“ in das po-
litische Machtsystem. Die „Evolutions“-Konzeption schien ausgereizt,
und statt des „allmählich verstärkten Drucks“ setzten die Deutschen
nun härtere Mittel ein. Papen erzwang die Ernennung des NSDAP-
Repräsentanten Arthur Seyß-Inquart zum österreichischen Staatsrat
und überzeugte Schuschnigg schließlich, die seines Erachtens verfah-
rene Situation in direkten Verhandlungen mit der NS-Führung zu „be-
reinigen“. Wilhelm Keppler, Hitlers Beauftragter für Wirtschaftsfragen
und Mentor der Ersatzstoffprojekte der Vierjahresplanbehörde, wurde
zur Disziplinierung der österreichischen NSDAP nach Wien geschickt.

9 Schreiben Papens an Hitler, 1.7.1937. Abgedruckt als Dokument 233 in: ADAP Serie D,
Bd. I, S. 356 f., Zitat S. 356.

10 Vgl. zum folgenden Norbert Schausberger, Österreich und die nationalsozialistische Außen-
politik, in: Manfred Funke (Hg.), Hitler, Deutschland und die Mächte. Materialien zur Außenpolitik
des Dritten Reiches, Düsseldorf 1977, S. 728–758; Alfred Kube, Pour le merite und Hakenkreuz.
Hermann Göring im Dritten Reich, München 1986, S. 215 ff.; Müller, Franz von Papen (Anm. 5),
S. 372 ff.
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Auch Vierjahresplanchef Hermann Göring mischte sich zunehmend ein.
Im Zusammenspiel mit Papen und dem Auswärtigen Amt trieb er die
diplomatische Isolierung Österreichs in ein entscheidendes Stadium,
wobei vor allem die italienische Bereitschaft, einen militärischen und
wirtschaftlichen Zusammenschluß hinzunehmen, von Bedeutung war.11

Seit dem Herbst 1937 propagierten Göring und Keppler zusätzlich eine
deutsch-österreichische Währungsunion, um den wirtschaftspolitischen
Penetrationsprozeß zu beschleunigen und unwiderruflich zu machen.
Sie verhehlten nicht, daß es ihnen vor allem darum ging, die in Schwie-
rigkeiten geratenen Vierjahresplanvorhaben durch die Einbeziehung des
österreichischen Rohstoff- und Wirtschaftspotentials zu entlasten. Als
den entscheidenden Schlüssel, der die Tür öffnen würde, betrachteten
sie die Übertragung der Währungshoheit der Reichsmark auf Öster-
reich.12

Am 12. Februar 1938 konferierte Schuschnigg schließlich auf Vor-
schlag Papens mit Hitler in Berchtesgaden. Der völlig unvorbereitete
österreichische Kanzler ließ sich dabei überrumpeln und unterzeichnete
eine Absichtserklärung, die den Weg zur Beschleunigung der zweiten
Penetrationsphase freimachte:13 enge Koordination der Außen- und
Militärpolitik, Legalisierung der österreichischen NSDAP, Berufung
Seyß-Inquarts zum Innenminister und Chef des Sicherheitswesens und
Vorbereitung der „Angleichung des österreichischen an das deutsche
Wirtschaftssystem“. Während die Westmächte wie zuvor schon Italien
signalisierten, daß sie einen „friedlich“ verlaufenden Zusammenschluß
hinnehmen würden, und sich die österreichische NSDAP-Landesleitung
nun unter der Regie Seyß-Inquarts erstmalig in ein fügsames Instru-
ment der deutschen Außenpolitik verwandelte, schlossen sich die wirt-

11 Während des NSDAP-Putsches im Juli 1934 hatte Italien, damals noch Bündnispartner der
Kleinen Entente, seine Truppen zur „Wacht am Brenner“ geschickt und damit den Aufstand außen-
politisch isoliert.

12 Vgl. Karl Stuhlpfarrer, Der deutsche Plan einer Währungsunion mit Österreich, in: Anschluß
1938 (wie Anm. 5), S. 271–294.

13 Protokoll über die Besprechung am 12. Februar 1938. Abgedruckt als Dokument 295 in:
ADAP Serie D, Bd. 1, S. 423–425.

Sozial.Geschichte Online  33 (2022) 43



schaftspolitischen Planungsstäbe der NS-Diktatur den Voten Görings
und Kepplers an und erhoben die Währungsunion zum vorrangigen
Instrument des ökonomischen Angleichungsprozesses. Göring beauf-
tragte Keppler am 14. Februar 1938, die Währungsunion vorzubereiten.
Eine Woche später wurden auf einer Besprechung der wirtschafts- und
finanzpolitischen Ressorts die Modalitäten festgelegt. Der Weg zur Um-
setzung des in Berchtesgaden ausgehandelten Pakets schien frei zu
sein, zumal seit der Bekanntgabe des Abkommens die politische Macht-
basis Schuschniggs zu bröckeln begann, eine Kapitalflucht von erheb-
lichen Ausmaßen in Gang kam, und die Gesellschaft zu großen Teilen
demoralisiert war.14

Doch nun geschah etwas völlig Unerwartetes: Schuschnigg zog die
Notbremse und versuchte das Berchtesgadener Abkommen rückgängig
zu machen. Er weigerte sich hartnäckig, mit Keppler über die Wäh-
rungsunion zu verhandeln. Am 9. März setzte er schließlich eine Volks-
abstimmung an, die am 13. März stattfinden und seinen Ablehnungs-
kurs plebiszitär untermauern sollte.

Damit waren die deutschen Ambitionen kurz vor dem Passieren des
zweiten Etappenziels in Frage gestellt. Es begann ein außenpolitisches
Krisenmanagement, bei dem Göring die Initiative ergriff, den zaudern-
den Hitler beiseite schob und schließlich das Gesetz des Handelns an
sich riß. Göring forderte Schuschnigg ultimativ zum Rücktritt auf,
während Hitler nur den Widerruf der Volksabstimmung von ihm ver-
langt hatte. Als Schuschnigg tatsächlich am 11. März demissionierte,
veranlaßte Göring Seyß-Inquart im Verlauf einer hektischen Telefon-
konferenz, als Sicherheitsminister auf dem Posten zu bleiben, eine neue
Regierung zu bilden und ein Hilfeersuchen an das Reich zu richten.15

14 Vgl. Dr. Veesenmeyer, SD-Hauptamt II1/2, Lagebericht über Österreich bis zum 18.2.1938.
Abgedruckt als Dokument 313 in: ADAP Serie D, Bd. I, S. 439–441.

15 Die Telefongespräche, die Göring zwischen dem 11. und 14. März 1938 mit Arthur Seyß-
Inquart, Wilhelm Keppler, Prinz Philipp von Hessen, Joachim Ribbentrop u.a. bezüglich der An-
nexion Österreichs führte, sind dokumentiert in: Internationaler Militärgerichtshof Nürnberg,
Der Prozeß gegen die Hauptkriegsverbrecher vor dem Internationalen Militärgerichtshof, 42 Bde.,
1947–1949 (im folgenden IMG), Bd. XXXI, S. 354–384.
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Dadurch erhielt der schon in Gang gekommene „Sonderfall Otto“, der
ad hoc beschlossene und völlig unvorbereitete Einmarsch der Wehr-
macht in Österreich,16 einen formalen Legitimationsrahmen. Am 13.
März 1938 proklamierte Seyß-Inquart den Anschluß Österreichs an
das Reichsgebiet, und noch am selben Tag wurde die in ein österreichi-
sches Bundesgesetz gekleidete Selbstauflösung der österreichischen Re-
publik als deutsches Reichsgesetz übernommen und festgeschrieben.

Auf diese Weise gelang es der Spitze der Vierjahresplanbehörde gegen
Ende der zweiten Märzwoche, das bisherige Stufenprogramm des „An-
schlusses“ gegen eine sich plötzlich eröffnende radikale Alternative
auszutauschen. Die Perspektive des mehrstufigen „Zusammenwach-
sens“ zweier ungleicher Partner wich einer gewaltsam vollzogenen An-
nexion, auch wenn dabei kein einziger Schuß fiel, und damit wurde die
für die Zeit nach der Währungsunion vorgesehene dritte Etappe eines
mehrjährigen administrativen Verschmelzungsprozesses schlagartig hin-
fällig. Die Währungsunion bildete jetzt nicht mehr den Auftakt, son-
dern sie wurde zu einem Resultat der Einverleibung Österreichs und
machte wenige Tage nach dem Einmarsch der Wehrmacht die gewalt-
tätig geschaffenen Tatsachen auch wirtschaftspolitisch unumkehrbar.

Hätte sich das Schuschnigg-Regime in das von ihm selbst mit herauf-
beschworene Schicksal gefügt, dann hätten die Deutschen in der dritten
Etappe des Zusammenschlusses für die durch die Währungsunion er-
zwungene Preisgabe des österreichischen Wirtschaftspotentials erheb-
liche Gegenleistungen erbringen müssen und aufgrund des begrenzt
fortbestehenden österreichischen Autonomiestatus auch viel Zeit ver-
loren. Statt dessen brachen nun aufgrund des von Göring durchgesetz-
ten Gewaltakts die Dämme, plötzlich gab es keinen Widerstand gegen
den uneingeschränkten Zugriff auf die Reichtümer Österreichs mehr.

16 Reichskriegsminister Wilhelm von Blombergs hatte zwar in seiner „Weisung für die einheit-
liche Kriegsvorbereitung der Wehrmacht“ vom 24. Juni 1937 die Erarbeitung von Operationsplänen
zur Besetzung Österreichs gefordert („Sonderfall Otto“), jedoch war bis März 1938 in dieser
Hinsicht noch nichts geschehen. Blombergs Weisungen sind als Nürnberger Dokument C-175
abgedruckt in: IMG, Bd. XXXIV, S. 732–745. Ein den „Sonderfall Otto“ betreffender Auszug
des Dokuments findet sich auch in: ADAP, Serie D, Bd. I, Herausgeberanmerkung S. 355 f.
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Diese Entscheidung fiel zufällig zu einer Zeit, als viele Handlungsvari-
anten im Spiel waren. Sie wurde von den Kräften durchgesetzt, die am
besten über die innere Krisenentwicklung der NS-Diktatur Bescheid
wußten und sich deshalb darüber im klaren waren, was im März 1938
auf dem Spiel stand.

Die Annexion Österreichs war folglich keineswegs ein lange vorge-
planter integraler Bestandteil der Expansions- und Kriegsstrategie des
„Dritten Reichs“, wie Norbert Schausberger dies annahm,17 sondern ein
Zufallsgeschehen. Die durch die drohende Systemkrise in die Enge ge-
triebenen Spitzenmanager der Vierjahresplanbehörde griffen in einer
besonders zugespitzten Konstellation der deutsch-österreichischen Be-
ziehungen ein, wodurch sich ihnen plötzlich die Chance eröffnete, den
von ihnen forcierten „evolutionären“ Prozeß des Zusammenschlus-
ses durch die Option der raschestmöglichen Einverleibung des öster-
reichischen Wirtschaftspotentials zu ersetzen. Auf diese Weise wurde
die „Eingliederung“ Österreichs zum ersten Glied einer Ereigniskette,
die sich dem Umstand verdankt, daß die drohende Systemkrise die
Planungs- und Entscheidungszentren der NS-Diktatur zur Flucht nach
vorn gezwungen hatte.

Schon nach wenigen Tagen konnten die Deutschen mit Befriedigung
zur Kenntnis nehmen, daß sich das von der Spitze der Vierjahresplan-
behörde inszenierte Hasardspiel in jeder Hinsicht gelohnt hatte. Am
17. März 1938 wurde die Währungsunion vollzogen und die Österrei-
chische Nationalbank in die Deutsche Reichsbank einverleibt.18 Dabei

17 Vgl. Norbert Schausberger, Der Griff nach Österreich. Der „Anschluß“, Wien / München
1978; ders., Der Anschluß und seine ökonomische Relevanz, in: Anschluß 1938 (wie Anm. 5),
S. 244–270. Zur Kritik dieser Auffassung vgl. Stuhlpfarrer, Der deutsche Plan einer Währungsunion
(wie Anm. 12), S. 271 ff.; Kube, Pour le merite und Hakenkreuz (wie Anm. 10), S. 215 ff.; sowie
Martin Moll, Die Annexion Österreichs 1938 als erster Schritt zur Entfesselung des zweiten
Weltkrieges? Forschungsstand und offene Fragen, in: Berlekamp / Röhr / Roth (Hg.), Der Krieg
vor dem Krieg (wie Anm. 1).

18 Schacht ließ es sich nicht nehmen, dieses Ereignis vier Tage später mit einem Festakt zu
begehen. Am 21. März 1938 gemeindete er das Personal der Österreichischen Nationalbank in einer
Ansprache folgendermaßen ein: „Und nun bitte ich Sie, sich zu erheben. Wir wollen heute das
Bekenntnis ablegen zur großen Familie der Reichsbank, wir wollen das Bekenntnis ablegen zur
großen deutschen Volksgemeinschaft, wir wollen das Bekenntnis ablegen zu unserem neuer-
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wurde der österreichische Schilling um ein Drittel aufgewertet.19 Dieses
Vorgehen ermöglichte den reibungslosen Zugriff auf die inneren Ka-
pital- und Warenmärkte sowie auf die österreichische Außenwirtschaft.
Im Vordergrund stand jedoch das Bemühen, möglichst rasch der in
Österreich gehorteten Gold- und Devisenbestände habhaft zu werden.
Dies gelang weitgehend.20 Von der Österreichischen Nationalbank wur-
den Devisen im Gegenwert von 470 Millionen Schilling, ungemünztes
Gold in Höhe von 296 Millionen und Clearingguthaben in Höhe von
150 Millionen Schilling übernommen. Zusätzlich tauschte das österrei-
chische Publikum wegen des günstigen Umtauschkurses bei der in Wien
neu eröffneten Reichsbankhauptstelle in großem Umfang gehortetes
Inlandsgold, Auslandsbankguthaben und Auslandswertpapiere gegen
Reichsmark, und später brachten die Reichsbankbeamten weitere Gold-
reserven der Banken und Sparkassen in Höhe von 500 Millionen Schil-
ling unter ihre Kontrolle. Die Gesamtbeute an Gold- und Devisenreser-
ven belief sich schließlich auf mindestens 2,3 Milliarden Schilling, das
waren etwa 1,15 Milliarden Reichsmark nach der Währungsparität kurz
vor der Annexion beziehungsweise 1,63 Milliarden Reichsmark auf der
Basis des Umtauschkurses vom 17. März 1938.

Diese Beute wurde 1938 in mehreren Etappen zur Deckung des Zah-
lungsbilanzdefizits eingesetzt. 1938 war die deutsche Kapitalbilanz mit
467 Millionen Reichsmark passiv. Dadurch, „dass Erlöse aus Effekten
und Devisenbeständen, die bei der Eingliederung Österreichs angefallen
waren, zum Ausgleich der Bilanz verwendet wurden“,21 konnte sie auf

standenen, machtvollen Großdeutschen Reich.“ Abgedruckt als Dokument 2629 in: Herbert
Michaelis / Ernst Schraepler (Hg.), Ursachen und Folgen. Vom deutschen Zusammenbruch 1918
und 1945 bis zur staatlichen Neuordnung Deutschlands in der Gegenwart, 11. Bd., Berlin o. J.,
S. 679–681, Zitat S. 681.

19 Er hatte sich kurz vor der Annexion auf 1 Schilling zu 0,47 bis 0,50 Reichsmark belaufen,
die Parität betrug nun 1:0,66.

20 Vgl. zum folgenden S. L. Gabriel, Österreich in der großdeutschen Wirtschaft, in: Jahrbücher
für Nationalökonomie und Statistik, 147 (1938), S. 641–694, hier S. 648 ff.; Unabhängige Experten-
kommission Schweiz – Zweiter Weltkrieg, Die Schweiz und die Goldtransaktionen im Zweiten
Weltkrieg. Zwischenbericht, Bern, Mai 1998, S. 36.

21 Statistisches Reichsamt, Die deutsche Zahlungsbilanz und Devisenbilanz 1939. BArchB,
R 7/3629, fol. 82 ff., Zitat fol. 85.
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einen Aktivsaldo von 533 Millionen Reichsmark angehoben werden.
Dies führte zur Stabilisierung der Gesamtsalden der Zahlungsbilanz,
wenn auch nur für das Jahr 1938. Man wußte schon im Mai 1938, daß
„Anfang 1939 wieder „die Lage gegeben sein“ würde, „die Anfang 1938
vor der Eingliederung Österreichs sich abzuzeichnen begann“,22 und tat
gut daran, nach weiteren Aggressionsopfern Ausschau zu halten. Des-
sen ungeachtet war die Annexion Österreichs aus der Sicht ihrer Ak-
teure schon allein aus diesem Grund eine ausgesprochene Erfolgsge-
schichte.

Darüber hinaus war auch der allgemeine volkswirtschaftliche Zu-
wachs beträchtlich, wie die Experten der Reichsstelle für Wirtschafts-
ausbau der Vierjahresplanbehörde, des Statistischen Reichsamts und der
Wehrwirtschaftsstab des Oberkommandos der Wehrmacht überein-
stimmend feststellten.23 Ihren Analysen zufolge erwies sich der vorauf-
gegangene deflationistische Kurs des österreichischen „Ständestaats“
nicht nur wegen der nun ohne Gegenleistung abgeschöpften Überliqui-
dität als Balsam für die deutschen Rüstungsnöte: Aufgrund der damit
gekoppelten Unterauslastung des Produktionspotentials und der struk-
turellen Arbeitslosigkeit konnten Fabrikanlagen und Beschäftigungs-
potentiale unmittelbar für die deutschen Rüstungszwecke hochgefahren
werden. Die Steigerung der Produktion in den nur zu 40 bis maximal
75 Prozent ausgelasteten Industriesektoren verbreiterte die Rüstungs-
kapazitäten unmittelbar. Von den 700.000 effektiv Arbeitslosen ließen
sich etwa 200.000, darunter 10.000 Ingenieure, vorübergehend ins
Reichsgebiet abziehen, ohne die für die „Ostmark“ ins Auge gefaßten
Aufbauprogramme zu gefährden.24 Zusätzlich gab es in Österreich acht
gut ausgestattete Waffenfabriken, die über hochqualifizierte Stamm-

22 So Erich Neumann, der Leiter der Geschäftsgruppe Devisen der Vierjahresplanbehörde, bei
der Dritten Besprechung über Wirtschaftsfragen am 19.5.1938. BArchB, R 26 IV//4, fol. 59.

23 Ihre Gutachten sind abgedruckt in: Norbert Schausberger, Wirtschaftliche Aspekte des
Anschlusses Österreichs an das Deutsche Reich, in: Militärgeschichtliche Mitteilungen, 2/70,
S. 133–165.

24 Syrup beorderte im Sommer 100.000 österreichische Arbeitslose und Kurzzeitbeschäftigte,
darunter 10.000 Ingenieure, auf der Basis der Dienstpflichtverordnung vom 22. Juni 1938 ins Reich.
Etwa 100.000 hatten sich davor schon freiwillig nach Deutschland vermitteln lassen.
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belegschaften verfügten, darunter so bekannte Namen wie die Steyr-
Daimler-Puch AG und die Gebr. Böhler & Co. Und natürlich fielen bei
den „wehrwirtschaftlichen“ Übernahmebilanzen die Rohstoffreserven
besonders ins Gewicht: die auf vier Millionen Tonnen pro Jahr zu stei-
gernde Förderung der obersteierischen Eisenerze, der sofort ins Auge
gefaßte Abtransport von 13 Millionen Festmeter Holz nach Deutsch-
land, die großen Lagerstätten an Magnesit, Blei, Antimon und Graphit,
der Ausbau der Wasserkraftwerke als Energiereservoir auch für Bayern
sowie der Einsatz der Braunkohlevorräte für den Aufbau einer synthe-
tischen Kraftstoffkapazität von 400.000 Tonnen pro Jahr. Als „Belas-
tung“ galt dagegen die landwirtschaftliche Situation, weil Österreich
zur Zeit der Annexion nur 70 Prozent seines Getreide- und Viehbedarfs
aus Eigenproduktion aufbrachte.25

Es nimmt also nicht wunder, daß sich im Anschluß an das Chaos
der Annexionsereignisse bei den wirtschaftspolitischen Planungs- und
Entscheidungsstäben eine euphorische Grundstimmung breitmachte.
Die Annexion eröffnete ihnen neue Handlungsmöglichkeiten und führ-
te aus vielen Sackgassen. Als Göring am 26. März 1938 in einer Rede
anläßlich der Übertragung der Befugnisse der Vierjahresplanbehörde auf
Österreich ausrief, man solle in den nächsten Wochen „nicht lange ver-
handeln, nicht lange schwätzen, sondern handeln und arbeiten“,26 ver-
stärkte er eine Grundhaltung, die das rücksichtslose Vorgehen der nun
ausschwärmenden Annexionsexperten legitimierte und den Widerstand
lange Zeit paralysieren sollte.

Ein weiteres wirtschaftspolitisches Aktivum der Annexion war Öster-
reichs Außenhandel. Er wurde ebenfalls unverzüglich den deutschen
Lenkungsinstrumenten einverleibt, denn die „Übernahme“ eröffnete die

25 Vgl. Abteilung für industrielle Produktionsstatistik des Statistischen Reichsamts, Die wehr-
wirtschaftliche Bedeutung der Eingliederung Österreichs in den deutschen Wirtschaftsraum, o.D.,
auszugsweise abgedruckt als Dokument 3 in: Schausberger, Wirtschaftliche Aspekte (wie Anm. 23),
S. 151–160, hier S. 159.

26 Abgedruckt als Dokument 9 in: Helma Kaden (Dokumentenauswahl und Einleitung), Die
faschistische Okkupationspolitik in Österreich und der Tschechoslowakei (Europa unterm Haken-
kreuz, Hg. Kollegium unter Leitung von Wolfgang Schumann / Ludwig Nestler, Bd. 1), Berlin 1988,
S. 84 f.
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Perspektive einer Konsolidierung der bislang überaus prekären Wirt-
schaftsbeziehungen zu Südosteuropa. Die Experten des Statistischen
Reichsamts freuten sich darüber, daß NS-Deutschland „jetzt weit in
den kriegsversorgungswirtschaftlich überaus bedeutsamen europäischen
Südosten hinein“ ragte.27 Die Technokraten der Vierjahresplanbehörde
und des Wehrwirtschaftsstabs witterten die Chance, die Balkanländer
nun ernsthaft durchdringen und die lahmenden bilateralen Warenge-
schäfte, ausgehend von den übernommenen österreichischen Kapital-
beteiligungen, aktivieren zu können, wobei „Wien als dem Tor nach dem
Südosten wachsende Bedeutung“ zukam.28 Dagegen ließen die Experten
der Handelspolitischen Abteilung des Auswärtigen Amts ihren Blick
weiter schweifen und suchten aus der Gesamtheit der bisherigen öster-
reichischen Wirtschaftsbeziehungen Vorteile zu schlagen.29 Bei den
Handelsverträgen sollten die Zollpräferenzen einseitig zugunsten der
Deutschen verändert werden, denn die damit verbundenen Vergünsti-
gungen für die Verbraucher hätten im Fall einer Übertragung auf die
Bevölkerung „Großdeutschlands“ der Rüstungskonjunktur im Weg ge-
standen. Bei den Warenabkommen ging es dagegen darum, die Exporte
zu steigern und dabei dennoch die Ausfuhr strategischer Rohstoffe für
Deutschland und seine Allianzpartner zu reservieren. Und für die Deut-
sche Verrechnungskasse, die am 19. April 1938 ihre Wiener Zweigstelle
eröffnete, ergab sich die einmalige Gelegenheit, mit den erbeuteten
österreichischen Clearingüberschüssen zu wuchern und sie für strate-
gisch wichtige Investitionen in Südosteuropa verfügbar zu machen.

Am 13. März wandelte sich Wien jedoch nicht nur für die Lenker
und Planer der gesamtwirtschaftlichen Prozesse zum „großdeutschen“
Mekka. In diesem Pilgerzug fanden sich vielmehr von Anfang an viele

27 Abteilung für industrielle Produktionsstatistik des Statistischen Reichsamts, Die wehr-
wirtschaftliche Bedeutung der Eingliederung Österreichs (wie Anm. 25), S. 159.

28 Wehrwirtschaftsstab beim OKW, Die wehrwirtschaftliche Bedeutung der Eingliederung
Österreichs, Denkschrift vom 3.5.1938. Abgedruckt als Dokument 4 in: Schausberger, Wirtschaft-
liche Aspekte (wie Anm. 23), S. 160–165, Zitat S. 163.

29 Vgl. zum folgenden Protokoll Nr. 5 des Handelspolitischen Ausschusses, Sitzung am 6.4.1938.
PA AA, R 116814.
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berufene wie unberufene Repräsentanten der Einzelunternehmen und
Wirtschaftsverbände. Dabei kristallisierten sich rasch zwei Lobby-
Gruppen heraus, die in den folgenden Wochen die mit den hoheitlichen
Übertragungsrechten befaßten wirtschaftspolitischen Annexionsstäbe
belagerten: die Technokraten der Rüstungsindustrie und die Repräsen-
tanten der zivilen Sektoren.

Besonders lautstark agierten diejenigen Unternehmens- und Ver-
bandsvertreter, die bislang im Schatten der Rüstungskonjunktur ge-
standen hatten. Die hanseatischen Kaufleute beispielsweise reisten nach
Wien, um den neuen Statthaltern der wirtschaftspolitischen Macht ihre
brachliegenden Kapazitäten als „Reservebecken“ für die ins Haus ste-
hende „Ver-Arisierung“ und Rationalisierung des Großhandels anzu-
preisen.30

Aber auch die Vertreter der Großbanken verzichteten auf die in ihrer
Branche sonst übliche Diskretion und fochten mit harten Bandagen.31

Das ist verständlich, denn auch sie waren gerade erst den krisenbeding-
ten staatlichen Stützungsoperationen entronnen und griffen nach jeder
Möglichkeit, den rüstungsbedingten Restriktionen der Geld- und Kapi-
talmärkte durch den Sprung ins Österreich- und Südosteuropageschäft
auszuweichen. Dabei waren sie durchaus erfolgreich, denn ihr Engage-
ment wurde dringend benötigt. Über Nacht verwandelten sich die nach
dem Bankenkrach vom Juni/Juli 1931 noch verbliebenen österreichi-
schen Restbeteiligungen der Berliner Großbanken in stattliche Majo-
ritäten. Der Dresdner Bank, der Hausbank der inzwischen als Reichs-
werke  Hermann  Göring  firmierenden  AG  für  Erzbergbau  und
Metallhütten, wurde die Wiener Länderbank AG als Hauptniederlas-
sung zugeschanzt. Dagegen erhielt die Deutsche Bank den Zuschlag für

30 Vgl. die Dokumentation ihres Vorgehens in: StaHH, 371-7 II, Deputation für Handel,
Schifffahrt und Gewerbe, Nr. S. XXI A.16.55; ergänzend Karl Heinz Roth, Ökonomie und politi-
sche Macht: Die „Firma Hamburg“ 1930–1945, in: Angelika Ebbinghaus / Karsten Linne, Kein
abgeschlossenes Kapitel. Hamburg im „Dritten Reich“, Hamburg 1997, S. 15–176, hier S. 63 ff.

31 Vgl. zum folgenden OMGUS, Ermittlungen gegen die Deutsche Bank 1946/47, Hg. Doku-
mentationsstelle für NS-Sozialpolitik, Nördlingen 1985, S. 205 ff.; Dietrich Eichholtz, Der „An-
schluß“ Österreichs 1938 und die Südosteuropaexpansion der Deutschen Bank, in: Jahrbuch für
Wirtschaftsgeschichte, 1988/4, S. 203–248.
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die  Österreichische Creditanstalt-Bankverein, die größte Universal-
bank und Industrieholding Österreichs, wenn auch in Raten: 76 Pro-
zent des Aktienkapitals  der Österreichischen Creditanstalt  befan-
den sich in Staatsbesitz und wurden vom Reichsfinanzministerium
zunächst  auf  die  Vereinigte  Industrieunternehmungen  AG  (VIAG)
übertragen. Diese gab im Dezember 1938 25 Prozent ihres Aktienpa-
kets als erste Rate an die Deutsche Bank ab, räumte ihr ein Vorkaufs-
recht auf den Rest ein und sicherte ihren Spitzenmanagern zu,  sie
könnten künftig „in allen organisatorischen Fragen im wesentlichen
allein handeln und“ sollten sich „nur bei wichtigen Personal- und ge-
schäftlichen Fragen“ mit der  Generaldirektion der VIAG „verständi-
gen“32 Auf diese Weise erlangte die Deutsche Bank zur Jahreswende
1938/39 die De-facto-Kontrolle über das bankwirtschaftliche Filet-
stück der Annexion Österreichs.

Dagegen fielen die Transaktionskosten der Rüstungsunternehmen im
allgemeinen deutlich niedriger aus, denn sie konnten bei der Verfolgung
ihrer Partialinteressen direkt auf ihre in die gesamtwirtschaftlichen
Annexionsstäbe delegierten Vertreter zurückgreifen. Unmittelbar nach
der Annexion erwarb die I.G. Farbenindustrie AG mit der Škodawerke
Wetzler AG ein Schlüsselunternehmen der österreichischen Chemie-
industrie, von dem aus sie auf den gesamten Sektor der Grundstoff-
chemikalien zugriff und diesen in einer neuen Holding, der Donau
Chemie AG, zusammenfaßte.33 Den Vereinigten Stahlwerken blieb
dagegen ein derart eindeutiger und sichtbarer Machtzuwachs versagt.
Albert Vögler scheiterte bei dem Versuch, die langjährige Beteiligung
der Vereinigten Stahlwerke an der Alpine Montan AG zum Ausgangs-
punkt für eine Interessengemeinschaft zwischen seinem Konzern und

32 Schreiben Oswald Röslers an seinen Deutsche-Bank-Vorstandskollegen Oscar Schlitter,
28.12.1938, Bl. 2. Als Faksimile abgedruckt in: United States District Court, Southern District
of New York, Declaration of John Rees in Re Austrian and German Bank Holocaust Litigation,
New York o. D. (2000).

33 Vgl. OMGUS, Ermittlungen gegen die I.G. Farbenindustrie AG September 1945, Hg.
Dokumentationsstelle für NS-Sozialpolitik, Nördlingen 1986, S. 201 ff.
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den Reichswerken Hermann Göring zu machen.34 Nach einem fast ein-
jährigen Tauziehen sicherte sich Paul Pleiger, der Generaldirektor des
Göring-Konzerns, das Aktienpaket und damit den Zugriff auf die Al-
pine Montan AG und projektierte mit einem Hüttenwerk in Linz einen
gigantischen Standort zur Verwertung der Vorkommen des obersteieri-
schen Erzbergs. Für seine Konzessionen an die Arrondierungsinteressen
Pleigers konnte Vögler erhebliche betriebswirtschaftliche Vorteile ein-
heimsen, die einer massiven Subventionierung der Vereinigten Stahl-
werke durch die neue österreichische Filiale des Göring-Konzerns
gleichkamen: Die Reichswerke traten in einen schon vor der Annexion
zwischen der Alpine Montan AG und den Vereinigten Stahlwerken
geschlossenen Liefervertrag ein und verpflichteten sich, jährlich acht
Millionen Tonnen Rösterze und sechs Millionen Stahlroheisen auf
Selbstkostenbasis an die Vereinigten Stahlwerke zu liefern.

Die Zerschlagung der Tschechoslowakei

Die österreichische Beute war noch längst nicht verteilt, geschweige
denn verdaut, als sich die Führungsschichten der NS-Diktatur schon
auf das nächste Opfer zu konzentrieren begannen: die Tschechoslowa-
kische Republik. Eingeweihte dürfte dies kaum überrascht haben, denn
seit sich die tschechoslowakische Regierung 1935 einem von Frankreich
als Antwort auf die Rheinlandbesetzung initiierten Paktsystem ange-
schlossen hatte, gehörte sie zusammen mit Frankreich und dem drit-
ten Bündnispartner Sowjetunion zu den Intimfeinden der deutschen
Führungsschichten. Schon 1935 war in einem Kriegsspiel („Schulung“)
die blitzartige Okkupation der Tschechoslowakei als präventiver Er-
öffnungszug bei einem sich abzeichnenden Zweifrontenkrieg geübt
worden.35 Zwei Jahre später, am 5. November 1937, hatte Hitler auf
einer Wehrmachtbesprechung diese Option weiter konkretisiert: Zwar

34 Vgl. Helmut Fiederer, Reichswerke „Hermann Göring“ in Österreich, Wien / Salzburg 1983,
S. 68 ff., 88 ff.

35 Vgl. Michael Geyer, Aufrüstung oder Sicherheit. Die Reichswehr in der Krise der Macht-
politik 1924–1936, Wiesbaden 1980, S. 422.
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sollte an der strategischen Orientierung auf den großen Krieg nach
1942 festgehalten, jedoch im Fall einer innenpolitisch oder militärisch
bedingten Schwächung Frankreichs auch schon vorher die blitzartige
Überwältigung der Tschechoslowakei ins Auge gefaßt werden.36 Diese
Option war auch in den Denkschriften über die „wehrwirtschaftliche“
Ausschlachtung der österreichischen Beute wieder aufgetaucht, wenn
auch in der abgeschwächten Variante eines Wirtschaftskriegs,37 weil füh-
rende Generalstäbler im Fall eines offenen Überfalls auf die ČSR eine
Konfrontation mit Frankreich und England befürchteten, der die Wehr-
macht beim aktuellen Stand der Aufrüstung noch nicht gewachsen
war.38 Diesem Votum mußte sich die NS-Führung schließlich beugen,
auch wenn es die hinter ihm stehenden Generalstäbler zu Fall brachte.
Zwar befahl Hitler Ende Mai 1938 die Vorbereitung des „Falls Grün,
der militärischen Zerschlagung der ČSR39 nachdem die tschechoslo-
wakische Armee am 21./22. Mai als Antwort auf die Terrorakte und

36 Hitler dachte dabei konkret an eine Schwächung Frankreichs entweder durch innere soziale
Spannungen, was zur Zeit der Volksfrontregierung nicht ganz unrealistisch war oder durch ander-
weitige kriegerische Verwicklungen. Vgl. Oberst Hößbach, Niederschrift über die Besprechung
in der Reichskanzlei am 5.11.1937 (sogenanntes Hößbach-Protokoll). Abgedruckt als Dokument
2598a in: Michaelis / Schraepler, Ursachen und Folgen, 11. Band (Anm. 18), S. 545–554, hier S. 550 f.
Vgl. zum Kontext dieser Planungen Gerhart Hass, Krieg in Ost oder West? Zur Entscheidung über
die Reihenfolge der faschistischen Aggressionen, in: Dietrich Eichholtz / Kurt Pätzold (Hg.), Der
Weg in den Krieg. Studien zur Geschichte der Vorkriegsjahre (1935/36 bis 1939), Berlin 1989,
S. 151–182.

37 In seinem Gutachten vom 3. Mai 1938 hatte der Wehrwirtschaftsstab des OKW „die in hohem
Maße verbesserten Möglichkeiten einer wirtschaftlichen Abwürgung der Tschechoslowakei im
Bedarfsfalle“ als besonderen, durch die Annexion Österreichs erreichten „Zuwachs an wehrwirt-
schaftlicher Schlagkraft“ hervorgehoben: Wehrwirtschaftsstab beim OKW, Die wehrwirtschaftliche
Beurteilung der Eingliederung Österreichs, abgedruckt als Dokument 4 in: Schausberger, Wirt-
schaftliche Aspekte (wie Anm. 23), S. 165.

38 Vgl. Klaus-Jürgen Müller, Ludwig Beck – ein General zwischen Wilhelminismus und Natio-
nalsozialismus, in: Immanuel Geiss / Bernd-Jürgen Wendt unter Mitarbeit von Peter-Christian
Witt (Hg.), Deutschland in der Weltpolitik des 19. und 20. Jahrhunderts. Fritz Fischer zum 65. Ge-
burtstag, Düsseldorf 1973, S. 513–528; ders., General Ludwig Beck. Studien und Dokumente zur
politisch-militärischen  Vorstellungswelt  und  Tätigkeit  des  Generalstabschefs  des  deutschen
Heeres, 1933–1938, Boppard am Rhein 1980.

39 Der Oberste Befehlshaber der Wehrmacht an die Oberbefehlshaber des Heeres, der Marine
und der Luftwaffe. Weisung für den Plan „Grün“, 30.5.1938. Abgedruckt als Dokument 221 in:
ADAP, Serie D, Bd. II, S. 281–285.
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Provokationen der zur faschistischen Massenbewegung angewachsenen
Sudetendeutschen Partei eine Teilmobilmachung durchgeführt hatte.
Aber es kam letztlich nur ein Vorgehen in mehreren Etappen in Frage:
eine auf mehrere Phasen verteilte Zerstückelung der ČSR, in denen die
militärische Gewalt neben der Massenpropaganda und der Instru-
mentalisierung der „Volkstumspolitik“ nur eine untergeordnete Rolle
spielen durfte und an deren erster Etappe die Regierungen Englands,
Frankreichs und Italiens sogar mitgestaltend teilnahmen.40 Auf diese
Weise wurde aus dem Plan, die Tschechoslowakei militärisch zu zer-
schlagen, das zweite und dritte Glied in der Kette jener „friedlichen“
Aggressionen, aus deren Beute die Führungsschichten der NS-Diktatur
seit dem März 1938 den binnenwirtschaftlichen Zyklus stabilisierten.

Bei der Inszenierung des ersten Akts, der Annexion der Sudetenge-
biete, spielten die Spitzenvertreter der Vierjahresplanbürokratie im Ge-
gensatz zum Österreich-Abenteuer keine herausragende Rolle. Um so
intensiver bereiteten sich ihre Stäbe und Planungsexperten im Hinter-
grund des Eskalationsszenarios auf die kommenden Ereignisse vor.
Unter der Regie des Textilindustriellen Hans Kehrl, der sich schon bei
den Märzoperationen als „Generalreferent“ des Reichswirtschaftsmi-
nisteriums einen Namen gemacht hatte, entstand ein breites Netzwerk
der Annexionsplanung, dem neben der engeren Umgebung Görings
(Wilhelm Keppler, Paul Pleiger, Helmuth Wohlthat und Erich Neumann)
mit Karl Ritter und Emil Wiehl auch die leitenden Handelspolitiker des
Auswärtigen Amts sowie zusätzlich zu den Vertretern des Reichs-
bankdirektoriums der Dresdner-Bank-Vorstandssprecher Karl Rasche
angehörten. Diese Spezialisten waren über die sich abzeichnenden Er-
eignisse zunächst wenig begeistert. Die überwiegend von tschechischen
Staatsbürgern deutscher Nationalität bewohnten und von der Sudeten-
deutschen Partei zur „Selbstverwaltung“ beanspruchten tschechoslo-
wakischen Grenzregionen waren in rüstungswirtschaftlicher Hinsicht

40 Vgl. zu den Einzelheiten Werner Röhr, September 1938. Diversion und Demagogie bei der
Erzeugung einer Kriegspsychose durch den Hitlerfaschismus und seine Fünfte Kolonne in der
ČSR, in: Eichholtz / Pätzold (Hg.), Der Weg in den Krieg (wie Anm. 36), S. 211–277; Miroslav
Kárný, Die Logik von München. Das Protektorat Böhmen und Mähren, in: ebenda, S. 279–308.
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nicht besonders attraktiv.41 Ihre „Einverleibung“ erschien zwar einerseits
vorteilhaft, weil sie die deutschen Defizite an Holz und Braunkohle
ausglichen, über eine solide energie- und chemiewirtschaftliche Basis
verfügten und auch einige strategisch wichtige Rohstofflagerstätten
(Uranerze und Wolfram) einbrachten; andererseits standen dieser posi-
tiven Perspektive erhebliche Nachteile gegenüber. Die überwiegend von
den „Volksdeutschen“ besiedelten Gebiete der ČSR waren noch stärker
als Österreich von landwirtschaftlichen Zuführen abhängig. Den wich-
tigsten Wirtschaftssektor bildete ein extrem unterkapitalisiertes, export-
abhängiges und technisch rückständiges Fertigwarengewerbe, das seinen
Beschäftigten Hungerlöhne zahlte. Die unter der Regie ihres Führers
Konrad Henlein „heim ins Reich“ strebende deutsche Minderheit war
entsprechend verarmt und erwartete erhebliche Gegenleistungen für
ihre Irredenta gegen die Tschechoslowakei. Die „Einverleibung“ war
also machtpolitisch bedeutsam, beeinträchtigte aber wegen der zu er-
wartenden Umstellungs- und Sanierungskosten den Primat der Konso-
lidierung des Hochrüstungskurses.

Vorteile und Nachteile hielten sich deshalb aus der Sicht der Krisen-
manager des Rüstungszyklus die Waage. Die Annexionsplaner ver-
ständigten sich in den Tagen des Münchener Abkommens darauf, den
Erwartungsdruck der volksdeutschen Sezessionisten durch die schnellst-
mögliche Einführung der Reichsmarkwährung sowie großzügige Ent-
schuldungsaktionen zu befriedigen und diese Konzessionen mit der
sofortigen geld- und devisenpolitischen Abtrennung der Sudetengebiete
von der Tschechoslowakei zu kombinieren.42 Aufgrund der eigenen
Notlagen vereinbarten sie zusätzlich, die Demarkationslinie so weit wie
möglich über die Sprachgrenze hinaus ins Landesinnere vorzuschieben,
um einen möglichst großen Teil der leistungsfähigen Wirtschaftssekto-

41 Vgl. zum folgenden die Aufstellungen des Leiters der Wirtschaftspolitischen Abteilung des
Auswärtigen Amts, Emil Wiehl, über die Wirtschaftsstruktur der Sudetengebiete und ihren Anteil
an der Industrie der ČSR vom 20.9.1938 und 21.9.1938, in: ADAP Serie D, Bd. II, S. 683 und 691.

42 Vgl. Aufzeichnung Wiehls der Ressortbesprechung im Auswärtigen Amt über die wirtschafts-
politischen Vorbereitungen für den Fall einer vorläufigen deutschen Militärbesetzung des Sudeten-
deutschen Gebiets, 24.9.1938, abgedruckt als Dokument 587 in: ADAP, Serie D, Bd. II, S. 731–733.
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ren der ČSR unter ihre Kontrolle zu bekommen. Dadurch sollte gleich-
zeitig die nächste Etappe, die Aufspaltung der dann wirtschafts- und
verkehrspolitisch nicht mehr lebensfähigen Rest-Tschechoslowakei in
„deutsche Dominions“, vorbereitet werden.43

Am 10. Oktober, dem letzten Tag des durch das Münchener Ab-
kommen festgelegten tschechoslowakischen Rückzugs aus den vier
Militärzonen, verkündete Hermann Göring in seiner Eigenschaft als
Beauftragter für den Vierjahresplan die Währungsumstellung für die
Sudetengebiete.44 Dabei wurde die Tschechische Krone (Kč) gegenüber
ihrem Devisenkurs zur Reichsmark (100 Kč/8,60 Reichsmark) um 35
Prozent aufgewertet (100 Kč/12 Reichsmark). Die von den Führern der
sudetendeutschen Irredenta auf 15 Milliarden Kronen geschätzten Er-
sparnisse der „Volksdeutschen“ vermehrten sich dadurch schlagartig um
mehr als ein Drittel. Zugleich war dies ein erheblicher Aderlaß für die
tschechischen Bankzentralen, denn den aufgewerteten Forderungen ih-
rer sudetendeutschen Filialen standen entsprechend reduzierte Schulden
gegenüber. Man schlug also zwei Fliegen mit einer Klappe: Den Er-
wartungen der „volksdeutschen“ Sezessionisten wurde durch die Wäh-
rungsumstellung großzügig entsprochen, für die Folgekosten jedoch
weitgehend der Prager Bankplatz haftbar gemacht.

Hinzu kam die schlagartige währungspolitische Einbindung des Wirt-
schaftssektors der Sudetengebiete in die NS-Ökonomie, denn die dort
ansässigen Unternehmen waren auf Kronen-Basis nicht mehr konkur-
renzfähig. Schließlich war es aufgrund der gewählten Umtauschrelation
leicht möglich, die bei den Sudetendeutschen vorhandenen Gold- und
Devisenbestände geräuschlos abzuschöpfen.45 Man praktizierte auch in
dieser Hinsicht den in Österreich eingeschlagenen Weg, obwohl allen

43 Aufzeichnung des Chefs des Wehrwirtschaftsstabs im OKW, Oberst Thomas, über die
Besprechung bei Göring am 14.10.1938. Nürnberger Dokument 1301-PS, abgedruckt in: IMG,
Bd. XXVII, S. 160 ff.

44 Verordnung des Beauftragten für den Vierjahresplan über die Einführung der Reichsmark-
währung in den sudetendeutschen Gebieten vom 10.10.1938. BArchB, R 2/14589, fol. 27. Vgl. auch
die Korrespondenzstücke zur Vorgeschichte und zu den Nachwirkungen in dieser Akte.

45 Zum Vorgehen vgl. die Aktenstücke in: BArchB, R 2/14589, fol. 72 ff.
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Akteuren bekannt war, daß die Ausbeute wegen der prekären Wirt-
schaftslage der Sudetendeutschen recht bescheiden ausfallen würde.

Ihre übrigen Ziele verfolgten die Annexionsexperten der Vierjahres-
planbehörde zunächst im Rahmen eines Internationalen Ausschusses,
den die Signatarstaaten des Münchener Abkommens zur Klärung der
endgültigen Grenzziehung und sonstiger offener Fragen eingesetzt
hatten, und danach in bilateralen Verhandlungen, nachdem die tschecho-
slowakische Regierung am 14. Oktober auf eine offene Kollaborations-
linie mit den Deutschen eingeschwenkt war.46 Dabei schoben sich vor
allem Karl Ritter und Hans Kehrl die Bälle zu. Indem sie die ökonomi-
schen Beuteinteressen geschickt mit dem strategisch-operativen Sicher-
heitsdenken der Wehrmachtvertreter kombinierten, gelang es ihnen, die
im Münchener Abkommen anhand ethnographischer Kriterien festge-
legte Annexionsgrenze um fast das Doppelte des Gebietsumfangs in das
Innere der Tschechoslowakei vorzuschieben. Als die tschechoslowaki-
sche Regierung am 20. November 1938 das abschließende Grenzproto-
koll paraphierte, war neben einigen industriellen Schlüsselsektoren der
überwiegende Teil der tschechoslowakischen Rohstoffbasis in die Hän-
de der Deutschen gefallen: 86 Prozent der chemischen Industrie, 80
Prozent der Zementindustrie, 80 Prozent der Braunkohle- und zwei
Drittel der Steinkohlevorkommen, 70 Prozent der Energieerzeugung
und mehr als 60 Prozent der Eisen- und Stahlproduktion. Lediglich in
einem Punkt hatten die deutschen Annexionsexperten teilweise den
kürzeren gezogen: Ihre Forderung, die schon am 2. Oktober erfolgte
polnische Annexion des an das Mährisch-Ostrauer Industriezentrum
angrenzenden Teschener Gebiets mit seiner bedeutenden Steinkohle-
und Hüttenkapazität rückgängig zu machen, war wegen des übergeord-
neten Interesses an der polnischen Komplizenschaft nur insoweit durch-
setzbar, als der besonders wichtige Standort Witkowitz nachträglich
dem deutsch besetzten Mährisch-Ostrau zugeschlagen wurde.47

46 Vgl. Werner Röhr, Die Logik von München. Zu den Konsequenzen imperialistischer Er-
pressungspolitik, in: Berlekamp / Röhr / Roth (Hg), Der Krieg vor dem Krieg (wie Anm. 1).

47 Dies geschah, nachdem die Wirtschaftsgruppe Eisen schaffende Industrie deshalb im Aus-
wärtigen Amt interveniert hatte. Vgl. die Aufzeichnung Wiehls vom 4.10.1938, abgedruckt als
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Darüber hinaus bemühten sich Kehrls Mitarbeiter um die Aufbesse-
rung der längst wieder prekär gewordenen deutschen Gold- und Devi-
senbilanz auf Kosten der Tschechoslowakischen Staatsbank. Zunächst
setzten sie im Internationalen Ausschuß durch, daß die Staatsbank ihre
im Annexionsgebiet gelegenen Filialen an die Reichsbank abtreten muß-
te.48 Dann erzwang Karl Ritter die zusätzliche Übergabe des in diesen
Filialen vorhandenen Vermögens der Staatsbank in Höhe von 291,2 Mil-
lionen Tschechischen Kronen. Darauf folgte eine dritte Attacke, in die
sich Göring unter dem Druck „der immer schwieriger werdenden De-
visenlage“ mit der Forderung einschaltete, „in kürzester Frist“ ein die-
sem Betrag entsprechendes Goldäquivalent in Höhe von 30 bis 40 Mil-
lionen Reichsmark aus den Golddepots der Tschechischen Staatsbank
einzutreiben.49 Das war eine durch die währungs- und devisenpoliti-
schen Gepflogenheiten nicht mehr gedeckte Nötigung, auf die die Ver-
treter der Tschechoslowakischen Staatsbank zunächst mit einer Hin-
haltetaktik reagierten.

Daraufhin schaltete Göring das Auswärtige Amt ein. Aber auch die
Gesandtschaft in Prag kam nicht weiter, denn Außenminister František
Chvalkovsky verlangte die Übernahme eines Teils der tschechoslowa-
kischen Staatsschulden als Gegenleistung, weil er nur unter dieser Vor-
bedingung die Zustimmung des tschechoslowakischen Ministerrats für
möglich hielt. Schließlich schickte Göring seinen Chefunterhändler
Helmuth Wohlthat nach Prag. Wir wissen nicht, welche Methoden
Wohlthat anwandte, bis er sich schließlich nach einem einwöchigen
Verhandlungsmarathon durchgesetzt und dabei den ursprünglich von
Göring geforderten Goldbetrag mehr als verdoppelt hatte. Die Leitung
der Tschechoslowakischen Staatsbank gab am 4. März 1939 auf der
ganzen Linie nach. Sie lieferte am 9. und 10. März 1939, wenige Tage vor
dem deutschen Einmarsch in Prag, ihr gesamtes Golddepot, das sie in
der Schweizerischen Nationalbank in Bern unterhielt, an die Reichsbank

Dokument 59 in: ADAP, Serie D, Bd. V, S. 69.
48 Vgl. die diesbezüglichen Aktenstücke in: BArchB, R 2/14589, fol. 119 ff.
49 Geheimschreiben Görings an das Auswärtige Amt, 18.2.1939. Abgedruckt als Dokument 170

in: ADAP Serie D, Bd. IV, S. 187.
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aus.50 Es handelte sich dabei um 1.013 Goldbarren im Gegenwert von
61,5 Millionen Schweizer Franken beziehungsweise 106 Millionen
Reichsmark.51

Aber auch die Vertreter der Privatwirtschaft wurden bedient. Aller-
dings verlangten die von Hans Kehrl dirigierten Annexionsexperten der
Vierjahresplanbürokratie und des Reichswirtschaftsministeriums dafür
teilweise erhebliche Vorleistungen, und sie ließen es sich auch nicht
nehmen, in den nun erneut einsetzenden Kampf um die besten Startpo-
sitionen regulierend einzugreifen. Beispielsweise wurden die Manager
der I.G. Farbenindustrie AG gezwungen, sich den seit längerem ge-
planten Zugriff auf die in Aussig und Falkenau gelegenen Teerfarben-
fabriken des Prager Vereins für Chemische und Metallurgische Produkte
mit der Chemischen Fabrik von Heyden AG zu teilen.52 Der Deutschen
Bank wurden die im Annexionsgebiet gelegenen Filialen der Böhmi-
schen Union Bank zugeschlagen und der Dresdner Bank die entspre-
chenden Niederlassungen der Böhmischen Escompte Bank.53 Während
der Deutschen Bank nahegelegt wurde, ihren Zugewinn vor allem mit
der südosteuropäischen Stoßrichtung ihrer Wiener Haupterwerbung
zu koordinieren und auf die ursprünglich beabsichtigte Gründung einer
starken Regionalbank zu verzichten,54 machte sich die Dresdner Bank
als Hausbank der Reichswerke Hermann Göring vor Ort nützlich.
Sie begann, unter der Regie Kehrls die kurz vor der Annexion vom

50 Schreiben des Auswärtigen Amts an den Beauftragten für den Vierjahresplan, Betr. Ab-
tretung der Golddeckung für im sudetendeutschen Gebiet eingelöste tschechoslowakische Bank-
noten, 23.3.1939. Abgedruckt als Dokument 201 in: ADAP Serie D, Bd. V, S. 211.

51 Vgl. Werner Rings, Raubgold aus Deutschland. Die „Golddrehscheibe“ Schweiz im Zweiten
Weltkrieg, Zürich / München 1985, S. 36 f.

52 Vgl. zu den Vorgängen im einzelnen OMGUS, Ermittlungen gegen die LG. Farben (wie
Anm. 33), S. 209 ff.

53 Vgl. zum folgenden OMGUS, Ermittlungen gegen die Deutsche Bank (Anm. 31), S. 214 ff.;
OMGUS, Ermittlungen gegen die Dresdner Bank, Hg. Dokumentationsstelle für NS-Sozialpo-
litik, Nördlingen 1986, S. 101 ff.; Christopher Kopper, Zwischen Marktwirtschaft und Dirigismus.
Bankenpolitik im „Dritten Reich“ 1933–1939, Bonn 1995, S. 315 ff.

54 Die Vertreter der Deutschen Bank, Hermann J. Abs und Oswald Rögler, hatten ursprüng-
lich die Übernahme der Böhmischen Escompte Bank favorisiert und beabsichtigt, deren sudeten-
deutsche Filialen mit den Niederlassungen der Deutschen Agrar- und Industrie-Bank zu fusionieren.

60



WIEDERVERÖFFENTLICHUNG / REPRINT 

Petschek-Konzern auf die Prager Živnostenská-Bank übergegangenen
Aktienpakete der Braunkohleindustrie aufzukaufen, so daß es innerhalb
kürzester Zeit gelang, in Übereinstimmung mit entsprechenden Pla-
nungsvorgaben der Reichsstelle für Wirtschaftsausbau55 die Sudeten-
deutsche Bergbau AG und die Sudetendeutsche Treibstoffwerke AG
als Tochtergesellschaften des Reichswerke-Komplexes aus dem Boden
zu stampfen.56 Darüber hinaus machte Karl Rasche, der Vorstands-
sprecher der Dresdner Bank, die Vorbereitung des Zugriffs auf Kapital-
beteiligungen an den Schlüsselunternehmen der Rest-Tschechoslowakei
im Dienst der Reichswerke Hermann Göring zur Chefsache.

Alles in allem hatten die Annexionsexperten erheblich dazugelernt.
Sie verflochten jetzt die gesamtwirtschaftlichen und die einzelunterneh-
merischen Interessen schon in den Planungsstadien miteinander, statt
wie noch im Fall Österreich zunächst getrennt zu marschieren. Dadurch
gewann ihr Zugriff auf die erbeuteten Ressourcen erheblich an Tempo
und Stoßkraft.

Trotzdem war die ökonomische Verteilung und Verwertung der an-
läßlich der Sudeten-Annexion gemachten Beute nur eine Durchgangs-
etappe. Görings Mitarbeiter hatten das sich im Sommer 1938 öffnende
zweite operative Fenster so weit wie möglich aufgerissen, um es ihrem
Krisenmanagement dienstbar zu machen. Aber auch dieser Annexions-
schritt war Göring zufolge „nur eines der auf dem Lebensweg unseres
Volkes liegenden Ziele“57 und auch für das Oberkommando der Wehr-
macht war bei dieser Operation die „nunmehrige politische und wirt-
schaftliche Abhängigkeit der Rest-Tschechoslowakei vom Reich und die
dadurch erreichte verstärkte Sicherung des Zuganges zum Südostraum“
letztlich entscheidend.58 Das nächste Nahziel war die Zerschlagung der

55 Vgl. Reichsstelle für Wirtschaftsausbau, Ausbauplan Sudetendeutschland (Bereich Nordwest-
Böhmen und Egerland) für Mineralöl, Buna, Chemie einschließlich Vorprodukte und Energie,
15.10.1938. BArch-MA, Wi. IF 3/180.

56 Vgl. Wolfgang Birkenfeld, Der synthetische Treibstoff 1933–1945. Ein Beitrag zur national-
sozialistischen Wirtschafts- und Rüstungspolitik, Göttingen / Berlin / Frankfurt a. M. 1964, S. 136 f.

57 Schreiben Görings an die Obersten Reichsbehörden, 15.10.1938. BArch-MA, Wi. IF 5/560.
58 Ausarbeitung des  OKW über die  wehrwirtschaftliche Bedeutung des  Sudetengebietes,

1.11.1938. Zitiert nach Volkmann, Die NS-Wirtschaft in Vorbereitung des Krieges (wie Anm. 3),
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amputierten Tschechoslowakei und die arbeitsteilige Einverleibung ihrer
volkswirtschaftlichen Ressourcen, denn die Tendenzen zur Systemkrise
hatten sich neuerlich verschärft. Schon Mitte Oktober 1938 konferierte
Göring mit führenden Vertretern der Slowakischen Landesregierung
und der in der Slowakei lebenden „Volksdeutschen“.59 Mit Genugtuung
nahm er die Erklärung des Ministers Durčanski entgegen, man erstrebe
die „volle Selbständigkeit unter stärkster militärischer und wirtschaft-
licher Anbindung an Deutschland“. Dem konnte Göring nur zustim-
men, denn eine „Tschechei ohne Slowakei ist uns noch mehr restlos aus-
geliefert“, und damit war auch das weitere Vorgehen vorgezeichnet.

Am 14. März 1939 proklamierte die slowakische Landesregierung
ihre Sezession von der Tschechoslowakischen Republik, nachdem
Wilhelm Keppler und Helmuth Wohlthat sie mit dem Präferenzver-
sprechen einer Zollunion geködert hatten.60 Die dadurch hervorgeru-
fenen Unruhen waren der willkommene Vorwand, den die Deutschen
gegenüber den Signatarmächten des Münchener Abkommens benötig-
ten, um einen Tag später die seit längerem geplante „Befriedungsaktion“
zu inszenieren und unter Umgehung einer offenen Mobilmachung in
Prag einzumarschieren.61 Auch auf dieses Ereignis waren die Annexions-
spezialisten der Vierjahresplanbehörde, der Reichsbank, des Reichswirt-
schaftsministeriums, des Wehrwirtschaftsstabs des Oberkommandos
der Wehrmacht und der Volkswirtschaftlichen Abteilungen der Groß-
unternehmen seit längerem vorbereitet. Während die machtpolitischen

S. 330 f.
59 Aufzeichnung über eine Besprechung Görings mit dem slowakischen Minister Dr. Durčanski,

o. D. (ca. 16./17.10.1938). Abgedruckt als Dokument 68 in: ADAP Serie D, Bd. IV, S.  76.
60 Vgl. Hans Umbreit, Deutsche Militärverwaltungen 1938/39. Die militärische Besetzung der

Tschechoslowakei und Polens, Stuttgart 1977, S. 49.
61 Wilhelm Keitel, der Chef des OKW, hatte am 17. Dezember 1938 unter Aktualisierung einer

Weisung Hitlers vom 21. Oktober befohlen, die Besetzung der Rest-Tschechoslowakei müsse nach
außen den Eindruck erwecken, als ob es „sich nur um eine Befriedungsaktion und nicht um eine
kriegerische Unternehmung“ handele. Die „Aktion“ solle deshalb ohne Mobilmachungsvorbereitung
und ohne vorherigen Grenzaufmarsch durchgeführt werden und die Truppen ihre Standorte
erst in der Nacht vor der Grenzüberschreitung verlassen. Weisung des Chefs des OKW vom
17.12.1938, Nachtrag zur Weisung vom 21.10.1938. Abgedruckt als Dokument 152 in: ADAP
Serie D, Bd. IV, S. 163–164.
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Entscheidungszentren die Slowakei als „autonomen Schutzstaat“ unter
ihre Fittiche nahmen und ihr „Protektorat“ über eine in Böhmen und
Mähren einzusetzende „Auftragsverwaltung“ verkündeten, entfalteten
sie auf der wirtschaftspolitischen Durchsetzungsebene hektische Akti-
vitäten. Denn die inneren Krisenerscheinungen hatten sich erneut zu-
gespitzt und verlangten nach weiteren Ressourcenzuflüssen von außen.

Der Coup vom 15. März 1939 erbrachte eine in fast jeder Hinsicht
ideale Beute. Die Tschechoslowakei war das industrielle Zentrum
Ostmittel- und Südosteuropas. Sie verfügte über reiche Bodenschätze,
durchrationalisierte Produktionsanlagen und ein hochqualifiziertes Ar-
beitskräftepotential. Ihre Rüstungsindustrie war erstklassig und stark
exportorientiert, die Tschechoslowakei war der siebtgrößte Waffenlie-
ferant der Erde. Auch die tschechoslowakische Armee war hervorragend
ausgerüstet. Die Deutschen brauchten nur die Beziehungen zwischen
der Energie-, Grundstoff- und Verarbeitungsbasis des Lands wiederher-
zustellen, die sie wegen der vorausgegangenen Teilannexion zu zerstö-
ren begonnen hatten, um sich diesen hochentwickelten Wirtschafts-
körper mitsamt seiner Armeeausrüstung einzuverleiben. Wenn ihnen
das reibungslos gelang, dann hatten sie die Chance, hinter den USA zur
zweitgrößten Industrienation der Erde aufzusteigen und ihr Rüstungs-
potential schlagartig zu vergrößern.

Die Entscheidung für eine möglichst störungsfreie Übernahme des
tschechoslowakischen Wirtschaftspotentials wurde durch die Tatsache
begünstigt, daß sich die überwiegende Mehrheit der tschechoslowaki-
schen Bourgeoisie nach dem Münchener Diktat auf eine weitreichende
Kollaboration mit dem „Dritten Reich“ eingerichtet hatte. Als der
tschechoslowakische Gesandte Mastný Göring Mitte Oktober 1938
mitgeteilt hatte, der „Kurs in Tschechei werde um 180 Grad herum-
gedreht. Außenpolitisch: Anlehnung an Deutschland. Innenpolitisch:
scharfer Rechtskurs. Kommunismus wird erledigt. Judenproblem wird
ernstlich angepackt. Schlüssel zur Tschechei liegt in der Hand von
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Deutschland“,62 waren dies keine leeren Worte. Die neue Regierung
Beran hatte unter dem auf Eduard Beneš gefolgten Präsidenten Emil
Hácha eine dramatische innen- und außenpolitische Wende vollzogen.
Unter ihrem Schutz hatten die Unternehmensleitungen entsprechend
zu handeln begonnen.63 Sie hatten sich so weit wie möglich von ihren
ausländischen Kapitalbeteiligungen und „nichtarischen“ Direktoren-
kollegen getrennt, die Staatsbeteiligungen heruntergefahren64 und ein
Unternehmer-Syndikat gegründet, das den Škoda-Konzern als vertikal
und horizontal vertrustetes Rückgrat der tschechoslowakischen Schwer-
industrie in die Wirtschaftskollaboration mit den Deutschen einbrin-
gen sollte.

Wie sich bald zeigte, waren die Schlüsselsektoren der tschechoslo-
wakischen Schwerindustrie trotz dieser Defensivmaßnahmen vor der
Übernahme durch die Reichswerke Hermann Göring nicht gefeit. Den-
noch sorgte Kehrls Annexionsstab dafür, daß die bis zum 15. März 1939
von den tschechoslowakischen Unternehmern erbrachten Vorleistun-
gen honoriert und teilweise in Eigenregie fortgesetzt wurden, soweit
sie, wie beispielsweise die „Arisierungen“, den deutschen Übernahme-
interessen entgegenkamen. Zwar gab es aus der Sicht Görings, Kehrls
und Rasches hinsichtlich der grundsätzlichen wirtschaftspolitischen
Machtpositionen und Vorgaben nichts zu verhandeln. Aber ihnen war
gleichzeitig bewußt, daß im Rahmen der beabsichtigten wirtschafts-
politischen „Auftragsverwaltung“ an die Aspiranten der Wirtschafts-
kollaboration Zugeständnisse gemacht werden mußten. Wenn sie die
Renditeerwartungen der in eigener Vorleistung „tschechisierten“ Unter-
nehmen ausreichend respektierten, dann konnte aus der Wirtschaft des
„Protektorats“ ohne große Reibungsverluste ein Optimum zur Kon-

62 Aufzeichnung über eine Besprechung Görings mit Mastný, o. D. (16. oder 18.10.1938).
Abgedruckt als Dokument 67 in: ADAP, Serie D, Bd. IV, S. 75 f.

63 Vgl. zum folgenden Alice Teichova / Robert Waller, Der tschechoslowakische Unternehmer
am Vorabend und zu Beginn des Zweiten Weltkrieges, in: Wacław Długoborski (Hg.), Zweiter
Weltkrieg und sozialer Wandel, Göttingen 1981, S. 288–302.

64 Und zwar aufgrund der Beobachtung, daß die Deutschen bei der Annexion Österreichs das
Privateigentum – mit Ausnahme „nichtarischer“ Beteiligungen – unangetastet gelassen hatten.
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solidierung des krisengeschüttelten deutschen Rüstungszyklus heraus-
geholt werden. Außerdem entstand dadurch ein klassenpolitischer
Puffer, der die revolutionären Strömungen der tschechischen Arbeiter-
bewegung marginalisierte und den antifaschistischen Widerstand gegen
die Okkupationsmacht erschwerte.

Kehrls Mitarbeiter hatten somit gute Gründe, als sie sich zu einer
Gratwanderung zwischen gewalttätiger Aneignung der wirtschaftspo-
litischen Schlüsselpositionen und Respektierung von Kollaborationser-
wartungen der tschechoslowakischen Führungsschichten entschlossen.
Die Effizienz ihres Vorgehens bestätigte sich rasch. Das Vichy-Phäno-
men hatte einen bedeutenden und in der historischen Forschung weit-
gehend übersehenen Vorläufer. Am Beispiel des Protektorats Böhmen
und Mähren wurde das Wechselspiel von raubwirtschaftlicher Ressour-
cenmobilisierung und Kollaboration erstmalig erfolgreich durchexer-
ziert.

Schauplatz des ersten Testlaufs war die Tschechoslowakische Staats-
bank.65 Zu den Vorausabteilungen der Wehrmacht gehörte ein Sonder-
kommando unter der Leitung von Reichsbankspezialisten, das am 15.
März 1939 in die Räume der Tschechoslowakischen Staatsbank eindrang
und die Aushändigung der Gold- und Devisenreserven verlangte. Dies
geschah unter der Zusage, daß die Staatsbank nicht von der Reichsbank
übernommen, sondern als Nationalbank von Böhmen und Mähren re-
organisiert und weitergeführt werden sollte. Jedoch war der größte Teil
der tschechoslowakischen Goldreserven vor der Invasion nach London,
Bern und New York transferiert worden, wovon sich das Berner Depot
schon in der Hand der Deutschen befand. Daraufhin forderten die
Reichsbankbeamten nach Rücksprache beim Handelspolitischen Aus-

65 Vgl. zum folgenden O. E Fletcher, Revised Estimate of German Gold Movements from March
1938 to May 1945, 12.6.1946. National Archives Washington (künftig = NA), RG 43, M-88,
Box 201; Willi A. Boelcke, Zur internationalen Goldpolitik des NS-Staates. Ein Beitrag zur deut-
schen Währungs- und Außenwirtschaftspolitik 1933–1945, in: Funke (Hg.), Hitler, Deutschland
und die Mächte (wie Anm. 10), S. 292–309, hier S. 304 f.; Arthur L. Smith, Hitler’s Gold. The Story
of the Nazi War Loot, Oxford / New York / München 1989, S. 4 ff.; Unabhängige Expertenkommis-
sion Schweiz – Zweiter Weltkrieg, Die Schweiz und die Goldtransaktionen (wie Anm. 20), S. 36 f.
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schuß des Auswärtigen Amts ihre tschechoslowakischen Kollegen auf,
die übrigen Depots zurückzuholen. Diese indirekte Vorgehensweise
hatte Erfolg: Die im Ausland befindlichen tschechoslowakischen Gold-
reserven gelangten mit Hilfe der 1930 zur Regulierung der deutschen
Reparationsschulden gegründeten Bank für Internationalen Zahlungs-
ausgleich (BIZ) weitgehend unter deutsche Kontrolle, wobei einfache
Umbuchungen bei der BIZ genügten.66 Es handelte sich um einen Gold-
bestand im Gegenwert von knapp 110 Millionen Reichsmark, so daß
sich die Goldbeute zusammen mit den Abgaben aus dem Berner Depot
auf einen Betrag von 206 Millionen Reichsmark summierte. Insgesamt
wurden von den Sonderkommandos der Reichsbank und den erstmalig
in Aktion getretenen Devisenschutzkommandos des Sicherheitsdiensts
der SS bei der Besetzung Böhmens und Mährens Gold- und Devisen-
reserven in einer Höhe von etwa 500 Millionen Reichsmark erbeutet.
Zusätzlich wurden Vorräte an Rohstoffen und Zwischenprodukten im
Gegenwert von etwa 2,9 Milliarden Reichsmark unter Kontrolle ge-
bracht, die teilweise als devisenäquivalent anzusehen waren und zumeist
vor Ort zur Ankurbelung der Produktion eingesetzt wurden.67

Mit Hilfe der tschechoslowakischen Gold- und Devisenbeute konnte
die seit dem Jahreswechsel 1938/39 erneut in Turbulenzen geratene
Zahlungsbilanz ein weiteres Mal stabilisiert werden. Dabei wiederholte
sich das 1938 praktizierte Vorgehen.68 Die Zahlungsbilanz des Jahrs
1939 unterschied sich in fast allen Parametern von der des Vorjahrs.
Der Saldo der Dienstleistungsbilanz war zwar weiterhin positiv, jedoch
von 223 auf 117 Millionen Reichsmark zurückgegangen. Den größten

66 Vgl. Gian Trepp, Bankgeschäfte mit dem Feind. Die Bank für Internationalen Zahlungsaus-
gleich im Zweiten Weltkrieg. Von Hitlers Europabank zum Instrument des Marshallplans, Zürich
1993, S. 31 f.

67 Vgl. Ferdinand Friedensburg, Das wehrwirtschaftliche Rohstoffpotential des Protektorats
Böhmen-Mähren und der Slowakei,  in: Wehrtechnische Monatshefte, 43 (1939), S. 146–155;
Hans-Erich Volkmann, Außenhandel und Aufrüstung in Deutschland 1933 bis 1939, in: Forst-
meier / Volkmann (Hg.), Wirtschaft und Rüstung am Vorabend des Zweiten Weltkrieges (wie
Anm. 3), S. 81–131, hier S. 108.

68 Vgl. Statistisches Reichsamt, Abt. VI, Die deutsche Zahlungs- und Devisenbilanz im Jahre
1939. BArchB, R 7/3629, fol. 82 ff.
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Negativposten bildete die vor allem durch den Gewinntransfer der aus-
ländischen Unternehmen hervorgerufene Zinsen- und Dividendenbi-
lanz mit minus 460 Millionen Reichsmark. Diesen Defiziten stand zwar
ein Exportüberschuß in Höhe von 376 Millionen Reichsmark gegen-
über. Dies war jedoch eine fiktive Größe, weil der Überschuß durch
einen Rückgang des Importwerts um 1,2 Milliarden Reichsmark ent-
standen war. Um die Gesamtbilanz auszugleichen, wurden deshalb aus
der tschechoslowakischen Beute 351 Millionen Reichsmark auf der Ak-
tivseite des Kapitalverkehrs eingesetzt.

Auf diese Weise konnte die raubwirtschaftliche Flucht nach vorn fort-
gesetzt werden. Aber auch diesmal war der Effekt des Einsatzes der
Gold- und Devisenbeute begrenzt. Er reichte gerade bis zum Überfall
auf Polen und bis zur zeitweiligen Konsolidierung der Außenwirtschaft
durch die gigantischen Rohstoffbezüge aus der Sowjetunion seit dem
Herbst 1939.

Auch im Bereich der Geschäftsbanken setzten die deutschen Er-
oberer auf die Überrumpelungstaktik, wobei die Dresdner Bank eine
Vorreiterrolle übernahm.69 Am Tag des Einmarschs besetzte der als
Wehrmachtoffizier reaktivierte Leiter der sudetendeutschen Dresdner-
Bank-Niederlassung Reinhold von Lüdinghausen die Prager Zentrale
der Böhmischen Escompte-Bank (BEB). Unter Berufung auf eine Ge-
neralvollmacht Kehrls setzte er den Vorstand und den Verwaltungsrat
ab, ernannte sich selbst zum neuen Vorstandsvorsitzenden und setzte
weitere Dresdner-Bank-Direktoren als Vorstandsmitglieder ein. Einige
Tage später übernahm Karl Rasche den Vorsitz des neu gebildeten Ver-
waltungsrats. Anschließend nutzte die neue Leitung die seit der Sude-
ten-Annexion prekär gewordene Geschäftslage der BEB zu einem raf-
finierten Schachzug, um sich die Kapitalmajorität zu verschaffen. Sie
wertete das vorhandene Aktienkapital im Verhältnis 4:1 ab, gab neue
Aktien aus, die sie für die Dresdner Bank im Nennwert erwarb, und

69 Vgl. zum folgenden OMGUS, Ermittlungen gegen die Deutsche Bank (wie Anm. 31), S. 215
ff.; OMGUS, Ermittlungen gegen die Dresdner Bank (wie Anm. 53), S. XLIV ff., 101 ff.; Kopper,
Zwischen Marktwirtschaft und Dirigismus (wie Anm. 53), S. 329 ff.

Sozial.Geschichte Online  33 (2022) 67



erhöhte das Aktienkapital der Bank danach wieder auf 100 Millionen
Kronen. Auf diese Weise sicherten sich Rasche und Lüdinghausen 70
Prozent des Aktienkapitals, reduzierten den Anteil des bislang größten
Anteilseigners, der Živno-Bank, auf vier Prozent und konnten die Böh-
mische Escompte-Bank uneingeschränkt in den Dienst der deutschen
Okkupationsinteressen stellen. Parallel dazu brachten sie auch die Nie-
derlassungen der Länderbank unter ihre Kontrolle.

An diesem „Übernahme“-Muster orientierte sich auch die Deutsche
Bank. Die dafür verantwortlichen Vorstandsmitglieder Hermann J. Abs
und Oswald Rösler mußten dabei jedoch vorsichtiger vorgehen, weil
sich größere Teile des Aktienkapitals der Böhmischen Union-Bank
(BUB) in den Händen britischer und belgischer Kapitalgruppen befan-
den und die Geschäftslage wegen des hohen Anteils notleidend gewor-
dener jüdischer Kreditnehmer weitaus prekärer war als diejenige der
Böhmischen Escompte-Bank. Sie überließen die Entlassung des Vor-
stands und des Verwaltungsrats einer entsprechende Anordnung Hans
Kehrls, setzten Walter Pohle, den Direktor der in den Sudetengebieten
übernommenen BUB-Filialen, als neuen Vorstandsvorsitzenden ein und
sorgten für eine weitgehende Überkreuzverflechtung der reorgani-
sierten Leitungsgremien mit der inzwischen als Creditanstalt-Bankver-
ein firmierenden Österreichischen Creditanstalt. Danach unterwarfen
sie die notleidend gewordenen Beteiligungen einem ausgedehnten
„Arisierungs“-Ausverkauf und nahmen einige Monate später einen Ka-
pitalschnitt im Verhältnis 10:1 vor, auf den wie bei der Böhmischen
Escompte-Bank die mit den entsprechenden Vorkaufsrechten abgesi-
cherte Neuausgabe von Aktien für einen Kapitalstock von 100 Milli-
onen Kronen folgte. Auch die Agrar- und Industriebank wurde in eine
Tochtergesellschaft der Deutschen Bank umgewandelt.

Ansonsten blieb es bei der Arbeitsteilung, die sich schon zur Zeit der
Annexion der Sudetengebiete zwischen der Deutschen Bank und der
Dresdner Bank eingespielt hatte. Die Böhmische Union-Bank konzen-
trierte sich auf die Einbeziehung des Prager Bankplatzes in die Südost-
europa-Expansion und spielte bei der Durchdringung der böhmisch-
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mährischen Wirtschaft nur eine nachgeordnete Rolle. Die Eroberung
der schwerindustriellen Schlüsselpositionen zugunsten des Reichs-
werke-Komplexes wurde zur Domäne der Böhmischen Escompte-Bank.
Rasche und Lüdinghausen bereicherten dabei die bislang im Eigenin-
teresse angewandten Techniken – handstreichartige Besetzung der Lei-
tungspositionen, Kapitalschnitt und „Arisierungs“-Geschäfte, die man
den tschechischen Unternehmern aus der Hand genommen hatte – um
weitere Facetten. Sie nötigten den Vorstand der Živno-Bank, seine Be-
teiligungen an den führenden Hüttenwerken, Maschinenbauunterneh-
men und Rüstungsbetrieben auf die Böhmische Escompte-Bank zu
übertragen. Diese Beteiligungen legten sie mit den bei der BEB und der
Länderbank selbst vorhandenen Aktienpaketen zusammen, übertrugen
sie an die Berliner Zentrale der Dresdner Bank und erlangten dadurch
Kapitalmehrheiten beziehungsweise Sperrminoritäten über die Poldi-
hütte, die Škoda AG, die Waffenwerke Brünn, die Brünner Maschinen
AG und andere Unternehmen des Steinkohlebergbaus und der Schwer-
industrie. Danach eigneten sie sich zusätzlich die am Tag des Ein-
marschs noch nicht reprivatisierten Staatsbeteiligungen an und über-
nahmen als Treuhänder des Reichswerke-Komplexes die Vorstände.

Es war jedoch nicht immer möglich, bei diesen Raubzügen die Fas-
sade einer mit den kapitalistischen Gepflogenheiten gerade noch über-
einstimmenden „feindlichen Übernahme“ zu wahren. In einigen Fällen
griffen Kehrl und Rasche zu offenen Erpressungsmanövern, zum Bei-
spiel bei der Witkowitzer Berg- und Hüttengewerkschaft in Ostrava/
Mährisch-Ostrau, dem wichtigsten schwerindustriellen Unternehmen
überhaupt, das ein Drittel der Steinkohleförderung, 40 Prozent der Roh-
eisenproduktion und 30 Prozent der Rohstahlerzeugung der Tschecho-
slowakei auf sich konzentrierte und das damals modernste Stahlwalz-
werk der Welt betrieb.70 Der Wiener Bankier Louis Rothschild war mit
68 Prozent Mehrheitseigner dieses Unternehmenskomplexes, hatte

70 Vgl. zum folgenden Archiv der Stiftung für Sozialgeschichte, Wilhelmstraßenprozeß, An-
klagedokumentenbuch 144, 144 B, 144 C, 158 B; OMGUS, Ermittlungen gegen die Dresdner Bank
(wie Anm. 53), S. XLIV ff.
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seine Beteiligungen jedoch rechtzeitig über die USA bei der Londoner
Rothschild-Holding Alliance Assurance Ltd. in Sicherheit gebracht.
Um an sie heranzukommen, nahm ein SD-Sonderkommando Louis
Rothschild schon am 13. März 1939 in Wien in Isolationshaft. Während
Hans Kehrl in Witkowitz eine „Abwesenheitstreuhandschaft“ einsetzte,
nahm Rasche die Verhandlungen mit der Rothschild-Familie auf, die
schließlich Anfang Mai 1939 nach der Freilassung Louis Rothschilds
dem Verkauf der Beteiligungen zustimmte – erheblich unter Wert, näm-
lich zum Preis von 3,6 Millionen Pfund Sterling.71

Parallel zu diesen Aneignungsaktionen auf der Kapitalebene hatten
der Wehrwirtschaftsstab und die Wehrmacht-Abwehr des Oberkom-
mandos der Wehrmacht in enger Abstimmung mit Kehrls Annexions-
experten die böhmisch-mährischen Rüstungsbetriebe gleich zu Beginn
der Invasion unter ihre Kontrolle gebracht. Ihre Sicherung, Inbesitz-
nahme und die anschließende Umsteuerung der Produktionsprogram-
me waren seit Monaten generalstabsmäßig geplant.72 Im Škoda-Werk
und den Brünner Waffenfabriken wurden militärische Bevollmächtigte
eingesetzt, die auf der Basis voraufgegangener „Betriebserkundungen“
die kollaborationsbereiten Manager in Leitungspositionen brachten,
200.000 Patente und Zeichnungen konfiszierten und die Rohstoffvor-
räte beschlagnahmten. Die Beuteentnahme war jedoch streng reguliert,
denn man war ja „friedensmäßig“ einmarschiert und wollte die Produk-

71 Der Kaufvertrag wurde jedoch durch den am 3. September 1939 eingetretenen Kriegszustand
zwischen England bzw. Frankreich und Deutschland nicht rechtswirksam. Die Mehrzahl der
Anteilsscheine blieb in England und der Schweiz deponiert, und auch der Kaufpreis war bis zum
3.9.1939 nur zu einem geringen Teil eingezahlt. In Witkowitz wurde zunächst ein Feindvermögens-
verwalter in die Geschäftsführung eingesetzt und im Januar 1940 durch ein siebenköpfiges, von den
Reichswerken Hermann Göring beherrschtes Aufsichtsgremium ersetzt. Im Verlauf des Kriegs
integrierten die Reichswerke Witkowitz schließlich komplett in ihre Unternehmensstruktur. Vgl.
Kopper, Zwischen Marktwirtschaft und Dirigismus (Anm. 53), S. 336 f.

72 Vgl. zum folgenden den Erfahrungsbericht des Oberstleutnants Nagel, Verbindungsoffizier
des Wehrwirtschaftsstabs des OKW zur Heeresgruppe 3, über die Eingliederung der Tschechischen
Industrie, 25.4.1939. Abgedruckt als Dokument 38 in: Kaden, Die faschistische Okkupationspolitik
in Österreich und der Tschechoslowakei (wie Anm. 26), S. 114–115; Volkmann, Die NS-Wirtschaft
in Vorbereitung des Krieges (wie Anm. 3), S. 331 ff.
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tion so schnell wie möglich wieder hochfahren, um sie „für die deutsche
Aufrüstung nutzbar zu machen“.73

Auch die Waffen und sonstiges Kriegsmaterial der tschechoslowa-
kischen Armee wurden mit generalstabsmäßiger Präzision angeeignet.
Gerade aus dieser Operation resultierte „ein ungeheurer Kraftzuwachs“
für das deutsche Rüstungspotential.74 Es wurden 2.253 Artilleriege-
schütze, 1.966 Panzerabwehrkanonen, 1.231 Flugzeuge, 810 Panzer,
57.000 Maschinengewehre, 630.000 Gewehre und sonstiges allgemeines
Kriegsgerät im Wert von 77 Millionen Reichsmark erbeutet und schon
während des Einmarschs abtransportiert.75 Das Beutegut ermöglichte
die Ausrüstung beziehungsweise die Komplettierung von 20 Heeres-
divisionen zur Kriegsbereitschaft. Das war ein Fünftel der Kriegsstärke,
auf die sich der Generalstab 1936 endgültig festgelegt hatte!

Unmittelbar nach der Besetzung wurde die Produktion hochgefah-
ren. Die dabei verfolgte wirtschaftspolitische Stoßrichtung hatte Göring
schon am 16. März 1939 in Grundzügen festgelegt.76 Im Gegensatz zu
Österreich wurde vorerst auf die Einführung einer Zoll- und Währungs-
union verzichtet, weil sie die Taktik der raschest möglichen Inbesitz-
nahme der ökonomischen Schlüsselpositionen behindert hätte. Das
dabei entstehende Transferproblem, das heißt die rüstungsbedingte
Unfähigkeit der Deutschen zu Gegenlieferungen bei gleichzeitigem
Devisenmangel, konnte leicht in Kauf genommen werden: Zur „Beglei-
chung“ der deutschen Schulden wurden der Nationalbank von Böhmen
und Mähren sowie den anderen Geldinstituten und den Unternehmen
Schatzanweisungen des Reichs in die Portefeuilles gelegt, und so kam
es nicht nur zu einem einseitigen Ressourcenabfluß, sondern die Ge-
sellschaften wurden auch noch zu Zwangsgläubigern der NS-Diktatur.

73 Erfahrungsbericht Nagels (wie Anm. 72), S. 114.
74 Der General-Quartiermeister. Briefe und Tagebuchaufzeichnungen des Generalquartier-

meisters des Heeres General der Artillerie Eduard Wagner, Hg. Elisabeth Wagner, München / Wien
1963, S. 82.

75 Vgl. Volkmann, Die NS-Wirtschaft in Vorbereitung des Krieges (wie Anm. 3), Tab. S. 332. 
76 Runderlaß Görings über Maßnahmen zur wirtschaftlichen Ausnutzung der okkupierten

tschechischen Gebiete, 16.3.1939. Abgedruckt als Dokument 32 in: Kaden, Die faschistische Okku-
pationspolitik in Österreich und der Tschechoslowakei (wie Anm. 26), S. 106 f.
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Unter diesen Voraussetzungen wurde die Protektoratswirtschaft dann
auf die Produktion für den Export einschließlich der Waffenausfuhr
umgesteuert, um einen kontinuierlichen Devisenzufluß zu erzielen,
dessen Erlös selbstverständlich „für die gesamtdeutsche Wirtschaft“ zu
„sichern“ war.77 Dem Ziel der vorrangigen Devisenbeschaffung, auf das
allerdings schon Ende Juli 1939 die nächste Umstellung auf kriegswirt-
schaftliche Verhältnisse folgte,78 wurde die gesamte Wirtschaftspolitik
untergeordnet, und deshalb wurden auch die über die strategischen
Schlüsselpositionen hinausgehenden „Übernahme“ und „Arisierungs“-
Projekte der deutschen Wirtschaft gezügelt. Unter aktiver Mitwirkung
der tschechischen Wirtschaftsverbände begann die Integration des
Außenhandels in das deutsche Lenkungssystem, kombiniert mit der
außenwirtschaftlich orientierten Verteilung der öffentlichen und priva-
ten Großaufträge und der Rohstoffversorgung.

Nach der Bewältigung der ersten Anlaufschwierigkeiten übergaben
Kehrls Expertenstäbe die laufenden Geschäfte an das Wirtschaftsressort
des Reichsprotektors Constantin von Neurath, an die Wirtschafts- und
Arbeitsbehörden der tschechischen „Auftragsverwaltung“ sowie die
tschechischen Industriellenverbände, um gegenüber den ausländischen
Kontraktpartnern so weit wie möglich den Schein der Normalität zu
wahren. Sie konnten sich beruhigt zurücklehnen, denn auch für den
Kriegsfall war schon vorgesorgt: „Da der tschechische Arbeiter künftig
nicht zum Kriegsdienst verpflichtet wird, würde die Industrie des Pro-
tektorats im Kriegsfalle mit unverminderter Kraft für das militärische
und wirtschaftliche Interesse des gesamten deutschen Lebensraums
arbeiten können.“79

Während die wirtschaftspolitischen Annexionslenker im Protektorat
Böhmen und Mähren auf mehreren Ebenen gleichzeitig in den ökono-

77 Runderlaß Görings vom 16.3.1939 (wie Anm. 76), S. 106.
78 Vgl. Aktenvermerk über eine Besprechung Görings mit Vertretern der Ministerien, des OKW

und der Luftwaffe in Westerland am 25.7.1939 über die Ausnutzung des Kriegspotentials von
Böhmen und Mähren, in: IMG, Bd. XXXVIII, S. 368 ff.

79 Paul Ruprecht, Die Rüstungsindustrie des böhmisch-mährischen Reichsprotektorats, in:
Wehrtechnische Monatshefte, Jg. 1939, H. 5, S. 195–201, Zitat S. 201.
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mischen Prozeß eingriffen, konzentrierten sie sich im „Schutzstaat“
Slowakei auf ein einziges zentrales Lenkungsinstrument.80 Am 23. März
1939 schloß das Tiso-Regime ein Regierungsabkommen mit Deutsch-
land, in dem ihm „Hilfe“ beim Aufbau einer Nationalbank und bei der
Einführung der Devisenbewirtschaftung zugesichert wurde. Schon drei
Tage später traf eine von den Reichsbankdirektoren Waldhecker und
Einsiedel geleitete Expertenkommission in Bratislava/Preßburg ein, um
die Nationalbank als selbständige Aktienbank aus der Taufe zu heben
und die künftige Währungspolitik festzulegen. Die entsprechenden Ge-
setzentwürfe brachte sie gleich mit. Die Ergebnisse der Verhandlungen
waren so präzise wie die nun beginnende Einordnung des ersten Satel-
litenstaats in die deutsche Vorherrschaft eindeutig.

Die Kronenwährung wurde beibehalten und in der Relation von 10:1
auf feste Parität zur Reichsmark gestellt, die Nationalbank ausgehend
vom Filialnetz der aufgelösten Tschechoslowakischen Staatsbank er-
richtet. NS-Deutschland übernahm 40 Prozent ihres Aktienkapitals,
identisch mit 40 Millionen Kronen, für die es einen entsprechenden Satz
Reichsschatzanweisungen hinterlegte, die laut Bankengesetz die Weihen
einer Devisenreserve hatten. Damit der slowakische Bankengouverneur
ob dieser zynischen Konstruktion nicht irgendwann einmal hintersin-
nig wurde, bekam er einen deutschen „Berater“, nämlich Richard Buzzi,
den Vorstandsvorsitzenden der Creditanstalt-Bankverein, zur Seite
gestellt, der hinsichtlich der Kreditvergaben und der Aufstellung des
Staatshaushalts über ein Vetorecht verfügte.

Dieser Konstruktion des währungs- und wirtschaftspolitischen indi-
rect rule unter den Fittichen der Deutschen Reichsbank und der Deut-
schen Bank ist eine gewisse Eleganz nicht abzusprechen. Der „Schutz-

80 Vgl. zum folgenden Bericht des Reichsbankdirektoriums an den Chef der Reichskanzlei Hans
Heinrich Lammers über die Einflußnahme der Reichsbank auf die slowakische Währungs- und
Finanzpolitik, 18.4.1939, abgedruckt als Dokument 39 in: Kaden, Die faschistische Okkupations-
politik in Österreich und der Tschechoslowakei (wie Anm. 26), S. 115 f.; Schutzvertrag zwischen
Deutschland und der Tschechoslowakei,  18.3.1939, abgedruckt als  Dokument 40 in: ADAP
Serie D, Bd. VI, S. 35 f.; Hans Dress, Die Slowakei und die faschistische Neuordnung Europas
1939–1941, Berlin 1972.
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staat“ wurde zur Visitenkarte des deutschen Raubkapitalismus. Buzzi
sorgte nicht nur für die „Steigerung und Lenkung der slowakischen
landwirtschaftlichen Erzeugung unter Berücksichtigung der Absatz-
möglichkeiten in Deutschland“81 wofür am 22. Juni 1939 ein wegwei-
sender Handelsvertrag abgeschlossen wurde, sondern engagierte sich
auch für einen sachgerechten Zugriff auf die übrigen Reichtümer des
Landes. Dabei setzte sich der Wiener Statthalter der deutschen Finanz-
interessen vor allem für die Belange der im Protektorat in das zweite
Glied verwiesenen Deutschen Bank ein. Kurz nach der Konstituierung
der Nationalbank wurde in Preßburg die Union Bank als gemeinsame
Tochter der Creditanstalt-Bankverein und der Böhmischen Union-Bank
gegründet. Sie kümmerte sich zusammen mit der Böhmischen Union-
Bank intensiv um die reichsdeutschen Großkunden der Deutschen
Bank, beispielsweise den Reemtsma-Konzern, der im Rahmen seiner
Vierjahresplanaktivitäten die in Bratislava ansässige Vereinigte Holz-
Industrie AG übernahm und so den Grundstein für das historisch bis-
lang größte Südosteuropäische Holzverwertungsgeschäft, die Südost-
holz KG Souchon & Co., legte.82

Zusammenfassung: Der Weg in den Zweiten Weltkrieg

Die Bilanz der drei „friedlichen“ Aggressionsakte vom März und Okto-
ber 1938 sowie März 1939 konnte sich durchaus sehen lassen. In Öster-
reich und der Tschechoslowakei erbeuteten die Deutschen Gold und
Devisen im Gegenwert von 2,13 Milliarden Reichsmark, in heutiger
Rechnung 12,56 Milliarden DM,83 und stopften damit bis zum Sommer
1939 die Löcher ihrer strukturell defizitiären Zahlungsbilanz. Sie brach-
ten leistungsfähige Rüstungsunternehmen unter ihre Kontrolle und er-
weiterten ihr wehr- und rüstungswirtschaftliches Potential um etwa ein
Viertel. Mit der erbeuteten Ausrüstung der österreichischen und der

81 Vertrauliches Protokoll über die wirtschaftliche und finanzielle Zusammenarbeit zwischen
dem Deutschen Reich und dem Staat Slowakei, 23.3.1939, in: ADAP Serie D, Bd. VI, S. 36.

82 Vgl. Roth, Ökonomie und politische Macht (wie Anm. 30), S. 66.
83 Der Umrechnungskurs RM: DM beläuft sich gegenwärtig auf die Relation 1: 5,9.
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tschechoslowakischen Armee konnten 20 Divisionen ausgestattet wer-
den, ein Fünftel der seit 1936 angestrebten Kriegsstärke des Heers.
Auch bei einigen strategischen Rohstoffen, insbesondere den Eisener-
zen, hatte sich die Mangelsituation wesentlich gebessert.

Der erweiterte Aktionsradius der Rüstungskonjunktur animierte die
Planungs- und Entscheidungszentren der NS-Diktatur zu einer noch-
maligen Radikalisierung ihrer Aufrüstungsprogramme. Dabei wollten
sie zwei Fliegen mit einer Klappe schlagen. Einerseits sollten die gravie-
rendsten Engpässe der Nachschubversorgung beseitigt werden, um die
Wehrmacht im Kontext des Kriegs vor dem Krieg zu weiteren blitz-
artigen „Befriedungsoperationen“ zu befähigen („Wehrwirtschaftlicher
Neuer Erzeugungsplan“, „Schnellplan“) andererseits wurden die Planun-
gen zum Ausbau der Luftwaffe und der Kriegsmarine in gigantische
Dimensionen geschraubt, denn seit der Besetzung Prags rückte der auf
das Jahr 1942 angesetzte große europäische Krieg deutlich näher. Trotz
der durch die Annexionen erweiterten rüstungsökonomischen Ressour-
cen zeigte es sich jedoch rasch, daß beides gleichzeitig nicht zu haben
war. Die Rüstungsplanung der Vierjahresplanbehörde und der einschlä-
gigen Wehrmachtämter verlor bis zum Sommer 1939 die letzten rea-
listischen Maßstäbe.

Letztlich blieb nichts anderes übrig, als die Flucht nach vorn fortzu-
setzen und nach neuen operativen Fenstern Ausschau zu halten, die den
Zugriff auf weitere Territorien und Wirtschaftspotentiale ermöglichten.
Als nächstes Opfer war seit März/April 1939 Polen ausersehen. Die
Taktik, mit der die Deutschen vorgingen, entsprach den inzwischen ein-
gefahrenen Prozeduren des Kriegs vor dem Krieg. Jedoch konnte Polen
nicht vollständig diplomatisch isoliert werden. Zwar gelang den deut-
schen Hasardeuren die Vorbereitung einer vierten Teilung Polens in
einer befristeten Interessengemeinschaft mit der stalinistischen Sowjet-
union; aber die westlichen Garantiemächte Frankreich und England
wollten ihre formalen Sicherungszusagen nicht zurücknehmen. Trotz
ihrer anschließenden „Sitzkrieg“Praxis lösten sie mit ihren zwei Tage
nach dem deutschen Überfall überreichten Kriegserklärungen den
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europäischen Krieg aus – sehr zum Mißfallen der deutschen Führungs-
schichten, die damit die alleinige Festlegungskompetenz über das mili-
tärische Eskalationsszenario verloren. Die nach wie vor riesige Kluft
zwischen strategischer Kriegsvorbereitung und sozioökonomischer
Kriegsbereitschaft konnte nur durch die Ausweitung der seit der An-
nexion Österreichs erlernten raubwirtschaftlichen Praktiken überbrückt
werden.
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Karl Heinz Roth

Faschismus oder Nationalsozialismus? 
Kontroversen im Spannungsfeld zwischen 
Geschichtspolitik, Gefühl und Wissenschaft*

Einleitung

In einem seiner letzten Aufsätze stellte der britische Historiker Tim
Mason 1988 die Frage, was aus dem Faschismus-Begriff geworden sei:
„Whatever happened to ‚fascism‘?“1 Er beklagte, dass uns das inzwi-
schen massenhaft angehäufte Detailwissen moralisch und wissenschaft-
lich zu erdrücken beginne, und dass wir, vereinfacht gesprochen, den
Wald vor lauter Bäumen nicht mehr sähen. Deshalb forderte er, neben
der empirischen Arbeit die theoretische Auseinandersetzung mit dem
Faschismus wieder aufzunehmen und einen Vergleichsrahmen zu er-
arbeiten, in dem die europäischen und weltgeschichtlichen Dimensio-
nen der faschistischen Epoche einen angemessenen Platz fänden.

Heute, gut fünfzehn Jahre später, ist dieses Postulat dringlicher denn
je. Die Masse des empirischen Wissens über den Faschismus hat sich seit
den achtziger Jahren in etwa verfünffacht, von etwa 30.000 repräsenta-
tiven Forschungsarbeiten auf etwa 150.000. Einige Forschungsfelder,

* [Erstmals erschienen in: Sozial.Geschichte. Zeitschrift für historische Analyse des 20. und
21. Jahrhunderts, 19 (2004), 2, S. 31–52. Wir danken Karl Heinz Roth herzlich für die Abdruckge-
nehmigung.] Überarbeitete und erweiterte schriftliche Fassung eines Vortrags, der am 8.01.2004
im Rahmen eines Vorlesungszyklus des Fachschaftsrats Geschichte der Universität Hamburg über
„Auschwitz und der Nationalsozialismus“ gehalten wurde. Zusätzlich zu den Diskussionsteil-
nehmerinnen und Diskussionsteilnehmern der Veranstaltung danke ich Marc Buggeln, Angelika
Ebbinghaus, Rüdiger Hachtmann, Arno Klönne, Marcel van der Linden, Sven Reichardt, Peter
Schöttler und Susanne Willems für Kritik und weiterführende Hinweise.

1 Tim Mason, Whatever happened to „fascism“? In: Jane Caplan (Ed.), Nazism, Fascism and
the Working Class. Essays by Tim Mason, Cambridge 1995, S. 323–331.
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vor allem die Studien über den Völkermord an den europäischen Juden
und das Konzentrationslagersystem, über Okkupation und Kollabora-
tion, Wehrmacht- und Wirtschaftsverbrechen („Raubgold“), aber auch
die nationalen Besonderheiten der faschistischen Bewegungen sowie
den Widerstand, sind selbst für Spezialisten kaum mehr zu überblicken.
Hinzu kommen nach wie vor die Sprachbarrieren. Die deutsch- und
englischsprachigen Forschungskulturen stehen noch immer zu wenig
miteinander in Kontakt, und die französischen, italienischen, polnischen
und spanischen Faschismusstudien sind zusammen mit den in den klei-
neren europäischen Sprachen verfassten Arbeiten vollends isoliert, wenn
man von einigen sporadischen Übersetzungen absieht. Gleichzeitig ge-
raten die erkenntnisleitenden Fragestellungen immer mehr aus dem
Blickfeld oder werden durch die unreflektierte Übernahme fachfremder
ahistorischer Denkmodelle deformiert. Es ist höchste Zeit geworden,
zwischen der Quellenevidenz des Detailwissens und den analytischen
Prämissen eines kritischen historischen Verstehens ein neues Gleich-
gewicht herzustellen.

Bei einem neuerlichen Herangehen an die Faschismustheorie stellen
sich sofort einige grundsätzliche methodische Probleme, die ich zumin-
dest skizzenhaft umreißen möchte.2

Es geht erstens um die Konstruktion eines Modells, das es uns gestat-
tet, von der Empirie und den Einzelphänomenen zu abstrahieren, das
aber zugleich laufend durch neue Erkenntnisse korrigiert werden kann.
Wenn dies gelingt, verfügen wir über einen theoretischen Ansatz, der
auch für einen Schlüsselbegriff tragfähig ist.

Dieses Modell sollten wir zweitens als tertium comparationis hand-
haben. Nur noch im Vergleich zwischen diesem Modell und dem je-
weiligen konkreten Untersuchungsgegenstand lassen sich die fast un-
überschaubar gewordenen empirischen Detailerkenntnisse analytisch

2 Vgl. zum folgenden Eike Henning, Zum Historikerstreit. Was ist und zu welchem Ende
studiert man Faschismus? Frankfurt a. M. 1988; Werner Röhr (Hg.), Faschismus und Rassismus.
Kontroversen um Ideologie und Opfer, Berlin 1992; Roger Griffin, Fascism, Oxford 1995; er-
gänzend die Beiträge von Röhr und Griffin, in: Werner Loh / Wolfgang Wippermann (Hg.),
„Faschismus“ kontrovers, Stuttgart 2002.
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durchdringen. Ein solches Vergleichen ermöglicht einen ständigen Aus-
tausch zwischen Empirie und analytischem Rahmen.

In jeder Untersuchung sollten wir darüber hinaus zwischen drei
Reflexionsebenen unterscheiden: Erstens zwischen der faschistischen
Ideologie als gouvernementalem Gebrauch von Massenerfahrungen,
Mentalitäten und Massenvorurteilen; zweitens zwischen der kontextab-
hängigen faschistischen Programmatik, aber auch programmatischen
Entscheidungsvarianten; und drittens zwischen der zur Realität gewor-
denen politischen Sozialgeschichte, die wir anhand der Quellen re-
konstruieren. Diese drei Ebenen sind für die historische Faschismus-
forschung bedeutsam. Dank des „praxeologischen“ Habitus-Ansatzes
Pierre Bourdieus3 sind wir heute in der Lage, diese drei Ebenen einer-
seits analytisch voneinander getrennt zu halten, sie andererseits aber
auch in unseren Darstellungen anhand der handelnden Akteure zu ver-
mitteln und dabei die kulturellen und sozioökonomischen Kontexte zu
berücksichtigen.

Nach diesen Vorüberlegungen können wir uns jetzt der Problematik
des erkenntnisleitenden Begriffs zuwenden.

Als erster bietet sich der Begriff „Faschismus“ an: Der „fascio“ bzw.
„fascismo“ (Bund, Bündlertum mit dem Ziel einer gewaltsamen „Wie-
dergeburt der Nation“) war eine im Kern zutreffende Selbstdefinition,
die im Verlauf der 1920er und 1930er Jahre zu einer vergleichsfähigen
Kategorie der kritischen Analyse weiter entwickelt wurde. Dabei wurde
vor allem der Tatsache Rechnung getragen, dass es in Europa mehrere
Varianten des Faschismus gab, die auch innerhalb der verschiedenen
faschistischen Regimes gleichzeitig vorhanden waren. Zugleich ist eine
Trennung von dem damit einhergegangenen politischen Faschismus-
begriff mit seinen uferlosen Weiterungen und Instrumentalisierungen
erforderlich.

Weitaus gebräuchlicher ist indessen der Begriff „Nationalsozialis-
mus“: Es handelte sich zunächst ebenfalls um eine affirmative Selbst-

3 Pierre Bourdieu, Die feinen Unterschiede. Kritik der gesellschaftlichen Urteilskraft. 5. Aufl.,
Frankfurt a. M. 1992; ders., Sozialer Sinn. Kritik der theoretischen Vernunft, Frankfurt a. M. 1993.
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definition, die aber elementare Prämissen, nämlich den militanten
Antisozialismus, verschleiert. Darüber hinaus ist der Begriff nicht ver-
gleichsfähig, weil er seine faschistischen Kontexte und Varianten per
definitionem ausschließt. Er schließt aber auch alle anderen Bezüge zur
europäischen und zur Weltgeschichte aus oder unterwirft den Blick auf
Europa und die Welt der affirmativen Selbstkonnotation. Auch die kri-
tisch distanziert gemeinte Analyse des „Nationalsozialismus“ vermag
nicht über einen germanozentristischen Blickwinkel hinaus zu gelangen.
Wer sich mit der Geschichte des deutschen Faschismus aus einer trans-
nationalen Sichtweise auseinandersetzen möchte, wird wohl nicht um-
hinkommen, sich von dem Begriff „Nationalsozialismus“ zu verab-
schieden.

Hin und wieder treffen wir in der Forschungsliteratur auch auf die
Abkürzung „Nazismus“, vor allem in angelsächsischen Studien („na-
zism“). Dieser Begriff umgeht die affirmative Bestätigung der irrefüh-
renden Selbstkonnotation, klammert aber ebenfalls die komparative
Komponente aus, ohne sie jedoch wegen seiner Nähe zum Terminus
„Faschismus“ gänzlich auszuschließen. Darüber hinaus gibt es eine
Reihe von mehr oder weniger neutralen Begriffen, die die Methoden-
debatte kaum tangieren: „NS-Regime“, „Nazi-Diktatur“ und so weiter.
Sie sind semantisch weniger befrachtet als das häufig benutzte „Dritte
Reich“, eine ursprünglich vom jungkonservativen Flügel des deutschen
Faschismus geprägte Parole, mit der dessen imperial-restaurative Ten-
denzen zum Ausdruck gebracht werden sollten. Da diese Vision von
allen Varianten des deutschen Faschismus getragen wurde, ist gegen eine
in Apostroph gesetzte Benutzung zur Kennzeichnung der deutschen
Herrschaftsvariante des Faschismus wohl kaum etwas einzuwenden.

Barrieren gegenüber einer methodisch fundierten 
Faschismusforschung

Trotz seiner aufgezeigten Defizite ist heute der Begriff „Nationalsozia-
lismus“ als Normkategorie der historischen Analyse verankert. Diese
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Normierung hat weitgehend informell stattgefunden, sie ist aber dessen
ungeachtet sehr wirksam und macht sich denen, die sich ihr nicht fügen,
häufig recht unangenehm bemerkbar.

Wer von der im Begriff „Nationalsozialismus“ semantisch veran-
kerten Singularitätsnorm abweicht, kann in bestimmten historischen
Zeitschriften und Verlagen nicht publizieren und muss bei den akade-
mischen Qualifikationsarbeiten nicht selten mit einer Notenverschlech-
terung rechnen. Auch die um die wenigen noch vergebenen wissen-
schaftlichen Arbeitsplätze konkurrierenden  post graduates wissen,
warum sie bei der Formulierung ihrer Forschungsanträge Vorsicht
walten lassen und nur vom „Nationalsozialismus“ und der „national-
sozialistischen Herrschaft“ sprechen. Wer trotzdem am Faschismusbe-
griff festhält, muss sich auf den Status eines Außenseiters gefasst ma-
chen und Nachteile in Kauf nehmen. Seit neuestem gibt es aber einige
erfreuliche Ausnahmen: Sven Reichardt beispielsweise hat in seiner
Studie über die faschistischen Kampfbünde explizit auf den Faschismus-
begriff zurückgegriffen, und zwar ohne Nachteile für seine akademische
Perspektive.4

Trotzdem sind wir in der Regel mit der Tatsache konfrontiert, dass
recht wirkungsmächtige Gefühlslagen und Gefühlshaushalte das der his-
torischen Wissensproduktion zugrunde liegende Erkenntnisinteresse
einengen und kanalisieren. Dafür gibt es vielfältige Ursachen, von denen
ich nur drei hervorheben möchte.

1. Durch die Faschismusdebatten der 1960er und 1970er Jahre wur-
den nicht nur viele konservative Fachvertreter schockiert, sondern nach-
träglich auch die heute auf die Lehrstühle und Professuren nachge-
rückten ehemaligen Linken, deren Desillusionierungen nicht selten in
autoritäres Ausgrenzungshandeln umschlagen. Leider sind die damit
verbundenen Emotionen so fest gefügt, dass sie die Betroffenen daran
hindern, zwischen der zweifellos instrumentalisierten politischen und

4 Sven Reichardt, Faschistische Kampfbünde. Gewalt  und Gemeinschaft im italienischen
Squadrismus und in der deutschen SA, Köln / Weimar / Wien 2002. Reichardt ist inzwischen Junior-
professor an der Universität Konstanz.
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der doch recht qualifizierten wissenschaftlichen Faschismusdebatte zu
unterscheiden, wie sie beispielsweise in den sechziger und siebziger Jah-
ren im Umfeld der Zeitschrift „Das Argument“ geführt wurde.5

2. Besonders intensiv sind diese Gefühlslagen bei denjenigen wirk-
sam, die als Gymnasiastinnen und Gymnasiasten oder junge Studierende
jahrelang im Kontext der sogenannten K-Gruppen an historischen
„Faschismusschulungen“ teilgenommen hatten, bei denen die Massen-
vernichtung der europäischen Juden überhaupt nicht oder nur am Ran-
de erörtert worden war. Dieses Phänomen sollte nicht nur zu selbst-
kritischer Reflexion, sondern auch zum Nachdenken über nicht zu
übersehende Defizite der früheren Faschismusdebatte Anlass geben.
Aber es wäre fatal, wenn daraus geschichtspolitische Konsequenzen ge-
zogen würden, die zwar den Gefühlshaushalt dieser Schuldbewussten
beruhigen, jedoch erneut – und zwar diesmal im akademisch-wissen-
schaftlichen Leben – zu Ausblendungen und autoritären Denknormie-
rungen führen würden.

3. Eine zusätzliche Rolle spielen die Folgen der Ausschaltung der
ostdeutschen Geschichtswissenschaftler in den Jahren 1991/92, deren
akademische Positionen von westdeutschen Konkurrenten mit dem
Argument der Unterlegenheit und „Uneignung“ marxistischer Ansätze
in der historischen Forschung usurpiert wurden.6 Wer sich mit solchen
Verdikten eine ostdeutsche Professur verschaffte, ist verständlicherweise
wenig geneigt, bei seinen Doktoranden und Assistenten irgendwelche
faschismustheoretischen Reminiszenzen durchgehen zu lassen.

5 Wer die von der Zeitschrift „Das Argument“ Seit dem 6. Jahrgang (1964) zahlreich veröffent-
lichten Ausgaben mit dem Themenschwerpunkt „Faschismustheorien“ zur Hand nimmt, wird sich
rasch über die erstaunliche interdisziplinäre Breite, Offenheit und Vielfalt der damals geführten
Diskussion überzeugen. Neben etablierten Wissenschaftlern und Publizisten veröffentlichten damals
auch junge Historikerinnen und Historiker ihre ersten Positionspapiere, die dann in der empirischen
Forschung der siebziger und achtziger Jahre führende Positionen einnahmen.

6 Vgl. dazu exemplarisch Ingrid Matschenz, Wie 68 Historiker der Berliner Humboldt-Universi-
tät ihren Job verloren, in: Stefan Bollinger / Ulrich van der Heyden (Hg.), Deutsche Einheit und
Elitenwechsel in Ostdeutschland, Berlin 2002, S. 197–212. Werner Röhr arbeitet seit Jahren an einer
Gesamtanalyse und Dokumentation der „Abwicklung“ der ostdeutschen Geschichtswissenschaft,
und wir hoffen diese Studie sobald wie möglich lesen zu können.
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Wie vor allem der Umgang mit der DDR-Geschichtswissenschaft
zeigt, sind die Übergänge von den Emotionen zur bewusst agierenden
Geschichtspolitik fließend. Wahrscheinlich legten sich manche Abwick-
lungsgutachter keine Rechenschaft darüber ab, dass die ohne Zweifel
kritikwürdige vor-wissenschaftliche Festlegung der DDR-Faschismus-
forschung allein schon deshalb administrative Demontageaktionen nicht
rechtfertigte, weil sie selbst einer weitaus subtileren vor-wissenschaftli-
chen Normierung dienten. Denn die von ihnen postulierte Singularität
des Begriffs „Nationalsozialismus“ schließt nicht nur den Vergleich aus,
sondern schottet auch von Kontexten ab, die von den marxistischen
Strömungen der Geschichtswissenschaft benannt, wenn auch oft über-
zeichnet und in Gestalt des sogenannten Monopolbourgeoisie-Kon-
zepts7 verabsolutiert wurden: Der politische Machtpfeiler des NS-Re-
gimes agierte immer in einer Symbiose mit den traditionellen Eliten aus
Militär, Wirtschaft, Ministerialbürokratie, Hochadel, Großagrariern und
Wissenschaft, deren Wirken zwar fleißig studiert wird, dabei jedoch aus
seinen Kontexten ausgeklammert bleibt. Hinzu kommt die semantische
Diskreditierung aller sozialistischen Alternativen durch die affirmative
Bestätigung der Selbstdefinition „Nationalsozialismus“, die gleichzeitig
eine Brücke zur Totalitarismustheorie herstellt. Wie bei der Moderni-
sierungstheorie handelt es sich dabei um Deutungsmuster, die der his-
torischen Faschismusforschung ausgehend von der normativen Politik-
wissenschaft und der US-amerikanischen Entwicklungssoziologie der
fünfziger und sechziger Jahre übergestülpt wurden.8 Darüber hinaus
verstärkt sich seit neuestem auch wieder die Tendenz, die soziale Dema-
gogie und die mit ihr einher gegangenen wohlfeilen Zukunftsverheißun-

7 Die Vertreter des Monopolbourgeoisie-Konzepts gingen von der Hypothese aus, dass die
Magnaten des Großkapitals als zentrale Macht-, Entscheidungs- und Steuerungsinstanz der NS-Dik-
tatur agiert hätten. Diese Hypothese hält der Quellenevidenz nicht stand und war schon während
der NS-Diktatur durch eine differenzierte Sichtweise einiger marxistischer Theoretiker auf den
staatsinterventionistisch-technokratischen Charakter der NS-Diktatur, die von den Führungs-
gruppen und Funktionseliten des Militärs, der Wirtschaft, der NS-Bewegung, der Wissenschaft, der
Großagrarier und des Hochadels gemeinsam getragen wurde, überholt.

8 Karl Heinz Roth, Geschichtsrevisionismus. Die Wiedergeburt der Totalitarismustheorie,
Hamburg 1999.
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gen des „Nationalsozialismus“ für bare Münze zu nehmen und diesen
ex post pauschal zu einem „nationalen Sozialismus“ zu stilisieren. In
derartigen Arbeiten unterwirft sich die historische Analyse weitgehend
den Vorurteilen des Zeitgeists und denunziert mit Begriffen wie „Hitlers
Volksstaat“ selbst die Bebelschen Traditionen der deutschen Arbeiter-
bewegung.9 Wissenschaftlich sind derartige Verballhornungen belanglos,
aber in einer Zeit des neokonservativen Sozialstaatsabbaus kommen sie
natürlich nicht ganz ungelegen.

Auf alle diese Aspekt kann ich im Rahmen meines Beitrags leider
nicht ausführlicher eingehen. Statt dessen werde ich im folgenden die
Umrisse eines vergleichenden Faschismusmodells zur Diskussion stel-
len, das auf den wesentlichen Ergebnissen der bisherigen empirischen
Forschung aufbaut.

Umrisse eines vergleichenden Faschismusmodells

Der Faschismus war eine gegenrevolutionäre Bewegung der herrschen-
den Klassen, Mittelschichten und proletarischen Randgruppen, die nach
dem ersten Weltkrieg in den meisten europäischen Ländern gegen die
sozialen Massenaufstände der Arbeiter, Kleinbauern und einfachen Sol-
daten gerichtet war und eine radikale wie gewalttätige „Neugründung“
ihrer jeweiligen Nation vorantrieb. Sie verbreiterte sich in der Weltwirt-
schaftskrise, eroberte im Verlauf dieser beiden Entwicklungsphasen teil-
weise die politische Macht und führte danach zu einem in seiner Qua-
lität neuartigen Raub- und Vernichtungskrieg nach innen und außen.
Die „volksgemeinschaftlich erneuerte“ Nation sollte zum Kern einer
restaurierten oder neu geschaffenen imperialistischen Herrschaftssphäre
gemacht und eine spezifische neue Phase der „endlosen Kapitalakku-
mulation“ (Immanuel Wallerstein) eingeleitet werden. In diesem Sinn
haben wir zwischen Bewegungs-, System- und Kriegsphase des Faschis-
mus zu unterscheiden.

9 Vgl. Götz Aly, Rasse und Klasse. Nachforschungen zum deutschen Wesen, Frankfurt a. M.
2003.
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Selbstverständlich sind zusätzlich zu dieser historischen Kontextu-
alisierung einige spezifizierende Kriterien zur Abgrenzung des Faschis-
mus von anderen diktatorischen Regimes und von den uferlosen Weite-
rungen der politischen Erzählungen erforderlich.

Dazu zähle ich erstens den völkisch-chauvinistischen Nationalismus.
Vor allem die angelsächsische Forschung der letzten 15 Jahre arbeitete
diesen Aspekt heraus.10 Die „Neugründer“ der Nation, die sich als „Ge-
neration der Schützengräben und Stacheldrahtverhaue“ wahrnahmen,
formierten sich schon in den letzten Kriegsjahren. Nach innen waren
sie gegen die proletarisch-sozialistisch-kosmopolitischen „Vaterlands-
verräter“ gerichtet. Außenpolitisch wandten sie sich gegen die Sieger-
mächte, die die Imperien der Verlierer unter dem Primat des Selbstbe-
stimmungsrechts der Völker aufgelöst hatten; im Fall Italien, weil man
sich um die Früchte des Siegs geprellt fühlte.

Zugleich projizierten sich die Deklassierungserfahrungen der Anhän-
ger der faschistischen Massenbewegungen auf die ebenfalls deklassiert
scheinende Nation: Nur ein siegreich geführter Revisionskrieg würde
den Vorkämpfern der „nationalen Wiedergeburt“ den sozialen Wieder-
aufstieg bringen.

Infolge dessen wurde beim Übergang in die Systemphase alles, was
die Machtentfaltung der Nation beeinträchtigte, beseitigt: Das Prinzip
der Gewaltenteilung, Meinungs- und Pressefreiheit, das pluralistische
Parteiensystem und der Parlamentarismus. Sie wurden durch ein charis-
matisches „Führer-System“ ersetzt, die faschistische Massenbasis in
einer Einheitspartei gebündelt, und auch die gesellschaftlichen Mächte-
gruppen wurden in Zwangskorporationen zusammengefasst.

Das zweite spezifizierende Kriterium sehe ich in der sozialen Basis
des Faschismus. Sie bestand anfänglich vor allem aus den Militärs der
demobilisierten Armeen. Hinzu kamen die junge Generation des Besitz-
und Bildungsbürgertums; die alten und neuen Mittelschichten, die mit

10 Roger Griffin, Nazism’s „Cleansing Hurricane and the Metamorphosis of Fascist Studies,
in: Loh / Wippermann (Hg.), „Faschismus“ – kontrovers (wie Anm. 2), S. 179–190; Stanley G.
Payne, Generic Fascism: An Epochal Phenomenon Only, ebenda, S. 116–120; Robert O. Paxton,
The Five Stages of Fascism, in: Journal of Modern History, 70 (March 1998), S. 1–23.
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dem Erstarken der faschistischen Bewegungen immer stärker hervor-
traten; aber auch einige völkisch-nationalistische Randströmungen der
Arbeiterklasse sowie jugendliche Erwerbslose. Die soziale Zusammen-
setzung war jedoch nicht statisch, sondern hatte Prozesscharakter. Im
Verlauf der Weltwirtschaftskrise verschob sie sich immer mehr nach
unten, weil die faschistischen Bewegungen vor allem bei den Deklassier-
ten und von der Deklassierung Bedrohten Fuß fassten (jeweils 20-25
Prozent der 1918 und 1932 Deklassierten wurden zu faschistischen Ka-
dern). Zugleich handelte es sich um eine Bewegung junger Männer, die
in zwei Generationenkohorten im Abstand von 15 Jahren aufeinander
folgte. Die von ihnen entwickelten und genutzten faschistischen Struk-
turen kompensierten ihre sozialen Frustrationen und die je individuell
erfahrenen Demütigungen sozialer Ungerechtigkeit. Die Strukturen,
Rituale und Symbolpraktiken der faschistischen Kampfbünde kitteten
auf diese Weise eine vielschichtige Bewegung der Deklassierten und vom
sozialen Abstieg Bedrohten aus allen Klassen. Sie waren in paramilitä-
risch geregelte Tagesabläufe eingebunden, die zugleich ihre Aggressio-
nen kanalisierten, und standen jederzeit für terroristische Kampagnen
zur Verfügung.

Für ein weiteres wichtiges Merkmal halte ich drittens die kolonia-
listischen Mentalitäten und Herrschaftspraktiken, die die in den faschis-
tischen Kampfbünden tätigen Veteranen der Kolonialtruppen und
Kolonialverwaltungen in die „Mutterländer“ zurückbrachten. Die ge-
walttätige Praxis der „nationalen Wiedergeburt“ projizierte sich deshalb
auch auf eine Matrix kolonialistischer Erfahrungen. Nach der Abtretung
der Kolonialgebiete wurden diese im Kontext intensivierter Aufstands-
bekämpfung und neuer Eroberungsfeldzüge personell, institutionell
und mental in die Herkunftsländer repatriiert und dort in sozial- und
„rassenpolitische“ Ausgrenzungspraktiken gegenüber politischen Fein-
den, ethnischen Minderheiten und „Leistungsschwachen“ übertragen.
Der Nationalismus der Kriegs- und Depressionsgeneration transfor-
mierte sich unter diesen Einflüssen zu einem ethnozentristischen
Herrenmenschen-Denken „nordischer“ beziehungsweise „römischer“
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Heroen mit programmatischen Vorstellungen von tabula rasa, Völker-
mord, schrankenloser Ressourcenplünderung und raumpolitischer Neu-
ordnung: Sie legitimierten seit 1935/36 die Massaker des italienischen
Expeditionskorps in Abessinien und wurden 1939/40 von den Deut-
schen auch auf die eroberten osteuropäischen Territorien übertragen.11

So verbanden sich die Radikalisierungsprozesse des ersten Weltkriegs
mit den unmenschlichen kolonialen Hypotheken des Weltsystems und
wurden während des zweiten Weltkriegs auch in Europa selbst ange-
wandt. Auf diese Zusammenhänge haben schon Aimé Césaire und
Frantz Fanon hingewiesen, aber erst seit neuestem werden sie in den
post-kolonialen Forschungsrichtungen genauer untersucht.12

Alle diese Syndrome erklären viertens die extreme Gewalttätigkeit
der faschistischen Bewegungen, die vor allem von den sozialgeschicht-
lich orientierten Strömungen der Faschismusforschung rekonstruiert
wurde. Sie manifestierte sich zunächst zwischen 1918 und 1923 sowie in
den Jahren 1933/34 und 1936 bis 1838 in europaweit greifenden Terror-
kampagnen gegen die Arbeiterlinke und die pazifistisch-antinationalis-
tische Intelligenz. Daraus entwickelte sich eine Feinderklärung auf
Dauer, die sich zusätzlich gegen die zu Juden stigmatisierten Personen,
die aus allen Gesellschaftsgruppen stammten, richtete und im Übergang
zur Systemphase ein arbeitsteilig operierendes Terrorsystem hervor-
brachte. Der Terror avancierte zu einem erstrangigen Instrument der
Politik und wurde nach dem Übergang in die Kriegsphase systematisch
auf die besetzten Gebiete ausgedehnt.

Ein weiteres herausragendes Merkmal des Faschismus waren zwei-
fellos der Rassismus und Rassenantisemitismus. Mit ihnen haben wir die

11 Jürgen Zimmerer, Die Geburt des „Ostlandes“ aus dem Geiste des Kolonialismus. Die natio-
nalsozialistische Eroberungs- und Beherrschungspolitik in (post-)kolonialer Perspektive, in:
Sozial.Geschichte, Zeitschrift für historische Analyse des 20. und 21. Jahrhunderts, N-E. 19 (2004),
1, S. 10–43.

12 Vgl. Bill Ashcroft / Gareth Griffin / Helen Tiffin, Key Concepts of Post-Colonial Studies,
London 1998; Sebastian Conrad / Shalini Randeira (Hg.), Jenseits des Eurozentrismus. Postko-
loniale Perspektiven in den Geschichts- und Kulturwissenschaften, Frankfurt a.M. 2002; Jürgen
Zimmerer / Joachim Zeller (Hg.), Völkermord in Deutsch-Südwestafrika. Der Kolonialkrieg
(1904–1908) in Namibia und seine Folgen, Berlin 2003.
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Kernstücke der ideologischen Konstrukte vor uns, die der Faschismus
aus Kolonialimperialismus und erstem Weltkrieg erbte und weiterent-
wickelte. Sie setzten sich je nach der Spezifität der faschistischen Be-
wegungen sehr unterschiedlich durch, waren jedoch überall zumindest
ansatzweise präsent und konnten deshalb während des zweiten Welt-
kriegs unter der deutschen Hegemonialmacht zum Vernichtungshan-
deln gegen den „jüdischen Bolschewismus“ weiter getrieben werden.
Vor allem das Konstrukt des Juden als Verkörperung einer „parasitär-
kosmopolitischen Gegenrasse“, in das alle Übel und sozialen Ungerech-
tigkeiten der eigenen Gegenwart hineinprojiziert wurden, gehörte zum
faschistischen Stereotyp. Es verband sich mit dem Konstrukt einer
ethnopolitischen Rangbildung, die in der Expansionsphase den unter-
worfenen Gesellschaften unterschiedliche Überlebenschancen zuschrieb.

Nun mussten diese erstmalig von den Annales-Historikern analy-
sierten „archaischen Mentalitäten“ (Lucien Febvre)13 und Feindbilder
aber innerhalb einer nicht zu langen Zeitspanne bedient werden, und
hier zeigt sich die Bedeutung einer genauen Unterscheidung zwischen
Ideologie, Programmatik und realpolitischer Umsetzung des Rassismus.
Die politisch gut organisierten Rassenantisemiten brauchten über kurz
oder lang eine materielle Bestätigung ihres mentalen Syndroms, und
diese fanden sie schließlich in der Systemphase in Praktiken der admi-
nistrativ gesteuerten Bereicherung und des beschleunigten sozialen
Aufstiegs auf Kosten der „Volksfremden“ und „Volksfeinde“. Rassismus
und Antisemitismus steigerten sich zur Raubtierphilosophie, und so
verankerte sich der handlungsbereite Habitus der Akteure in den sozial-
ökonomischen und militärisch-sicherheitspolitischen Programmen und
Umsetzungsschritten der faschistischen Expansionspolitik.

Dagegen wird die politisierte Religiosität des „Christlichen Funda-
mentalismus“ als keineswegs ephemeres Merkmal der faschistischen

13 Vgl. Peter Schöttler, Rationalisierter Fanatismus, archaische Mentalitäten. Marc Bloch und
Lucien Febvre als Kritiker des nationalsozialistischen Deutschland, in: Werkstatt Geschichte,
14 (1996), S. 5–21.
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Epoche eher an den Rändern der historischen Forschung erörtert.14

Über die von Fall zu Fall anders zu gewichtende Rolle der Kirchen und
der Kurie bei der Machteroberung und in der Systemphase des Faschis-
mus liegen recht widersprüchliche Forschungsergebnisse vor. Trotz
aller Differenzen wird aber übereinstimmend auf einige unbestreitbare
Grundzüge hingewiesen: Im „Sacrum Imperium“ bekamen alle den ih-
nen von Geburt an zustehenden Platz innerhalb der ständisch-hierar-
chischen Gesellschaftsordnung zugewiesen, und die zu seiner Wieder-
errichtung erforderlichen Aggressionshandlungen galten als geheiligte
Offenbarung der göttlichen Vorsehung. Die Ständelehre des Klerikal-
faschismus war darüber hinaus durchaus mit dem Führer-Gefolgschafts-
Prinzip kompatibel, jedoch war das „Volkstum“ weiter gefasst als der
erbbiologische Codex der sozialdarwinistischen Rassendoktrin.15

Aber auch die arbeits- und sozialpolitischen Programme und Prak-
tiken, eine ebenfalls wesentliche Komponente der faschistischen Herr-
schaft, geraten trotz ihrer intensiven Erforschung in den achtziger und
frühen neunziger Jahren wieder zunehmend aus dem Blickfeld des his-
torischen Interesses. Sie unterlagen einer besonderen Dynamik, die sich
trotz teilweise erheblicher zeitlicher Versetzungen in allen faschistischen
Hauptländern weitgehend identisch gestaltete. Beim Übergang zur
Systemphase übernahmen die völkisch-proletarischen Segmente der fa-
schistischen Bewegungen die Institutionen und Ressourcen der zer-
schlagenen Arbeiterorganisationen und wandelten sie in Zwangssyndi-
kate um. Diese Einheitskorporationen wurden jedoch unter dem Primat
von Hochrüstung und Kriegsvorbereitung formal (Deutschland) oder
de facto (Italien) in Instrumente der arbeitspolitischen Einfriedung um-

14 Vgl. dazu die grundlegenden Arbeiten von Friedrich Heer und Klaus-Jörg Siegfried: Friedrich
Heer, Der Glaube des Adolf Hitler. Anatomie einer politischen Religiosität, München / Esslingen
1968; Klaus-Jörg Siegfried, Universalismus und Faschismus: Das Gesellschaftsbild Othmar Spanns.
Zur politischen Funktion seiner Gesellschaftslehre und Ständestaatskonzeption, Wien 1974; ders.,
Klerikalfaschismus. Zur Entstehung und sozialen Funktion des Dollfussregimes in Österreich,
Frankfurt a. M. [u. a.] 1979.

15 Am klarsten arbeitete dies der dem Papen-Kreis angehörige Vertreter des österreichischen
Episkopats beim Vatikan Alois Hudal heraus: Bischof Dr. Alois Hudal, Die Grundlagen des
Nationalsozialismus. Eine ideengeschichtliche Untersuchung, Leipzig / Wien 1937.
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gewandelt und beispielsweise die völkisch-syndikalistischen Arbeiter-
kader der Nationalsozialistischen Betriebszellen-Organisation (NSBO)
durch eine sozialtechnokratische Intelligenzija ersetzt.16 Parallel dazu
wurde die staatliche Arbeits- und Sozialpolitik auf Krisenniveau festge-
schrieben, und alle wesentlichen Komponenten des vorherigen Status
quo mit der Arbeiterbewegung verschwanden aus der Verwaltungs-
praxis, während auf Betriebsebene eine Kombination von Despotismus
und Paternalismus Einzug hielt. Seit Beginn des zweiten Weltkriegs
errang die deutsche Variante der faschistischen Sozialpolitik dann die
Vorherrschaft über die wirtschaftlich entwickelten Territorien West-
und Nordeuropas und verband diesen Expansionsschritt mit einem so-
zialpolitischen Nachkriegsprogramm, in dem das deutsche „Arbeiter-
tum“ als „Vorarbeiter Europas“ und „Arbeitsführer Afrikas“ – bei
gleichzeitiger „Ausmerzung“ seiner dissidenten und „leistungsschwa-
chen“ Elemente – an den Früchten des „Endsiegs“ beteiligt werden sollte.

Schließlich möchte ich auf einige wirtschaftspolitische Aspekte hin-
weisen, die die faschistische Epoche kennzeichneten. Der Faschismus
verstand sich in allen seinen Varianten als Hüter und Bewahrer des ka-
pitalistischen Eigentums. Er stellte in ökonomisch-politischer Perspek-
tive eine spezifische Entwicklungsvariante des kapitalistischen Welt-
systems  dar,  die  sich  seit  der  Wende  zum  20.  Jahrhundert  und
insbesondere nach dem ersten Weltkrieg im Kampf der imperialisti-
schen Großmächte um die Welthegemonie herausgebildet hatte. Aus-
gehend von dieser grundsätzlichen Prämisse brachte er jedoch eine
außergewöhnlich breite ökonomische Programmatik hervor, um die
Nachkriegs- und insbesondere die Weltwirtschaftskrise zu überwinden.
An die Stelle des Liberalismus klassischer Prägung traten neue staats-
interventionistische und ordnungspolitische Konzepte zur ökonomi-
schen Konsolidierung der „nationalen Wiedergeburt“, bei denen Ad-
hoc-Entscheidungen mit mittelfristigen Rüstungsprojekten und lang-
fristigen sozialökonomischen Programmen zur Sicherung und Stabili-
sierung der neo-imperialen Machtstellung Hand in Hand gingen.

16 Karl Heinz Roth, Intelligenz und Sozialpolitik im „Dritten Reich“, München u. a. 1993.
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Zunächst zu den Ad-hoc-Prozessen. 1931 verstaatlichte der italie-
nische Faschismus nach dem Bankenzusammenbruch den Finanzsektor
und etablierte eine öffentliche Wirtschaftsholding, die der Verfügungs-
gewalt der politischen Herrschaftseliten unterstellt wurde und bis zur
neoliberalen Deregulierung der Jahre 1992/93 Bestand hatte. Der deut-
sche Faschismus ging hingegen nicht so weit. Das NS-Regime setzte
die Stützungsstrategie der Präsidialkabinette fort und gründete erst
beim Übergang zur offenen Kriegsvorbereitung einige öffentliche Un-
ternehmen, die aber noch vor Kriegsende wieder weitgehend demontiert
wurden (Reichswerke Hermann Göring, SS-Konzern). Nur der DAF-
Konzern bildete hier eine Ausnahme.

An diese Sanierungsmaßnahmen schlossen sich mittelfristige Rüs-
tungsprojekte an, die alle bis dahin bekannten Dimensionen einer
Hochrüstung im Friedenszustand übertrafen. Im Dienst einer defizit-
finanzierten geheimen und schließlich offen betriebenen Hochrüstung
entstanden in den faschistischen Kernländern spezifische Lenkungs-
systeme, die im Übergang zum „totalen Krieg“ zunehmend von den
Rüstungstechnokraten „selbstreguliert“ wurden. Zugleich wurde seit
1942/43 das gesamte Wirtschaftspotential der Achsenmächte und ihrer
Kollaborationspartner unter deutsche Kontrolle gebracht, während die
koloniale Ausplünderung der eroberten osteuropäischen Territorien
ihren Höhepunkt erreichte.

Trotz dieser strukturellen Gemeinsamkeiten gab es jedoch erhebliche
Effizienzunterschiede innerhalb des faschistischen Machtblocks. Die
Rüstungspolitik Italiens war beispielsweise noch stärker als die deutsche
durch den Mangel an Basisrohstoffen geprägt, und ihre Qualität wurde
ebenso wie die Kampfkraft der Streitkräfte durch die zunehmende
Unpopularität des Kriegs bei Belegschaften und Unternehmern beein-
trächtigt. Während die Deutschen diese Schwäche ihres strategischen
Bündnispartners zumindest teilweise auszugleichen suchten und ein
konfliktreiches Tauschgeschäft „Kohle gegen Arbeitskräfte“ in Gang
brachten, ließen sie gegenüber den spanischen Wirtschaftssyndikaten
und Korporationsministerien weniger Rücksicht walten. Auch nach

Sozial.Geschichte Online  33 (2022) 91



dem Sieg Francos trieben sie an erster Stelle die Dividenden ihrer Waf-
fenhilfe ein und torpedierten den Aufbau einer „nationalen“ Rüstungs-
industrie durch den Zugriff auf die strategischen Rohstoffe und die
wirtschaftlichen Schlüsselpositionen der Iberischen Halbinsel.

Die kurz- und mittelfristige Staatsintervention war seit der Stabili-
sierung der faschistischen Regimes mit langfristigen Programmen so-
zialökonomischer „Normalisierung“ verbunden. Dabei standen „raum-
politische“ Konzepte im Vordergrund, die auf dem Höhepunkt der
Machtentfaltung der faschistischen Achsenmächte eurafrikanisch-asia-
tische Weltmachtdimensionen annahmen. Innerhalb dieser allgemeinen
Rahmenbedingungen etablierten sich die unterschiedlichsten wäh-
rungs-, handels- und wirtschaftspolitischen Steuerungsmodelle, die eine
erhebliche Variationsbreite von wirtschaftspolitischer Steuerung und
abgestufter Ausbeutung aufwiesen. Die Erforschung dieser Zusammen-
hänge steckt noch in den Anfängen.

Schon dieser skizzenhafte Überblick zeigt, dass die Wirtschaftseliten
den Faschismus nicht nur – im Sinn der traditionellen marxistischen
Deutung – zur Unterdrückung von Arbeiterbewegung und Arbeiter-
klasse instrumentalisierten, sondern auch an der Ausgestaltung seiner
akuten, mittel- und langfristigen Programme führend beteiligt waren.
Sie waren Teil einer extrem nationalistischen Strategie der langfristigen
Depressionsüberwindung, die jegliche internationale Vernetzung und
Verständigung zur Rekonstruktion des kapitalistischen Weltsystems
ausschloss.

Varianten des Faschismus

Innerhalb dieses gemeinsamen Rahmens entwickelte sich der Faschis-
mus in unterschiedlichen Varianten. Dabei dominierten nicht nur je
nationale Spezifika, sondern innerhalb der einzelnen Länder koexistier-
ten und rivalisierten heterogene Strömungen miteinander. Österreich
beispielsweise war bis zur deutschen Annexion im März 1938 durch
die Machtansprüche eines großdeutsch-nazistischen Untergrunds, der
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pro-italienischen Heimwehrbewegung sowie durch die Bemühungen
der Christlich-Sozialen um einen ständestaatlichen Klerikalfaschismus
geprägt. In den meisten südosteuropäischen Ländern rivalisierten völ-
kisch-faschistische Bewegungen mit den sozioökonomischen Macht-
trägern der Königs- und Militärdiktaturen. Dies führte häufig zu blu-
tigen Auseinandersetzungen, destabilisierte die Regimes und lieferte im
Zusammenhang mit ethnischen Konflikten entsprechende Vorwände
für den „ordnenden“ Eingriff der faschistischen Hauptmächte. Dagegen
brachten die Militärdespotien Ostmitteleuropas ähnlich wie das grie-
chische Metaxas-Regime die Lage dadurch unter Kontrolle, dass sie die
faschistischen Kampfbünde durch den Einsatz staatlich gelenkter Imi-
tate – vor allem Arbeitsdienste und Jugendorganisationen – neutrali-
sierten.

Auch in Deutschland war der Faschismus erheblich zersplittert, was
sich aus der langen Dauer seiner Bewegungsphase erklärt.17 Die großen
Vernetzungen erfolgten erst im Verlauf der Weltwirtschaftskrise unter
dem Zulauf der zweiten Generationenkohorte der Deklassierten und
Abstiegsbedrohten. Ihre Effekte blieben jedoch begrenzt, weil in Ge-
stalt der Präsidialkabinette eine Transformation des Weimarer „Zwi-
schensystems“ stattfand, bei der die traditionellen Herrschaftseliten die
zur Massenbewegung angeschwollene NSDAP mitsamt ihren para-
militärischen Nebenorganisationen in ein Regime der „nationalen Er-
hebung“ einzubinden trachteten. „Das Ergebnis war eine wechselseitige
Durchdringung und machtpolitische Arbeitsteilung in einem gemein-
sam getragenen Programm der Hochrüstung und Kriegsvorbereitung,
in dessen Verlauf bis zum Sommer 1934 die inzwischen zu Störfaktoren
gewordenen mittelständisch-plebejischen Strömungen der NS-Bewe-
gung marginalisiert wurden.

Am Zustandekommen dieser Symbiose zwischen den traditionellen
Eliten aus Militär, Wirtschaft, Ministerialbürokratie, Bildungsbürger-
tum, Adel und Großagrariern einerseits und dem gesäuberten Spektrum

17 Vgl. zum folgenden Karl Heinz Roth, Franz von Papen und der Faschismus, in: Zeitschrift
für Geschichtswissenschaft, 51 (2003), 7, S. 589–625, hier S. 593 ff.

Sozial.Geschichte Online  33 (2022) 93



der NS-Bewegung andererseits waren einige deutlich spezifizierbare
faschistische Gruppen beteiligt: Die so genannten Jungkonservativen
des Herrenklubs und des Jungkonservativen Clubs; der aus der Frei-
korpsbewegung hervorgegangene Schwarze Block der militärisch-
nationalistischen „Frontsoldaten“-Verbände; die Deutsch-nationale
Volkspartei des Hugenberg-Konzerns; die völkisch-rassistischen Kampf-
bünde, aus denen nach jahrelangen Richtungskämpfen die NSDAP mit-
samt ihren paramilitärischen Organisationen hervorging; sowie der
christliche Fundamentalismus, der beim Übergang zur Systemphase in
die beiden Amtskirchen eindrang, ohne sie jedoch völlig unter Kontrolle
zu bringen. Diese fünf Strömungen repräsentierten die Haupttenden-
zen des deutschen Faschismus und verwoben seine Machtträger in der
Periode des politischen Durchbruchs zu einem komplexen und dynami-
schen Herrschaftssystem. Sie entsprachen trotz aller graduellen Unter-
schiede den allgemeinen Kriterien der von mir vorgeschlagenen Faschis-
musdefinition. Sie alle waren nicht nur Wegbereiter des deutschen
Faschismus, sondern trotz aller institutionellen Einbindungen in die seit
dem Sommer 1933 durchgesetzte Einheitspartei auch selbstbewusste
Mitgestalter in der System- und Kriegsphase. Nur kleine Minderheiten
der traditionellen Machteliten sprangen in entscheidenden Krisenkon-
stellationen – 1938 beim Übergang zur offenen Aggressionspolitik und
1943/44 bei der sich abzeichnenden Kriegsniederlage – wieder ab, ohne
jedoch einen Kurswechsel erzwingen zu können.

So präsentierte sich der deutsche Faschismus seit dem Sommer/
Herbst 1934 vordergründig als Monolith, der die gesellschaftlichen
Gruppen in großen Zwangskartellen zusammenfasste. Das war jedoch
nur eine Fassade. Hinter ihr verbarg sich ein vielschichtiges und dyna-
misches Herrschaftssystem, das aufgrund seiner heterogenen Zusam-
mensetzung nie zu einem dauerhaften Gleichgewichtszustand gelangte.
Als die sozioökonomischen Engpässe der Hochrüstung schließlich
seit 1936/37 die Balance zwischen den verschiedenen Machtpfeilern
immer stärker in Frage stellten, konnte der Ausgleich nur noch durch
die Institutionalisierung des Terrors im Innern und die gewaltsame Ein-
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verleibung äußerer volkswirtschaftlicher Ressourcen erzwungen wer-
den. Das machte den deutschen Faschismus labil und unberechenbar,
zugleich aber auch flexibel und dynamisch. Bei grundsätzlich gemein-
samen mentalen und ideologischen Prämissen und der konstanten
mittelfristigen Orientierung auf Hochrüstung und Kriegsvorbereitung
vermochte er vielschichtig und flexibel zu agieren.

Diese Fähigkeit zum wohl kalkulierten Pragmatismus zeigte sich in
allen Etappen der System- und Kriegsphase. In diesem „Pluralismus“
finden wir beispielsweise die Ursache jener überaus geschmeidigen Ok-
kupationsstrategie, die das besetzte Frankreich in weiten Teilen zum
bedeutendsten Staats- und Wirtschaftskollaborateur transformierte.
Aber auch die enormen taktischen Anpassungsschritte der ursprüng-
lichen Vernichtungs- und Kolonialpolitik in der besetzten Sowjetunion
an die jeweilige Kriegslage können nur dadurch erklärt werden, dass
innerhalb des von allen gemeinsam getragenen Ostexpansionspro-
gramms von Anfang an mehrere Beherrschungsvarianten zur Verfügung
standen: Die Raub- und Vernichtungskonzeption der SS-Hauptämter
und der Vierjahresplanbürokratie, die ethnopolitischen Zerstückelungs-
optionen des Rosenberg-Ministeriums, die nationalistischen Kollabo-
rationsangebote des Auswärtigen Amts und der Wehrmacht-Abwehr,
die missionarischen Föderationskonzepte des christlich-fundamenta-
listischen Flügels des deutschen Faschismus um Franz von Papen sowie
die regionalen Sonderregime der NS-Satrapen und der Stäbe der Hee-
resgruppen.

Die im Fall Deutschland besonders weit fortgeschrittene Verschmel-
zung der politischen Instrumente der Deklassierten mit den Macht-
sphären der traditionellen Führungsschichten zu einem komplexen,
instabilen und deshalb besonders aggressiven Herrschaftssystem war
jedoch keineswegs typisch für den Faschismus in seiner Gesamtheit.
„Typisch“ wäre es viel eher gewesen, wenn die Papen-Hugenberg-
Fronde die Führung der NS-Massenbewegung 1933/34 unter ihre Kon-
trolle gebracht, in einer „Front der nationalen Erhebung“ eingemeindet
und weitgehend „entpolitisiert“ hätte. Derartige Prozeduren gab es
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vorher wie nachher in anderen faschistischen Ländern. Erinnert sei nur
an die Handlungsweisen des polnischen Diktators Józef Piłsudski, des
portugiesischen Wirtschaftsprofessors António de Oliveira Salazar und
des Putschgenerals Francisco Franco, der im März 1937 die von dem
charismatischen José Antonio Primo de Rivera konsolidierte  Falange
Española mit den Carlisten zu einer Staatspartei unter seiner Führung
zwangsvereinigte und damit die uneingeschränkte Vorherrschaft von
Großgrundbesitz, Kirche und Armee über das „nationale Spanien“ si-
cherte. Selbst in Italien war der Verschmelzungsgrad zwischen den
Machtträgern der Diktatur weitaus geringer. Die Krone, das Militär,
die Kirche sowie Großbürgertum und Agrarier hatten sich gegenüber
dem Partito Nazionale Fascista immer eine gewisse Eigenständigkeit
bewahrt. Dies ermöglichte es den traditionellen Eliten, auf die faschis-
tische Führung in strategischen Entscheidungskonstellationen Druck
auszuüben und insbesondere selbstzerstörerischen Tendenzen einen
Riegel vorzuschieben. Nichts demonstriert diesen Sachverhalt deutli-
cher als ein Vergleich zwischen den Ereignissen des 25. Juli 1943 und
des 20. Juli 1944. Am 25. Juli 1943 setzte der Große Faschistische Rat
auf Initiative des „gemäßigten“ Flügels um Dino Grandi den „Duce“
Benito Mussolini in aller Form ab und stellte ihn unter Hausarrest,
nachdem die traditionellen Eliten entsprechend vorgearbeitet hatten.
Während Grandi die für den Fall des Misslingens mitgebrachte Bombe
nicht zu zünden brauchte, versuchte am 20. Juli 1944 eine verzweifelte
Verschwörergruppe, durch einen Bombenanschlag im „Führerhaupt-
quartier“ den Machtwechsel einzuleiten. Sie hatte zwar eine in allen
Gesellschaftsschichten als Minderheit verankerte Widerstandsbewegung
hinter sich und verfügte auch über einen wohl durchdachten Opera-
tionsplan. Aber sie hatte keine einzige Schlüsselfigur der kriegswirt-
schaftlichen und militärischen Machtzentren auf ihrer Seite, ganz zu
schweigen von tragfähigen Kontakten mit den Akteuren des politisch-
sicherheitspolizeilichen Machtpfeilers, die um der Erhaltung der terri-
torialen und nationalen Integrität willen bereit gewesen wären, den aus-
sichtslos gewordenen „totalen Krieg“ zu beenden.
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Über alle diese Aspekte einer vergleichenden historischen Faschis-
musanalyse wird seit neuestem wieder stärker nachgedacht. Gleichwohl
gibt es noch riesige Forschungslücken. Vor allem über die außereuropä-
ischen Verflechtungen und Rückwirkungen der faschistischen Epoche
wissen wir noch sehr wenig, wenn wir von den oben skizzierten ko-
lonialen und post-kolonialen Kontexten einmal absehen. Dabei sind
die transkontinentalen Querbeziehungen mit Händen zu greifen. Alle
Organisationen des europäischen Faschismus legten größten Wert auf
ihre überseeischen Vernetzungen, aber selbst die brisante Geschichte
der NSDAP-Auslands-Organisation und der Nazi-Diplomatie in Asien,
Afrika und Lateinamerika ist noch weitgehend unerforscht. Hinzu kom-
men die anderen Emissäre des Faschismus, die im Gegensatz zu den
überseeischen Propaganda-Apparaten direkten Zutritt zu den jeweiligen
Machtzentren hatten: Die demobilisierten Offiziere nämlich, die in
den zwanziger und dreißiger Jahren als Militärberater und Rüstungs-
lobbyisten agierten. Ein Mann wie Ernst Röhm entwarf als Militärbe-
rater in Bolivien sicher nicht nur Operationspläne, die bei der Rhein-
metall-Borsig AG untergekommenen Terroristen des Schwarzen Blocks
der Reichswehr verkauften in Übersee nicht nur Geschütze und Gra-
naten,18 und ohne die hintergründige Mitwirkung eines Franz von Papen
wäre der „Turanismus“ im Ankara der Jahre 1941/42 weitaus weniger
attraktiv gewesen.19 Ihre Ideologien färbten auf die Gastgeber genauso
ab wie 20 Jahre später die Verhaltensweisen jener Wissenschaftssöldner,
deren Know-how in Sachen Vernichtungsforschung und High-Tech-
Kriegführung nicht nur von den Alliierten begierig angeeignet wurde,
sondern auch die Großmachtphantasien mancher nahöstlicher und
lateinamerikanischer Despoten beflügelte.20

18 Erste Spuren über ihr Wirken finden sich bei Peter Hug, Schweizer Rüstungsindustrie und
Kriegsmaterialhandel zur Zeit des Nationalsozialismus. Unternehmensstrategien – Marktent-
wicklung – politische Überwachung, 2 Teile, Zürich 2002 (Veröffentlichungen der Unabhängigen
Expertenkommission Schweiz – Zweiter Weltkrieg, Bd. 11).

19 Vgl. Karl Heinz Roth, Berlin – Ankara – Bagdad. Franz von Papen und die deutsche Nahost-
politik im zweiten Weltkrieg, in: comparativ, Leipzig, Jg. 2004, H. 1.

20 Vgl. Ulrich Albrecht, Military Technology and National Socialist Ideology, in:  Mark
Walker / Monika Renneberg (Eds.), Scientists, Engineers and National Socialism, Cambridge 1993,
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Der deutsche Faschismus und Auschwitz

Seit Jahrzehnten treibt uns die Frage um, warum und mit welchen Ziel-
vorstellungen der deutsche Faschismus zu Auschwitz geführt hat.21

Auschwitz ist dabei als Synonym für den Völkermord an den europä-
ischen Juden zu verstehen. In letzter Instanz wird jeder Versuch zur
Herstellung eines Äquivalents zwischen theoretischem Modell und em-
pirischer historischer Analyse an seiner Fähigkeit zu messen sein, die
Ursachenkette zu erklären, an deren Ende dieser Massenmord stand.
Wie hatte es zu Auschwitz kommen können?

Kurt Pätzold hat sich kürzlich eindringlich mit der Frage nach dem
„Warum“ auseinandergesetzt.22 Ich teile seine Argumentation, dass der
Antisemitismus eine mental-ideologische Matrix bildete, die vom deut-
schen Faschismus nach dem Übergang zur Systemphase in eine pro-
grammatisch-politische Dynamik umgesetzt wurde, die die verfolgten
Juden zum Vorteil der faschistischen „Ariseure“ enteignete, in die
Flucht trieb und sozial vernichtete. Dieses Programm mündete dann in
die Logik des Expansions- und Kolonialkriegs auf europäischem Boden,
in dessen Kontext verschiedene Deportationsvarianten – Getto Lublin,
Madagaskar, Westsibirien – konzipiert und schließlich zugunsten einer
völkermörderischen „Endlösung“ in den Vernichtungslagern im besetz-

S.  88–125;  Ruth  Stanley,  Rüstungsmodernisierung durch  Wissenschaftsmigration? Deutsche
Rüstungsfachleute in Argentinien und Brasilien 1947–1963, Frankfurt a. M. 1999.

21 Die Ringvorlesung, für die  dieser Beitrag erarbeitet  wurde, stand unter dem Motto:
„Auschwitz und der Nationalsozialismus“. Deshalb setze ich mich hier abschließend mit dieser
Fragestellung auseinander. Ich tat dies auch deshalb, weil ich 35 Jahre zuvor als Student erstmalig
in dem Gebäude der Hamburger Universität, in dem die Vorlesung stattfand, mit ihr konfrontiert
worden war. Ich nahm damals an Aktionen gegen einen Hochschullehrer teil, der öffentlich erklärt
hatte, die Massentötungen in Auschwitz wären kein Mord gewesen, weil sie als Kriegshandlungen
einzustufen seien. Darauf hatte uns der deutsch-jüdische Remigrant Arie Goral aufmerksam
gemacht, nachdem sich unsere Kritik an diesem Hochschullehrer zunächst auf sein Eintreten für
das südafrikanische Apartheid-Regime und seine militärischen Forschungsprojekte beschränkt hatte.
Vgl. Zur Altnazistischen Fraktion der Hamburger Professoren. Dargestellt am Fall PR Hofstätter,
in: AStA der Universität Hamburg (Hg.), Das permanente Kolonialinstitut. 50 Jahre Hamburger
Universität, Hamburg 1969, S. 119–138.

22 Und zwar als Vorredner im Rahmen der Hamburger Ringvorlesung. Vgl. Kurt Pätzold,
Judenmord – warum? In: junge Welt, Berlin, Nr. 277 vom 29./30.11.2003, S. 10–11.
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ten Polen aufgegeben wurden. Hinter allen diesen Radikalisierungs-
schritten aber stand die Vision eines „Großgermanischen Reichs“, in
dem den als „Gegenrasse“ stigmatisierten europäischen Juden keinerlei
Existenzrecht zugebilligt wurde. Das war der barbarische Schlusspunkt
einer bevölkerungspolitischen Selektionsstrategie, in deren Rahmen
auch die zu „Volkstümern“ des slawischen Ostens umdefinierten Bür-
gerinnen und Bürger der europäischen Nachbarstaaten in unterschied-
lich gestaffeltem Ausmaß ausgerottet werden sollten. Zuvor sollten sie
jedoch in der Rüstungsproduktion als Zwangsarbeiter vernutzt werden,
während die als „wiedereindeutschungsfähig“ Klassifizierten als Helo-
tenvölker der „Germanisierung“ zur Verfügung stehen sollten.

Dass die nicht-nazistischen Machtträger des deutschen Faschismus
dieses Genozid-Programm – von wenigen Ausnahmen abgesehen –
nicht nur nicht bekämpften, sondern tolerierten und teilweise auch
unterstützten, wissen wir seit den neuesten Forschungen über den
Vernichtungs- und Kolonialkrieg der Wehrmacht in den besetzten
Gebieten der Sowjetunion sowie über die Raubgold-Praktiken einiger
Banken und Großunternehmen. Was aber hatte das auf einem syste-
matischen Völkermord begründete „Großgermanische Reich“ von SS
und NSDAP mit den Großraum-Visionen der Wirtschaft zu tun? Zur
Beantwortung dieser Frage ist ein genauerer Blick auf Auschwitz hilf-
reich.

Auschwitz bestand aus zwei Komponenten: Erstens einem Lager-
system, das sich entsprechend der Radikalisierung der deutschen Ok-
kupations- und Vernichtungspraxis entwickelte. Es wurde zunächst zur
„Konzentration“ polnischer Deportierter und Widerstandskämpfer ein-
gerichtet, war seit dem Herbst 1941 als Reservoir für kriegsgefangene
sowjetische Arbeitssklaven zur Umsetzung der Infrastrukturprogram-
me des „Generalplans Ost“ vorgesehen und fungierte seit dem Februar
1942 als zentrales Vernichtungslager zur Ermordung der europäischen
Juden. In dieser Hinsicht war Auschwitz Teil der konzeptionellen wie
realen Radikalisierungsschritte des SS-Archipels.
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Als zweite Komponente war diesem Lagersystem das Werk Au-
schwitz der I.G. Farbenindustrie angegliedert.23 In diesem Werkskom-
plex sollte auf der Basis der synthetischen Herstellung von Treibstoffen
und künstlichem Kautschuk ein Kunststoffkombinat entstehen, das
in den Nachkriegsplanungen der I.G. Farben eine Schlüsselrolle spielte.
Erste Pläne dazu gab es unmittelbar nach Kriegsbeginn im Herbst
1939, die endgültigen Entscheidungen dazu fielen um die Jahreswende
1940/41 und hingen – abgesehen von anderen Standortvorteilen – mit
dem in dieser Region noch möglichen Zugriff auf überwiegend unfreie
Arbeitskräfte, darunter die KZ-Häftlinge des Hauptlagers Auschwitz,
zusammen. Tatsächlich wurden seit Beginn der Bauphase im März 1941
Arbeitssklaven aus dem benachbarten Konzentrationslager rekrutiert
– in der Spitzenphase etwa 6.000 – und ab 1942 in einem eigenen
„Buna-Lager“ untergebracht. Diejenigen KZ-Häftlinge, deren Arbeits-
kraft nach durchschnittlich drei Monaten verbraucht war, wurden an
das Hauptlager zurückgegeben und dort zumeist in den Gaskammern
ermordet.

Unabhängig von allen noch strittigen Details der Forschung stellt
sich somit die Frage nach dem „Warum“ von Auschwitz zweifach. In
der einen Richtung – im Kontext der Visionen vom „Großgermanischen
Reich“ – mündete das mentale Syndrom des Antisemitismus in den
Völkermord. Wie die im Moskauer Sonderarchiv aufbewahrten Akten
der Zentralbauleitung Auschwitz belegen, war diese Komponente mit
der zweiten eng verwoben, denn die I.G. Farben unterstützte die Kom-
mandantur des Hauptlagers immer wieder bei deren Ausbauprojekten,
und zwar wegen des nicht nur in der Aufbauphase wichtigen Reser-

23 Vgl. zum folgenden Karl Heinz Roth, I.G. Auschwitz – Normalität oder Anomalie eines
kapitalistischen Entwicklungssprungs? In: Hamburger Stiftung zur Förderung von Wissenschaft
und Kultur (Hg.), „Deutsche Wirtschaft“. Zwangsarbeit von KZ-Häftlingen für Industrie und
Behörden, Hamburg 1991, S. 79–96; Florian Schmaltz / Karl Heinz Roth, Neue Dokumente zur
Vorgeschichte des I.G. Farben-Werks Auschwitz-Monowitz, in: 1999. Zeitschrift für Sozialgeschich-
te des 20. und 21. Jahrhunderts, 13 (1998), 2, S. 100–116; Wacław Długoborski / Franciszek Piper
(Hg.), Auschwitz 1940–1945. Studien zur Geschichte des Konzentrations- und Vernichtungslagers
Auschwitz, 5 Bde., Oswiecim 1999; Florian Schmaltz, Die Entstehung des Konzentrationslagers
Auschwitz-Monowitz, MA Fachbereich Geschichts- und Kulturwissenschaften der FU Berlin 2000.
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voirs an Arbeitssklaven. Das aber war nur ein Teil der sich immer enger
gestaltenden Beziehungen zwischen der Spitze der I.G. Farben und der
SS-Führung. Vieles spricht dafür, dass auch die beiden Nachkriegsvi-
sionen – „Großgermanisches Reich“ und „Kontinentaleuropäischer
Großwirtschaftsraum“ – eng miteinander verbunden waren. Der Kom-
plex Auschwitz/I.G. Auschwitz belegt diese Verbindung und einen
Zusammenhang zwischen Völkermord und Wirtschaftsplanung. Die
Tatsache, dass eine solche Verbindung in den anderen Vernichtungs-
lagern – Belzec, Chelmno, Sobibor und Treblinka – nicht entstand,
relativiert jedenfalls nicht das historische Faktum, dass in einem her-
ausgehobenen Fall so gedacht und gehandelt wurde.

Der Fall Auschwitz/I.G. Auschwitz steht auch für andere Beispiele
einer Verbindung zwischen ökonomischer Macht und genozidaler Po-
litik, auf die ich hier nicht eingehen kann. In den letzten Jahren waren
viele unabhängig-abhängige Historikerkommissionen tätig, um die Ver-
strickungen der betroffenen Unternehmen aufzuarbeiten, denn diese
moralische und teilweise auch monetäre Katharsis war Vorbedingung
für deren Einstieg in die globalen Vernetzungen des gegenwärtigen
Akkumulationsregimes. Hätten die involvierten Historikerinnen und
Historiker dabei nicht in vielen Fällen die Frage nach den Kontexten
und somit nach dem „Warum“ dieser Verstrickungen ausgeblendet, dann
wäre uns der neueste Skandal erspart geblieben, den uns die Sachwalter
der hegemonialen Erinnerungskultur bescherten, als sie den Degussa-
Konzern, die Umschmelzungszentrale des jüdischen Opfergolds in den
Jahren 1942 bis 1945, mit der Beschichtung der symbolischen Grab-
stelen des Berliner Holocaust-Denkmals beauftragten.

Ergebnisse

Zum Schluss möchte ich meine Ausgangsüberlegungen noch einmal
zusammenfassen. Die historische Faschismusforschung befindet sich
gegenwärtig in einer paradigmatischen Krise, die durch eine weit fort-
geschrittene Asymmetrie zwischen empirischer Forschung und metho-
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dologisch-analytischer Anstrengung bedingt ist. Ihre Überwindung
wird durch erkenntnistheoretische Defizite, emotionale Barrieren und
geschichtspolitische Tabus erschwert. Diese Asymmetrie ist jedoch
nicht unüberwindlich. Ich plädiere für eine transnationale und kompa-
rative Sichtweise auf die faschistische Epoche, was ein theoretisches
Modell und den Verzicht auf den wegen seines Singularitätsanspruchs
untauglichen Schlüsselbegriff „Nationalsozialismus“ voraussetzt. Da-
durch werden wir in die Lage versetzt, den Faschismus nicht nur in
seinen europäischen Varianten und Kontexten zu vergleichen, sondern
auch in seinen weltgeschichtlichen Dimensionen zu begreifen.
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Karl Heinz Roth

Empirie und Theorie: Die Marxsche 
Arbeitswertlehre im Licht der Arbeitsgeschichte*

Die Diskussion über die Konstitutionsbedingungen der globalen Klasse
der Arbeiterinnen und Arbeiter wirft eines der komplexesten Probleme
der sozioökonomischen Gegenwartsanalyse auf. Wer einen Beitrag dazu
leisten will, ist deshalb gut beraten, in einem ersten Schritt seine/ihre
theoretischen Prämissen und sein/ihr methodisches Handwerkszeug
offen zu legen, mit deren Hilfe er/sie sich um eine empirische Befund-
erhebung bemüht. Für die Analyse selbst sind diese jedoch – genau
so wie die dabei entwickelten und benutzten Begriffe – nur Mittel zum
Zweck. Im Vordergrund des Interesses steht der möglichst wirklich-
keitsnah zu beschreibende Zustand der Weltarbeiterklasse und ihrer
Handlungsbedingungen. Die historische Reflexion und die theoretisch-
methodischen Prämissen verschaffen uns lediglich die analytischen
Instrumente, die wir benötigen, um die entscheidenden Tatbestände und
die aktuellen Entwicklungstendenzen herauszuarbeiten. Werden die
dabei angewandten Denkstrukturen durch die Empirie als unzureichend
ausgewiesen oder gar widerlegt, so müssen sie entsprechend korrigiert,
weiter entwickelt oder auch komplett erneuert werden.

Nun befinden wir uns aber offenkundig in einer Situation, in der die
aktuellen Konstitutionsprozesse der Weltarbeiterklasse erhebliche Teile
der politisch-ökonomischen und historisch-sozialwissenschaftlichen
Grundausstattung der sozialistischen Theorie in Frage stellen. Wenn wir
davon ausgehen, dass die sozialistische Theorie ein Analyse- und Hand-
lungskonzept beinhaltet, für das die Selbstbefreiung der ausgebeuteten

* Bemerkung der Redaktion: Dieser Text wurde zuerst 2007 in zwei Teilen veröffentlicht.
Die ersten drei Kapitel befinden sich in: Sozial.Geschichte, 22 (2007), 2, S. 45–67, und die letzten
drei Kapitel in: Sozial.Geschichte, 22 (2007), 3, S. 147–168. Wir danken dem Autor herzlich für
die Abdruckgenehmigung.
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Klasse der Arbeiterinnen und Arbeiter die Voraussetzung zur Transfor-
mation des kapitalistischen Weltsystems darstellt, dann muss diese Fest-
stellung erhebliche Konsequenzen haben. Es ist nicht die Aufgabe dieses
Essays, die immer deutlicher werdende Kluft zwischen globaler Klassen-
wirklichkeit und Theorie herauszuarbeiten – hier kann ich auf die Bei-
träge von Marcel van der Linden verweisen.1 Ich werde mich vielmehr
auf den folgenden Seiten darauf konzentrieren, ausgehend von diesen
ersten Feststellungen die im Ergebnis meiner eigenen – von teilweise
erheblichen Irrtümern begleiteten – vierzigjährigen Auseinandersetzung
mit der Geschichte und Gegenwart der Arbeiterklasse angeeigneten ana-
lytischen Verfahren und Schlüsselbegriffe mitzuteilen. Ob sie überzeu-
gend sind oder nicht, wird dann die anschließende Skizzierung der mit
ihrer Hilfe erhobenen Zustandsbefunde zeigen. Aus Platzgründen muss
ich mich dabei auf einige thesenartige Zusammenfassungen beschrän-
ken.

1. Über Marx hinaus: Methodisch-begriffliche 
Voraussetzungen einer dichten Beschreibung der 
Weltarbeiterklasse

Im Hinblick auf die Konstitutionsprobleme der Arbeiterklasse muss
die Marxsche Kritik der politischen Ökonomie heute in wesentlichen
Punkten als überholt gelten. Ihre Grundlage, die zur Mehrwerttheorie
weiterentwickelte Arbeitswertlehre der Klassiker der politischen Öko-
nomie, ist weitgehend obsolet. Ihr liegt ein statisch-geschichtsloser Sub-
stanzbegriff zugrunde, der die Arbeiterklasse an das Grundaxiom der
„abstrakten Arbeit“ fesselt: „Das Paradox, die Antinomie des Marx-
schen Denkens liegt darin, daß diese Arbeit, die alles und auch sich
selbst beständig verändert, gleichzeitig unter der Kategorie der Sub-

1 Vgl. Marcel van der Linden, Plädoyer für eine historische Neubestimmung der Welt-Ar-
beiterklasse, in: Sozial.Geschichte, 20 (2005) 3, S. 7–28; ders., Normalarbeit  – das Ende einer
Fiktion. Wie „der Proletarier“ verschwand und wieder zurückkehrte, in: Fantômas (Hamburg), Nr. 6,
2004, S. 26–29.

104



WIEDERVERÖFFENTLICHUNG / REPRINT 

stanz, des Wesens, also dessen gedacht wird, was unwandelbar ist“.2 Das
Arbeitsvermögen, dessen sich die Arbeiterin oder der Arbeiter unter
dem Kapitalismus periodisch entäußert, um leben zu können, ist keines-
wegs eine Ware – und schon gar nicht eine Ware wie alle anderen Waren
auch.3 Nur unter der Sonderbedingung der Sklaverei wird es auf dem
Arbeitsmarkt verkauft; im Regelfall wird es gegen ein wie auch immer
geartetes Entgelt vermietet.4 Es wird auch nicht vom Arbeiter in einer
einfachen Transaktion beim Unternehmer gegen Geld zum Kauf von
Lebensmitteln entäußert: Die Produktion und Reproduktion des Ar-
beitsvermögens erfordert selbst wieder Arbeit, vor allem erhebliche
Aufwendungen zur Erzeugung seiner Kenntnisse, Fähigkeiten und Fer-
tigkeiten sowie die unbezahlte und deshalb unsichtbar bleibende Repro-
duktionsarbeit der Hausfrauen.5 Des Weiteren kann der dem Arbeiter
– und mittelbar der Reproduktionsarbeiterin – vom Unternehmer bei
der Verwertung des Arbeitsvermögens unentgolten abgepresste Anteil
nicht individuell gemessen, sondern nur durch den summenstatistischen
Abgleich zwischen Löhnen und Gewinnen geschätzt werden: Die von
Marx durch den Ausgleich der Profitraten behauptete Transformation
der Werte in Preise beruht auf einem Denkfehler.6

Das Marxsche Paradox zeitigte aber nicht nur eine Reihe erkenntnis-
theoretischer Fehlschlüsse, sondern verengte auch den Blick auf die
realen Konstitutionsbedingungen der Arbeiterklasse. Die axiomatische

2 Cornelius Castoriadis, Durchs Labyrinth. Seele, Vernunft, Gesellschaft, Frankfurt a. M. 1981,
S. 232.

3 Peter Ruben, Ist die Arbeitskraft eine Ware? Ein Beitrag zu einer marxistischen Marxkritik,
in: Heinz Eidam / Wolfdietrich Schmid-Kowarzik (Hg.), Kritische Philosophie gesellschaftlicher
Praxis. Auseinandersetzungen mit der Marxschen Theorie nach dem Zusammenbruch des Real-
sozialismus, Würzburg 1995, S. 167–183.

4 Vgl. Thomas Kuczynski, Was wird auf dem Arbeitsmarkt verkauft?, in: Dorothee Wolf / Kai
Eicker-Wolf / Sabine Reiner (Hg.), Auf der Suche nach dem Kompaß. Politische Ökonomie als
Bahnsteigkarte fürs 21. Jahrhundert, Köln 1999, S. 207–223.

5 Christine Delphy, The Main Enemy: A Materialist Analysis of Women’s Oppression, London
1977; Sylvia Walby, Patriarchy at Work. Patriarchal and Capitalist Relations in Employment,
Cambridge 1986; zur Problematik der Erzeugung und Reproduktion höher qualifizierter (kompli-
zierter) Arbeit ergänzend Thomas Kuczynski (wie Anm. 4), S. 219 ff.

6 Vgl. das Resumé der langen Geschichte der Wert-Preis-Transformationsdebatte bei Georg
Fülberth, G Strich. Kleine Geschichte des Kapitalismus, Köln 2005, S. 47 ff.
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Kommodifizierung der „abstrakten einfachen Arbeit“ verfestigte die
schon im „Kommunistischen Manifest“ entwickelte Hypothese, dass
alle subalternen Klassen im Übergang zur großen Industrie in „doppelt
freie Lohnarbeiter“ umgewandelt würden, die ihrer eigenen Produk-
tionsmittel entledigt seien und frei über ihre Arbeitskraft verfügten, zur
metaphysischen Gewissheit. Aber das waren willkürliche Annahmen.
Die selbständige Arbeit der „einfachen Warenproduzenten“ – Handwer-
ker, Kleinbauern und Kleinhändler – ist keineswegs verschwunden: Der
apodiktische Ausschluss aller derjenigen, die über eigene Produktions-
mittel verfügen, ist so lange unlogisch, wie sie trotz dieses Tatbestands
zur Entäußerung ihres Arbeitsvermögens gezwungen bleiben.7 Aber
auch unfreie Arbeit ist grundsätzlich mit der Kapitalakkumulation
kompatibel, und in bestimmten Konstellationen favorisiert das Kapital
immer wieder die unfreie Arbeit gegenüber der freien.8 Und schließlich
ist auch der Lohn immer nur eine von vielen Formen des Entgelts für
die Entäußerung des eigenen Arbeitsvermögens zum Vorteil der Unter-
nehmer, und er garantiert genau so wenig wie das von den selbständigen
Arbeitern in Rechnung gestellte Honorar „gesetzmäßig“ die Reproduk-
tion der jeweiligen Arbeitskraft. Vor allem – aber keineswegs nur – in
Krisenzeiten müssen sich die Arbeiterinnen und Arbeiter nach zusätz-
lichen Einkommensquellen umsehen, ihre bisherige Lebenssphäre ver-
lassen oder auf die vielfältigsten Formen der Subsistenzproduktion zu-
rückgreifen, um der Massenarmut und dem Hungertod zu entgehen.

Diese Beispiele sollen genügen, um die Dringlichkeit einer über Marx
hinaus gehenden „Ent-Substanzialisierung“ und Dynamisierung unse-
res Denkens über die Stellung der Arbeit innerhalb des ökonomischen
Felds der kapitalistischen Gesellschaftsformation nachzuweisen. Wie
sollen wir dabei aber vorgehen? Soweit ich diesen Bereich der Kritik der
politischen Ökonomie überblicke, haben wir dabei drei Möglichkeiten.

7 Gerald A. Cohen, Karl Marx’ Theory of History: A Defense, Oxford 1978, S. 72.
8 Götz Rohwer, Kapitalismus und „freie Lohnarbeit“. Überlegungen zur Kritik eines Vorurteils,

in: Hamburger Stiftung zur Förderung von Wissenschaft und Kultur (Hg.), „Deutsche Wirt-
schaft“. Zwangsarbeit von KZ-Häftlingen für Industrie und Behörden, Hamburg 1991, S. 171–185.
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(1) Wir können versuchen, den Marxschen Ansatz dadurch zu retten,
dass wir seine methodischen Mängel und Widersprüche zu beheben ver-
suchen, ohne die axiomatischen Voraussetzungen der Arbeitswert- und
Mehrwerttheorie zu überschreiten. Dieser Aufgabe haben sich in den
vergangenen Jahrzehnten nicht Wenige gewidmet: Sie sind alle geschei-
tert, weil sich einige grundlegende Defizite nicht beheben lassen, von
denen ich einleitend einige skizziert habe. Es erscheint schlicht und ein-
fach unmöglich, die Marxsche Arbeitswertlehre und Mehrwerttheorie
zu erneuern9 – es sei denn, Thomas Kuczynski gelingt doch noch der
von ihm in Aussicht gestellte Nachweis, dass Marx selbst schon den
Tauschwert der Arbeitskraft als den Preisausdruck ihres Werts – und
somit als ihren Lohn – ansah.10 Dann würde es sich in der Tat nur um
eine nachrangige begriffliche Nachlässigkeit handeln, und wir könnten
uns darauf beschränken die Determinismen der Marxschen Arbeitswert-
theorie zu einer Art Relativitätstheorie weiter zu entwickeln, um der
aktuellen Komplexität der Arbeitsverhältnisse Rechnung zu tragen.

(2) Angesichts dieser Sachlage können wir versuchen, aus der Not
eine Tugend zu machen und eine mehr oder weniger abgespeckte Vari-
ante der Arbeitswert- und Mehrwerttheorie mit anderen plausiblen An-
sätzen zur Erklärung der Entstehung des Profits als dem sichtbarsten
Merkmal des exploitativen Charakters der kapitalistischen Gesellschafts-
formation zu kombinieren. Einen solchen Ansatz hat kürzlich Georg

9 Zu den wichtigsten Versuchen in diese Richtung zähle ich (in chronologischer Reihenfolge)
David Laibman, Exploitation, Commodity Relations and Capitalism: A Defense of the Labor-
Value Formulation, in: Science and Society, 44 (1980), S. 274–288; Fritz Helmedag, Warenproduk-
tion mittels Arbeit. Zur Rehabilitierung des Wertgesetzes, Marburg 1992; Ingeborg Dummer. Die
Arbeitskraft – eine Ware? Eine werttheoretische Betrachtung, Hamburg 1997; Fritz Helmedag,
Warenproduktion mittels Arbeit oder Die Neueröffnung der Debatte, in: Kai Eicker-Wolf u. a.
(Hg.), Nach der Wertdiskussion? Marburg 1999, S. 67–92; Thomas Kuczynski, Die Transformation
der Werte in Produktionspreise im Rahmen der einfachen Reproduktion. Diskussionspapier der
Forschungsgruppe Politische Ökonomie Nr. 4, Marburg 2000; Michael Heinrich, Die Wissenschaft
vom Wert. Die Marxsche Kritik der politischen Ökonomie zwischen wissenschaftlicher Revolution
und klassischer Tradition, Münster 2003.

10 Mündliche Mitteilung von Thomas Kuczynski, der eine Kritik der politischen Ökonomie der
Arbeit vorbereitet, an den Verfasser.
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Fülberth in Anlehnung an Robert L. Heilbronner vorgeschlagen.11 Da-
bei geht er von dem Befund aus, dass es Profitquellen gibt, die nicht
unmittelbar aus der Ausbeutung von Arbeitsvermögen herrühren, näm-
lich aus ungleichen Tauschverhältnissen (Handelsgewinn), aus techno-
logischen Innovationen (Innovationsgewinn) und aus Monopolpreisen
(Monopolgewinn). Diese Quellen der Kapitalakkumulation kombiniert
er dann mit denjenigen Gewinnen, die unmittelbar aus der Verwertung
von Arbeitsvermögen stammen und seines Erachtens vor allem zur Zeit
der Industriellen Revolution dominierten. Da aber alle Versuche ge-
scheitert seien, relative Preise in Arbeit auszudrücken, begnügt sich
Fülberth in Anlehnung an Heilbronner mit einem Begriff des Mehr-
werts (surplus value), der dadurch aus Lohnarbeit erzeugt wird, dass
„die Summe der Preise für Arbeitskraft und verarbeitetes Material gerin-
ger ist als der Preis des mit Hilfe von Arbeit hergestellten Produkts.“12

Dieser eklektizistische Ansatz hat eine Menge für sich, aber er lässt
eine entscheidende Frage offen: Wie kann man noch von Ausbeutung
als einer Grundkonstante des Kapitalismus sprechen, da doch der Profit,
der in Geld ausgedrückte Überschuss des Wertschöpfungsprozesses,
offenkundig auch aus anderen und zudem sehr gewichtigen Quellen
stammt als der direkten Verwertung von Arbeitsvermögen? Verringert
sich in einem solchen Ansatz nicht die vielköpfige Hydra der exploitier-
ten Arbeiterinnen und Arbeiter zu einer Variablen oder gar zunehmend
zu einer Restgröße der Gesellschaftsformation, da ihre Exploitation ja
nur eine von vielen Voraussetzungen der „endlosen Kapitalakkumula-
tion“ darstellt? Der Widerspruch zu den aktuellen Entwicklungstenden-
zen des kapitalistischen Weltsystems ist derart gravierend, dass ein sol-
cher Erklärungsansatz schon durch einen oberflächlichen Blick auf die
Gesellschaftsprozesse der Gegenwart falsifiziert erscheint.

Fülberth diskutiert diese Frage nicht, und er lässt auch die Möglich-
keit unerörtert, dass es sich auf der methodologischen Ebene um ein

11 Georg Fülberth, G Strich (wie Anm. 6); Robert L. Heilbronner, The Nature and the Logic
of Capitalism, New York / London 1986.

12 Heilbronner, The Nature and the Logic of Capitalism (wie Anm. 11), S. 73. Zitiert nach der
Übersetzung bei Fülberth, G Strich (wie Anm. 6), S. 76.
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Scheinproblem handeln könnte, wie Thomas Kuczynski dies annimmt:
Dass also alle Profitquellen – wie vermittelt auch immer – aus der Ver-
wertung von Arbeitsvermögen gespeist werden. Ihm genügt die Fest-
stellung, dass alle Varianten des Gesamtprofits, die er mit den aus der
Verwertung von Arbeitsvermögen her rührenden Gewinnen kombi-
niert, das Privateigentum an Kapital voraussetzen. Dadurch sei eine be-
sondere Klasse konstituiert, die sich die Gewinne exklusiv aneignet und
aufgrund ihres Kommandos über die Kapitalreproduktion die gesamte
Gesellschaftsformation beherrscht. Auf diese Weise scheint die kapita-
listische Gesellschaftsformation hinreichend erklärt zu sein, denn seit
der Untersuchung Rosa Luxemburgs über die „Akkumulation des Kapi-
tals“ wissen wir, dass das „normale“ Akkumulationsregime schon im-
mer – und nicht nur in den Zeiten der so genannten ursprünglichen
Akkumulation – mit Wachstumsquellen kombiniert war, die aus un-
gleichem Tausch, Enteignung und Raubzügen herstammten.13 Und be-
züglich der dabei nicht abgedeckten Innovationsgewinne könnte man
argumentieren, dass sie zu einem ganz erheblichen Teil aus der syste-
matischen Einbeziehung wissenschaftlich und technisch hochqualifi-
zierter Arbeiterinnen und Arbeiter in den Verwertungsprozess des Ka-
pitals herrühren, also einer Ausweitung des Exploitationsregimes auf die
„Wissensarbeiter“ geschuldet sind.

Wer aber waren – und sind – die Menschen, Gesellschaftsschichten
und Nationen, deren Produktionsmittel, Ländereien, öffentliche Wirt-
schaftssektoren, Kulturen und Reichtümer von den dominierenden Ak-
teuren des kapitalistischen Weltsystems in den vergangenen Jahrhunder-
ten immer wieder einmal in Profitquellen umgewandelt wurden – und
bis heute werden? In dieser Hinsicht begnügte sich Rosa Luxemburg
mit der Hypothese, dass es sich um vorkapitalistische Gesellschaften
handelte, die da mehr oder weniger pauschal in äußere Akkumulations-

13 Rosa Luxemburg, Die Akkumulation des Kapitals. Ein Beitrag zur ökonomischen Erklärung
des Imperialismus, Neuauflage Frankfurt a. M. 1965. Vgl. auch die Aktualisierung dieses Ansatzes
durch David Harvey, Der neue Imperialismus, Hamburg 2005, sowie die Forderung nach einer
integralen und entsprechend erweiterten Analyse des Akkumulationsregimes bei Karl Heinz Roth,
Der Zustand der Welt: Gegenperspektiven, Hamburg 2005, S. 51 ff.
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ressourcen umgewandelt würden. Heute ist dieser Prozess jedoch ab-
geschlossen. Das kapitalistische Weltsystem hat die letzten Winkel der
Erde erobert – aber nach wie vor finden ungleicher Tausch, raubwirt-
schaftliche Aneignungen und Monopolgeschäfte statt, und das alles
kombiniert sich mit gigantischen Innovationswellen, denen die Be-
legschaften ganzer Industriezweige und Regionen zum Opfer fallen.
Millionen von Menschen stehen von Jahrzehnt zu Jahrzehnt ohne Sub-
sistenzmittel und ohne Kapital da. Um überleben zu können, müssen
sie sich den neuen Realitäten anpassen. Sie müssen arbeiten, unter welch
kläglichen und prekären Bedingungen auch immer. Sie werden ganz
unzweideutig ausgebeutet, aber nur ein Teil dieser Menschen und
Gesellschaftsgruppen gerät unter Arbeitsverhältnisse, die wir mit den
monistischen Axiomen der Marxschen Arbeits- und Mehrwerttheorie
nicht zu fassen vermögen. Angesichts dieser Tatbestände erscheint der
von Georg Fülberth vorgeschlagene eklektizistische Ausweg recht halb-
herzig. Wir müssen ganz unzweideutig einige Schritte weiter tun, um
mit dem Paradox fertig zu werden, dass die abstrakt gefasste Arbeit des
Marxschen Ansatzes keineswegs immer eine unmittelbare Quelle des
Werts darstellt, dass aber alle im Profit sich manifestierenden Wertkom-
ponenten mit dem vielschichtigen Konstitutionsprozess eines rasant
anwachsenden Weltproletariats verknüpft sind.

2. Ein erweitertes Konzept der Ausbeutung 
und der Arbeiterklasse

Bei der Formulierung einer den heutigen Realitäten des kapitalistischen
Weltsystems angemessenen Theorie der Ausbeutung sollten wir von
zwei Befunden ausgehen: Erstens von der Tatsache, dass die Entäuße-
rung und Subsumtion von Arbeitsvermögen offensichtlich nicht die
unmittelbare Quelle des Werts und seines Geldausdrucks, des Preises
und des in diesem enthaltenen Profits ist; und zweitens von der Er-
kenntnis, dass bei der Entäußerung, Subsumtion und Verwertung von
Arbeitsvermögen immer eine entscheidende Komponente des Nicht-
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Werts in den Produktionsprozess des Kapitals einbezogen ist – die
Arbeiterin bzw. der Arbeiter als subjektive/(r) Trägerin / Träger dieses
Arbeitsvermögens.14 Diese doppelte Anwesenheit während des Drei-
schritts der Exploitation – Entäußerung, formelle oder reelle Subsum-
tion und Verwertung – ist entscheidend. Im Gegensatz zum Kapita-
listen, der lediglich die Kapitalressourcen – Produktionsmittel und
-anlagen, Roh- und Betriebsstoffe sowie Kredite – und ein je nach dem
Ausmaß seiner asymmetrischen Beziehung zum Träger des Arbeitsver-
mögens variierendes Entgelt zur Verfügung stellt, ist die Arbeiterin / der
Arbeiter auch selbst im Produktionsprozess anwesend. Während der
Kapitalist sich jederzeit zurückziehen kann oder überhaupt dem Pro-
duktionsprozess fernbleibt, um über seine Marketing- und Investitions-
strategien nachzudenken, einen Unternehmensverband oder eine politi-
sche Partei zu führen oder auch einem Filmstar den Hof zu machen,
vermag sich die Arbeiterin / der Arbeiter nicht vom Prozess der Ent-
äußerung ihres / seines Arbeitsvermögens abzutrennen, und zwar ganz
gleich, ob sie / er am Band steht, in der Wohnung die Erledigung von
PC-Arbeiten mit familiären Reproduktionstätigkeiten kombiniert, in
der Schwitzbude einer Slum City Knöpfe an Blue Jeans annäht, auf ei-
nem Mähdrescher ein Getreidefeld aberntet, in einer Arbeitsagentur ihr
oder sein Arbeitsvermögen feilhält oder eine menschenleere Roboter-

14 Die folgenden Überlegungen sind mehreren Theoretikern und Denkschulen verpflichtet,
die sie in wesentlichen Aspekten vorweggenommen haben: Mario Trontis Entdeckung der Arbeit
als Nicht-Wert und den darauf basierenden Überlegungen des Redaktionskollektivs der Zeitschrift
„Autonomie  – Neue Folge“; der Erkenntnis Geoff Hodgsons, dass die doppelte Präsenz des
Arbeitsvermögens und ihres subjektiven Trägers den Kern des kapitalistischen Exploitationsre-
gimes ausmacht; und drittens Gerald A. Cohen, der herausarbeitete, dass das Arbeitsvermögen nicht
direkt wertschöpfend wirkt, sondern lediglich alle Produkte erzeugt, die in den Wertschöpfungs-
prozess eingehen. Vgl. Mario Tronti, Operai e Capitale, Torino 1966; Autonomie. Materialien
gegen die Fabrikgesellschaft – Neue Folge, H. 14, 2. Aufl., Berlin / Göttingen / Gießen 1987; Geoff
Hodgson, A Theory of Exploitation without the Labor Theory of Value, in; Science and Society,
44 (1980), S. 257–273; ders., Capitalism, Value and Exploitation: A Radical Theory, Oxford 1982;
G.[erald] A. Cohen, The Labour Theory of Value and the Concept of Exploitation, in: Ian
Steedman u. a., The Value Controversy, London 1981, S. 202–222. Wie so oft in den letzten
Jahren verdanke ich auch an diesem Punkt Marcel van der Linden die entscheidenden Hinweise,
die meine seit Jahrzehnten stagnierenden „operaistischen“ Reflexionen über die Arbeit als Nicht-
Wert neu beflügelt haben.
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Montagehalle steuert. Alle diese Tätigkeiten sind fremdbestimmt. Sie
werden nur deshalb ausgeführt, weil die Träger des Arbeitsvermögens
dazu direkt oder indirekt gezwungen sind, um existieren zu können.
Die nicht aufhebbare Doppelpräsenz der abhängig Beschäftigten ist die
Ursache aller heteronomen Arbeit. Sie entzieht den zur fremdbestimm-
ten Arbeit Gezwungenen die freie Verfügung über ihr individuelles und
gesellschaftliches Dasein. Die unterschiedlich weitgehende Vernichtung
subjektiver Lebensmöglichkeiten ist Ausbeutung. Diese Ausbeutung ist
strukturell bedingt und grundsätzlicher Art, d. h. von der Höhe des für
die Preisgabe des Arbeitsvermögens erzielten Entgelts unabhängig. Die
gängigen Parameter, anhand deren Ausbeutung gemeinhin gemessen
wird – Entgelthöhe, Arbeitszeiten, Arbeitstempo und Arbeitsintensi-
tät, indirekte Zusatzentgelte zur Absicherung von Existenzrisiken wie
Krankheit, Invalidität und Alter, usw. –, ändern nichts an diesem grund-
sätzlichen Tatbestand. Ihm tragen heute die Konzepte und Modelle des
Personal-Managements weltweit insoweit Rechnung, als sie in allen
Bereichen der Herstellung, Exploitation und Reproduktion von Arbeits-
vermögen bestrebt sind, den unauflöslichen Doppelcharakter des Ex-
ploitationsprozesses durch scheinselbständige Kontraktbeziehungen,
das „Abflachen der Hierarchien“, die Vermengung von Produktions-
und Reproduktionsarbeit und durch die Ausweitung der Kompetenz-
bereiche der abhängig Beschäftigten zu verschleiern: „Produziert, wie
Ihr es für richtig haltet, aber unterschreitet nicht die Profitmarge“.
Dort, wo die Autonomiebedürfnisse der Exploitierten mit den neuesten
Sozialtechniken des Kapitals in Produktion und Logistik, aber auch
im Bildungswesen und im wissenschaftlichen Feld sowie in der Re-
produktionssphäre zusammenstoßen, stoßen auch wir auf den Kern
dessen, was den exploitativen Charakter der kapitalistischen Gesell-
schaftsformation ausmacht.

Die im kapitalistischen Produktions- und Reproduktionsprozess un-
aufhebbare Spaltung der Arbeiterinnen und Arbeiter in Arbeitsvermö-
gen als Quelle von Wert und in Subjekt-„Reste“, in Nicht-Wert, hat
aber auch weit reichende Folgen für den Produktionsprozess als Verwer-
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tungsprozess: Sie sind zur unmittelbaren Wertschöpfung gar nicht in
der Lage. Das Produkt, das sie hervorbringen, kann zwar vom Kapita-
listen angeeignet und vermarktet, also in eine Ware verwandelt und zur
Wertschöpfung genutzt werden, aber es ist zunächst nur Gebrauchs-
wert, weil es bis zur Beendigung des Produktionsprozesses immer mit
dem Subjekt-Rest des oder der Arbeitenden als Nicht-Wert verknüpft
bleibt. Diese Erkenntnis ist von großer Bedeutung. Sie besagt erstens,
dass alle existierenden Produkte (Gebrauchswerte) von der Zahnbürste
über das Übersetzungsprogramm bis hin zu den Industrierobotern und
den Skylines der Global Cities das Ergebnis der Entäußerung von Ar-
beitsvermögen sind, aber als solche noch keinen Wert darstellen. Die
in Arbeitsvermögen und Subjekt-Rest aufgespaltene lebendige Arbeit
ist Schöpferin aller Produkte, der vergangenen wie der aktuellen des
jeweiligen Wirtschaftszyklus. Diese Produkte werden nach ihrer Her-
stellung von den Kapitalisten angeeignet und in Werte verwandelt, aus
denen dann wiederum auf verschlungenen Wegen das Ensemble der Pro-
fite hervorgeht. Aber die im kapitalistischen Produktionsprozess in
Arbeitsvermögen und Subjektreste verdoppelte Klasse der Arbeiterin-
nen und Arbeiter schöpft diese Werte nicht selbst. Soweit die Werte
über Produkte gestülpt sind, haben die Arbeiterinnen und Arbeiter die
Gebrauchswerte dieser Waren hervorgebracht, und insoweit können
ohne den vorauf gegangenen Exploitationsprozess Werte nicht ge-
schöpft und Profite – ganz gleich welcher Art – nicht gemacht werden.
Die kapitalistische Gesellschaftsformation ist deshalb grundsätzlich und
ausschließlich auf Exploitation begründet, und gerade heute vergrößert
sie die Schichten der Exploitierten und die Erscheinungsformen der
Exploitation in einem nie gekannten Ausmaß. Das aber hat zur Vorbe-
dingung, dass die Exploitierten aufgrund der Doppelstruktur ihrer Aus-
beutung vom Prozess der Wertschöpfung, der Profitmacherei und der
darauf begründeten Akkumulations- und Expansionsdynamik des Kapi-
tals ausgeschlossen bleiben: Sie produzieren lediglich, was Wert hat.

Nach diesen Überlegungen über die Stellung der Arbeiterinnen und
Arbeiter im Produktions- und Reproduktionsprozess des Kapitals kön-
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nen wir einen Schritt weitergehen und uns die Frage vorlegen, wie sie
über diese elementaren Funktionen hinaus innerhalb der kapitalistischen
Gesellschaftsformation placiert sind. Auch in diesem Abschnitt kann
ich nur einige grobe Umrisse skizzieren. Dabei werde ich vor allem von
Konzeptionen ausgehen, die die empirisch orientierten Sozialwissen-
schaftler Edward P. Thompson (Historiker) und Pierre Bourdieu (So-
ziologe) in den 1960er und 1970er Jahren entwickelt haben.15

(1) Die Arbeiterklasse ist nicht auf eine wie auch immer geartete
Substantialität von „Arbeit“ zu beziehen, sondern sie konstituiert sich
in der Konfrontation mit dem im Wesentlichen durch sie geschaffenen
Kapital in vielfältigen Beziehungen und Prozessen: Sie ist Mitschöpfer
und -gestalter des Kapitalismus als einer besonders wandlungsfähigen
Gesellschaftsformation. Diese Gesellschaftsformation bildet einen stän-
dig expandierenden sozioökonomischen Raum, dessen Felder aus der
antagonistischen Spannung zwischen Gebrauchswerte erzeugender Ar-
beit und wertschöpfendem Kapital gebildet werden.

(1.1) Den Hauptpol „Kapital“ stellt die verwertete Arbeit dar, die
durch die antagonistische herrschende Klasse akkumuliert wird. Diese
„endlose Akkumulation“ findet in zwei arbeitsteilig miteinander ver-
flochtenen Hemisphären statt, einmal als direktes Akkumulationsre-
gime, und zum andern mittelbar durch den Aufbau von Regulations-
strukturen (Infrastruktur, Bildungs- und Gesundheitswesen, soziale
Sicherungssysteme usw.), die Marx unter dem Begriff „Allgemeine Pro-
duktionsbedingungen“ zusammenfasste.

(1.2) Der Gegenpol wird durch alle diejenigen Gesellschaftsschichten
gebildet, die ihr Arbeitsvermögen entäußern oder bereithalten müssen,
um zu überleben, und vom Eigentum und der Verfügung über das we-

15 Edward P. Thompson, The Making of the English Working Class, London 1963; ders. The
Poverty of Theory and Other Essays, London 1978; Pierre Bourdieu, Entwurf einer Theorie der
Praxis, Frankfurt a. M. 1976; ders., Sozialer Raum und „Klassen“, Frankfurt a. M. 1985; zusätzlich
zum Problem des politischen Felds Michel Foucault, In Verteidigung der Gesellschaft. Vorlesungen
am College de France (1975–76), Frankfurt a. M. 1999; ders., Geschichte der Gouvernementalität,
Vorlesungen am College de France 1977–1978 und 1978–1979, 2 Bde., Frankfurt a. M. 2004. Er-
gänzend Ben Diettrich, Klassenfragmentierung im Postfordismus, Hamburg / Münster 1999.
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sentlich durch sie selbst geschaffene Kapital ausgeschlossen sind. Sie
leisten heteronome, fremdbestimmte und unterschiedlich weitgehend
unentgoltene Arbeit im Rahmen oftmals weltweit vernetzter Wert-
schöpfungsketten.

Aus struktureller Perspektive stellen diese Arbeiterinnen und Ar-
beiter eine ständig wachsende und vielfältig geschichtete exploitierte
Menge dar, die ich als „Multitude“ bezeichne.16 Diese Multitude ist in
außerordentlich vielgestaltige, variierende und wandlungsfähige Ar-
beitsverhältnisse aufgesplittert. Ihr Spektrum reicht von der in der
Schattenwirtschaft der Slum Cities vegetierenden Massenarmut über
den vielfältig variierenden Normaltypus der „Prekären“ und die in-
zwischen weltweit diversifizierte Schicht der Industriearbeiterinnen
und Industriearbeiter bis zu den aus der Mittelklasse abgestiegenen
hochqualifizierten selbständigen Arbeiterinnen und Arbeitern der
Hochtechnologie-Branchen, die die „Industrial“ und „Financial Dis-
tricts“ der Global Cities mit ihren Netzwerken überziehen.

Mit dieser exploitierten Multitude korrespondiert die sich unter-
schiedlich weitgehend formierende oder fragmentierende Arbeiterklasse
zur Durchsetzung unterschiedlich weitgehend kollektivierter Eigenin-
teressen. Dabei bilden die Multitude der subalternen Gesellschaftsschich-
ten und die sich formierende oder fragmentierende Arbeiterklasse das
antagonistische Doppelpendant zum Akkumulationsregime und zu den
kapitalistischen Regulierungssystemen.

(2) In diesem sozialökonomischen Raum der kapitalistischen Ge-
sellschaftsformation entwickeln sich die Wechselbeziehungen zwischen
exploitierter Multitude und Klassenformierung und/oder Klassenfrag-
mentierung in der ständigen Konfrontation mit der komplementär

16 Ich nehme diesen Begriff im Anschluss an Marcel van der Linden bewusst für meinen
methodischen Ansatz in Anspruch und mache ihn zugleich meinem alten Freund und Genossen
Toni Negri streitig, der ihn meines Erachtens zu einseitig auf die hochqualifizierten Segmente der
Arbeiterklasse, deren Tätigkeit er als „immaterielle Arbeit“ bezeichnet, bezogen hat. Vgl. Michael
Hardt / Antonio Negri, Multitude. Krieg und Demokratie im Empire, Frankfurt a. M. 2004; er-
gänzend Martine Lemire / Nicolas Poirier, Gespräch mit Toni Negri, in: grundrisse (Wien), 2005,
H. 16, S. 7–16.
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doppelgestaltigen Kapitaldynamik. Dabei entstehen Strukturfelder, die
in ihrer Gesamtheit die antagonistische Gesellschaftsformation des
Kapitalismus ausmachen:

(2.1) Das ökonomische Feld als direkte Ausbeutungs- und Konflikt-
beziehung zwischen exploitierter Multitude und Akkumulationsregime
in den arbeitsteiligen Wertschöpfungsprozessen des Weltsystems.

(2.2) Das soziale Feld der gesellschaftlichen Assoziationen, in denen
sich die Produktion und Reproduktion der exploitierten Multitude auf
der Ebene der Familie und der kleinen Gemeinschaften (Quartiersge-
meinschaften, Betriebsbelegschaften, Dorfgemeinden, Migrationsketten
usw.) abspielt. Es besitzt vielfältige Schnittstellen zur Mittelklasse, ist
jedoch gegen das soziale Feld der herrschenden Klasse des Akkumula-
tions- und Regulationsregimes abgegrenzt.

(2.3) Das kulturelle Feld, in dem die exploitierte Multitude ihre öko-
nomischen und gesellschaftlichen Felderfahrungen wahrnimmt. Hier
spielen sich die vielfältigen Erfahrungs- und Lernprozesse ab, in die aber
auch spezifische historisch-kulturelle Überlieferungen der „moralischen
Ökonomie“ und der spirituellen Selbstvergewisserung eingehen. Im
kulturellen Feld, das durch die Interaktion mit den kulturellen Feldern
der Mittelklasse (Lehrer, Priester, Ärzte, Wissenschaftler, Schriftsteller,
Journalisten, Künstler und Juristen) den kulturellen Steuerungsinstru-
menten der herrschenden Klasse (Medienkapital, Sozialisations- und
Normensysteme) ausgesetzt ist, entscheidet sich immer wieder aufs
Neue, ob die exploitierte Multitude zur Artikulation klassenformieren-
der Kämpfe und daraus entstehender solidarisch-kollektiver Repräsen-
tationen fähig ist oder nicht.

(2.4) Das symbolische Feld der subaltern-proletarischen Seite der Ge-
sellschaftsformation. In ihm bündeln sich die ökonomischen, sozialen
und kulturellen Strukturen zu unterschiedlich weitgehend homogeni-
sierten Handlungsfeldern und kollektiven Repräsentationen, von deren
Ausmaß der Exploitationsgrad und die Verteilungsrelationen des Sozial-
produkts abhängig sind. Voraussetzung dafür ist die Herausbildung
eines über die Familien und kleinen Gemeinschaften hinausreichenden
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Habitus, in dem sich die durch die verschiedenen Felder synthetisierten
soziokulturellen Strukturen als spezifische Wahrnehmungs- und Denk-
strukturen in gesellschaftliches Handeln übersetzen. In der gesellschaft-
lichen Praxis der kollektiven Repräsentationen reproduzieren sich einer-
seits die Strukturen der materiellen Kultur, andererseits sind sie immer
auch mit unterschiedlich weit reichenden subjektiven – und als solchen
kollektivierbaren – Handlungsspielräumen verknüpft, die die Möglich-
keit zur aktiven Veränderung oder Transformation dieser materiellen
Kultur in ihrer Gesamtheit oder ihren partikularen Feldern einschließen.
Hier können die durch das kulturelle Feld akzentuierten ökonomischen
und sozialen Erfahrungs- und Lernprozesse zur Erzeugung antisystemi-
scher, systemreformierender, systemkonformer oder auch systemregres-
siver (selbstzerstörerischer) gesellschaftlicher Praxis führen, die dann
auf die ökonomischen, sozialen, kulturellen und symbolischen Felder
der antagonistisch verfassten Gesellschaftsformation zurückwirkt.

(2.5) Während die ökonomischen, sozialen, kulturellen und symbo-
lischen Felder der kapitalistischen Gesellschaftsformation um jeweils
zwei antagonistische Pole und Hauptklassen gravitieren, werden sie
unterschiedlich weitgehend durch das politische Feld überlagert. Im
politischen Feld artikulieren sich institutionelle, juristische und ideo-
logische Normensysteme der Gouvernementalität, die zum einen von
außen auf die Felder der Gesellschaftsformation einwirken und zum
andern unterschiedlich weitgehend im Innern der Felder selbst repro-
duziert werden. Erst durch die Einschreibungen der Gouvernementali-
tät und der diese repräsentierenden „politischen Klasse“ wird die extrem
dynamische und labile Herrschaftsstruktur der kapitalistischen Ge-
sellschaftsformation zum System, und zwar unabhängig davon, ob die
politische Klasse einen gewissen Ausgleich des Klassenantagonismus an-
strebt (sozialstaatliches System und antizyklische Wirtschaftslenkung),
die Klassenformierung der exploitierten Multitude begünstigt (aktuelle
Entwicklung in einigen lateinamerikanischen Staaten), die Felder der
exploitierten Multitude gewalttätig auf ein vorgegebenes Modell der
nachholenden Kapitalakkumulation auszurichten sucht (Stalinismus,
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Entwicklungsdiktaturen) oder die Regulationsinstrumente vorrangig in
den Dienst des Akkumulationsregimes stellt (so etwa seit der autori-
tär-„neoliberalen“ Wende des aktuellen Zyklus unter Einschluss des
post-maoistischen China). Entsprechend können die sich in den sym-
bolischen Feldern entwickelnden Repräsentationen der exploitierten
Multitude durch die spezifische Färbung der Gouvernementalität ge-
fördert, neutralisiert oder unterdrückt werden. Das politische Feld stellt
somit die entscheidende Hülle dar, die die extrem dynamische, flexible
und labile kapitalistische Gesellschaftsformation in Gestalt der Natio-
nal- und Supranationalstaaten sowie zunehmend der Global-City-Netz-
werke als System zusammenhält. Die sich zur Arbeiterklasse formieren-
den Schichten der Multitude können deshalb versuchen, sich in diesem
System eine Nische zu sichern, es aktiv durch ihre Kooptation zur
politischen Klasse mitzugestalten oder es aufzusprengen, um die Aus-
beutungsstrukturen des ökonomischen Felds zu überwinden und die
antagonistische Dynamik der kapitalistischen Gesellschaftsformation zu
beenden.

3. Das historiographische Problem: Defizite und 
Stärken der bisherigen Geschichtsschreibung über die 
exploitierten Klassen des kapitalistischen Weltsystems

Bevor ich mich der aktuellen Analyse des Verhältnisses zwischen glo-
baler Multitude und Weltarbeiterklasse zuwende, möchte ich meinen
Ansatz auch aus der Perspektive der bisherigen Arbeits- und Arbeiter-
geschichtsschreibung überprüfen. Einige ihrer Exponenten, insbeson-
dere Edward P. Thompson und Marcel van der Linden,17 haben meine

17 Zusätzlich zu der schon oben referierten Literatur habe ich immer wieder konsultiert:
Edward P. Thompson, Plebejische Kultur und moralische Ökonomie. Aufsätze zur englischen
Sozialgeschichte des 18. und 19. Jahrhunderts. Ausgewählt und eingeleitet von Dieter Groh,
Frankfurt a. M. / Berlin / Wien 1980; Marcel van der Linden, Global Labor History and „the Modern
World-System“: Thoughts at the Twenty-Fifth Anniversary of the Fernand Braudel Center, in:
International Review of Social History 46 (2001), S. 423–459; ders., Globalizing Labour Historio-
graphy: The IISH Approach, Amsterdam 2002.
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Reflexionen über das Konstitutionsproblem der subalternen Klassen
schon immer stark beeinflusst. In den 1960er Jahren hatte Thompson
mit seinem Insistieren auf den offenen Prozesscharakter des „Making“
der englischen Arbeiterklasse auch den sich abzeichnenden Konstituie-
rungsprozess der Arbeiterklasse in der bisherigen kapitalistischen Peri-
pherie im Blick. Ein halbes Menschenalter später kehrte van der Linden
dann diese Sichtweise um und begann, die inzwischen vorliegenden
historischen Erkenntnisse über die exploitierten Klassen des Südens,
insbesondere Süd- und Südostasiens, in die historische Klassenanalyse
der Gesellschaften diesseits und jenseits des Nordatlantik zu „repatri-
ieren“. Die Erarbeitung einer ausbalancierten globalgeschichtlichen
Sichtweise auf die Formierungs- und Fragmentierungsprozesse der
Klasse der Arbeiterinnen und Arbeiter steht aber trotz dieser rezipro-
ken Vorleistungen erst am Anfang. Letztlich geht es auch auf diesem
Terrain der wissenschaftlichen Analyse noch immer darum, eingefah-
rene Denkmodelle und Interpretationsschemata beiseite zu räumen.
Auch hier stellen die Vorgaben, die uns Karl Marx überlieferte, einen
entscheidenden Bezugspunkt dar, weil sie die sozialistische Geschichts-
schreibung entscheidend geprägt haben.

Wie aber steht es um den Historiker Karl Marx? Die Bilanz ist zwie-
spältig. Als Geschichtsphilosoph argumentierte er genau so determinis-
tisch und monistisch wie als Kritiker der politischen Ökonomie, indem
er seinem Axiom der „abstrakten einfachen Arbeit“ das aus der histori-
schen Gesellschaftsanalyse gewonnene Konstrukt des ausschließlich
als „doppelt freier Lohnarbeiter“ konstituierten Proletariers der Groß-
industrie zur Seite stellte. Von seiner im „Manifest der Kommunisti-
schen Partei“ formulierten Prognose, alle vorindustriellen subalternen
Klassen des kapitalistischen Weltsystems würden in Waren umgewandelt
und als solche in die großindustrielle Arbeiterklasse der doppelt freien
Lohnarbeiter eingeschmolzen, hat er zeitlebens festgehalten (wenn man
von seinem zeitweiligen Schwanken anlässlich der Debatte mit den rus-
sischen Sozialrevolutionären absieht). Für Marx und dessen Mitstreiter
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Friedrich Engels war es keine Frage:18 Die „kleinen Werkstuben“ der
Handwerker würden verschwinden, die „kleinen Mittelstände“ der
Kaufleute, Kleinindustriellen und Bauern würden in das neue Proletariat
der despotisch kommandierten „Industriesoldaten“ absteigen und in der
industriellen Großproduktion „in größten Massen zusammengedrängt.“
Ihre Versuche, im Kampf gegen die Bourgeoisie diesem Schicksal zu
entgehen, seien konservativ, ja „reaktionär“ und zum Scheitern verur-
teilt. Im Ergebnis des großen Einschmelzungsprozesses würde von
ihnen nichts übrig bleiben. Sie würden in der großen Masse des eigen-
tumslosen, seiner familiären Bindungen und „Privatsicherheiten“ ent-
ledigten Proletariats aufgehen, jener neuen revolutionären Klasse, die als
einzige dazu berufen sei, die Bourgeoisie zu stürzen, „die gesellschaft-
lichen Produktivkräfte zu erobern“ und sich kollektiv anzueignen. Im
Verlauf des Klassenkampfs und des durch diesen vorangetriebenen Auf-
lösungsprozesses der alten Gesellschaft würde sich schließlich ein Teil
der „herrschenden Klasse“ der „revolutionären Klasse“ anschließen,
während das „Lumpenproletariat“, „diese passive Verfaulung der unters-
ten Schichten der der alten Gesellschaft“, sich überwiegend „zu reaktio-
nären Umtrieben“ würde kaufen lassen. Die Verfasser ließen keinen
Zweifel daran, dass diese ungeheuerliche gesellschaftliche Umwälzung
unmittelbar bevorstand und sich in rasantem Tempo vollziehen würde,
und sie wollten mit ihrer Prognose, die zugleich ein politisches Aktions-
programm war, unmittelbar in die revolutionären Geschehnisse von
1848/49 eingreifen.

Von diesen weit reichenden und axiomatischen Vorgriffen auf die
zukünftige Entwicklung ließ sich der Zeithistoriker Karl Marx jedoch
nur sehr bedingt leiten. Seine Analysen über die revolutionären Um-
brüche der französischen Gesellschaft zwischen 1848 und 185119 faszi-

18 Die folgenden Zitate nach Karl Marx / Friedrich Engels, Manifest der Kommunistischen
Partei, in: Marx-Engels Werke (MEW), Bd. 4, Berlin 1969, S. 459–493, hier S. 469–474.

19 Vgl. vor allem Karl Marx, Die Klassenkämpfe in Frankreich 1848 bis 1950, in: MEW, Bd. 7,
Berlin 1960, S. 9–107; ders., Der achtzehnte Brumaire des Louis Bonaparte, in: MEW, Bd. 8, Berlin
1960, S. 111–207; ergänzend von Reinhart Kössler über den klassenanalytischen Ansatz dieser Arbei-
ten: Classes as Actors and some Specifics of the Working Class – Reading Marx Anew, MS 2006.
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nieren vielmehr durch ihren differenzierten Blick auf die Fraktionie-
rungen des Bürgertums – Finanzaristokratie, Großgrundbesitz und
Industrielle –, durch die Skizzierung der zwieschlächtigen Rolle der Par-
zellenbauern und der Kleinbourgeoisie, und vor allem durch die Auf-
deckung der sozialen Ursachen und Triebkräfte der hin- und herwogen-
den politischen Machtkämpfe. Jedoch fiel in dieser auch heute noch
überaus lesenswerten zeitgeschichtlichen Analyse das Porträt genau
jener Klasse merkwürdig blass aus, der Karl Marx die revolutionäre
Hauptaufgabe zugesprochen hatte. Ein genauerer Blick auf die viel-
schichtigen Zerklüftungen der damaligen Klasse der Exploitierten, in-
nerhalb derer die Industrieproletarier nur eine Minderheit darstellten,
hätte den übergreifenden strategischen Ansatz gefährdet. Obwohl er
über enge Kontakte zu den revolutionären Handwerker- und Arbei-
terassoziationen verfügte, verzichtete Marx auf eine empirische Unter-
suchung der sozialen Zusammensetzung und der konkreten Interessen-
lagen der revolutionären Handwerker- und Hausgewerbe-Proletarier
sowie ihres plebejisch-subproletarischen Umfelds, um sich davon aus-
gehend für eine Homogenisierung ihrer Revolten und Ziele stark zu
machen. Er hatte zu diesem Zeitpunkt längst andere Prioritäten: Nicht
die Massenerfahrungen und die aus diesen gespeiste Logik der Revolten
von 1848/49 interessierten ihn, sondern die Übertragung der bei ihm
selbst herangereiften intellektuellen Revolutionslogik auf eine großin-
dustrielle Arbeiterklasse, die seinen eigenen Zielprojektionen entsprach
und deren Konstitutionsprozess er spekulativ vorwegnahm. Die gewal-
tige Kluft zwischen seiner „kommunistischen“ Programmatik und der
tatsächlichen Sozialstruktur des revolutionären Prozesses blieb ausge-
blendet. Statt dessen proklamierten Marx und Engels ihren intellektu-
ellen Führungsanspruch über die Assoziationen und Parteiungen der
pauperisierten Handwerker, der Manufaktur- und Industrieproletarier,
der Hausgewerbe-Produzenten – der pauperistischen Variante von „selb-
ständiger Arbeit“ damals wie heute – und des städtischen Subproleta-
riats. Die Kommunisten seien „der entschiedenste, immer weitertrei-
bende  Teil  der  Arbeiterparteien  aller  Länder“,  heißt  es  im
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„Kommunistischen Manifest“. Und zur Belehrung aller jener, die etwa
meinten, dies sei eine etwas überspitzte, aber zweifellos legitime wie
dringend gebotene Absichtserklärung zur Überwindung der nationalen
Schranken der Revolten, versahen die beiden Begründer des „wissen-
schaftlichen Sozialismus“ sie mit einem unverhohlenen intellektuellen
Führungsanspruch: Die – durch ihre intellektuellen Mentoren entspre-
chend indoktrinierten – Kommunisten hätten auch „theoretisch vor der
übrigen Masse des Proletariats die Einsicht in die Bedingungen, den
Gang und die allgemeinen Resultate der proletarischen Bewegung vor-
aus“.20 So lesen wir es im zweiten Abschnitt des Kommunistischen Ma-
nifests, der den Beziehungen zwischen Proletariern und Kommunis-
ten gewidmet war. Die von  der herrschenden Klasse zum Proletariat
übergetretenen  revolutionären Intellektuellen  etablierten  sich  als
letzte  Instanz  der  so  faszinierend wortgewaltig  proklamierten
Avantgarde der Kommunisten: Eine kritische Rückkopplung zum re-
alen Prozess der proletarischen Klassenbildung war nicht vorgesehen.
Es gab keine Instanz, der die Kompetenz zugestanden wurde, die pro-
grammatischen Höhenflüge der revolutionären Intellektuellen mit den
Lernprozessen der exploitierten Multitude zu verknüpfen – oder gar die
Prioritäten des programmatischen Diskurses umzukehren.

Dieser theoretische Führungsanspruch war nicht gerechtfertigt, wie
wir heute wissen. Er setzte auf einen spezifischen Prozess der Klassen-
formierung, der in dieser krassen Eindeutigkeit noch nicht einmal in den
damaligen Zentren des kapitalistischen Weltsystems eintrat, während er
die meisten Regionen der Peripherie und Semi-Peripherie niemals er-
reichte. Darüber hinaus waren seine Exponenten extrem undemokra-
tisch, denn sie schlossen in einer Mischung aus bildungsbürgerlichen
Vorurteilen und deterministischem Fortschrittsglauben die wichtigste
Schicht des damaligen revolutionären Umbruchs, die Handwerkerkom-
munisten, aus dem programmatischpolitischen Klärungsprozess aus.
Zusätzlich belegten Marx und Engels das soziale Umfeld der revolu-
tionären Handwerkerbünde mit dem Bannfluch, dass es reaktionären

20 Marx / Engels, Manifest der Kommunistischen Partei (wie Anm. 18), S. 474.
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Zielprojektionen nachjage und unwiderruflich wie „gesetzmäßig“ seiner
Einschmelzung in den Fabrikdespotismus der großen Industrie oder
aber einem Prozess des lumpenproletarischen Verfaulens entgegengehe
– dass sein Widerstand also in jeder Hinsicht überflüssig sei und den ge-
sellschaftlichen Fortschritt nur blockiere.

Tatsächlich kam es in den folgenden Jahrzehnten zu weit reichenden
sozialen Umschichtungen innerhalb der exploitierten Multitude West-
und Zentraleuropas sowie Nordamerikas, die das Gewicht der groß-
industriellen Arbeiterschichten erheblich verstärkten. Aber in der von
Marx und Engels vorausgesagten Rasanz und Ausschließlichkeit kam
der großindustrielle Transformationsprozess der subalternen Klassen
noch nicht einmal in der nordatlantischen Region zum Abschluss. Die
exploitierte Multitude blieb auch in den kapitalistischen Metropolen
immer vielschichtig und unterlag vor allem im Verlauf der zweiten in-
dustriellen Revolution sozioökonomischen, politischen und kulturellen
Rahmenbedingungen einer Klassenformierung, die die Blaupause des
„Kommunistischen Manifests“ in wesentlichen Punkten zu Makulatur
machten. Noch nicht einmal die reale Entwicklung der „zentralen“ in-
dustriellen Arbeiterschicht entsprach den Voraussagen: Ausgerechnet
sie brachte im Kampf gegen die Intensivierung ihrer reellen Subsumtion
eine politische Repräsentation hervor, die in ihrer überwiegenden Mehr-
heit einen Prozess der sozialstaatlichen Kompensation der proletari-
schen Eigentumslosigkeit vorantrieb, der auf die nationale Integration
der „vaterlandslosen Gesellen“ hinauslief und eine privilegierte Schicht
systemstabilisierender Arbeitersekretäre, Gewerkschaftsfunktionäre und
Berufspolitiker etablierte. Gegen diesen Involutionsprozess begann sich
erst dann eine spürbare Opposition zu formieren, als große Teile der
Arbeiterklasse der damaligen Zentren und der Semi-Peripherie auf den
Schlachtfeldern des ersten Weltkriegs verbluteten.

Trotzdem war Marx nicht nur ein substantialistischer „late comer“
der politischen Ökonomie, ein spekulativer Geschichtsphilosoph und
ein intellektueller Machtpolitiker, sondern auch ein großer Historiker.
Er führte als Erster die Klassenanalyse in die Geschichtsschreibung ein,
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indem er die sozioökonomische Dynamik und die sich in ihr spiegeln-
den klassenspezifischen Interessenkonstellationen mit der politischen
Ereignisgeschichte verknüpfte. Aus der Retrospektive der letzten 50
Jahre nimmt es deshalb nicht wunder, dass es vor allem Historikerinnen
und Historiker waren, die den Begründer des „wissenschaftlichen Sozia-
lismus“ aus jener ideologischen Erstarrung befreiten, der er selbst so
weitgehend vorgearbeitet hatte. Sie setzten der Vulgata der „marxisti-
schen“ Geschichte der Arbeiterbewegung ganz andere Sichtweisen ent-
gegen und schlugen die ersten Schneisen für eine Erneuerung der sozia-
listischen Identitätsdebatte. Gegen Ende der 1950er Jahre begann der
Aufbruch vieler Intellektueller aus dem marxistischen Getto, und bald
zeigte es sich, dass Edward P. Thompson keineswegs allein war. Gerda
Lerner sprengte zusammen mit einer kleinen Kolleginnengruppe den
patriarchalischen Kern der traditionell-sozialistischen Gesellschafts- und
Geschichtsanalyse und etablierte eine neue feministische Geschichts-
schreibung.21 Eine Historikergruppe um Herbert Gutman erkundete
in einem ersten Anlauf die inter-ethnischen, trans-kontinentalen und
trans-kulturellen Lebenssphären der exploitierten Multitude.22 Nach-
dem sie die Arbeit als Nicht-Wert entdeckt hatten und dem verschwie-
genen Kampf der Massenarbeiterinnen und -arbeiter gegen den Despo-
tismus der taylorisierten Fabrikarbeit auf die Spur gekommen waren,
brachen auch die operaistischen Intellektuellen Italiens mit den erstarr-
ten Organisationsstrukturen der kommunistischen und sozialistischen
Arbeiterbewegung.23 Diese wenigen Beispiele stehen für viele andere.

21 Gerda Lerner, The Majority Finds Its Past: Placing Women in History, New York 1980; Dies.,
The Creation of Patriarchy, New York 1986; Dies., The Creation of Feminist Consciousness: From
the Middle Ages to 1870, New York 1993. Inzwischen liegt auch eine Autobiographie vor, die die
verschlungenen Etappen und Krisen dieses exemplarischen feministischen Aufbruchs aufzeigt:
Gerda Lerner, Fireweed. A Political Autobiography, Philadelphia 2002.

22 Herbert Gutman, Black Labor in America, Westport 1969. Ders., The Black Family in
Slavery and Freedom, 1750–1925, New York 1976. Ders., Work, Culture and Society in Industria-
lizing America, New York 1976.

23 Dieser Aufbruch hatte in seiner entscheidenden Phase kollektiven Charakter und kann
deshalb nur anhand der wichtigsten operaistischen Periodika rekonstruiert werden: Quaderni
Rossi, Jg. 1961 ff., Classe Operaia, Jg. 1964 ff; Quaderni Piacentini, Jg. 1964 ff.; Potere Operaio,
Jg. 1967 ff. Es muss jedoch (selbst-)kritisch angemerkt werden, dass der Paradigmenwechsel doch
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Sie sollen belegen, dass es vor allem Historikerinnen und Historiker
waren, die seit Beginn der 1960er Jahre über die Axiome einer verstei-
nerten Klassentheorie hinausstrebten und die exploitierte Multitude des
kapitalistischen Weltsystems in ihrer ganzen Vielfalt, Vielschichtigkeit
und Widersprüchlichkeit, aber auch in ihren egalitären und emanzipa-
torischen Aspirationen auf ein selbstbestimmtes Leben und Arbeiten
wahrnahmen. Sie hatten den Vortritt vor den Wirtschaftstheoretikern,
denn im Vergleich zu den erratischen Strukturen seiner Kritik der poli-
tischen Ökonomie hatte der Sozial- und Zeithistoriker Marx die Tür zu
einer nicht-deterministischen und ergebnisoffenen Sicht auf die Rea-
litäten der kapitalistischen Gesellschaftsformation nicht ganz zuge-
schlagen.

Trotz dieses pluralistischen und kreativen Aufbruchs zu neuen Ufern
wiegen die Hypotheken nach wie vor schwer, und auch auf dem Terrain
der sozialhistorischen Analyse kann noch keineswegs von einem erfolg-
reichen Paradigmenwechsel gesprochen werden.24 Die wichtigste Ur-

recht begrenzt blieb: Letztlich wurde der „doppelt freie Lohnarbeiter“ nur durch das Modell des
„Massenarbeiters“ ersetzt. Infolgedessen blieb der Operaismus nordatlantisch orientiert. Von
einer in der Großindustrie verankerten hegemonialen Schicht der exploitierten Multitude wollte
man denn doch nicht abgehen. Die intellektuelle Suche nach einer „zentralen Arbeiterklasse“,
die dem Archipel der subalternen Klassen ihren Stempel aufdrückte, wurde fortgesetzt. Vgl. dazu
kritisch Steve Wright, Storming Heaven. Class Composition and Struggle in Italian Autonomist
Marxism, London 2002 (2005 auch in deutscher Übersetzung erschienen).

24 Dies gilt nicht zufällig in besonderer Weise für die Analyse der europäischen Revolution von
1848/49, in der der Marxismus erstmalig seinen theoretisch-politischen Führungsanspruch gegen-
über der proletarischen Multitude angemeldet hatte. Die alternativen, gegen ihre Unterwerfung
unter den Arbeitsdespotismus des industriellen Kapitalismus gerichteten Politikkonzepte des
Handwerker-Kommunismus und der Frühsozialisten werden nach wie vor von vielen sozialisti-
schen Intellektuellen als mehr oder weniger irrelevante Vorläufer der einzig wahren Lehre ein-
gestuft, und dadurch wird ihnen ihr oft explizit formulierter Widerspruch gegen die Axiome und
den politischen Führungsanspruch des „Kommunistischen Manifests“ abgesprochen. Parallel dazu
dominiert auch auf dem sozialgeschichtlichen Feld noch immer eine Tendenz zur Abwertung
jener sozialrevolutionären Strömungen, die in der breiten Masse der plebejisch-subproletarischen
Multitude verankert waren und die Unterwerfung unter das despotische Zeit- und Organisations-
regime der großindustriellen Fabrikarbeit ablehnten. Vgl. zur philosophisch-theoretischen Kon-
troverse um die politische Selbstartikulation der Sozialrevolten zwischen 1789 und 1848/49 Manfred
Hahn / Hans-Jörg Sandkühler (Hg.), Sozialismus vor Marx, Köln 1984; dagegen Ahlrich Meyer,
Frühsozialismus. Theorien der sozialen Bewegung 1789–1848, Freiburg / München 1977; zur nach
wie vor aktuellen Kontroverse um die sozioökonomischen Optionen der Unterklassen Rüdiger

Sozial.Geschichte Online  33 (2022) 125



sache für die Verzögerung einer selbstkritischen Neuorientierung sehe
ich in der Tatsache, dass es den Anhängern des Marxismus zur Zeit der
scheinbaren Bestätigung ihrer theoretischen Axiome im Verlauf der
doppelphasigen metropolitanen industriellen „Revolution“ gelang, sich
eine hegemoniale Stellung innerhalb des kulturellen und politischen Kon-
stitutionsprozesses der Arbeiterklasse zu sichern. Diese dominierende
Stellung hatte der Marxismus trotz der Spaltung der metropolitanen
Arbeiterbewegung in einen bolschewistischen und einen sozialdemokra-
tischen Flügel und trotz des zeitweiligen Auftretens rätedemokratischer,
anarchistischer, internationalistischer und revolutionär-syndikalistischer
Alternativen zur Zeit der Globalisierung der Arbeiterrevolten zwischen
1904/05 und dem Ende des ersten Weltkriegs ein Jahrhundert lang inne.
Dabei erstarrte er zu einer ideologischen Hülle, die die nationalen Inte-
grationsprozesse und die damit verknüpfte Herausbildung einer politi-
schen Klasse der „Arbeiterbewegung“ verschleierte, während er zugleich
durch die stalinistische Involution der russischen Revolution diskredi-
tiert wurde.

Dafür hatte die europäische Arbeiterbewegung jedoch einen hohen
Preis zu zahlen. Nach dem Scheitern der von ihr mehrheitlich mit
unterdrückten proletarischen Revolten von 1916 bis 1923 leistete sie
aufgrund ihrer weiter forcierten Abschottung von der Breite und Viel-
schichtigkeit der exploitierten Multitude der Formierung einer gegen-
revolutionären Massenbewegung Vorschub, in der sich die Deklassier-
ten und vom sozialen Abstieg bedrohten Gesellschaftsgruppen aller
Klassen assoziierten und die Vernichtung der marxistischen Arbeiter-
bewegung auf ihre Fahnen schrieben. Dabei gelang es dem Faschismus,
auch erhebliche Teile der exploitierten Multitude auf seine Seite zu zie-
hen. Sie wurden zur Zerstörung der industriellen Arbeiterbewegung
missbraucht, ohne ihre Eigeninteressen auch nur ansatzweise durchset-
zen zu können, denn das Klassenbündnis der Deklassierten wurde

Hachtmann, Berlin 1848. Eine Politik- und Gesellschaftsgeschichte der Revolution, Bonn 1997;
kritisch dagegen Ahlrich Meyer, Die Logik der Revolten. Studien zur Sozialgeschichte 1789–1848,
Berlin / Hamburg 1999; Wolfgang Dreßen, Gesetz und Gewalt. Berlin 1848. Revolution als Ord-
nungsmacht, Berlin 1999.
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durch den uneingeschränkten Vorrang der Vorbereitung und Durchfüh-
rung eines imperialistischen Revisionskriegs zusammengehalten. Hätten
die dominierenden Strömungen der Arbeiterbewegung in den 1920er
und 1930er Jahren die in ersten Ansätzen durchaus vorhandene Diskus-
sion über eine wirklichkeitsnähere und elastischer gefasste Klassenkon-
zeption zugelassen, in der auch die Lebenssphären der Kleinbauern und
Landlosen, der Handwerker und Kleingewerbetreibenden sowie der
„neuen Angestellten“ und „Kopfarbeiter“, aber auch die akuten Notla-
gen der erwerbslosen Jugendlichen sowie der unbezahlten Reproduk-
tionsarbeiterinnen angemessen repräsentiert waren, dann wäre diese
groteske Umkehrung der Prophezeiungen des „Kommunistischen
Manifests“ wohl kaum möglich gewesen: Teile des Großbürgertums
assoziierten sich mit den „Mittelständen“ und den „rückständigen“ und
pauperisierten Schichten der exploitierten Multitude gegen die politi-
schen Repräsentationen der „doppelt freien Lohnarbeiter“, um sie zu
vernichten und die Multitude noch nicht einmal 20 Jahre nach dem
Ende des ersten Weltkriegs in der barbarischen Dynamik eines neuer-
lichen Hochrüstungs- und Kriegskurses zu paralysieren.

Es blieb post-faschistischen Historikern vorbehalten, nach dem Ende
des zweiten globalen Hegemonialkriegs die industrielle Arbeiterschicht
der exploitierten Multitude konzeptionell in die strukturell fortbeste-
henden Ergebnisse der faschistischen Gegenrevolution zu integrieren.
Vor allem ein um den westdeutschen Historiker Werner Conze geschar-
ter „Arbeitskreis Industrielle Welt“ verschrieb sich dieser Aufgabe. Er
erarbeitete eine antimarxistische Meistererzählung, die die marxistische
Fortschrittsdogmatik fast vollständig kopierte, zugleich aber deren Pro-
gnose von der fortschreitenden Verelendung der Arbeiterklasse im In-
dustrialisierungsprozess ins Gegenteil verkehrte.25 Den Ausgangspunkt
bildete die gegen Ende des Ancien Regime aufgrund der demographi-
schen Umwälzungen und Agrarkrisen entstandene Massenarmut, die

25 Werner Conze, Vom „Pöbel“ zum „Proletariat“. Sozialgeschichtliche Voraussetzungen für
den Sozialismus in Deutschland, in: Vierteljahresschrift für Sozial- und Wirtschaftsgeschichte,
41 (1954), S. 333–364; Thomas Etzemüller, Sozialgeschichte als politische Geschichte. Werner Conze
und die Neuorientierung der westdeutschen Geschichtswissenschaft nach 1945, München 2001.
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die exploitierte Multitude ihrer Subsistenzgrundlagen beraubt und in
einen gefährlichen „Pöbel“ verwandelt hatte. Dann kam die „industrielle
Revolution“ als rettende Großtat des Bürgertums, und im Gefolge des
durch sie ausgelösten Beschäftigungs- und Wirtschaftswachstums ver-
wandelte sich der „Pöbel“ in das „Proletariat“ der industriellen Großpro-
duktion. Darauf folgte schließlich die nationale Integration des „Pro-
letariats“ zur „Arbeiterschaft“, die nach mancherlei politischen und
kriegerischen Wirren endlich die ihr in der „Industriegesellschaft“ zu-
stehende Anerkennung fand und als „Sozialpartner“ symmetrisch inte-
griert wurde. Soweit sich ihre weiter fortbestehende Eigentumslosigkeit
nicht kaschieren ließ, wurde den daraus herrührenden Zukunftsängsten
durch den Auf- und Ausbau kompensatorischer sozialer Sicherungen
gegen Erwerbslosigkeit, Krankheit, Invalidität und Alter Rechnung ge-
tragen.

So mündete das Modell der proletarischen Revolution in eine Vision
umfassender sozialstaatlicher Befriedung der „Arbeiterschaft“. Wie wir
inzwischen zur Genüge wissen, war auch sie auf Sand gebaut. Es gibt
heute keinen Grund mehr dafür, diese teilweise konvergierenden und
teilweise gegeneinander gerichteten eurozentristischen Theorien über
die Konstitutionsprozesse der Arbeiterklasse weiter zu verfolgen. Sie
sind Geschichte geworden. Wir sollten uns von ihnen befreien, um den
aktuellen Entwicklungstendenzen im Beziehungsgeflecht zwischen
exploitierter Multitude und globaler Arbeiterklasse endlich gerecht zu
werden.

Doch damit genug der klassentheoretischen Sondierungen auf den
Terrains der politischen Ökonomie, der Soziologie und der Geschichts-
wissenschaft. Es sollte nun möglich sein, auf die exploitierte Multitude
und ihre unterschiedlich weit reichenden Tendenzen zur kollektiven
Repräsentation mit der Offenheit von Denkstrukturen zuzugehen, die
sie jenseits der statisch-deterministischen Zuschreibungen des Marxis-
mus als handlungsfähige Struktur des gesellschaftlichen Formations-
und Transformationsprozesses ernst nehmen. Voraussetzung dafür ist
erstens der Verzicht auf die Kategorie „abstrakte Arbeit“ und die aus ihr
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hergeleiteten Zirkelschlüsse; zweitens der Abschied von der These der
Kommodifizierung des Arbeitsvermögens; und last but not least der Ver-
zicht auf die Leitfigur des patriarchalischen „doppelt freien Lohnarbei-
ters“ und „Industriesoldaten“: Also die Abkehr von jenen Eckpfeilern
des marxistischen Denkens über die Arbeiterklasse, das die kapitalis-
tische Arbeitsethik letztlich nicht überwunden, sondern über die eman-
zipatorischen Bedürfnisse der exploitierten Multitude gestülpt und sie
über ein Jahrhundert lang von innen her gelähmt hat.

4. Elemente einer dichten Beschreibung (I): 
Die Multitude der Gegenwart

Für die meisten Gruppierungen der exploitierten Multitude hatte der
gegen Mitte der 1970er Jahre in Gang gebrachte Restrukturierungspro-
zess des kapitalistischen Weltsystems einschneidende Folgen, die sich in
wenigen Schlagworten zusammenfassen lassen: Globale Vertreibung
vom Land, transkontinentale und vor allem kontinentale Migrationspro-
zesse, Herausbildung von gigantischen Slum Cities und Schattenöko-
nomien, despotisch zugespitzte Ausbeutungskonstellationen in einigen
Schwellenländern, transkontinentale Umschichtungen der industriellen
Arbeiterklasse, und die Durchsetzung ungeschützter Arbeitsverhält-
nisse bei konstanter Massenerwerbslosigkeit in den bisherigen Metro-
polen. Wie in den voraufgegangenen Abschnitten kann ich auch hier
nur einige Schlaglichter auf die aktuellen Entwicklungstendenzen wer-
fen und die Verflechtungen und Wechselwirkungen der gesellschaftli-
chen Umbrüche aufzeigen.

4.1 Die Sozialgeographie der globalen Exploitation

Den entscheidenden Motor der gegenwärtigen globalen gesellschaft-
lichen Umschichtungen bildet die Vertreibung der kleinbäuerlichen Fa-
milien von ihrem Land, die seit der Welternährungskrise von 1972–1975
anhält und inzwischen die gesamte kapitalistische Peripherie erfasst hat.
Das Agrobusiness und die durch die World Trade Organisation (WTO)
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erzwungene partielle Marktöffnung für die Dumping-Konkurrenz der
Agrarprodukte des Nordens haben in den vergangenen zwei Jahrzehn-
ten mehrere hundert Millionen Kleinbauern vom Land vertrieben. Samir
Amin zufolge war es zwar einem Teil dieser Kleinbauernfamilien ge-
lungen, im Gefolge der „Grünen Revolution“ der 1960er Jahre ihre
Produktivität trotz des weiterhin beschränkten Zugangs zu landwirt-
schaftlichen Maschinen erheblich zu steigern.26 Jedoch hatten sie gegen-
über den hoch subventionierten und technologisch entwickelten Land-
wirtschaften des Nordens nie eine Chance, und die seit den 1970er
Jahren forcierte Hungerpolitik der global operierenden Agrarkonzerne
tat ein Übriges. Gegenwärtig gibt es noch etwas mehr als drei Milli-
arden trikontinentale Kleinbauern, die sich überwiegend in familiär
organisierten Erzeugerstrukturen reproduzieren. Unter dem uneinge-
schränkten Regime von Agrobusiness und WTO und im Ergebnis der
fortschreitenden Enteignung ihres Jahrhunderte alten Know-how27

könnte die jährliche Erzeugung dieser 3,1 Milliarden Bäuerinnen und
Bauern von etwa 50 Millionen Farmern und Landarbeitern aufgebracht
werden. Was aber soll dann mit dem „Rest“ von drei Milliarden gesche-
hen? Wenn ein Sozialwissenschaftler vom Rang Samir Amins in die-
sem Zusammenhang von einem drohenden „kapitalistischen Genozid“
spricht, sollte dies sehr ernst genommen werden.

Durch die seit Jahrzehnten anhaltenden Vertreibungen aus der Land-
wirtschaft der kapitalistischen Peripherie wurden riesige transkontinen-
tale und vor allem kontinentale Massenmigrationen ausgelöst: Von
Zentralamerika in die USA, von Zentralasien und Osteuropa nach West-
europa, von Südasien in die Golfregion, und von West- und Nordafrika

26 Vgl. hierzu und zum Folgenden Samir Amin, Der kapitalistische Genozid, in: Blätter für
deutsche und internationale Politik, 2004, H. 7 (hier referiert nach der Website-Version der
„Materialien für einen neuen Antiimperialismus“); Ders., Die neue Agrarfrage. Drei Milliarden
Bäuerinnen und Bauern sind bedroht, in: Widerspruch. Beiträge zu sozialistischer Politik, Zürich,
47 (2004), S. 25–30.

27 Hier spielen vor allem die fortschreitende Entrechtung der Frauen sowie die Aneignung,
Monopolisierung und gentechnische Veränderung des Saatguts eine Schlüsselrolle. Vgl. hierzu die
Beiträge zum Schwerpunkt „Agrobusiness – Hunger und Recht auf Nahrung“ der Zeitschrift
Widerspruch, 47 (2004), S. 3–153.
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nach Südeuropa. Die transkontinentalen Wanderungsbewegungen sind
inzwischen durch brutale Grenzregimes (Schengener Abkommen, Ein-
richtung von exterritorialen Auffanglagern im europäischen Vorfeld,
Befestigung der US-amerikanischen Grenze nach Mexiko) und durch
eine rigorose Einwanderungspolitik weitgehend gestoppt worden.28 Das
trifft aber nicht auf die kontinentalen Arbeitswanderungen zu, die durch
den Wirtschaftsboom der chinesischen Küstenzone und die Mechanisie-
rung der Landwirtschaft in Indien, auf Java, in Anatolien und in Teilen
Lateinamerikas ausgelöst wurden. Allein in China gibt es gegenwärtig
140 Millionen Wanderarbeiter, und ihre Verdopplung steht zu erwarten,
weil innerhalb der nächsten zehn Jahre ein Anstieg der Zahl der „über-
flüssig“ werdenden Landarbeiter auf 250 bis 270 Millionen vorausge-
schätzt wird.29 Sie sind nach ihrer Entlassung aus dem sie an das Land
kettenden hukou-Status völlig rechtlos und sozial vollständig ungesi-
chert. In den Bergwerken sowie in den Schwitzbuden und auf den Rie-
senbaustellen der Küstenzone verrichten sie die gefährlichsten Arbeiten.
Ihre Hungerlöhne werden ihnen in vielen Fällen nicht ausgezahlt, wenn
ihre Unternehmer – vor allem in den Baubranche – Bankrott machen.

In den weltweiten, von der Peripherie in die Schwellenländer und
Metropolen vordringenden Prozessen von Massenverarmung und Pro-
letarisierung stellen die Slum Cities und die sich in diesen entwickeln-
den Schattenökonomien einen entscheidenden Schwerpunkt dar. Schon
die Welternährungskrise von 1972 bis 1975 und die „Schocktherapien“
gegen die Entwicklungsregimes hatten dazu geführt, dass am Rand vie-
ler Hauptstädte illegale Wellblech-Siedlungen entstanden, die von den
landlos Gewordenen aufgebaut wurden und eine ebenso illegale gewerb-
liche oder dienstleistende Schattenwirtschaft hervorbrachten. Aus dieser

28 Vgl. zur aktuellen Entwicklung Ferruccio Gambino, Migranti nella tempesta. Avvistamenti
per l’inizio del nuovo millennio, Verona 2003; Thomas Hohlfeld / Dirk Vogelskamp, Der Krieg
gegen die trikontinentale Massenarmut – Migration, Flucht und Rückkehr der Lager. Hg. Grund-
rechtekomitee Flucht, Migration und Asyl, 17.3.2005, [www.grundrechtekomitee.de]; Exterritoriale
Flüchtlingslager der Europäischen Union. Internationaler Appell des Komitees für Grundrechte
und Demokratie, Berlin / Köln, März 2005.

29 Zhang Minje, Arbeitsmigration in China, in: Utopie kreativ, H. 16 (Juni 2004), S. 503–508.
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Tendenz ist inzwischen ein Massenphänomen geworden, das in diesem
Ausmaß von niemand erwartet wurde und eine außergewöhnliche Dy-
namik aufweist. Neuen Studien der Vereinten Nationen zufolge leben
zum ersten Mal in der Geschichte mehr Menschen, nämlich etwas mehr
als 3,2 Milliarden, in den Städten als auf dem Land.30 Von ihnen vegetie-
ren inzwischen in der gesamten kapitalistischen Peripherie und in den
Schwellenländern ein Drittel, nämlich eine Milliarde, illegal in riesigen
squatter-Agglomerationen. Dabei sind mehrere Hyper Cities mit mehr
als 20 Millionen und einige Dutzend Mega Cities mit mehr als acht Mil-
lionen Einwohnern im Entstehen, die durch eine breite Palette in situ
wachsender  Slum Cities mit durchschnittlich 500.000 Menschen, aber
auch durch die Ausweitung vieler schon existierender Slum Cities zu
ländlich-städtischen Hybridzonen flankiert werden.31 Wie Mike Davis
bei der Auswertung dieser neuen Daten nachwies,32 werden die Global
Cities des Weltsystems durch diesen völlig ungesteuerten „Urbanisie-
rungsprozess von unten“ auf dramatische Weise konterkariert und im
Süden und Osten durch das sich nur selten überlappende Netz der
Slum Cities „unterschichtet“. Neben den seit Jahrzehnten bekannten
Slum-Agglomerationen am Rand der Metropolen Bombay, Jakarta,
Lagos, Buenos Aires, Dhaka, Istanbul und anderen sind völlig neue
Namen aufgetaucht: Diese Agglomerationen hat noch niemand vermes-
sen, und auch in den neuesten Atlanten suchen wir sie vergebens. Dabei
hat sich die klassische Beziehung zwischen Wirtschaftswachstum und
Urbanisierung, die die bisherigen Industrialisierungswellen prägte, weit-
gehend umgekehrt. Die Slum Cities wachsen, obwohl die Einkommens-

30 United Nations, Population Division, World Urbanization Prospects (2001 Revision), New
York 2002: Population Information Program, Population Prospects: Meeting the Urban Challenge,
30 (2002), No. 4.

31 Vgl. Global Urban Observatory, Slums of the World: The Face of Urban Poverty in the
New Millennium?, New York 2003; United Nations  – Habitat, The Challenge of the Slums.
Global Report on Human Settlements 2003, London 2003.

32 Mike Davis, Planet of Slums, in: New Left Review 26, March–April 2004, hier referiert nach
der Internet-Version: [https://newleftreview.org/issues/ii26]. Ergänzend auch die aufschlussreiche
Diskussion dieses Aufsatzes durch die deutsche Wildcat-Gruppe: Slumleben? Slum machen!, in:
Wildcat, Nr. 71, Herbst 2004, S. 47–50.
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möglichkeiten aus abhängiger Arbeit gesunken sind und sich die infra-
strukturellen Bedingungen fortlaufend verschlechtern.

Nicht weniger dramatisch sind aus der Perspektive von unten die
Massenerfahrungen mit dem Wirtschaftsboom in einigen Schwellen-
ländern. In diesem Kontext müssen wir noch einmal auf China zurück-
kommen: Das Reich der Mitte avancierte im vergangenen Jahrzehnt
zum „Fließband der Welt“, und in ihm sind mittlerweile die quantitativ
wie qualitativ wohl bedeutsamsten Lern- und Formierungsprozesse der
Arbeiterklasse des neuen Zyklus in Gang gekommen.33 Ausgehend von
den Sonderwirtschaftszonen der Küstengebiete hat das anlagesuchende
globale Überschusskapital inzwischen den gesamten chinesischen Ar-
beitsmarkt unter seine Kontrolle gebracht. Der aber wird aus drei noch
lange nicht ausgeschöpften Quellen gespeist: Erstens aus den früheren
Beschäftigten der Staatsbetriebe, von denen im Ergebnis der Moderni-
sierungs- und Privatisierungsprozesse etwa 30 Millionen entlassen und
um ihre Pensionsansprüche gebracht wurden; zweitens aus den Wander-
arbeitern der agrarischen Provinzen, und drittens aus den saisonal be-
schäftigten Bauern-Arbeitern der ländlichen Industriegebiete, deren
Zahl sich mit 130 Millionen inzwischen derjenigen der Wanderarbeiter
angenähert hat. Sie alle werden in einen wahren Dschungel der Ausbeu-
tung eingesaugt, wo ihr Arbeitsvermögen in Montagefabriken, exterri-
torialen Fertigungsinseln, Joint-Venture-Betrieben, gigantischen urba-
nistischen Neubauprojekten, Endfertigungszentren und Legionen von
Zulieferer-Schwitzbuden verwertet wird.

Was aber geschah seit den 1980er Jahren mit den Industriearbeiterin-
nen und Industriearbeitern des voraufgegangenen Zyklus? Aus globaler
Perspektive gehören sie zu derjenigen Schicht der exploitierten Multi-
tude, die sich im Prozess der neoliberalen Restrukturierung am besten

33 Vgl. die laufende Berichterstattung der Tageszeitungen South China Morning Post, Hong-
kong, Jg. 2001 ff.; The Strait Times, Singapur, 2002 ff.; Minje Zhang, Labor Migration and Social
Development in China. Lichtbildervortrag auf der 39th International Conference of Labour and So-
cial History, Linz, September 2003; Asian Labour News; China Labour Bulletin; China – Das Fließ-
band läuft. Noch., in: Wildcat, H. 69, 2004, S. 26–31; Neue Potenziale für soziale Unrast in China.
Häufung von Protesten und Zwischenfällen, in: Neue Zürcher Zeitung, Nr. 125 vom 1.6.2005, S. 5.
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behauptet hat. Aus metropolitaner Perspektive ist dieser Befund über-
raschend – angesichts der aussichtslos gewordenen metropolitanen
Defensivkämpfe gegen die Verlagerung immer größerer Produktionsein-
heiten der transnationalen Konzerne und inzwischen auch zunehmend
der mittleren Unternehmen, aber nicht aus globaler Sicht. Wie Beverly
Silver in einer vor vier Jahren veröffentlichten Studie am Beispiel der
Automobilarbeiter nachwies,34 hat die Verlagerung der industriellen
Groß- und Zuliefererproduktion in die neuen Akkumulationszonen die
Arbeitermacht nicht geschwächt, weil sich die Industriearbeiter im All-
gemeinen rasch organisierten und ihren „dozilen“ Status der „frischen
Arbeitskraft“ überwanden. Auch die post-fordistische Umstellung der
Arbeitsorganisation auf die just in time-Verfahren hat ihre bargaining
power gestärkt, weil die Produktionsabläufe dadurch viel störanfälliger
geworden sind.

Dessen ungeachtet sind die metropolitanen Arbeiterinnen und Arbei-
ter mit den Folgen einer fortschreitenden De-Industrialisierung kon-
frontiert, die sich in einer von Region zu Region unterschiedlich hohen
Arbeitslosenquote niederschlägt. Aufgrund dessen haben sie erheblich
an bargaining power eingebüßt. Sie waren nicht in der Lage, sich gegen
die Durchsetzung ungeschützter Arbeitsverhältnisse wirksam zur Wehr
zu setzen. Im Verlauf der letzten zwanzig Jahre erreichte der Prekarisie-
rungsprozess der Arbeiterklasse der Entwicklungs-, Schwellen- und
Transformationsländer auch die metropolitanen Segmente des Weltsys-
tems. In vielen Ländern – beispielsweise den USA, aber auch England
und Italien – ist er inzwischen weitgehend abgeschlossen. Auch in Ja-
pan, der früheren Hochburg lebenslanger patriarchalischer Festanstel-
lungen, hat sich die Spaltung des Arbeitsmarkts verfestigt:35 Über 50
Prozent aller Schul- und Hochschulabgänger finden keine Anstellung
mehr und müssen sich auf ein Dasein als Teilzeitbeschäftigte (freeter)

34 Beverly J.  Silver,  Forces of Labor. Workers Movements and Globalization since 1870,
Cambridge 2003; inzwischen deutsch unter dem Titel: Forces of Labor. Arbeiterbewegungen und
Globalisierung seit 1870, Berlin / Hamburg 2005.

35 Thomas Fuster, Japans zweigeteilte Arbeitswelt. Junge „Teilzeiter“ als Verlierer der Restruk-
turierungswelle, in: Neue Zürcher Zeitung, Nr. 126 vom 2.6.2005, S. 19.
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einrichten, die nur noch 40 Prozent der Löhne der Dauerbeschäftigten
verdienen, aus den sozialen Sicherungssystemen verbannt sind und auch
von den – in Japan besonders wichtigen – betrieblichen Qualifizierungs-
systemen ausgeschlossen bleiben. Ihre Einkommen reichen nicht mehr
zur Familiengründung. Sie vegetieren in primitiven Wohncontainern
oder kehren in die Haushalte ihrer Eltern zurück. Eine derart weit rei-
chende Polarisierung der japanischen Gesellschaft hat es noch nie ge-
geben.

In Deutschland ist die Entwicklung dagegen noch im Fluss.36 Neben
den sechs Millionen faktisch Erwerbslosen befinden sich inzwischen
dreizehn Millionen der abhängig Beschäftigten in ungeschützten Ar-
beitsverhältnissen (Teilzeitarbeiter, geringfügig Beschäftigte, Selbstän-
dige Arbeiter, Kontrakt- und Saisonarbeiter, Leiharbeiter, Ein-Euro-
Jobber und so genannte Ich-AGs). Aber auch den noch etwa 19 Millio-
nen sozialversicherungspflichtigen Vollzeitbeschäftigten ist man längst
an den Kragen gegangen: Im Jahr 2003 verdienten 3,4 Millionen Voll-
zeitbeschäftigte Löhne unterhalb eines Stundensatzes von 8,75 €; sie
sind arbeitende Arme, denn dieser Lohnsatz entspricht genau der Hälfte
des Durchschnittsverdiensts der sozialversicherungspflichtigen Vollzeit-
beschäftigten. Da mit den direkten auch die indirekten Lohneinkom-
men zur kompensatorischen Absicherung der proletarischen Existenz-
risiken sinken, setzt sich dieser Pauperisierungsprozess auch in der
Regulationssphäre fort. Nach ihrem Verschleiß im unmittelbaren Pro-
duktionsprozess geraten die erwerbslos, invalide oder alt gewordenen
arbeitenden Armen nun auch in Deutschland wieder weit unter die
Grenze des sozialen Existenzminimums.

36 Zusammengestellt nach den Jahrgängen 2003 ff. der WSI-Mitteilungen. Monatszeitschrift
des Wirtschafts- und Sozialwissenschaftlichen Instituts in der Hans-Böckler-Stiftung, Düsseldorf,
56 (2004) ff. Die Entwicklung des damit einher gehenden Pauperisierungsprozesses ist fortlaufend
dokumentiert in den wissenschaftlichen Begleitprojekten zu den Armuts- und Reichtumsberichten
der Bundesregierung: Hans-Jürgen Andress / Gerd Lipsmeier, Forschungsprojekt Armut und
Lebensstandard, Bundesministerium für Arbeit und Sozialordnung, 2003 ff.; Margot Münnich / Mo-
nika Illgen, Zur materiellen Ausstattung der Haushalte von Niedrigeinkommensbeziehern, Bun-
desministerium für Arbeit und Sozialordnung, 2003 ff.
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4.2 Die Sozialstruktur der globalen Multitude

Mit dieser sozialgeographischen „Kettenreaktion“ des Proletarisierungs-
prozesses korrespondiert eine Tendenz zur strukturellen Ausweitung
der exploitierten Multitude nach unten und oben innerhalb der kapi-
talistischen Klassengesellschaft. Dieser Prozess wird durch mehrere
Besonderheiten des gegenwärtigen Zyklus vorangetrieben, die sich
wechselseitig verstärken. An erster Stelle sind hier die enormen tech-
nologischen Freisetzungseffekte zu nennen, mit denen alle Segmente
der exploitierten Multitude von den agrarischen Subsistenzarbeitern
über die industriellen Arbeiterschichten bis zu den hochqualifizierten
selbständigen Arbeitern konfrontiert sind. Die durch den technischen
„Fortschritt“ weltweit induzierte Massenerwerbslosigkeit wird zweitens
durch die generelle Tendenz der national- und supranationalstaatlichen
Regulationssysteme verstärkt, die gesellschaftlichen Folgewirkungen der
aktuellen Innovationswellen durch eine Arbeits- und Sozialpolitik der
strategischen Unterbeschäftigung zu beschleunigen. Weltweit dominiert
seit etwa zwei Jahrzehnten eine unterschiedlich weit getriebene Konstel-
lation der Massenerwerbslosigkeit, von der die entscheidenden Impulse
zur Ausweitung sozial ungeschützter und (schein-)selbständiger Ar-
beitsverhältnisse ausgehen. Diese Impulse werden ganz offensichtlich
für unabdingbar gehalten, um die seit den 1970er Jahren weltweit artiku-
lierten Massenbedürfnisse nach Zeitsouveränität, nach der Aufhebung
der geschlechtsspezifischen Arbeitsteilung und nach erweiterten Hand-
lungsspielräumen im Rahmen scheinselbständiger und flexibilisierter
Arbeitsverhältnisse auszubeuten und zu einer erheblichen Steigerung
der Arbeitsproduktivität zu nutzen.

In den unteren Segmenten der exploitierten Multitude spielen diese
Entwicklungstendenzen jedoch nur eine sekundäre Rolle. Hier geht es
vor allem darum, in allen Sektoren der weltweit vernetzten Wertschöp-
fungsketten durch die Demontage sozialer Kompensationsmechanismen
und den gleichzeitigen Ausbau repressiv-staatlicher Kriminalisierungs-
und Einschließungssysteme die Hinnahme extremer Ausbeutungsbe-
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dingungen zu erzwingen und selbst noch die kollektiven Selbsthilfeak-
tionen der Massenarmut der Slum Cities und der Migrationsketten zu
verwerten.

Dagegen verlaufen die Entwicklungen innerhalb der höher qualifizier-
ten Segmente der exploitierten Multitude vielschichtiger. Soweit sie
sich gegenwärtig schon überblicken lassen, verstärkt sich einerseits die
Tendenz, im Kontext der neoliberalen Neuordnung der Regulations-
systeme des Arbeitsvermögens – insbesondere des Bildungs- und Ge-
sundheitswesens –, die hochqualifizierten Kerne der Mittelschichten zu
proletarisieren. Vor allem bei den Medizinerinnen und Medizinern eini-
ger Länder ist dieser Prozess inzwischen weit fortgeschritten. Bei den
hochqualifizierten kognitiven Arbeitern des Bildungswesens und der
Wissensproduktion vermengen sich hingegen die Tendenzen zur Ver-
dichtung und „Heteronomisierung“ ihrer Tätigkeiten mit dem Bestre-
ben, neue Sozialtechniken bei der Produktion und Reproduktion von
Arbeitsvermögen zu entwickeln, die den flexibilisierten Ausbeutungs-
strukturen des Akkumulationsregimes besser entsprechen. Andererseits
manifestiert sich bei den hochqualifizierten selbständigen Arbeiterinnen
und Arbeitern der postfordistischen Netzwerkunternehmen eine deut-
liche Tendenz zur Umkehrung ihres sozialen Aufstiegs in die Mittel-
schichten:37 Seit dem Zusammenbruch der „New Economy“ haben sie
ihre relative Autonomie gegenüber den Auftraggebern verloren und
müssen Arbeitszeitverlängerungen, Einkommensverluste und Ein-
schränkungen in ihrer sozialen Existenzsicherung hinnehmen, in deren
Ergebnis sie wohl für immer in die oberen Segmente der exploitierten
Multitude eingeschmolzen werden. In einigen Ländern, insbesondere in
den USA und Italien, hat sich diese Entwicklung im Verlauf der letzten
Jahre erheblich beschleunigt.

Diese Umschichtungen in den oberen und unteren Segmenten der
fremdbestimmt Arbeitenden finden weltweit statt, in China, Indien,
den beiden Amerikas und Europa gleichermaßen. Diese Feststellung gilt

37 Vgl. Sergio Bologna, Die Zerstörung der Mittelschichten. Thesen zur Neuen Selbständigkeit,
Graz / Wien 2006.
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aber auch für die exploitierte Multitude in ihrer Gesamtheit. Trotz teil-
weise weiter zunehmender Unterschiede hinsichtlich der Einkommen
und der Lebensstandards sind wir Zeugen eines qualitativ gleichartigen
proletarischen Konstitutionsprozesses in allen Erdteilen, und insofern
hat sich meine vor zwölf Jahren formulierte Hypothese über eine welt-
weite „Wiederkehr der Proletarität“ bestätigt.38 So unterschiedlich die
Relationen zwischen den verschiedenen Segmenten der exploitierten
Multitude von Kontinent zu Kontinent und von Region zu Region auch
sein mögen: Bitterste Massenarmut und informelle Überlebensökono-
mien gibt es nicht nur in den Slum Cities und den Depressions- und
Bürgerkriegszonen der Welt, sondern auch in den „gefährlichen“ Quar-
tiersgettos von Chicago, Los Angeles, Paris, Birmingham und Moskau.
Die kontinentalen und transkontinentalen Migrationsketten umspan-
nen den Globus und verbinden die exploitierte Multitude mindestens
genauso intensiv wie in der Phase der zweiten industriellen Revolution.39

Die globale Diversifikation der industriellen Produktionsarbeit und der
Transportarbeit ist im Gefolge der Mikrominiaturisierung der Produk-
tionsprozesse und der Containerisierung der Transportketten fortge-
schritten wie nie zuvor. Aber auch die höher qualifizierten Segmente der
selbständigen Arbeit haben sich inzwischen weltweit ausgebreitet, und
die ungeschützten Arbeitsverhältnisse der Prekären bestimmen heute
auf globaler Ebene die Asymmetrie zwischen Unternehmern und Ex-
ploitierten.

Innerhalb dieser vielschichtig segmentierten Multitude gibt es kein
„zentrales“ Segment, das den Milliarden von Exploitierten voraufgeht
und ihre weitere Entwicklung vorwegnimmt. Die weltweite Ausbreitung
der Surplusbevölkerung der „Überflüssigen“ durchdringt zwar die ge-
samte Multitude, aber sie ist den globalen und regionalen Schwankun-
gen des Wachstums unterworfen und entsprechend labil.  Genau so
wenig „zentral“ und repräsentativ sind die diversifizierten industriellen

38 Karl Heinz Roth, Die Wiederkehr der Proletarität. Dokumentation der Debatte, Köln 1994.
39 Vgl. Dirk Hoerder, Cultures in Contact. World Migrations in the Second Millennium,

Durham / London 2000, S. 331 ff., 366 ff., 443 ff.
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Arbeiterschichten, denn die Produktionsstandorte, die sie bevölkern,
unterliegen extrem verkürzten Investitionszyklen: Auch das real akku-
mulierende Kapital hat aufgrund der Mikrominiaturisierung, der Infor-
matisierung und der Verbilligung der Transportketten eine Mobilität
erreicht, die die Herausbildung hegemonialer Strukturen von proleta-
rischer Gegenmacht jederzeit zu unterlaufen vermag. Wenn es über-
haupt eine verallgemeinerbare proletarische Konstitutionsform gibt,
dann ist es die durch die handelsrechtlichen Normierungen der Hono-
rarverträge verschleierte Asymmetrie der selbständigen Arbeit, denn sie
ist in fast allen Segmenten der Multitude anzutreffen: Von den Abfall-
sammlern der Slum Cities bis zu den hochqualifizierten neuen Selb-
ständigen der „Industrial Districts“ der Netzwerkunternehmen. Aber
auch bei ihnen fehlt das entscheidende Kriterium einer möglichen „Zen-
tralität“: Die dauerhafte Fixierung an ein bestimmtes Arbeitsverhältnis.
Die Exploitierten der Multitude verharren nicht lange in einem bestimm-
ten Segment der Ausbeutung. Sie durchlaufen nacheinander Phasen der
Erwerbslosigkeit, der Teilzeitarbeit, der Tagelöhnertätigkeit, entlohnter
Festanstellungen und scheinselbständiger Kontraktbeziehungen, die oft-
mals erst Monate nach der Erstellung der Honorarrechnungen abge-
golten werden, und in ihren Familien und kleinen Gemeinschaften sind
die unterschiedlichsten Arbeits- und Einkommensverhältnisse anzu-
treffen. Wenn es überhaupt ein übergreifendes Merkmal der „Zentrali-
tät“ gibt, dann ist es die Unstetigkeit und der ständige Wechsel der
Arbeitsbeziehungen, der die überwiegende Mehrheit der exploitierten
Multitude auszeichnet.

5. Elemente einer dichten Beschreibung (II): Multitude 
und Arbeiterklasse. Katalysatoren und Blockaden der 
Klassenformierung und Klassenfragmentierung

Die Analyse der gegenwärtigen sozialgeographischen und strukturellen
Entwicklung der exploitierten Multitude besagt noch nichts darüber, ob
aus ihr eine neue handlungsfähige Weltarbeiterklasse hervorgehen wird,
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die sich die Aufgabe stellen könnte, dem kapitalistischen Weltsystem
einen neuen Klassenkompromiss aufzuzwingen oder es gar sozialistisch
umzugestalten. Ihren unbezweifelbaren Homogenisierungstendenzen
stehen gewaltige Zerklüftungen und Hemmnisse gegenüber, die nur
durch eigenständige Lernprozesse in den kulturellen und symbolischen
Feldern der Gesellschaftsformation überwunden werden können.

Dafür, dass weltweit ein neuer Prozess des „Making“, der neuen Klas-
senformierung, in Gang gekommen ist, spricht vieles. Bevor wir eigene
Vorschläge über die möglichen Umrisse und Bedingungen einer sozia-
listischen Transformation des Weltsystems machen, sollten wir denen,
die seinen zerstörerischen Entwicklungstendenzen besonders intensiv
ausgesetzt sind, genau zuhören, um ihre Kommunikationsstrukturen,
Bedürfnisse und Ziele zu verstehen. Dabei sollten wir uns nicht durch
die Tatsache irritieren lassen, dass ihre Ansätze zur Klassenformierung
noch außerordentlich zersplittert und territorial begrenzt sind, und dass
sich bislang trotz vielfältiger Bestrebungen seitens der neuen „globali-
sierungskritischen“ Initiativen in diese Richtung noch nirgends trans-
kontinentale Assoziationen entwickelt haben, die den amorphen Mas-
senwiderstand der exploitierten Multitude miteinander vernetzen und
authentische kollektive Repräsentationen von sozialer Aneignung und
politischer Gegenmacht auf den Weg bringen könnten.

(1) In Lateinamerika und im südlichen Afrika haben sich Bewegun-
gen landloser Bauernfamilien konsolidiert, die gegen den Widerstand
der Großgrundbesitzer, des Agrobusiness und der politischen Regime
große Agrarflächen besetzen. Sie dienen ihnen einerseits zur unmittel-
baren Reproduktion ihres Lebens durch die Ausweitung und Stabilisie-
rung der Subsistenzökonomien; andererseits nutzen sie sie als Faust-
pfand, um die seit Jahrzehnten überfälligen Landreformen zu erzwingen
und die anhaltende Ernährungs- und Hungerkrise zu überwinden.

(2) Mit diesen Bestrebungen zur Konsolidierung der ländlichen Sub-
sistenzökonomien stehen in zahlreichen Regionen und Slum Cities des
Südens sowie der Schwellenländer Massenbewegungen zur kommuna-
len (Wieder-)Aneignung der Überlebensressourcen in Verbindung. Die
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sozialen Kämpfe um Wasser, Energieressourcen und Bauland für die
Ausweitung und Konsolidierung der Slum Cities haben eine neue Qua-
lität gewonnen (Südliches Afrika, Bolivien, indigene Regionen Mexikos,
Indien). In den Schwellenländern wie beispielsweise China und Indien
haben die bäuerlichen Gemeinschaften darüber hinaus den Kampf gegen
die Umweltzerstörung und die gigantischen Infrastrukturprojekte des
Industrialisierungsprozesses (Staudämme, Technologieparks, Erschlie-
ßung und Abbau von Rohstoffressourcen) aufgenommen, weil sie ihre
Überlebensbedingungen zunehmend gefährden.

(3) Auch die seit Jahren anhaltenden Massenkämpfe der chinesischen
Wanderarbeiter haben eine neue Qualität gewonnen. Inzwischen werden
im Reich der Mitte jährlich zwischen 30.000 bis 40.000 ernsthafte lokale
Zusammenstöße mit der Staatsmacht registriert, die die manchesterhaf-
ten Ausbeutungsmethoden und die lebensgefährlichen Arbeitsbedin-
gungen auf den Großbaustellen und in den Bergwerken deckt, weil die
rücksichtslose Vernutzung dieses unerschöpflichen Reservoirs der
Bauern-Arbeiter die Lohnquote der gesamten Arbeiterklasse trotz des
rasanten Wirtschaftswachstums niedrig hält. In vielem gleichen ihre
Arbeits- und Lebensbedingungen denjenigen der Bauern-Arbeiter des
zaristischen Russland zu Beginn des 20. Jahrhunderts, jedoch mit einem
gravierenden Unterschied: Eine Rückkehr in die Familien-Clans ist aus-
geschlossen, denn die traditionellen Strukturen der agrarischen Ge-
sellschaft sind zerschlagen, das „Tafelsilber“ ist längst verkauft und die
800 Millionen Bäuerinnen und Bauern sind inzwischen einer durch den
WTO-Beitritt Chinas forcierten Kombination von Verelendung und
mafiöser Ausplünderung ausgeliefert, die jeder Beschreibung spottet.40

So entwickelt sich ein abgrundtiefer anarchistischer Hass auf die Sym-
bole, Strukturen und Personifikationen des politischen Regulations-

40 Vgl. Wu Chuntao / Chen Guidi, Untersuchung zur Lage der chinesischen Bauern, Beijing
2004 (chinesisch). Das Buch wurde kurz nach seinem Erscheinen verboten, jedoch sind mindestens
sieben Millionen Raubkopien in Umlauf. Bislang existieren leider nur knappe Inhaltsreferate in unzu-
länglicher Übersetzung, eine komplette Veröffentlichung wäre dringlich. Vgl. die Besprechung des
Buchs von Kai Strittmatter: Erschütternde Blicke in Chinas Unterwelt, in: Tages-Anzeiger, Zürich,
6.10.2004, S. 12.
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systems, der in absehbarer Zeit sehr wohl in einen breiten sozialrevo-
lutionären Prozess münden könnte.

(4) Dramatische Kampferfahrungen sammelten in den vergangenen
zwei Jahrzehnten auch die Belegschaften großer Konzerne und Wirt-
schaftssektoren in den neuen Industriezentren der Schwellenländer, ins-
besondere in Südostasien. Sie konnten in vielen Fällen erst durch den
brutalen Einsatz polizeilicher Sondereinheiten niedergeschlagen werden
und führten zur Gründung militanter Basisgewerkschaften. Diese Ent-
wicklungen bestätigen die Hypothese, dass auch die industriellen Ar-
beiterkerne der neuen Wachstumszonen nicht zu den Gewinnern der
globalen Diversifikation der Produktionsstandorte gehören: Die indus-
triellen Auslagerungen erfolgen erst dann, wenn die in der Innovati-
onsphase eines Produkts erzielten Extragewinne – die entsprechende
Konzessionen an die Lohn- und Arbeitsbedingungen erlauben – abge-
schöpft sind. Ihren Kämpfen sind daher von Anfang an enge Grenzen
gesetzt. Dieser Tatbestand erklärt die teilweise extrem repressiven Rah-
menbedingungen, die die Möglichkeiten eines wie militant auch immer
konfigurierten collective bargaining erheblich einschränken.

Ob sich diese zyklische und zugleich sozialgeographische Reproduk-
tion des Klassenkonflikts zwischen den industriellen Arbeitersegmen-
ten und dem Kapital auch bei den Transport- und Kommunikations-
arbeitern, der industriellen Hauptschicht der exploitierten Multitude des
21. Jahrhunderts, wiederholen wird, ist noch unklar. Ihre Produzenten-
macht ist mindestens so groß wie bei den Automobilarbeitern in ihren
besten Jahren. Auch wegen ihrer globalen Vernetzungsfunktion verfü-
gen sie über erhebliche Handlungsmöglichkeiten. Aber dieser strategi-
sche Vorteil hat zugleich den gravierenden Nachteil, dass die Transport-
und Kommunikationsarbeiter seit Jahrzehnten entlang den globalen
Wertschöpfungslinien extrem hierarchisiert und gespalten sind.41

41 Vgl. aus der Fülle der aktuellen Forschungsliteratur einige Studien über die ambivalente
Situation der Seeleute, die unter den Transport- und Kommunikationsarbeitern traditionell den
höchsten Organisationsgrad aufweisen: Heide Gerstenberger / Ulrich Welke (Hg.), Seefahrt im
Zeichen der Globalisierung, Münster 2002; Dies., Arbeit auf See. Zur Ökonomie und Ethnologie
der Globalisierung, Münster 2004: Sigrid Koch-Baumgarten, Vom Mythos internationaler Soli-
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Aber auch die Wiederkehr archaisch-gewalttätiger Fabrikkämpfe ist
in einigen Weltregionen – insbesondere in Osteuropa – zu beobachten.
Sie finden ohne jegliche institutionelle Vermittlung statt und erinnern
in vielem an die blutigen Auseinandersetzungen zu Beginn der großin-
dustriellen Entwicklung in Nordamerika und Russland gegen Ende des
19. Jahrhunderts. So rächten sich die jugendlichen Beschäftigten einer
im polnischen Łodz neu eröffneten Hausgerätefabrik nach dem töd-
lichen Arbeitsunfall eines Arbeitskollegen, der auf die Beseitigung einer
das Arbeitstempo beeinträchtigenden Sicherheitsabschaltung zurückzu-
führen war, an dem dafür verantwortlichen Meister auf drastische Art:
Sie überfielen ihn und zerschnitten sein Gesicht mit einer Rasierklinge.42

(5) In den früheren Metropolen des Weltsystems sind die Tendenzen
zur Klassenformierung weitaus vielschichtiger und diffuser. Die Defen-
sivaktionen der um ihre sozialen Transferleistungen Betrogenen und der
Industriebelegschaften sind weitgehend abgeklungen. Sie sind in eine
strategische Niederlage gemündet, weil es nur in ganz seltenen Fällen
gelang, die nationalen Barrieren zu überwinden und den Arbeiterwider-
stand gegen die Produktionsverlagerungen an den neuen Standorten so
rechtzeitig zu organisieren, dass er die Kosten senkenden Effekte der
Dezentralisierungen illusorisch machte. In vielen Fällen konnten die
Unternehmenszentralen sogar einen konzerninternen Standortwettbe-
werb institutionalisieren, um die Belegschaften der jeweiligen globalen
Niederlassungen gegeneinander auszuspielen. In diese negative Gesamt-
bilanz sind jedoch einige wichtige kollektive Erfahrungen eingebunden.
So gelang es beispielsweise den Militanten eines wilden Streiks bei Opel
in Bochum im Jahr 2004, die Kollaborationslinie des Gesamtbetriebsrats
und der zuständigen Gewerkschaftsstellen zu durchbrechen und das
europaweite Restrukturierungskonzept des Konzerns zumindest zeit-

darität: Die multinationale gewerkschaftliche Regulierung der Schattenflaggsenschiffahrt, in:
PROKLA, Zeitschrift für kritische Sozialwissenschaft, 27 (1997), Nr. 2 (= H. 107), S. 263–290;
Dies., Gewerkschaftsinternationalismus und die Herausforderung der Globalisierung. Das Beispiel
der Internationalen Transportarbeiterföderation (ITF), Frankfurt / New York 1999.

42 Polen: Aus dem gelobten Land der Hausgeräteindustrie. Krieg gegen die Weißkragen, in:
Wildcat, Nr. 75, Winter 2005/2006, S. 35–38.
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weilig zu blockieren.43 In anderen Fällen kam es sogar zu branchen-
übergreifenden Solidaritätsaktionen, die beispielsweise den Streikenden
einer Catering-Firma des Londoner Flughafens Heathrow innerhalb
weniger Tage zum Erfolg verhalfen, während ein im November des ver-
gangenen Jahrs begonnener Streik der Beschäftigten derselben Unter-
nehmensniederlassung am Flughafen Düsseldorf weitgehend isoliert
blieb und nur geringe Erfolgschancen hatte.44 Aber auch hinter der lan-
gen Dauer dieses Ausstands einer kleinen, multinational zusammen-
gesetzten Belegschaft stehen inzwischen enorme Lernprozesse, und ihre
Unbeugsamkeit in dieser bitteren Auseinandersetzung ist ein Novum,
das erhebliches Aufsehen erregt hat.

Parallel zu diesen vor allem durch Rückschläge und Niederlagen ge-
prägten Lernprozessen der Klassenformierung finden aber auch offen-
sive Massenkämpfe statt, die vor allem von den jugendlichen Segmen-
ten der exploitierten Multitude getragen werden. Sie gingen in den
vergangenen Jahrzehnten vor allem von Häuserkämpfen aus, die in vie-
len Fällen zur Gründung von sozialen Orten führten, in denen sich die
vielfältigen Aktivitäten der jugendlichen Erwerbslosen, Prekären und
Schüler oft jahrelang bündelten. Besonders weit ist diese Entwicklung
in Norditalien gediehen, wo die „Centri Sociali“ einiger Großstädte
(Milano, Turin, Bologna und Padova) enorme soziale, politische und
kulturelle Aktivitäten entwickelten, in die sich in vielen Fällen auch die
illegalen Migrationsarbeiterinnen und Migrationsarbeiter und andere
Segmente der städtischen Massenarmut integrierten.

Indessen blieb die aus Hausbesetzungen hervorgegangene Aneignung
und Verteidigung selbstbestimmter sozialer Orte die Ausnahme. Statt-
dessen kam es in den letzten Jahren in vielen Vorstadtgettos zu Jugend-
revolten, die im November 2005 in den Banlieue-Aufstand der nach-
gewachsenen Söhne der Immigrantinnen und Immigranten der zweiten

43 Vgl. die Berichterstattung und die nachfolgenden Analysen in den Monatszeitschriften
ak – Analyse und Kritik (Hamburg), Arbeiterpolitik (Hamburg); express – Zeitschrift für sozi-
alistische Betriebs- und Gewerkschaftsarbeit (Offenbach), November 2004 ff.

44 Gate Gourmet: Streik am Düsseldorfer Flughafen. Kampf gegen die alltägliche Prekari-
sierung, in: Wildcat, Nr. 75, Winter 2005/2006, S. 6–8.
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Generation kulminierten. Es war ein Aufstand junger Männer, die als
nachgewachsene Söhne der zweiten Immigrantengeneration innerhalb
der Schattenwirtschaft der subproletarischen Stadtteile wichtige Funk-
tionen innehaben, jedoch durch rigide Bildungsbarrieren vom gesell-
schaftlichen Leben rigoros ausgeschlossen sind. Er brach nach sechs
Wochen zusammen, aber vier Monate später folgte ihm eine Massen-
revolte der im mittleren und höheren Bildungswesen verorteten Jugend-
lichen, die sich nun ebenfalls durch die diskriminierenden Bestimmun-
gen eines neuen Arbeitsgesetzes zur Disposition gestellt sahen: Weil
die Unternehmer jetzt die Berufsanfänger aller Qualifikationsstufen in
den ersten zwei Jahren ohne jede Begründung entlassen können, sehen
sich auch die Absolventen der Hoch- und Mittelschulen um eine eini-
germaßen sichere Berufsperspektive betrogen. So entsteht eine Klam-
mer für mögliche kollektive Lernprozesse. Das Regulationsregime wird
freilich erst dann ins Wanken geraten, wenn sich diese beiden Pole des
jugendlichen Segments der Multitude assoziieren und eine Programma-
tik hervorbringen, die ihre sozialgeographische, kulturelle und bildungs-
politische Spaltung überwindet.

(6) Last but not least möchte ich auf einige Lernprozesse, Massen-
kämpfe und Assoziationstendenzen hinweisen, die in den vergangenen
Jahren in den höher qualifizierten Sektoren der exploitierten Multitude
in Gang gekommen sind. Sie richten sich wie in den anderen Segmenten
der Multitude zunehmend gegen die Verlängerung der Arbeitszeiten,
gegen die fortschreitenden Gehaltskürzungen bei den Festangestellten
und die diskriminierenden Kontraktbestimmungen sowie die oft mona-
telang ausbleibenden Honorarzahlungen bei den neuen Selbständigen.
Dabei werden zunehmend Kampfformen entwickelt, die sich einerseits
an die erprobten Methoden der mittleren und unteren Segmente der
Multitude annähern, und andererseits neuartige Formen der kollektiven
Selbsthilfe hervorbringen. Aus vielen „Standesorganisationen“ der hoch-
qualifizierten Kernschichten der bisherigen Mittelklasse sind inzwischen
autonome Gewerkschaften hervorgegangen. So organisiert die Interes-
senvertretung der deutschen Krankenhausärzte inzwischen Streiks und
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Demonstrationen gegen die mit drastischen Lohnsenkungen gekoppelte
Verlängerung ihrer Arbeitszeiten.45 Auch die Bildungsarbeiter des Schul-
und Hochschulwesens beginnen sich in vielen Ländern gegen ihre zu-
nehmende Prekarisierung zur Wehr zu setzen. Und selbst die extrem
individualisierten selbständigen Arbeiterinnen und Arbeiter des IT-
Sektors und der Consulting-Branche entdecken in vielen Regionen –  so
an der US-amerikanischen Westküste, aber auch in Österreich –  die
segensreichen Wirkungen gegenseitiger Selbsthilfe und informeller In-
teressenvertretungen gegen ihre Auftraggeber, weil sie auf sich allein
gestellt immer häufiger in einen Zustand geraten, den die Arbeitswissen-
schaftler als „burn-out-Syndrom“ bezeichnen.

So können wir alles in allem feststellen, dass in den meisten Segmen-
ten der exploitierten Multitude Lern- und Kommunikationsprozesse
stattfinden, die den Weg zur Herstellung kollektiver Interessenreprä-
sentation frei machen. Sie bleiben jedoch im Allgemeinen auf die Ar-
beits- und Lebenssphäre der jeweiligen Schicht begrenzt. Die Einbe-
ziehung der Interessen der benachbarten Segmente ist schwierig und
scheitert oft an althergebrachten kulturellen Barrieren und Ressenti-
ments, wie beispielsweise die Konflikte zwischen den Gewerkschaftsver-
tretungen der unter- und mittelqualifizierten Gruppen des Kranken-
hauswesens mit den neuen Gewerkschaften der Krankenhausärzte
zeigen. Aber diese Barrieren erscheinen nicht unüberbrückbar, denn in
den sich partikular entwickelnden Kampfformen sind immer auch die
nächsten Schritte zu einer übergreifenden Konsensbildung angelegt.
Der Graben, der beispielsweise die subproletarischen Jugendlichen der
banlieues von den französischen Hoch- und Mittelschülern trennt, ist
nach wie vor tief. Aber die Studierenden haben genau so wie die casseurs
der Vororte von Paris, Lille, Lyon und Marseille erkannt, dass das kapi-
talistische System für sie keine Zukunft bereithält. Hinzu kommt die
weltweit zu beobachtende Tendenz der neuen sozialen Kämpfe, an den
politischen Regimes vorbei zu agieren und vielschichtige sowie pluralis-

45 Es handelt sich um den „Marburger Bund“, eine seit langem bestehende „Standesorganisation“
der angestellten Krankenhausärzte.
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tische neue Strukturen der sozialen Aneignung und der basisdemokra-
tischen Selbstbestimmung zu erproben, in die die jahrzehntelangen
Erfahrungen der Sozialrevolten und der Sozialbewegungen eingehen.

Infolgedessen erscheint es keineswegs ausgeschlossen, dass der sozi-
ale Widerstand neue Formen der trans-nationalen und trans-kulturellen
Repräsentation hervorbringt, die zur wechselseitigen Verflechtung und
Homogenisierung der vor allem in den Kämpfen entwickelten Lern-
und Kommunikationsprozesse in den lokalen Zentren und Subzentren
des Weltsystems führen: Das wäre aber nichts anderes als eine Perspek-
tive voranschreitender Klassenformierung.

5.2 Tendenzen zur Klassenfragmentierung

Allen diesen Tendenzen zur Klassenformierung stehen machtvolle kul-
turelle und nationalistische Repräsentationen im Weg, die teilweise in
der exploitierten Multitude selbst entstehen, teilweise aber auch durch
die antagonistischen Regulationssysteme der Gesellschaftsformation ins
Spiel gebracht werden, um das Akkumulationsregime stabil zu halten.
Sie behindern den Konstitutionsprozess der Arbeiterklasse, indem sie
die ethnischen, mentalen, geschlechtsspezifischen und kulturellen Un-
terschiede innerhalb der exploitierten Multitude betonen und als Legi-
timationsmuster zur Verbesserung der Arbeits- und Lebensbedingun-
gen eines bestimmten Segments auf Kosten oder zu Lasten der anderen
exploitierten Schichten instrumentalisieren. Darüber hinaus dient diese
Politik der „Differenz“ häufig zur Integration bestimmter Segmente der
exploitierten Multitude in nationalistische Kampagnen und politische
Machtstrukturen, die von den Mittelklassen und manchmal auch den
Führungsschichten der jeweiligen Gesellschaften kontrolliert werden.46

Wir kennen diese Prozesse im Allgemeinen weitaus besser als die eman-

46 Dabei spielen häufig die Intelligenzschichten der Mittelklassen als Erfinder und Konstruk-
teure der „Differenz“ eine führende Rolle. Sie haben die Entdeckung der klasseninternen Segmen-
tierungen, die in den 1960er und 1970er Jahren zu einer Überwindung der deterministischen Axiome
des traditionellen Marxismus führten, dazu benutzt, um die Arbeiter- und Sozialgeschichte ihrer
emanzipatorischen Ansprüche zu entkleiden und in das Potpourri postmoderner Beliebigkeiten ein-
zubringen, von wo aus sie dann auch für neokonservative Zwecke instrumentalisiert werden kann.
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zipatorischen Konstitutionsversuche, denn sie prägen die dominieren-
den Akteure des politischen Alltags, die mit ihren Symbolpraktiken,
Ritualen und oftmals gewalttätigen Manifestationsformen die Klassen-
konflikte der Gesellschaftsformation überlagern und neutralisieren.

(1) Von besonderer Bedeutung sind zweifellos die kulturellen Blo-
ckaden, die die aktuellen Pauperisierungs- und Proletarisierungsprozesse
des Südens weitgehend beherrschen. Sie haben zur Folge, dass die Ge-
rechtigkeitserwartungen der Wanderarbeiter, Slumbewohner und Fa-
brikkulis in einer Art und Weise artikuliert werden, dass der Weg zu
emanzipatorischen Handlungsperspektiven blockiert bleibt. Der ab-
grundtiefe Hass der chinesischen Bauern und Arbeiter auf die korrupt-
despotischen Behörden verbindet sich häufig mit volksreligiösen Vor-
stellungen, die den Weg zur sozialen Befreiung in eine säkularisierte
Variante der buddhistisch-taoistischen Inkarnationslehre entrücken
(Falun Gong).47 In Indien führen die drei wichtigsten Sozialbewegun-
gen – die Bewegung der „Unberührbaren“ (dalit), die Frauenbewegung
und die „Kasten“-Bewegung der Naxaliten – einen erbitterten Kampf
gegen den religiösen Fundamentalismus der Hindus (hindutva) und den
in den Slum-Gürteln Bombays verankerten ethnopolitischen Säube-
rungswahn der neofaschistischen Shiv-Sena-Bewegung.48 Wandern wir
in den Slum Cities des Südens etwas weiter nach Westen, dann stoßen
wir auf die Hochburgen des islamischen Fundamentalismus, der die
kommunistischen Traditionen der inzwischen weitgehend vom Land
vertriebenen Fellachen und der Handwerker marginalisiert hat. Vieles,
was von dort zu uns dringt, klingt wohl vertraut, und aus den islamisch
religiös verbrämten Strukturen von sozialer Selbsthilfe und Solidarität

47 Vgl. die umfangreichen Dokumentationen über Falun Gong im Internet: [http://de.wiki-
pedia.org/wiki/Falun_Gong].

48 Vgl. Vinay Bahl, Subaltern Studies: Was ist schief gelaufen? In: Sozial.Geschichte. Zeitschrift
für historische Analyse des 20. und 21. Jahrhunderts, 20 (2005), H. 2, S. 61–84, hier S. 77 ff.; Veena
Das (Hg.), Mirrors of Violence: Communities, Riots and Survivors in South Asia, New York 1990;
Thomas Hansen, Wages of Violence: Naming and Identity in Postcolonial Bombay, Princeton,
N. J., 2001.
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ließen sich sehr wohl emanzipatorische Perspektiven ableiten49 – wenn
sie nicht mit den barbarischen Körperstrafen der Sharia und einer ar-
chaischen Erniedrigung der Frauen kombiniert wären, die ihre Sub-
sistenzarbeit als Haussklavinnen ihrer Männer und Söhne verrichten
müssen.

Wandern wir aber noch ein Stück weiter, um einen möglichst voll-
ständigen Überblick zu gewinnen, der auch die proletarischen Bewusst-
seinskonstellationen außerhalb  Ost-,  Süd-  und Westasiens  berück-
sichtigt.  Dabei  stoßen  wir  bald  auf  die  weltweit  größte  soziale
Selbstorganisation der neuen Unterklassen, die allein in Lateinamerika
und im subsaharischen Afrika über 100 Millionen Anhänger hat: Die
Pfingstgemeinden.50 Auch sie praktizieren Solidarität und Selbsthilfe im
alltäglichen Überlebenskampf und bewahren ihre Kinder vor den trau-
matisierenden Folgen des Vegetierens auf der Straße. Zusätzlich erlan-
gen die gettoisierten und erniedrigten Menschen in den adventistischen
Riten ihre Würde wieder, und in religiöser Verzückung warten sie auf
den Tag am Ende der geschichtlichen Zeit, wo der Heilige Geist seine
tausendjährige Herrschaft errichtet und das soziale Elend aus der Welt
schafft. Dieser gespaltene Habitus macht ihnen das Überleben offen-
sichtlich erträglicher als ihre Verankerung in der weitaus stärker dies-
seitsorientierten Befreiungstheologie, von der sie sich nach Jahrzehnten
der Niederlagen und aufgrund einer übermächtig gewordenen inner-
katholischen Diskriminierung abgewandt haben.

Wie wir aus Edward P. Thompsons Making of the English Working
Class wissen, waren die chiliastischen Sekten ein wichtiges konstitu-
tives Moment im Selbstfindungsprozess der englischen Arbeiterklasse

49 Ignacio Ramonet, Le Maroc indecis, in: Le Monde diplomatique, Juli 2000, S. 12–13; Mike
Davis, Planet of Slums (wie Anm. 32), S. 12 ff. der Internet-Version; Roel Meljer, Taking the Islamist
Movement Seriously: Social Movement Theory and the Islamist Movement, in: International
Review of Social History (IRSH), 50 (2005), S. 279–291.

50 Mike Davis, Planet of Slums (wie Anm. 32), S. 13. Ergänzend Vinson Synan, The Holiness-
Pentecostal Tradition, Grand Rapids 1997; R. Andrew Chesnut, Born Again in Brazil: The Pente-
costal Boom and the Pathogens of Poverty, New Brunswick 1997.
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und ihrer radikalen Bewegungen.51 Wir brauchen also ob der zwie-
schlächtigen Botschaften, die aus den untersten Segmenten der globa-
len Unterklassen zu uns dringen, nicht unbedingt zu verzagen – trotz
des Eindringens des islamischen Fundamentalismus und der hindutva in
die Slum Cities des Nahen und Mittleren Ostens sowie Südasiens, das
den Konstituierungsprozess des neuen Proletariats erheblich behindert.

(2) Wie aber sieht es in den bisherigen Metropolen aus? Auch viele
tatsächliche oder selbsternannte Repräsentationen des nördlichen Teils
der exploitierten Multitude werden durch kulturelle Normierungen und
spirituelle Heilserwartungen gelähmt, zu deren Perpetuierung vor allem
die Massenmedien beitragen. Durch sie wird auch ihr Blick auf die ge-
sellschaftliche Wirklichkeit getrübt und die Einsicht in die Dringlich-
keit einer auf soziale Gleichheit und Gerechtigkeit orientierten Praxis
verschleiert. Denken wir nur an die evangelikalischen Adventisten, die
US-amerikanische Variante der Pfingstgemeinden, bei denen die Heils-
erwartungen des Jüngsten Gerichts den Charakter eines mörderischen
Endkampfs zwischen Gut und Böse angenommen haben: Hier sind die
USA die auserwählte Vorkämpfer-Nation des Guten, und diese Variante
von spiritueller Gewissheit reduziert das Alltagsleben von Millionen
Proletarierinnen und Proletariern auf den Kampf gegen die Sünde und
verwandelt sie zugleich in ergebene Bündnispartner der herrschenden
Neo-Konservativen und ihres militärisch-industriellen Komplexes.52

Ähnliche Realitätsverluste können aber auch durch die demoralisieren-
den Erfahrungen des sozialen Absturzes ausgelöst werden, und zwar vor
allem dann, wenn sie mit dem Zusammenbruch der proletarischen
Milieus einhergehen. Hier wäre vor allem auf die industriellen Kern-
schichten der französischen Arbeiterklasse hinzuweisen, die auf die
postfordistische Zerstörung ihrer Arbeits- und Lebensmilieus mit

51 Edward P. Thompson, The Making of the English Working Class, London 1963, revidierte
Ausgabe Harmondsworth 1968, dt. Ausgabe: Die Entstehung der englischen Arbeiterklasse, 2 Bde.,
Frankfurt a. M. 1987.

52 John H. Kautsky, Polarisierung, Republikaner und „Evangelicals“ in der amerikanischen
Politik, in: Sozial.Geschichte, 20 (2005), H. 2, S. 85–94.
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Verhaltensweisen reagierten, die zwischen individueller Demoralisierung
und „arbeiter-rassistischer“ Ideologisierung hin- und herschwanken.53

(3) Angesichts derartiger mentaler und kultureller Verwerfungen er-
scheint es nachvollziehbar, dass den aus den vergangenen Epochen des
Klassenkonflikts überkommenen Restgruppen der politischen Reprä-
sentation der Arbeiterklasse die Auseinandersetzung mit den aktuellen
Tendenzen von Klassenformierung und Klassenfragmentierung nicht
leicht fällt. Zur Auseinandersetzung mit der sozialen Wirklichkeit und
ihren kulturellen Wahrnehmungs- und Verarbeitungsformen gibt es je-
doch keine Alternative. Wer sich ihr verweigert, verfällt einem Prozess
der sozialen Isolierung, über den er/sie sich dann ebenfalls mit Heils-
erwartungen hinwegtäuscht, die sich von denen der Masse der exploi-
tierten Multitude nur durch ihren säkularisierten Charakter unter-
scheiden. Dass ein solcher Prozess längst in Gang ist, wissen wir aus
unserer alltäglichen Auseinandersetzung mit den Schnittstellen eines
möglichen neuen Aufbruchs. Dort haben häufig selbsternannte „orga-
nische Intellektuelle“ das Wort, die die Vulgata der marxistischen Klas-
sentheorie in ihrer letzten Versteinerungsvariante predigen. Nicht we-
niger anachronistisch erscheinen freilich auch die programmatischen
Absichtserklärungen jener sozialreformerischen Strömung der euro-
zentristischen Linken, die das global entfesselte Akkumulationsregime
noch einmal in einen sozialstaatlich erneuerten Klassenkompromiss hin-
einzwängen möchte. Aber auch die Bemühungen um den Aufbau reali-
tätsbewusster kollektiver Repräsentationen sind halbherzig. Eine trans-
nationale Restrukturierung der Gewerkschaftsbewegungen erscheint
überfällig, ist aber über erste Gehversuche nicht hinaus gekommen.54

Und auch die „globalisierungskritischen“ Initiativen und Träger der

53 Lothar Peter, Neue soziale Bewegungen, soziale Frage und Krise der Arbeit: Sozialkritik in
der französischen Soziologie heute, Teil I in: Sozial.Geschichte, 21 (2006), 1, S. 9–32; Teil II ebenda,
2, S. 34–51.

54 Marcel van der Linden, Die Zukunft der internationalen Gewerkschaften in historischer Per-
spektive, in: Berthold Unfried / Marcel van der Linden unter Mitarbeit von Christine Schindler
(Hg.), Labour and New Social Movements in a Globalising World System, Leipzig 2004 (ITH-
Tagungsberichte 38), S. 103–124.
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Weltsozialforen tun sich schwer bei ihren Versuchen, den punktuellen
Kampagnencharakter ihres Protests zu überwinden und sich über eine
Perspektive der Gegen-Globalisierung von unten zu verständigen.

6. Schlussbemerkung

Wenn wir bedenken, dass die Tendenzen zur Klassenformierung zusätz-
lich von außen durch die aktuelle Transformation der hegemonialen
Regulationssysteme zu „Repressionsstaaten“ blockiert werden,55 dann
stehen die Chancen einer umfassenden Umwandlung der exploitierten
Multitude zur globalen Arbeiterklasse nicht günstig. Aber dieser Ein-
druck könnte sich rasch ändern, und dann könnten wir ebenso rasch zu
einem unberechtigten Optimismus verleitet werden. Es ist aber auch gar
nicht unsere Aufgabe, irgendwelche Prognosen abzugeben. Denn wir
sind nicht die Herren des Geschehens, sondern nur teilnehmende Be-
obachter eines globalen Gesellschaftsprozesses, dessen Ausgang unbe-
stimmt ist und nicht vorhergesagt werden kann. Ob und unter welchen
Voraussetzungen sich die exploitierte Multitude über das Wechselspiel
zwischen Klassenformierung und Klassenfragmentierung erheben wird,
um das kapitalistische Weltsystem sozialistisch zu transformieren, ist
und bleibt ungewiss. Daran ändert die Tatsache nichts, dass der aktuelle
globale Prozess einen solchen Umbruch dringlicher denn je macht.

Als teilnehmende Beobachter haben wir eine Doppelrolle inne, über
die wir uns genau verständigen sollten. Im Gegensatz zu den meisten
Angehörigen der Multitude verfügen wir über analytische und konzep-
tionelle Verfahren, die es uns ermöglichen, die globale Realität in ihrer
Gesamtheit zu verifizieren und mit einem normativen Anspruch auszu-
statten, der uns über die Rolle des distanzierten Analytikers hinaus-
treibt und zu Mit-Akteuren macht: Wir engagieren uns für ein System
weltweiter sozialer Gleichheit und Gerechtigkeit, weil wir selbst nur

55 Insbesondere durch die Blockade der Migrationsketten (verschärfte Grenzregimes, zuneh-
mend restriktive „Ausländer-Politik“) und durch den Ausbau von Gettoisierungs- und Internie-
rungssystemen, in die die als „gefährlich“ eingeschätzten unteren Segmente der exploitierten Multi-
tude durch eine extrem verschärfte Kriminalisierungs- und Justizpraxis deportiert werden.
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unter dieser Voraussetzung unsere soziale Individualität und unseren
Freiheitsanspruch verwirklichen können.

Unsere Teilnehmerrolle ist somit verantwortungsethisch begründet.
Verantwortung tragen vor allem diejenigen, die privilegiert sind. Wir
haben Jahrzehnte der intellektuellen Bildung und der Muße durchlebt,
und nur unter dieser Vorbedingung konnten und können wir den Ver-
such wagen, die globale Gesellschaftsformation so zu denken, dass sie
uns nicht als eine naturwüchsige Gegebenheit einverleibt ist, sondern
eine äußere Realität darstellt, die wir analysieren können, um zu ihrer
Umgestaltung beizutragen.

Um sich auf eine solche Perspektive einzulassen, mussten die In-
tellektuellen der vergangenen Generationen zumeist „Klassenverrat“
begehen. Dies veranlasste sie nicht selten dazu, gegenüber der als revo-
lutionär identifizierten Klasse einen kompensatorischen Führungsan-
spruch anzumelden. Heute ist die Situation anders. Die Intellektuellen
sind nur noch die kulturell pointierte Facette einer breiten Intelligenz-
schicht der akademisch Qualifizierten, die inzwischen etwa ein Fünftel
bis ein Viertel der jeweiligen Gesellschaft ausmachen. Als Teil dieser
„educated society“ sind sie inzwischen gesellschaftlichen Umschich-
tungen unterworfen, die sie zunehmend von den Mittelschichten in die
oberen Segmente der exploitierten Multitude einschmelzen. Wenn sie
die Gerechtigkeitsbedürfnisse der Exploitierten auf ihre Fahne schrei-
ben, brauchen sie also keinen „Klassenverrat“ mehr zu begehen. Zu
ihrer Verantwortungsethik gesellen sich spezifisch fassbare gesellschaft-
liche Interessen, die sie selbst unmittelbar betreffen: existenzsichernde
Einkommen, humane Arbeitsbedingungen, Arbeitszeitverkürzung usw.
Dadurch aber werden sie erst wirklich zu teilnehmenden Beobachtern
in einem doppelten Sinn: Da sie über ein nichtdeterministisches und
relationales Gesellschaftsmodell verfügen, das durch die Empirie ständig
verifiziert und korrigiert werden kann, brauchen sie keinen intellektu-
ellen Chimären mehr nachzujagen, sondern können sich als integraler
Bestandteil der exploitierten Multitude betätigen und zu ihrem antago-
nistischen Formierungsprozess in Theorie und Praxis beitragen. Hierin

Sozial.Geschichte Online  33 (2022) 153



sehe ich den entscheidenden Lichtblick in einer Konstellation globaler
Gesellschaftlichkeit, die zu Optimismus ansonsten wenig Anlass gibt.
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Karl Heinz Roth

Die globale Krise: Bisheriger Verlauf – 
Entwicklungstendenzen – Wahrnehmungen 
und Handlungsmöglichkeiten von unten*

Einleitung

Vor gut zwei Jahren – im August 2007 – erreichte die aktuelle Welt-
wirtschaftskrise mit dem Kollaps der internationalen Geldmärkte ihren
ersten Höhepunkt. Aber erst als in der ersten Hälfte des September
2008 in den USA die beiden größten Hypothekenförderbanken, der
weltgrößte Versicherungskonzern und zwei hochrangige Investment-
banken zusammenbrachen, wurde vielen Menschen bewusst, dass die
Entwicklung unmittelbare Folgen für ihre berufliche und soziale Situa-
tion haben konnte. In diesen Wochen geriet das gesamte kapitalistische
Weltsystem ins Wanken. Heute beherrscht und verängstigt diese Krise
die Weltgesellschaft. Es wird wieder sichtbar, dass die Zyklen und Krisen
der Kapitalakkumulation das gesellschaftliche Leben bestimmen. Auch
wird immer heftiger um die Frage gerungen, wer für die sozialen Kosten
und die immensen Ausgaben für die Rettungspakete und Stimulierungs-
programme der öffentlichen Haushalte aufkommen soll, die in der ers-
ten Phase der Krise gestartet wurden.

In dieser Situation legte ich im Spätsommer des vergangenen Jahrs
meine laufenden Projekte beiseite. Ich begann mit einer Dokumentation

* Erstmals erschienen in:  Sozial.Geschichte Online, 2 (2010), S. 124–163. Schriftliche Ver-
sion eines Vortrags, der in der Zeit zwischen Mitte September und Ende  November 2009 in
mehreren Städten des deutschen Sprachraums gehalten wurde. Dabei variierten je nach der sozia-
len Zusammensetzung des Auditoriums die Schwerpunktsetzungen. Die schriftliche Version stellt in
gewisser Weise einen Querschnitt dieser Varianten dar. Von einigen Ausnahmen abgesehen wurde
auf Fußnotenbelege verzichtet. Herzlichen Dank an Karl Heinz Roth für die Abdruckgeneh-
migung.
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des aktuellen Krisenverlaufs, untersuchte seine tieferen Ursachen und
verglich ihn mit den bisherigen Weltwirtschaftskrisen des industrialisier-
ten Kapitalismus. Die Ergebnisse dieser Untersuchung werde ich im
ersten Schwerpunkt meines Beitrags präsentieren, um ihren analytischen
Rahmen zu umreißen.1 Ich werde aber dabei nicht stehen bleiben. Im
zweiten Abschnitt werde ich die Entwicklung der letzten Monate bilan-
zieren und der Frage nachgehen, die uns allen auf den Nägeln brennt:
Wie wird es mit dieser Krise weitergehen – ist eine Erholung oder gar
ein rascher Wiederaufschwung in Sicht, oder müssen wir uns auf eine
längere Depression einstellen? Danach werde ich drittens einige Schlag-
lichter auf die Krisenerfahrungen aus der Perspektive von unten werfen.
Im vierten und letzten Abschnitt werde ich schließlich einige Hypo-
thesen über alternative Handlungsmöglichkeiten zur Diskussion stellen.

Die erste Phase der aktuellen Weltwirtschaftskrise

Die erste Weltwirtschaftskrise des 21. Jahrhunderts begann um die Jah-
reswende 2006/2007 als Struktur- und Überkapazitätskrise der Kraft-
fahrzeugindustrie und als Hypotheken- und Immobilienkrise in der
Transatlantikregion mit Schwerpunkten in den Vereinigten Staaten und
Westeuropa. Dabei kamen vier Faktoren zum Tragen, die sich gegensei-
tig verstärkten. Im Gefolge der Hypothekenkrise brach erstens in den
USA der Massenkonsum zusammen. Er löste in den Vereinigten Staaten
eine lang anhaltende Rezession aus und führte zu einer Schrumpfung
der globalen Exportmärkte. Zweitens weitete sich die Hypotheken- und
Immobilienkrise auf die internationalen Finanz- und Kreditmärkte aus.
Es kam drittens zu einem massiven und lang anhaltenden Abzug der
Kapitalvermögen und Investmentfonds aus den Schwellen- und Ent-
wicklungsländern.  Viertens wurden ausgehend von der Kraftfahrzeug-
industrie und dem Transportsektor in allen Zweigen der gewerblichen
Wirtschaft Überkapazitäten offen gelegt, die zum akuten Verfall der Ge-

1 Zu den Details vgl. Karl Heinz Roth, Die globale Krise, Hamburg 2009. Der Band ist der erste
eines länger angelegten Projekts über die globale Krise.
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winne führten und von den Unternehmensleitungen mit Investitions-
einschränkungen und Massenentlassungen beantwortet wurden. Diese
vier ineinander greifenden Phänomene führten seit dem Frühjahr 2008
zu einem globalen Schwelbrand, der durch fünf Schockwellen akzen-
tuiert wurde und bis heute anhält. Die Talsohle der Krise wurde im
April–Mai 2009 erreicht. Bis jetzt wurden Kapitalvermögen und Ein-
kommen im Volumen von mindestens 30 Billionen US-Dollar vernich-
tet. In einer ersten Zwischenbilanz können wir festhalten, dass es sich
um eine typische Krisenkonstellation des industrialisierten Kapitalismus
handelte: Der akut zutage  getretenen Überakkumulation des Kapitals
steht eine massive Unterkonsumtion gegenüber, die in dem Augenblick
manifest wurde, als es den privaten Haushalten der globalen Unterklas-
sen nicht mehr gelang, ihre seit Jahren gesunkenen Realeinkommen
durch Kreditaufnahme und Verschuldung auszugleichen.

Hinter dieser Entwicklung standen indessen tiefere strukturelle Ur-
sachen, die aus dem voraufgegangenen großen Zyklus der Jahre 1966/67
bis 2006/2007 herrührten. Erstens waren die neuen Massenbedürfnisse
und Lebensstile der nachwachsenden Generationen den prekären Ar-
beitsverhältnissen des Post-Fordismus unterworfen worden. Dies wurde
zweitens durch die Tatsache erleichtert, dass im Bereich der Informatik
neue Basisinnovationen entwickelt worden waren, die von den Unter-
nehmensleitungen weltweit zur Durchsetzung einer Strategie der Unter-
beschäftigung genutzt  werden konnten. Drittens  hatten  sich neue
Netzwerkunternehmen  herausgebildet,  die  dazu  übergingen,  die
Wertschöpfungsketten weltweit zu reorganisieren und nach den Stand-
orten mit den niedrigsten Arbeitskosten auszurichten. Parallel dazu
hatten viertens die Kapitalvermögensbesitzer die Globalisierung der
Finanzmärkte vorangetrieben und das bisherige Regime der moderat
und mittelfristig ausgelegten Gewinnschöpfung durch ein Konzept der
beschleunigten Profitmaximierung ersetzt. Fünftens hatte sich der in-
formelle Kolonialismus zu einem offenen Kolonialismus der Protekto-
rate und der Bildung von Reservaten zur Kontrolle der Massenarmut
des Südens gewandelt. Von erheblicher Bedeutung war sechstens das
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Aufkommen einer neuen Weltwirtschaftsachse zwischen Peking und
Washington, bei der sich die klassischen Schuldner-Gläubiger-Bezie-
hungen zwischen Zentrum und Peripherie umkehrten: China exportier-
te die Billigprodukte seiner neuen Niedriglohnsektoren in die Vereinig-
ten Staaten und refinanzierte ihren dortigen Massenkonsum, indem es
in steigendem Umfang US-Dollar und US-Staatsanleihen in die Porte-
feuilles seiner Zentralbank aufnahm. Von besonderer Bedeutung war
schließlich die Herausbildung einer spezifischen Beziehung zwischen
Umweltzerstörung und Öko-Kapitalismus. In den vergangenen Jahr-
zehnten waren die natürlichen Ressourcen – Boden, Wasser und Luft –
in einem noch nie da gewesenen Ausmaß inwertgesetzt worden. Dabei
gingen die Unternehmen und Regierungen dazu über, die zerstöreri-
schen Folgen in Gestalt so genannter Verschmutzungsrechte in ihre
Bilanzen einzuschreiben. Die öko-kapitalistische Durchdringung dieses
neuen Sektors hatte Vorrang vor den Umweltbelangen, und dies führte
zu einer Vertiefung der Umweltkatastrophe.

An dieser Stelle möchte ich einige Bemerkungen über den methodi-
schen Ansatz meiner Analyse einflechten, denn er hat als Kompass bei
der Auseinandersetzung mit den tieferen Krisenursachen eine besondere
Rolle gespielt. Ich gehe von einer empirischen Weiterentwicklung des
Marxschen Zykluskonzepts aus, die seit den 1920er Jahren von einigen
Sozialökonomen und Wirtschaftshistorikern  vorangetrieben wurde.
Wegweisend war für mich dabei das Konzept des etwa fünfzig- bis
sechzigjährigen „großen Zyklus“ des sowjetischen Ökonomen Nikolai
Kondratiev. Es wurde durch das von Joseph A. Schumpeter entwickelte
Modell der „endogenen Basisinnovation“ wesentlich vertieft, durch die
preisgeschichtlichen Untersuchungen des französischen Sozialöko-
nomen François Simiand ergänzt2 und durch die Erkenntnisse Emil
Lederers über den Zusammenhang zwischen technischen Innovationen

2 Simiand zerlegte den großen Zyklus in eine Phase des Aufschwungs (Phase A) und eine Phase
des Abschwungs (Phase B). Dabei wies er empirisch nach, dass die Phase A immer mit Preissteige-
rungen (Inflation) und die Phase B mit Preissenkungen (Deflation) korreliert ist. Dem Nachweis,
dass Preisdeflationen gewöhnlich länger anhaltende Depressionsphasen auslösen, kam dabei beson-
dere Bedeutung zu.
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und Massenarbeitslosigkeit vervollständigt. Aber auch den Wirtschafts-
historikern verdanke ich viel. Fernand Braudel wies nach, dass die gro-
ßen Zyklen immer durch einen doppelten Generationswechsel geprägt
sind, und dies macht es uns möglich, die Subjekte als Akteure in das
Auf und Ab der „langen Wellen“ einzubringen. Hinzu kamen histori-
sche Untersuchungen über die bisherigen Weltwirtschaftskrisen des in-
dustrialisierten Kapitalismus, die in den vergangenen Jahrzehnten ein
hohes Niveau erreicht haben und die Voraussetzungen für systematisie-
rende Vergleiche schufen. Last but not least möchte ich auf eine dritte
Untersuchungsebene hinweisen, die meine Krisenanalyse begleitete: Die
Konfrontation der historischen und aktuellen Arbeitsverhältnisse mit
der Marxschen Werttheorie.3 Dabei stellte sich heraus, dass die Fokus-
sierung des Arbeitsbegriffs auf die so genannte doppelt freie Lohnarbeit
keineswegs ausreicht, um der ungeheuren Vielfalt der globalen Arbeits-
verhältnisse gerecht zu werden. Diese Erkenntnis war für die Auseinan-
dersetzung mit der Krisenwahrnehmung aus der Perspektive von unten
sowie für die Erarbeitung von Hypothesen zur alternativen Krisenüber-
windung besonders wichtig.

Doch damit zurück zu den Tatbeständen der aktuellen Krise. Für die
politischen Klassen der Nationalökonomien und der internationalen In-
stitutionen war der globale Kriseneinbruch eine gigantische wie uner-
wartete Herausforderung. Sie reagierten entsprechend massiv. Seit dem
Sommer 2007 schnürten sie in der Transatlantikregion eine Reihe von
Rettungspaketen zur Stützung einzelner Finanzkonzerne, die als „sys-
temwichtig“ galten. Darauf folgten ab September 2008 gewaltige natio-
nal- und supranationalstaatliche Stabilisierungsprogramme, wobei ein
US-amerikanisches Troubled Assets Relief Program (TARP) im Umfang
von 700 Milliarden US-Dollar als Vorbild fungierte. Es wurde schon bis
Ende Oktober auf 2,4 Billionen Dollar aufgestockt und erreichte bis
Ende März 2009 den gewaltigen Umfang von fünf Billionen Dollar, so

3 Der achtzehn Beiträge der „Marx-Heterodoxie“ umfassende Sammelband ist inzwischen
erschienen: Marcel van der Linden / Karl Heinz Roth (Hg.), unter Mitarbeit von Max Henninger,
Über Marx hinaus. Arbeitsgeschichte und Arbeitsbegriff in der Konfrontation mit den Arbeits-
verhältnissen des 21. Jahrhunderts, Berlin / Hamburg 2009.
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dass am Ende alle „Einbruchstellen“ des Finanzsektors abgedichtet wa-
ren, um das strukturelle  Nervenzentrum des kapitalistischen Weltsys-
tems zu retten: gigantische Kreditgarantiefonds, Zuschüsse zur Wie-
derauffüllung  des  Eigenkapitals  mit  Staatsbeteiligungen  als
Gegenleistung, die Auslagerung und Stilllegung notleidend gewor-
dener Wertschriften und die öffentliche Refinanzierung von Hypo-
theken-  und Konsumentenkrediten.  Im  letzten  Quartal  des
Jahrs 2008 zogen die meisten Nationalökonomien der Triade-Region
nach, und bis  Ende  März 2009 erreichten die öffentlichen Mittelzu-
schüsse zur Rettung des Finanzsektors ein Volumen von neun Billio-
nen US-Dollar.

Von genauso großer Bedeutung waren die Aktivitäten der großen
Zentralbanken. Seit dem Sommer 2007 mobilisierten ihre Vorstände
mehrere hundert Milliarden US-Dollar zur Stabilisierung der interna-
tionalen Geld- und Interbankenmärkte. Darauf folgten koordinierte
Aktionen zur Senkung der Zinssätze, die schließlich gegen Null ten-
dierten. Anschließend gingen viele Notenbanken zu so genannten quan-
titativen Lockerungen über, das heißt sie kauften Wertpapiere und
Staatsanleihen auf, um die Geld- und Kapitalmärkte mit zusätzlicher
Liquidität zu überschwemmen und die Kreditsperre der Banken auszu-
gleichen.

Auch der Internationale Währungsfonds (IMF) wurde in das Krisen-
management eingeschaltet und enorm aufgewertet. Er wurde ermäch-
tigt, eine Reihe von Staatsbankrotten – etwa in Island, der Ukraine, in
Ungarn, den Baltischen Staaten und Pakistan – durch die Vergabe von
Überbrückungskrediten zu moderieren und die damit verbundenen Sa-
nierungsauflagen ein Stück weit zu lockern.

Seit dem November 2008 liefen in den großen Nationalökonomien
der Triade (USA, Japan und Europa) sowie der führenden Schwellen-
länder China und Russland fiskalpolitische Konjunkturprogramme an,
wobei vor allem die Stimulierungspakete Chinas (umgerechnet 600 Mil-
liarden US-Dollar) und der neuen Obama-Administration vom Februar
2009 (789 Milliarden Dollar) besondere Bedeutung erlangten. Sie sum-
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mierten sich bis Ende März 2009 auf ein Gesamtvolumen von 2,9 Bil-
lionen Dollar und hatten die Aufgabe, die private Kapitalbildung durch
Investitionen in die Infrastruktur (Straßen- und Eisenbahnbau, Bausek-
tor, Umwelttechnologie usw.) anzukurbeln.

Um die Jahreswende 2008/2009 zogen auch die übrigen großen
Schwellenländer nach, so mobilisierten Kuwait, die Vereinigten Arabi-
schen Emirate, Saudi-Arabien, Hongkong und Kasachstan über zehn
Prozent ihres  Brutto-Inlandsprodukts (BIP), um ihre Währungen und
Zahlungsbilanzen zu stabilisieren sowie die Binnenwirtschaft zu akti-
vieren.

Besonderes Aufsehen erregten schließlich die Aktivitäten mehrerer
Regierungen zur Stützung des zusammengebrochenen Automobilsek-
tors, wobei Frankreich und Spanien als Vorreiter agierten. Es wurden
umfangreiche Subventionen und Überbrückungskredite gewährt, Ab-
wrackprämien vergeben und Zuschüsse zur Stabilisierung der Eigen-
kapitalbasis mobilisiert. In einigen Fällen konnte dadurch die Einleitung
von Insolvenzverfahren jedoch nicht verhindert werden. Besonders
spektakulär verlief die Sanierung der US-Unternehmen General Motors
und Chrysler unter dem Gläubigerschutz von Insolvenzverfahren. Sie
ermöglichten harte Restrukturierungsmaßnahmen, die durch Staatsbe-
teiligungen am Aktienkapital und die Umwandlung des Lohnverzichts
der – drastisch abgeschmolzenen – Belegschaften in gewerkschaftliche
Aktienfonds abgesichert wurden. In diesem Zusammenhang kam es
auch zur versuchten Germanisierung von General Motors Europe unter
einem korporatistischen Bündnis des Opel-Managements, des deut-
schen Gesamtbetriebsrats, der IG Metall, der deutschen Regierungs-
stäbe (Bundesregierung und involvierte Landesregierungen) und einer
österreichisch-russischen Investorengruppe. Es war jedoch von vorn-
herein absehbar, dass dieses protektionistische Abkopplungsvorhaben
scheitern würde.

Aber das war eher eine Episode am Rand des Geschehens. Aus der
Gesamtperspektive bleibt festzuhalten, dass die Akteure der Regula-
tionssysteme in der ersten Phase der aktuellen Weltwirtschaftskrise ein
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gewaltiges Anti-Krisenprogramm auflegten, das auf mehreren Ebenen
gleichzeitig ansetzte und alle historischen Vorläufer deutlich in den
Schatten stellte.

Ein weiteres markantes Phänomen der ersten Krisenphase bestand
darin, dass die Rettungs- und Stimulierungsprogramme zeitweilig mit
weit reichenden Absichtserklärungen zu sozialpolitischen Reformen ver-
bunden waren. So verabschiedete das Zentralkomitee der Kommunis-
tischen Partei Chinas im Oktober 2008 ein umfassendes Projekt zur
Agrarreform, das an den Reformen zu Beginn des chinesischen Trans-
formationsprozesses in den Jahren 1978/79 ansetzte und darauf ab-
zielte, die im „dualen Agrarsystem“ fixierten Eigentumsrechte der Par-
zellenbauernfamilien zu stärken.4 Dadurch sollten diese in die Lage
versetzt werden, Kredite aufzunehmen oder ihr Land weiter zu verpach-
ten, um den extrem zersplitterten Landbesitz einer effizienteren Nut-
zung zugänglich zu machen. Zunächst blieb offen, ob die über 200 Mil-
lionen chinesischen Bauernfamilien – insgesamt etwa 700 Millionen
Menschen – einen genossenschaftlichen Weg der landwirtschaftlichen
Restrukturierung einschlagen oder aber durch eine agrarkapitalistische
Entwicklung polarisiert und beschleunigt vom Land vertrieben würden.

Nicht weniger ambitioniert war der Versuch der am 20. Januar 2009
angetretenen Obama-Administration, in den Vereinigten Staaten eine
umfassende Gesundheitsreform einzuführen. Als Kernstück war dabei
die Implementierung einer öffentlichen Krankenversicherung für alle
US-Bürgerinnen und -Bürger vorgesehen, deren operatives Kapital im
Umfang von knapp 900 Milliarden Dollar innerhalb von zehn Jahren
durch eine Zusatzbesteuerung der Spitzeneinkommen sowie Rationali-
sierungs- und Kostensenkungsprogramme  in  der Versicherungs- und
Pharmabranche aufgebracht werden sollte. An diesem Vorhaben waren
seit Beginn des 20. Jahrhunderts schon mehrere von der Demokrati-
schen Partei geführte Regierungen gescheitert.

4 Seit der ersten Reformphase von 1978/79 fungieren die Dorfverwaltungen zusammen mit der
Zentralregierung als Kollektiveigentümer von Grund und Boden, den sie in periodischen Ab-
ständen – zumeist von 30 Jahren – an die Bauernfamilien verteilen.
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Hinzu kamen weit reichende Reformversprechen auf internationaler
Ebene. Im April 2009 verständigten sich die Staats- und Regierungs-
chefs der G-20-Gruppe auf umfassende Maßnahmen zur Regulierung
des globalen Finanzsektors. In diesem Kontext stärkten sie die Position
des IMF, der als koordinierende Exekutivinstanz aktiv werden sollte.
Sein Eigenkapital wurde um 500 Milliarden US-Dollar auf 750 Milli-
arden Dollar aufgestockt. Zusätzlich erhielt er 250 Milliarden Dollar
zur Weiterleitung an die Entwicklungsbanken zugesprochen, und man
vereinbarte, die Sonderziehungsrechte des IMF – eine Art internationa-
les Buchgeld neben der Dollar-Leitwährung – auf 250 Milliarden Dollar
anzuheben. Die G-20-Gruppe stand zu dieser Zeit ersichtlich unter
dem Konkurrenzdruck seitens einer Expertenkommission der Vereinten
Nationen, die unter Leitung des Ökonomen Joseph E. Stiglitz mit sehr
viel weiter reichenden Reformvorschlägen, so etwa der Ablösung des
US-Dollar durch ein neues Weltgeld, der Etablierung einer globalen Be-
hörde zur Kontrolle der Finanzmärkte und der Einführung eines glo-
balen Kreditfonds, aufwartete.

Die Analyse der ersten Phase der aktuellen Weltwirtschaftskrise und
der bislang implementierten Anti-Krisenprogramme wird indessen erst
dann wirklich tragfähig, wenn wir sie mit den bisherigen globalen Krisen
des industrialisierten Kapitalismus – den Krisen der Jahre 1857 bis 1859,
1873 bis 1876 und der anschließenden langen Depression bis 1895 sowie
der Weltwirtschaftskrise von 1929 bis 1933 und der anschließenden
Großen Depression bis zum Beginn des Zweiten Weltkriegs – verglei-
chen. Dabei treten hinsichtlich der auslösenden geographischen und
strukturellen Faktoren erstaunliche Analogien zutage: Alle bisherigen
vier Weltwirtschaftskrisen begannen in den Vereinigten Staaten von
Amerika, und sie wurden immer durch Hypotheken- und/oder Aktien-
spekulationen ausgelöst. Aber auch bei den Bekämpfungsmaßnahmen
können wir frappierende Übereinstimmungen feststellen. Beispielsweise
wurden schon 1857/58 Kreditgarantiefonds gegründet, faule Wechsel-
papiere ausgelagert und strategisch wichtige „Eckhäuser“ vor dem Kol-
laps gerettet. Allein dieser kleine Seitenblick zeigt, wie unsinnig es ist,

Sozial.Geschichte Online  33 (2022) 163



die heutigen Rettungs- und Stimulierungspakete pauschal als „keyne-
sianisch“ zu bezeichnen. Es ging den herrschenden Klassen damals wie
heute einfach darum, die „Finanzarchitektur“ zu erhalten, die Wirt-
schaftskreisläufe von den vernichteten Kapitalien freizuschaufeln und
den Schlüsselbereich des kapitalistischen Akkumulationsprozesses vor
einer „Kernschmelze“ zu bewahren. Für die dabei anfallenden „toten
Kosten“ musste damals wie heute die „Allgemeinheit“ aufkommen, und
das waren in erster Linie die Unterklassen.

Von großer Bedeutung waren auch die mittelfristigen Folgen der
bisherigen  globalen  Krisen  des  industrialisierten  Kapitalismus.  Mit
Ausnahme der Krise von 1857 bis 1859 führten sie alle zu einer pro-
tektionistischen „De-Globalisierung“ des Weltsystems, die wiederum
unterschiedlich weit reichende währungs-, handels- und wirtschafts-
politische Blockbildungen mit allen ihren politisch-militärischen Weite-
rungen auslösten.

Im Brennpunkt unseres Interesse steht indessen verständlicherweise
der engere Vergleich mit der Weltwirtschaftskrise des 20. Jahrhunderts.
In diesem Kontext ist es aufschlussreich zu wissen, dass nicht wenige
Akteure der heutigen Krisenbekämpfungsstäbe ihre wissenschaftlichen
Karrieren mit der Aufarbeitung der Großen Depression der 1930er Jah-
re absolviert haben, so etwa der US-Notenbankchef Ben Bernanke und
die in Berkeley lehrende Wirtschaftshistorikerin Christina Romer, die
inzwischen in Obamas Wirtschaftsberaterstab aktiv ist. Ihren Papieren
können wir aufschlussreiche Informationen entnehmen, die die Massi-
vität der aktuellen Krisenintervention erklären. In ihnen wird die aktu-
elle Überschwemmung der Geld- und  Kapitalmärkte mit Liquidität
als Lehre aus dem Versagen der großen Zentralnotenbanken zu Beginn
der 1930er Jahre gerechtfertigt. Die riesigen fiskalpolitischen Stimulie-
rungsprogramme gelten als nachträgliche Antwort auf die angeblich zu
halbherzigen Konjunkturvorhaben der Roosevelt-Ära, und mit beson-
derer Verve wird allen jenen Wirtschaftspolitikern ins Gewissen geredet,
die sich auf Kosten der anderen Nationalökonomien durch protektio-
nistische Abschottungsmaßnahmen sanieren möchten. Die Einsicht in
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diese Argumentationsmuster erleichtert es uns, die gewaltigen Anstren-
gungen zu verstehen, die die herrschenden Eliten in den vergangenen
zweieinhalb Jahren an den Tag gelegt haben, um die globale Krise unter
Kontrolle zu bringen. Ihre Panik war groß, und an die Folgephäno-
mene, die die Anti-Krisenprogramme auslösen würden, dachte zunächst
niemand.

Die aktuelle Situation und die voraussichtliche weitere 
Entwicklung

Seit dem Abschluss meines Buchmanuskripts5 sind inzwischen fünf
Monate vergangen. In dieser Zeitspanne ist außerordentlich viel gesche-
hen, insbesondere hat die Krise ihre Talsohle durchschritten. Die
Rettungs- und Stützungsprogramme der Regulationssysteme haben zu
greifen begonnen, und schon werden die Karten in Erwartung einer
raschen Erholung und eines baldigen Wiederaufschwungs neu gemischt.
Wie wird es voraussichtlich weitergehen? Haben wir tatsächlich mit
einer neuen Wachstumsperiode zu rechnen, oder wird das Weltsystem
in eine lang anhaltende Depression übergehen? Diese Frage ist für die
Entwicklung von Gegenwehr und Gegenperspektiven von strategischer
Bedeutung. Deshalb erscheint es geboten, die aktuellen ökonomischen
Entwicklungstendenzen sorgfältig gegeneinander abzuwägen.

Zweifellos gibt es inzwischen markante Erholungszeichen. Viele Na-
tionalökonomien der Triaderegion haben die Rezession überwunden
und stabilisieren sich auf niedrigem Niveau; dazu gehören vor allem
Frankreich, Deutschland, die Schweiz und die Vereinigten Staaten.
Parallel dazu scheinen einige große Schwellenländer – vor allem China
und Brasilien – wieder zu den hohen Wachstumsraten der Vorkrisen-
jahre zurückzukehren, und vor allem in China könnten sich die öffent-
lichen Konjunkturprogramme zur Stimulierung des Straßen- und Auto-
bahnbaus mit dem Aufschwung der Kraftfahrzeugindustrie zu einer
ausgesprochenen Motorisierungskonjunktur zusammenfügen.

5 Wie Anm. 1.
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Entsprechend wittern die Kapitalvermögensbesitzer Morgenluft. Aus
den finanzpolitischen Rettungspaketen sind hunderte Milliarden US-
Dollar auf die Geld- und Kapitalmärkte geflossen. Die weltweiten Akti-
enkurse haben sich deutlich erhöht und inzwischen wieder die Hälfte
des Vorkrisenstands erreicht. Ähnliche Tendenzen sind auch auf den
Rohwaren- und Devisenmärkten zu beobachten. Vor allem die Preise
der Industriemetalle haben wieder angezogen, und auf den Devisen-
märkten sind die Renditejäger wieder unterwegs. Während sie in der
Vorkrisenperiode vor allem Kredite in Schweizerfranken und Yen auf-
nahmen und dann in den Hochzinsregionen der emerging markets an-
legten, basieren ihre als carry trade bezeichneten Währungsspekulati-
onen jetzt auf dem zinslos gewordenen US-Dollar. Sobald sich die
ersten realwirtschaftlichen Erholungszeichen konsolidieren, werden sie
wieder durch riskante Operationen auf den Geld- und Kapitalmärkten
überlagert.

Diesen Erholungszeichen stehen jedoch gewichtige aktuelle und
strukturelle Gegentendenzen gegenüber. Aktuell befindet sich die Welt-
wirtschaft in einer anhaltenden Preisdeflation. Der Preisverfall hat sein
Epizentrum in Japan und wird vor allem durch die sinkenden Massen-
einkommen und die Stagnation des Welthandels aufrecht erhalten. Des
Weiteren befinden sich strategische Wirtschaftssektoren in einer anhal-
tend tiefen Krise. Hier ist vor allem auf den Transport- und Transport-
mittelsektor hinzuweisen. Der weltweite Containerumschlag hat sich
halbiert. Alle großen Reedereien schreiben rote Zahlen. Weltweit ent-
wickelt sich eine tiefe Hafen- und Schiffbaukrise. Auch die Fluggesell-
schaften und die Flugzeugindustrie bekommen die Krisenfolgen zu
spüren, und die Kraftfahrzeugindustrie der entwickelten Zentren hat
nach dem Auslaufen der Abwrackprämien wieder mit Umsatzeinbußen
zu kämpfen. Aber auch der Massenkonsum der Vereinigten Staaten ist
als mittelfristiger Wachstumsmotor ausgefallen. Selbst wenn sich die
wirtschaftliche Erholung weiter konsolidieren sollte, wird die weltweite
Massenerwerbslosigkeit zunächst weiter zunehmen, den Niedergang der
Masseneinkommen aufrecht erhalten und den Abbau der Überkapazi-
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täten in wichtigen Industriesektoren verzögern. Selbst im Finanzsektor
ist die Krise noch keineswegs ausgestanden. Die gewerblichen Immo-
bilien- und Hypothekenmärkte sind noch keineswegs stabilisiert, wie
sich jüngst am Beispiel der Zahlungsunfähigkeit der Emirat-Holding
Dubai World zeigte. In den Vereinigten Staaten geht die Zahl der Kon-
kurse lokaler und regionaler Finanzinstitute in die Hunderte. Erhebliche
Teile der ausgelagerten faulen Wertschriften sind noch keineswegs ab-
geschrieben, und auf die transnational operierenden Großbanken kom-
men im Gefolge der anhaltenden Welthandelskrise erhebliche neue
Kreditausfälle zu. Alle diese Phänomene werden durch eine gewaltige
Verschuldung der öffentlichen Haushalte überlagert, die vor allem die
Nationalökonomien der entwickelten Zentren – Japan, Europa und die
Vereinigten Staaten – erfasst hat. Das Volumen der jährlichen Neuver-
schuldung schwankt dabei zwischen sechs und vierzehn Prozent des
Bruttoinlandsprodukts, und Japan, Großbritannien und die USA führen
diese Entwicklung an. Noch bedenklicher nehmen sich inzwischen die
kumulierten Gesamtschulden der öffentlichen Haushalte aus, sie er-
reichen inzwischen in der Euro-Zone 60 bis 70 Prozent und in Japan,
Großbritannien und den Vereinigten Staaten ein Mehrfaches des jewei-
ligen realen Bruttoinlandsprodukts. Das Gesamtvolumen der weltwei-
ten Staatsverschuldung beläuft sich inzwischen auf zwölf bis dreizehn
Billionen US-Dollar. Davon entfallen allein auf die Vereinigten Staaten
nach offiziellen Angaben 4,3 Billionen Dollar. Das Ausmaß dieses Be-
trags wird uns erst deutlich, wenn wir ihn historisch vergleichen. Zur
Finanzierung des New Deal und der Rüstungs- und Militärausgaben des
Zweiten Weltkriegs mobilisierten die USA in den 1930er und 1940er
Jahren – im Umrechnungskurs des Jahrs 2009 – 500 Milliarden bzw.
3,5 Billionen Dollar. Allein in der ersten Phase der aktuellen Krise haben
die Vereinigten Staaten somit hinsichtlich des deficit spending alle histo-
rischen Vergleichsmaßstäbe gesprengt. Können derart gewaltige Staats-
schulden überhaupt noch auf dem üblichen Weg – durch Steuererhö-
hungen und Reduktion der Sozialausgaben – getilgt werden? Viele
Vordenker der internationalen think tanks bezweifeln dies inzwischen.
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Sie sprechen sich immer offener für eine Strategie der kontrollierten
Hochinflation aus, um die Masseneinkommen auf dem kalten Weg der
beschleunigten Geldentwertung weiter zu reduzieren und die Staats-
schulden geräuschlos abzubauen.

Zusätzlich müssen wir aber auch die strukturellen Gegentendenzen
beachten, und auch sie fallen erheblich ins Gewicht. Die bizarre und in-
zwischen als Chimerica bezeichnete Symbiose zwischen China und den
Vereinigten Staaten kann mittelfristig nicht durch ein anderes Wachs-
tumsmodell ersetzt werden. Im Gegensatz zu den Verheißungen der
Propagandisten eines Grünen New Deal sind nirgends Basisinnovati-
onen in Sicht, die ausgehend von der Entwicklung ökologischer Tech-
nologien und erneuerbarer Energien einen neuen globalen Wachs-
tumsschub auslösen könnten. Die wirtschaftlichen Ungleichgewichte
zwischen den Erholungs- und Depressionsregionen werden sich weiter
verstärken. Und schließlich ist völlig ungewiss, welches Weltwährungs-
system auf die sich ihrem Ende zuneigende Ära der globalen Leit-
währung US-Dollar folgen wird.

Beim sorgfältigen Abwägen der hier in groben Umrissen skizzierten
Erholungs- und Krisentendenzen drängt sich der Schluss auf, dass wir
am ehesten mit einer langen Depression zu rechnen haben. Wir werden
uns auf eine mehrjährige deflationäre Periode des großen Zyklus ein-
zurichten haben, die durch niedrige Preise, sinkende Einkommen,
stagnierende Gewinne und Investitionen, forcierte Unternehmenszu-
sammenschlüsse, sprunghafte Produktivitätssteigerungen, anhaltende
Massenerwerbslosigkeit und geringes globales Wirtschaftswachstum ge-
prägt sein wird.

Ein weiteres Charakteristikum der im April–Mai 2009 begonnenen
zweiten Krisenphase ist das Abbröckeln der strukturellen Reformver-
sprechen, mit denen die gewaltigen Rettungs- und Stimulierungspakete
einige Monate lang verbunden waren. Die Anläufe der G-20-Gruppe
zur Bändigung der Kapitalvermögensbesitzer und zur Redimensionie-
rung des internationalen Währungs- und Finanzsystems sind auf einige
kosmetische Operationen zur Stilllegung der so genannten Steueroasen
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reduziert worden. Die weitergehende Reformperspektive der UN-Kom-
mission um Joseph Stiglitz ist marginalisiert. Aber auch die Regie-
rungen der großen Nationalökonomien machen keine Anstalten zu
ernsthaften Eingriffen: Eine markante Erhöhung des haftenden Eigen-
kapitals würde die Bankenprofite schmälern, und auch die zeitweilig
diskutierte Aufspaltung der transnationalen Finanzkonzerne wurde ver-
tagt – sie durchlaufen im Gegenteil einen rasanten Konzentrations-
prozess. Diese Entwicklung begünstigt die Rückkehr zur extremen
Risikobereitschaft, denn die Regierungen können die neuen Mammut-
institute aus Gründen der Systemerhaltung noch weniger als bisher
bankrott gehen lassen.

Auch die von der Obama-Administration mit großem Aufwand pro-
pagierte Gesundheitsreform hat ihren Schwung verloren. Nicht nur die
Republikaner, sondern auch ein immer größer werdender Flügel der
Democratic Party sperren sich erfolgreich gegen die Einführung einer
Krankenkasse, die die Gesundheitsrisiken aller US-Bürgerinnen und
-Bürger aus öffentlichen Umlagen abdeckt. Damit haben sich schon
jetzt alle Hoffnungen, die extreme Kälte der US-amerikanischen Ar-
beits- und Sozialverfassung ausgehend von einer Reform des Gesund-
heitswesens substanziell zu mildern, als illusorisch erwiesen. Es handelte
sich wohl doch nur um eine Episode des Präsidentenwahlkampfs, die
von der neuen Administration des Washington Consensus gleich wieder
in die Schubladen verbannt wurde.

Wie aber ist es um die im Oktober 2008 proklamierte zweite chine-
sische Agrarreform bestellt? Alle erreichbaren Informationen deuten
darauf hin, dass die Ansätze zur genossenschaftlichen Restrukturierung
des dualen landwirtschaftlichen Systems an Bedeutung verlieren. Die
Zentralregierung hat ihnen mit ihrem Beschluss, den antizyklischen Sti-
mulierungsprogrammen oberste Priorität zu geben und weitere Land-
wirtschaftsflächen dem Infrastrukturausbau zu opfern, die Grundlage
entzogen. Die dadurch ausgelöste Verknappung der landwirtschaftli-
chen Nutzflächen hat vielmehr neue Märkte für den Handel mit
Pachtrechten hervorgebracht und den Weg zur kapitalistischen Agrar-
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intensivierung geöffnet. Entsprechend wird sich die Landflucht der Par-
zellenbauernfamilien beschleunigen, und die Zahl der Wanderarbeite-
rinnen und Wanderarbeiter wird weiter zunehmen. Schon Ende 2008
gab es in China 254 Millionen Wanderarbeiterinnen und Wanderarbei-
ter, sie stellen seither ein Drittel des gesamten chinesischen Arbeits-
kräftepotentials. Ohne Zweifel wird die kapitalistische Wendung der
chinesischen Agrarreform weltgeschichtlich relevante Folgen haben.
Wenn es der chinesischen Zentralbürokratie gelingt, die Aufhebung des
Staatseigentums an Grund und Boden mit einer rechtzeitigen und effi-
zienten Ausweitung der sozialkompensatorischen Sicherungssysteme
auf das Land zu kombinieren, dann könnte sie zum Zentrum der Kri-
senüberwindung und der Restrukturierung des Weltsystems aufsteigen.
Scheitert sie aber, dann haben wir mit einer neuen Ära der Sozialrevol-
ten zu rechnen, deren Epizentrum von den Bauernarbeiterinnen und
Bauernarbeitern Chinas gestaltet wird.

Nicht weniger problematisch ist schließlich die Lage auf dem Terrain
des weltweit zu koordinierenden Umwelt- und Klimaschutzes. Obwohl
sich im Vorfeld der Kopenhagener Klimakonferenz neben den Protago-
nisten Japan und Europa auch die Hauptakteure China und USA mit
Absichtserklärungen zur Reduktion der Treibhausgase zu Wort melde-
ten, ist es in Kopenhagen nicht gelungen, auf das im Jahr 2012 auslau-
fende Kyoto-Protokoll ein weltweit verbindliches Abkommen folgen
zu lassen, das die Treibhausgase entscheidend reduzieren wird. Es blieb
wie im Finanzsektor bei vollmundigen Absichtserklärungen, denen aber
keine konkret greifenden globalen Aktionspläne unterlegt wurden: Die
Naturzerstörungen und Klimakatastrophen werden zunehmen, wäh-
rend sich gleichzeitig die ökokapitalistische Durchdringung der Bio-
und Geosphäre weiter beschleunigt.

Das sind nur die vier wichtigsten Beispiele. Die trügerischen und
labilen Erholungszeichen der letzten Monate scheinen ausgereicht zu
haben, um die strukturellen Reformkonzepte wieder von den Rettungs-
und Stabilisierungspaketen abzukoppeln. Der Krisen-Keynesianismus
entledigt sich zunehmend seiner mittelfristigen sozialpolitischen Inte-
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grationsfunktionen, insbesondere der Stabilisierung der Einkommens-
verhältnisse und der Strategie der Vollbeschäftigung.

Während die strukturellen Reformaspekte zunehmend aus den Anti-
Krisenprogrammen verschwinden, benutzen die herrschenden Eliten die
Krise als Hebel zu weit reichenden Eingriffen in die Felder der Wissens-
arbeit und der Wissensproduktion. Dabei werden jedoch nur Prozesse
beschleunigt, die schon in der letzten Phase des voraufgegangenen
großen Zyklus in Gang gekommen waren. Wir können sie als qualitativ
neue Etappe der reellen Subsumtion der Wissenschaft unter das Kapital
begreifen. Die auslösenden Krisenfaktoren sind bekannt, so dass wir uns
auf einige Schlaglichter beschränken können.

Die Stiftungsuniversitäten der Vereinigten Staaten haben in den letz-
ten zwei Jahren ein Drittel ihres Kapitalvermögens verloren. Parallel
dazu sind Hunderttausende von Studierendenkrediten notleidend ge-
worden. Diese Destabilisierung des weltweit noch immer führenden
Wissenschaftszentrums löste Schockwellen aus, die die in den nachge-
ordneten Bereichen der Triade und der Schwellenländer ebenfalls zu
beobachtenden Krisentendenzen verstärkten. Die Wissenschaftsbüro-
kratien reagieren weltweit auf die Kürzung ihrer Budgets mit einer
Verdichtung und Hierarchisierung der Ausbildungsgänge (in Europa:
Aufspaltung der Studiengänge in Bachelor- und Masterstudium), wäh-
rend die Mehrzahl der Absolventinnen und Absolventen der Wissens-
fabriken in prekären Arbeitsverhältnissen landet und alle einer gnaden-
losen Konkurrenz auf den Weltmärkten für Wissensarbeit ausgesetzt
sind. Parallel dazu wird die direkte Unterwerfung der Wissensproduk-
tion unter die Innovationsstrategien des Kapitals beschleunigt, indem
ihre Institutionen restrukturiert, hierarchisiert und dem direkten Unter-
nehmerkommando unterworfen werden (Ausbau der Stiftungs- und
Privatuniversitäten). Hinzu kommt drittens eine gravierende Neube-
stimmung der Inhalte der Wissensproduktion. Der Wissenschaftssektor
geht der letzten Reste seiner konzeptuellen Autonomie verlustig und
wird in aller Offenheit auf Kriegs- und Rüstungsforschung, auf neue
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Techniken der Roh- und Ersatzstoffexploration sowie auf die Aktions-
felder der internationalen Machtpolitik ausgerichtet.

Diese Entwicklungstendenzen stehen mit weit reichenden Redimen-
sionierungen im Bereich der internationalen Machtpolitik im Zusam-
menhang. Die Welthegemonie der Vereinigten Staaten von Amerika
neigt sich seit längerem ihrem Ende zu, aber dieser Prozess hat sich seit
Krisenbeginn erheblich beschleunigt. Wir sind inzwischen Zeugen einer
multipolaren Blockbildung, die neue wie alte imperialistische Regional-
zentren hervorbringt. China kontrolliert inzwischen nicht nur die
Märkte Südostasiens, sondern bringt auch die Rohstoffsektoren Aus-
traliens, der Pazifikregion und des Subsaharischen Afrika unter seine
Kontrolle. Um die neuen Rohstoffrouten und -zentren militärisch zu
sichern, baut die Zentralregierung die Kriegsmarine massiv aus und reor-
ganisiert ihre Landstreitkräfte, um sie auf Auslandseinsätze vorzube-
reiten. Die brasilianische Regierung hat einen strategischen Rüstungs-
pakt mit Frankreich geschlossen, um die vor der Atlantikküste neu
entdeckten Erdöl- und Erdgasvorkommen durch die Aufrüstung der
Marine und Luftwaffe zu sichern: Die Logik der Geostrategie war mäch-
tig genug, um ein Bündnis zwischen dem Umfeld des Präsidenten Lula
da Silva und der Armee zu zimmern, das jahrzehntelang undenkbar er-
schienen war. Auch Indien rüstet massiv auf, um die Handels- und
Transportrouten des Indopazifik und der ostafrikanischen Küste unter
Kontrolle zu bringen. In Russland wiederum war der militärisch-indus-
trielle Komplex seit Krisenbeginn ein Eckpfeiler der antizyklischen
Staatsintervention, und seit neuestem sind wir Zeugen einer Wiederbe-
lebung der zaristischen Eurasien-Ideologie, die einmal mehr den Zugriff
auf Zentralasien legitimieren soll. Währenddessen entdeckten auch die
Vereinigten Staaten ihren lateinamerikanischen „Hinterhof“ neu: Der
in Kolumbien beginnende Wiederaufbau strategischer Militärbasen löste
in Lateinamerika umgehend eine neue Aufrüstungswelle aus. Angesichts
dieser unzweideutigen Tendenzen wollte auch die Europäische Union
nicht zurückstehen. Sie initiierte in ihren Kernländern eine verschwie-
gene Aufrüstungswelle, die unzweideutig mit der Schwarzmeerregion
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als dem nächsten Expansionsziel korreliert ist. Über alle diese bedroh-
lichen Entwicklungstendenzen diskutiert kaum jemand. Sie werden der-
zeit noch durch die asymmetrische Kriegskoalition der USA mit ihrem
Fokus Afghanistan überlagert. Aber es ist nur eine Frage der Zeit, wie
lange diese kollektiv-kolonialistische Erbschaft aus dem voraufgegan-
genen Zyklus noch die machtpolitischen Blockbildungen der heraufzie-
henden langen Depression verdecken wird.

Es gibt jedoch auch Gegentendenzen, die die sich abzeichnende Ent-
wicklung deutlich von den Prozessen der imperialistischen Blockbil-
dung in den 1880er/1890er und 1930er Jahren unterscheiden. Auf ihrer
jüngsten Gipfelkonferenz in Pittsburgh etablierten sich die Regierungen
der G-20-Gruppe als neues Koordinationszentrum des Weltsystems.
Sie beließen es dabei keineswegs nur bei Absichtserklärungen, sondern
werteten den Internationalen Währungsfonds (IMF) zu einem Exeku-
tivorgan auf, das als perspektivische Welt-Zentralbank wirtschaftliche
Ungleichgewichte ausgleichen und als lender of last resort zum Abbau
der gigantisch angewachsenen Devisenreserven der großen Schwellen-
länder beitragen soll. Angesichts der schon im April 2009 erfolgten
Aufstockung des Eigenkapitals und der Sonderziehungsrechte des IMF
sind diese Beschlüsse durchaus ernst zu nehmen. Aber auch hier gilt
es – wie beim weiteren Fortgang der chinesischen Agrarreform – erst
einmal abzuwarten. Gegenwärtig kann niemand voraussagen, ob wir tat-
sächlich einer Ära des kollektiv koordinierten Imperialismus entgegen-
gehen, dessen Umrisse Karl Kautsky schon vor über 90 Jahren skiz-
ziert und als „Ultra-Imperialismus“ bezeichnet hatte. Und sollte es der
G-20-Gruppe tatsächlich gelingen, die immer stärker zutage tretenden
Rivalitäten der multipolaren Großmächte auszugleichen, dann bliebe
immer noch die Frage offen, wie lange diese Konstellation Bestand hat.
Erst gegen Ende der kommenden langen Depression wird sich entschei-
den, ob es sich bei dieser Konstellation nur um ein Übergangsphäno-
men handelte, bis sich ein neues hegemoniales Zentrum etablierte, oder
ob sie von längerer Dauer sein wird.

Sozial.Geschichte Online  33 (2022) 173



Ob so oder so: Für das globale Multiversum der Erwerbsabhängigen,
Erwerbslosen und Pauperisierten birgt keine der möglichen Auswirkun-
gen der aktuellen Weltwirtschaftskrise auf die internationale Machtpo-
litik positive Aspekte. Es ist mit Programmen zur Krisenbekämpfung
konfrontiert, die sich ihrer strukturellen Reformkomponenten weit-
gehend entledigt haben. Die globalen Unterklassen müssen sich auf
einen Krisen-Keynesianismus einrichten, der die archaischen, schon in
der vorindustriellen Periode entwickelten Programme zur Stabilisierung
der „Finanzarchitektur“ ergänzt und sich aller sozialpolitischen Konzes-
sionen an die Stabilität der Masseneinkommen und das Beschäftigungs-
wachstum entledigt hat.

Krisenerfahrungen aus der Perspektive von unten

Für die globalen Unterklassen der Erwerbsabhängigen, Erwerbslosen
und Pauperisierten brachte die seit der Jahreswende 2006/2007 über sie
hereingebrochene Krise teilweise traumatische, teilweise aber auch para-
doxe Erfahrungen. Gegenwärtig ist es trotz aller Anstrengungen noch
nicht möglich, diese Erfahrungshorizonte auch nur annähernd zu um-
reißen. Es scheint lediglich festzustehen, dass sich die im voraufgegan-
genen Zyklus in Gang gekommene Auflösung der Dreiteilung des Welt-
systems – Zentren, Semiperipherie und Peripherie – auch hinsichtlich
der Arbeits-, Einkommens- und Ernährungsverhältnisse weiter be-
schleunigt hat. Die Massenarmut ist keineswegs mehr nur ein Phäno-
men des globalen Südens, sondern dringt zunehmend auch in die
Schwellenländer und die Triaderegion vor. Umgekehrt vermochten die
weiter beschäftigten Teile der Weltarbeiterklasse in allen Weltregionen
ihr Einkommensniveau einigermaßen zu halten, während die erwerbs-
los Gewordenen aufgrund des im Vorzyklus erfolgten Abbaus der so-
zialen Sicherungssysteme rasch zu den langfristig Un- oder Unterbe-
schäftigten aufschlossen und sozial marginalisiert wurden. Parallel dazu
beschleunigte die Krise die Ausweitung der prekären Arbeitsverhältnisse
in allen ihren Schattierungen. Selbst in den großen Nationalökonomien
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Japans, der Vereinigten Staaten und Europas haben die unbefristeten
und einigermaßen gesicherten Arbeitsverhältnisse den Charakter eines
dominierenden „Normalarbeitsverhältnisses“ verloren. Gemeinsam ist
den globalen Unterklassen des Weiteren, dass sie auch in den Konstel-
lationen der großen Schwellenländer und der Triaderegion mit durch-
schnittlichen Einkommensverlusten zwischen fünf und fünfzehn Pro-
zent konfrontiert sind. Das erste Jahrzehnt des zweiten Millenniums
sieht das globale Multiversum der Erwerbsabhängigen, Erwerbslosen
und Pauperisierten in dieser Hinsicht unzweifelhaft in der Position des
sozialökonomischen Verlierers.

Insgesamt dominiert somit trotz einiger markanter Gegentendenzen
weltweit der soziale Abstieg. Vor allem die laufenden statistischen Über-
blicke der UN-Organisationen dokumentieren diesen Trend. Den Schät-
zungen des International Labour Office (ILO) zufolge wird die Zahl
der weltweit Erwerbslosen bis Ende 2009 um 40 bis 60 Millionen Men-
schen zunehmen – der Ausgangssockel der globalen Erwerbslosigkeit
umfasste schon zu Krisenbeginn 239 Millionen Menschen. Noch dra-
matischer sind die aktuellen Berichte der Welternährungsorganisation
(Food and Agriculture Organisation, FAO) der Vereinten Nationen, die
von einem Anstieg der Zahl der chronisch Unterernährten und Hun-
gernden um 160 bis 200 Millionen auf 1,02 Milliarden Menschen aus-
geht. Das aber besagt, dass gegen Ende dieses Jahres eine Milliarde
Menschen in rechtlosen, extrem unterbezahlten und gesundheitsschäd-
lichen Gelegenheitsjobs gegen ihren Hunger und ihre Obdachlosigkeit
ankämpfen. Das Ausmaß einer derart rapid zunehmenden Massenver-
elendung überschreitet das gewöhnliche Vorstellungsvermögen. Aber
auch der Historiker steht ihm fassungslos gegenüber, denn die aktuelle
Weltwirtschaftskrise ist das krasse Gegenstück zu den Hunger- und
Subsistenzkrisen der vorindustriellen Ära, die durch Getreidemissern-
ten ausgelöst und insofern typische Unterproduktionskrisen gewesen
waren. Heute aber leidet auch die Weltlandwirtschaft an Überkapazi-
täten, und die Preise für landwirtschaftliche Rohstoffe sind drastisch
gefallen. In den durch die Welthandelskrise besonders getroffenen
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Depressionsgebieten herrscht jedoch Hochinflation, und deshalb
schlägt sich der Niedergang der Weltagrarpreise nicht in den realen
Lebensmittelpreisen nieder. Seit der Preisexplosion vom Sommer 2008
verharren sie noch immer zu einem Viertel über dem Vorkrisenniveau.
Diese paradoxe Hungerfalle wird zusätzlich dadurch funktionsfähig ge-
halten, dass die Institutionen der Welthungerhilfe seit neuestem nicht
mehr Lebensmittel verteilen und dadurch die überhöhten Lebensmittel-
preise senken, sondern vielmehr Geldzahlungen für den Kauf von Nah-
rungsmitteln gegen Arbeitsleistung anbieten – die aber bei Erwerbs-
losenquoten zwischen 50 und 75 Prozent nur noch ausnahmsweise zu
erbringen sind.

Indessen besagen derartige Übersichtszahlen nicht viel über die sozi-
ale Wirklichkeit. Um sie konkret fassbar zu machen, sind Fallstudien
unabdingbar. Im Folgenden konzentriere ich mich auf drei Konstellatio-
nen, die für die globalen Krisenerfahrungen aus der Perspektive von
unten repräsentativ sein dürften und zugleich die unterschiedlichen Ent-
wicklungsstadien der über 190 Nationalökonomien berücksichtigen.
Denn wir müssen uns immer wieder vor Augen führen, dass die klassi-
sche Dreiteilung des industrialisierten Weltsystems der Vergangenheit
angehört und einer Vielfalt von Kapitalismen Platz gemacht hat, die in
ihren unterschiedlichen Strukturen und Entwicklungsstadien das Auf
und Ab von Globalisierung und De-Globalisierung bedingen.

In den Vereinigten Staaten ist die offiziell registrierte Arbeitslosen-
quote seit der Jahreswende 2007/2008 auf inzwischen 10,2 Prozent der
erwerbsabhängigen Bevölkerung gestiegen – das sind knapp 16 Millio-
nen Menschen. Aber die Situation ist wesentlich schlimmer, denn in der
behördlichen Arbeitslosenstatistik tauchen nur diejenigen Menschen
auf, die sich in den jeweils letzten vier Wochen aktiv um einen Arbeits-
platz bemüht haben. Allein die Zahl derjenigen, die sich nach einer
zwölfmonatigen Pause der Entmutigung wieder arbeitslos meldeten,
wird auf 2,3 Millionen beziffert. Hinzu kommen etwa neun Millionen
Kurzzeitbeschäftigte. Nach seriösen Schätzungen sozialwissenschaft-
licher Institute belief sich die Quote der Erwerbslosen Anfang Dezem-

176



WIEDERVERÖFFENTLICHUNG / REPRINT

ber 2009 auf 17,0 bis 17,5 Prozent oder 26 bis 27 Millionen Menschen,
und in den von der Häuserkrise oder den industriellen Zusammen-
brüchen besonders betroffenen Bundesstaaten wie California, Arizona,
Florida, Nevada, Michigan, Ohio und Rhode Island reicht sie inzwi-
schen an die 20-Prozent-Marge heran. Um die soziale Lage der Betrof-
fenen zu verstehen und sie mit der Situation der Erwerbslosen in ande-
ren Weltregionen vergleichen zu können, müssen wir zusätzlich wissen,
dass in den Vereinigten Staaten die Kündigungsfristen extrem kurz
sind, dass in der Regel keine Abfindungen gezahlt werden und dass im
Normalfall nicht länger als ein halbes Jahr lang Arbeitslosengeld gezahlt
wird, zu dessen Bezug ohnehin nur 43 Prozent der Erwerbsabhängigen
berechtigt sind. Vor allem aber verlieren die Erwerbsabhängigen mit
ihrem Arbeitsplatz auch ihre Krankenversicherung, denn die extrem
teuren individuellen Versicherungsprämien können sie nicht bezahlen.
Der Absturz in die Armut und die Obdachlosigkeit findet entsprechend
schnell statt, zumal im Gefolge der Gentrifizierung der Städte auch die
billigen Sozialwohnungen genauso verschwunden sind wie die Ansätze
zum Aufbau minimaler Sicherungssysteme aus den 1960er und 1970er
Jahren. Die privaten Obdachlosennetzwerke haben mit ihren Notschlaf-
stellen,  Obdachlosenheimen und Suppenküchen Hochkonjunktur.
Allein in ihren Kinderhorten sind zurzeit 1,5 Millionen Kinder unterge-
bracht. Etwa 45 Millionen Menschen (13,2 Prozent der Gesamtbevöl-
kerung) waren im Jahr 2008 offiziell als arm registriert und bezogen
Lebensmittelpakete; davon waren 24,7 Prozent Schwarze, 23,6 Prozent
Latinos und 8,6 Prozent Weiße. Noch etwas mehr Menschen – 46,3 Mil-
lionen – sind nicht krankenversichert. Über zwei Millionen Menschen,
zumeist Schwarze und Latinos aus den Unterklassen, sind in den Zucht-
häusern und Gefängnissen interniert.

Als Beispiel zur Dokumentation der Entwicklung in den Schwellen-
und Entwicklungsländern kann Mexiko dienen. Wegen der seit Krisen-
beginn zusammengebrochenen Einkommensmöglichkeiten und der ge-
stiegenen Lebensmittelpreise hat sich die Massenverarmung erheblicher
Teile der Unterklassen in den vergangenen Jahren beschleunigt. Zwi-
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schen 2006 und 2008 ist der Anteil der Unterernährten und chronisch
Hungernden von 13,8 auf 18,2 Prozent gestiegen und hat im Verlauf des
Jahrs 2009 die 20-Prozent-Marge überschritten. Parallel dazu ist der
Anteil derjenigen, die sich zwar die Grundnahrungsmittel und eine
minimale Gesundheitsversorgung leisten können, aber auf eine Miet-
wohnung, neue Bekleidung und die öffentlichen Transportmittel ver-
zichten müssen, von 42,6 auf 47,4 Prozent gestiegen. Einen sofort wirk-
samen Ausweg aus dieser desolaten Situation bietet inzwischen nur
noch die organisierte Kriminalität, da das „soziale Ventil“ der Arbeits-
migration in die Vereinigten Staaten krisenbedingt verstopft ist und die
Rücküberweisungen (Rimessen) der ArbeitsmigrantInnen zur Unter-
stützung ihrer kleinbäuerlichen Subsistenzfamilien um ein Drittel zu-
rückgegangen sind. Zusätzlich wurden seit dem Frühjahr 2009 die
Sozialprogramme wegen der rückläufigen Einnahmen aus den Erdöl-
exporten und des Rückgangs des Bruttoinlandsprodukts um acht Pro-
zent zusammengestrichen. Alle diese Faktoren bewirken, dass sich die
mexikanische Gesellschaft langsam auf den Abgrund zu bewegt. Diese
Entwicklungstendenzen sind für die Mehrzahl der Entwicklungs- und
Schwellenländer des globalen Südens typisch.

Wenden wir uns abschließend einer Region zu, die in arbeits- und
sozialpolitischer Perspektive bislang vergleichsweise glimpflich durch
die Krise gekommen zu sein scheint – der Euro-Zone (E-15-Gruppe)
der Europäischen Union. In ihr ist die durchschnittliche Erwerbslosig-
keit bis Oktober 2009 auf 9,7 Prozent der erwerbsabhängigen Gesell-
schaftsgruppen angestiegen, es waren also 15,3 Millionen Menschen
betroffen. Die Bandbreite zwischen den einzelnen Nationalökonomien
ist jedoch erheblich: In den Niederlanden waren zu diesem Zeitpunkt
3,5 Prozent abhängig Beschäftigte erwerbslos, in Spanien dagegen 19,3
Prozent.

Deutschland befindet sich in einer Mittelposition. Es gab im Herbst
2009 etwa 3,2 Millionen behördlich registrierte Erwerbslose, das waren
7,7 Prozent aller Erwerbsabhängigen. Die Zahl der KurzarbeiterInnen
erreichte in der gleichen Zeitspanne 1,4 Millionen, während sich das
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Spektrum der BezieherInnen des offiziellen Existenzminimums –
„Hartz IV“ und Sozialhilfe – nur geringfügig erweiterte. Dabei gab es
jedoch fließende Übergänge zu den arbeitenden Armen des Niedrig-
lohnsektors, die inzwischen ein Fünftel der gesamten erwerbsabhängi-
gen Bevölkerung ausmachen. Darüber hinaus verfügt auch in Deutsch-
land nur noch knapp die Hälfte der abhängig Beschäftigten über einen
unbefristeten Arbeitsvertrag und eine einigermaßen hinlängliche soziale
Absicherung gegen die Wechselfälle ihres Daseins, sie ist aber inzwi-
schen ebenfalls in die Reichweite der Altersarmut geraten. Dieser er-
staunliche Wandel der Arbeits- und Sozialverhältnisse ist jedoch im Ge-
gensatz zu vielen anderen Nationalökonomien erst jüngsten Datums.
Noch vor acht Jahren hätte sich niemand eine derart rasante Sozial-
demontage vorstellen können. Da ihre entscheidenden Etappen schon
vor Krisenbeginn durchgesetzt worden waren, fiel es den herrschenden
Eliten nicht schwer, die seit 2008 einsetzenden Krisenfolgen durch die
Verlängerung der Kurzarbeiterregelung abzufedern und ihre Maßnah-
men zugleich so zu dimensionieren, dass die Mechanismen der Flexibili-
sierung der Arbeitsverhältnisse auf die Kernbelegschaften ausgedehnt
wurden. Das Kurzarbeitergeld dient nicht nur als soziales Ventil zur Be-
grenzung der Massenerwerbslosigkeit, sondern auch als Spaltungs- und
Disziplinierungsinstrument. Der soziale Abstand der Kernbelegschaften
zu den Prekären (Leiharbeiter und befristet Beschäftigte) und den Er-
werbslosen wird zwar aufrecht erhalten, zugleich werden aber die in die
Kurzarbeit Geschickten in eine zusätzliche disponible und jederzeit
abrufbare Reservearmee umgewandelt, die die uneingeschränkt weiter
beschäftigten Kernbelegschaften unter Druck setzt und zur „freiwil-
ligen“ Preisgabe ihrer bisherigen Arbeits- und Einkommensstandards
veranlasst.

Der soziale Alltag der in Deutschland lebenden Erwerbsabhängigen,
Erwerbslosen und Pauperisierten ist derzeit stark durch diese Sozial-
techniken der Klassenfragmentierung geprägt. Ihr subalterner Status
wird durch das Zusammenspiel zwischen den Unternehmensleitungen
und den Arbeitsbehörden immer wieder neu festgeschrieben. Es ist seit
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der Jahreswende 2008/2009 üblich geworden, die Kernbelegschaften
gegen die Leiharbeiter und befristet Beschäftigten auszuspielen; dass die
Betriebsräte und Gewerkschaftsvertretungen dabei als Co-Manager der
Unternehmen agieren und die in den Kernbelegschaften vorhandenen
Entsolidarisierungstendenzen verstärken, wurde im März–April 2009
anlässlich  eines  Hungerstreiks  von  Leiharbeitern  des  VW-Werks
Hannover für ihre Wiedereinstellung auf spektakuläre Weise deutlich.
Es kann aber auch vorkommen, dass die Leiharbeiter zur Disziplinie-
rung der Kernbelegschaften benutzt werden. So wurden kürzlich die mit
dem Umbau eines Seeschiffs beschäftigten festangestellten Arbeiter
eines Werftunternehmens auf „Kurzarbeit Null“ geschickt, und eine
Leiharbeitsfirma erledigte diese Aufgabe mit weniger als der Hälfte der
Arbeitskräfte innerhalb der Vertragsfrist. Wer Kontakte mit Arbeiterin-
nen und Arbeitern aus der Großindustrie hat, erlebt wöchentlich mit,
wie die Belegschaften der verschiedenen Konzernstandorte gegeneinan-
der ausgespielt werden. Und er/sie wird Zeuge eines zermürbenden,
„sozialverträglich“ moderierten Abstiegs, bei dem um abgestufte Ent-
lassungsschübe, kompensatorische Abfindungen, Frühverrentungen
und die Überstellung der Ausgesonderten in gewerkschaftlich gesteu-
erte Transfergesellschaften gefeilscht wird.

Im Rahmen dieses Überblicks ist es leider nicht möglich, den Blick
auf die sozialpartnerschaftliche Variante der subalternen Krisenerfah-
rungen weiter zu vertiefen. Der Unterschied zur sozialen Härte und
Direktheit der Krisenerfahrungen der US-amerikanischen Klasse der
Arbeiterinnen und Arbeiter ist überdeutlich, und zwischen diesen bei-
den Konstellationen und den Krisenerfahrungen des Proletariats der
Schwellen- und Entwicklungsländer liegen nochmals Welten. Aber wer
möchte behaupten, dass die am deutschen Beispiel skizzierte sozial-
partnerschaftliche Variante der Klassenfragmentierung und Entsolida-
risierung das kleinere Übel darstellt? Wenn wir die mentalitätsspezifi-
schen Aspekte des Sich-Wegduckens, der Entsolidarisierung und des
Hoffens darauf, dass es nur die Anderen treffen möge, bedenken, dann
sind Zweifel durchaus angebracht. Durch diese Überlegungen sollen die

180



WIEDERVERÖFFENTLICHUNG / REPRINT

Erfahrungen proletarischer Ausweglosigkeit oder die in den Vereinigten
Staaten um sich greifenden Prozesse der psychosomatisch individuali-
sierten Krisenverarbeitung jedoch nicht verharmlost werden. Der sub-
alterne Habitus des Multiversums der Unterklassen hat viele Gesichter.
In Krisenzeiten entwickelt er sich besonders kräftig und differenziert
sich in immer neuen Facetten aus.

Handlungsmöglichkeiten von unten

Ist dieser Befund aber für alle Phasen der Krise zutreffend? In den
„Kernphasen“ der Krise sind die Phänomene der sozialen Regression
und der Klassenfragmentierung häufig übermächtig. Aber sie sind in der
Regel nicht von langer Dauer. Die Leidensbereitschaft der Unterklassen
ist nicht grenzenlos. Wenn sie von den herrschenden Eliten überstra-
paziert wird, werden Erinnerungen an den aufrechten Gang und die
menschliche Würde wach. In allen bisherigen Krisen gab es Augenbli-
cke, in denen Furcht, Resignation und die Gefühle der Ausweglosigkeit
in Wut und Rebellion umschlugen.

Die strategischen Fenster der Sozialrevolte beginnen sich immer dann
zu öffnen, wenn die herrschenden Eliten glauben, „das Schlimmste
hinter sich zu haben.“ Das ist vor allem in den echten oder vermeint-
lichen Erholungsperioden der Fall, die auf die erste Krisenetappe folgen,
bevor sie in einen zweiten Kriseneinbruch oder in eine lange Depression
übergehen. In diesen Konstellationen verlieren die Unternehmensleitun-
gen und die Regierungen das Augenmaß und verschärfen den Klassen-
kampf von oben. Im Bestreben, ihre Profite so rasch wie möglich wieder
hochzufahren, beschleunigen die Unternehmer ihre aggressiven Kosten-
senkungsprogramme. Sie verzögern Neueinstellungen und beschleu-
nigen stattdessen das Arbeitstempo. Auf diese Weise erzielen sie gerade
in dieser zweiten Krisenphase erstaunliche Produktivitätssteigerungen.
Geht es ihnen dagegen weiterhin schlecht, so entscheiden sie sich ra-
scher als sonst zu Betriebsschließungen und Massenentlassungen. In der
Regel sekundieren ihnen in dieser Konstellation auch die politischen
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Klassen der Regulationssysteme. Auch sie halten jetzt die Zeit für ge-
kommen, um die Staatsverschuldung durch gezielte Steuererhöhungen
und die Skelettierung der Sozialbudgets auf die Unterklassen abzuladen.

In dieser Situation befinden wir uns inzwischen weitgehend. Obwohl
sich viele Unternehmen den mittelfristig geschrumpften Kapazitäten
angepasst und konsolidiert haben, verkleinern sie die Belegschaften
weiter und verschärfen das Arbeitstempo. Aus mehreren Wirtschafts-
sektoren der Vereinigten Staaten werden Steigerungsraten der Arbeits-
produktivität zwischen acht und 15 Prozent gemeldet, und deutsche
Industriearbeiter berichten, dass in manchen Sektoren das Arbeitspen-
sum von bisher drei Schichten durch nur noch zwei Schichten bewältigt
wird. Dabei kommen im Allgemeinen nicht etwa aufwendige Rationa-
lisierungsinvestitionen,  sondern lediglich organisatorische Umstellun-
gen und die Schließung der letzten Poren des Arbeitstags zum Tragen.
Dagegen zögern viele Regierungen noch, es den Unternehmensvorstän-
den gleich zu tun, weil sie noch nicht davon überzeugt sind, dass eine
wirkliche wirtschaftliche Stabilisierung eingesetzt hat. Sie spielen auf
Zeitgewinn. Aber wenn es so weit ist, werden sie ihrerseits keinen
Augenblick zögern, um den Unterklassen direkt oder auf dem Weg der
monetären Enteignung die Hauptlasten der Krisenüberwindung auf-
zubürden. Sobald sie mit den Unternehmensleitungen gleichziehen,
wird der Bruchpunkt erreicht sein, an dem die herrschenden Eliten das
Augenmaß des gerade noch Zumutbaren verlieren und sich die Sozial-
revolten einhandeln.

Historisch ist dieses Szenario schon mehrfach abgelaufen. In der
langen Depression der 1870er und 1880er Jahre entstand die neue Ar-
beiterbewegung des kapitalistischen Weltsystems, und zwar in ihrer
gesamten Bandbreite, von den Anarchisten und revolutionären Syndi-
kalisten über die Sozialrevolutionäre bis hin zu den verschiedenen Flü-
geln der Sozialdemokratie. Selbst in den düsteren 1930er Jahren gab es
Lichtblicke, so etwa im Mai–Juni 1936, als eine völlig unerwartete
Sozialrevolte der französischen Arbeiterinnen und Arbeiter die Volks-
frontregierung an die Macht brachte; weltgeschichtlich noch bedeutsa-
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mer waren einige Monate später die sit down strikes der US-amerikani-
schen Seeleute und Hafenarbeiter sowie der Automobilarbeiter im Bun-
desstaat Michigan, die den Industriegewerkschaften zum Durchbruch
verhalfen und die New Deal-Politik des Präsidenten Roosevelt unter er-
heblichen Reformdruck setzten. Ähnliche soziale Ausbrüche gegen die
Instrumentalisierung von Krisenfolgen gab es aber auch nach dem zwei-
ten Weltkrieg, man denke nur an die erste westdeutsche Nachkriegs-
rezession von 1966/67, auf die dann die Septemberstreiks von 1969 ge-
folgt sind.

Nicht wenige Anzeichen sprechen dafür, dass wir uns auch heute am
Vorabend eines neuen sozialen Aufbruchs befinden. Vor einem Jahr
begann in Griechenland eine völlig unerwartete Jugendrevolte, die das
Land innerhalb weniger Wochen grundlegend veränderte. Monatelang
waren wir Zeugen einer Sozialrevolte französischer Betriebsbelegschaf-
ten, die ihre Fabriken blockierten und ihre Manager in den Vorstands-
etagen festsetzten. Selbst hinter der Revolte gegen die Fälschungen bei
der iranischen Präsidentenwahl steckten auch soziale Motive: Wie in
Griechenland und Frankreich skandierten Jugendliche und Arbeiter,
dass sie nicht willens seien, für eine nicht von ihnen verschuldete Krise
gerade zu stehen. Das sind nur drei herausragende Beispiele. Alle diese
Revolten entwickeln sich in unterschiedlichen regionalen Kontexten
und blieben bislang unkoordiniert – trotz der frappierenden Überein-
stimmungen bei einigen ihrer Slogans. Aber das könnte sich bald än-
dern, und dann würde sich ihr Gewicht schlagartig erhöhen.

Selbst in Deutschland neigt sich die Ära der sozialpartnerschaftlichen
Eindämmung der Klassenkonflikte ihrem Ende zu. Seit Jahren sind wir
Zeugen wachsender Proteste und Streikaktionen gegen die Arbeitsdes-
potie der Einzelhandelsketten und die gesundheitsverschleißenden Ar-
beitsbedingungen in den Pflegeheimen und Kindertagesstätten, und sie
sind im bisherigen Krisenverlauf nicht etwa eingedämmt, sondern deut-
lich verstärkt worden. Zum ersten Mal gab es einen erfolgreich orga-
nisierten und verlaufenen Streik im Niedriglohnsektor, der mit einer
markanten Erhöhung der Mindestlohnsätze für die Gebäudereiniger
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endete. In den Autozulieferbetrieben der Provinz kam es zu harten Blo-
ckadestreiks, bei denen die Arbeiterbelegschaften die just in time-Ver-
netzungen ihrer Produktionsstätten geschickt ausnutzten und teilweise
bemerkenswerte Konzessionen durchsetzten. Hinzu kommen seit neu-
estem die Besetzungsaktionen der Studierenden zahlreicher Universi-
täten, die – wie auch in vielen anderen Ländern – gegen die Verdichtung
und kommerzialisierende Verflachung ihrer Ausbildungsgänge revoltie-
ren und sich mit ihren Forderungen nach „Solidarität statt Elite“ dem
sich entfaltenden Panorama der sozialen Kämpfe öffnen.

Wir können somit festhalten, dass sich die bisherige „molekulare“
Phase des sozialen Widerstands seit dem Übergang zur zweiten Krisen-
phase nicht nur konsolidiert hat, sondern sich auch auf ein breiter ver-
ankertes Netz der Gegenwehr ausdehnt. Zu Zweckoptimismus besteht
indessen kein Anlass, denn die trennenden Momente zwischen den ein-
zelnen Komponenten des sozialen Widerstandsprozesses sind groß und
können durch die bis an den Rand ihrer physischen und psychischen
Erschöpfung gehenden AktivistInnen der Basisinitiativen und links-
gewerkschaftlichen Ansätze nicht überbrückt werden. Ein qualitativer
Sprung erscheint unabdingbar. Es erscheint vordringlich, die sich in al-
len Sektoren embryonal ausbreitenden Betriebskämpfe mit den sozialen
Kämpfen in den Quartieren, den Ausbildungsfabriken und den Sphären
der scheinselbstständigen Arbeit zu verknüpfen. Wie könnte dieser
Sprung bewerkstelligt werden?

Im Folgenden werde ich einige Überlegungen vortragen, die zur
Überwindung dieser Schranken beitragen könnten. Sie gehen von der
Grundannahme aus, dass die Vernetzung der verschiedenen Mikrostruk-
turen der Gegenwehr die Entwicklung einer konkreten Utopie voraus-
setzt, die eine glaubwürdige und praktikable Systemüberwindung zum
Ziel hat. Diese konkrete Utopie verstehe ich als Strategie zur Herbei-
führung einer selbstbestimmten Gesellschaft, in der alle Menschen
gleich sind und ihre Produktions- und Reproduktionsbedürfnisse in
basisdemokratisch verfasster Selbstorganisation in die Hand nehmen.

184



WIEDERVERÖFFENTLICHUNG / REPRINT

Eine solche strategische Option ist zweifellos überfällig, wird aber
von vielen mit dem Verweis auf die historischen Hypotheken der Arbei-
terlinken als unrealistisch angesehen. Deshalb sollten wir uns zunächst
über einige elementare Voraussetzungen verständigen, die für eine Ver-
knüpfung der zu erwartenden Massenkämpfe der auf uns zu kommen-
den langen Depression mit einer neuen organisatorischen Initiative
führen könnten.

Die erste Voraussetzung sehe ich in einer Verständigung über die Tat-
sache, dass alle vergangenen Versuche der Mehrheit der Arbeiterlinken,
die kapitalistische Gesellschaftsformation „politisch“ durch die Erobe-
rung der Staatsmacht zu stürzen, historisch gescheitert sind. Der etatis-
tische Weg zum Sozialismus ist obsolet. Er hat eine tiefe Kluft zwischen
den ausgebeuteten Klassen und den Arbeiterbürokratien hervorge-
bracht, die bis zum Untergang ihrer Parteien und der als „realsozia-
listisch“ bezeichneten „Volksdemokratien“ nicht überwunden werden
konnte. Auch die mit dem etatistischen Weg verbundenen Wirtschafts-
modelle – Zentralverwaltungswirtschaften und zentrale Planungssys-
teme – sind historisch widerlegt, weil sie nicht an den genuinen Mas-
senbedürfnissen der unmittelbaren Produzenten,  sondern an den
Machtinteressen der Arbeiterbürokratien orientiert waren. Dieser Be-
fund lässt sich sehr wohl auch auf die „reformistischen“ Varianten des
etatistischen Transformationsmodells übertragen, die in der Nachkriegs-
ära zu einer Symbiose zwischen der Sozialdemokratie und den antizy-
klischen Vollbeschäftigungsprogrammen des Keynesianismus geführt
haben. Sie milderten zwar die Konfrontation der Interessen und Lebens-
stile zwischen ArbeiterInnen und Kapital, aber dies geschah um den
Preis einer Sozialtechnik, die den Weg zur Aufhebung der Arbeitstei-
lung zwischen kommandierender und kommandierter Arbeit blockierte
und alle Ansätze zur Entwicklung einer egalitären und selbstbestimm-
ten Gesellschaft ausgrenzte. Alle diese Varianten der etatistischen Sys-
temüberwindung sind nicht nur historisch überholt, sondern auch aus
der Perspektive von unten gründlich diskreditiert. Sie sind zu einer
schweren Hypothek geworden, die die Arbeiterlinke auch heute noch
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daran hindert, sich vom Albdruck ihrer voraufgegangenen Generationen
zu befreien und ihre Geschicke selbst in die Hand zu nehmen. Sie sind
so gravierend, dass wir auf die mit ihnen kompromittierten Begriffe
(„Sozialismus“, „Kommunismus“, „Realsozialismus“) verzichten und
eine Debatte über eine alternative Begrifflichkeit eröffnen sollten, die
uns aus den semantischen Fesseln einer untergegangenen Arbeiterbewe-
gung befreien könnte.

Nun hat es immer auch minoritäre Strömungen der Arbeiterlinken
gegeben, die den autoritär-hierarchischen Charakter und den determi-
nistischen Fortschrittsglauben des etatistischen Sozialismus durch-
schauten und kritisierten. Vor allem in Perioden des revolutionären
Aufbruchs gewannen sie immer wieder an Gewicht, so etwa der revo-
lutionäre Syndikalismus im Gefolge der internationalen Massenstreiks
von 1905, die internationale Rätebewegung gegen Ende des Ersten Welt-
kriegs oder die spanische Arbeiterrevolution von 1936. Aber auch an
diese Traditionen können wir nicht unbesehen anknüpfen, weil sie den
komplexen Strukturen des heutigen Multiversums nicht gerecht wer-
den. Zudem müssen wir uns erst einmal selbst in Frage stellen und eine
Debatte darüber eröffnen, warum die historischen Verortungsversuche
unserer eigenen Generation, die zwischen 1967 und 1970 ihren Höhe-
punkt erreichten, trotz einiger bemerkenswerter heterodoxer Impulse
wie etwa des Operaismus seit Beginn der 1970er Jahre mehrheitlich in
eine etatistische Orthodoxie umschlugen, während sich in anderen
Spektren der Primat des Politischen zum Primat des bewaffneten
Kampfs verselbständigte, wobei nur in Ausnahmefällen der Bezug zur
Realität der sozialen Kämpfe gewahrt blieb.

Der Weg zur Aufhebung der kommandierten Arbeit und zur An-
eignung des gesellschaftlichen Reichtums für die Zwecke der sozialen
Selbstbestimmung und die Entfaltung sozialer Subjektivität verfügt zu-
dem aktuell über keine institutionellen Vermittlungen und über keine
politischen „Reformbrücken“ mehr. Wie wir am Beispiel der chinesi-
schen Agrarreform, der US-amerikanischen Gesundheitsreform und der
finanzmarktpolitischen Regulierungsbestrebungen der G-20-Gruppe
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gezeigt haben, haben sie sich beim Übergang zur zweiten Krisenphase
weitgehend verflüchtigt. Das Weltsozialforum, einst Hoffnungsträger
der neuen Sozialbewegungen und Plattform der Nichtregierungsorga-
nisationen, ist nur noch ein Schatten seiner selbst und wird im Wech-
selspiel von hoheitlichen Institutionalisierungsprozessen und der Aus-
grenzung radikaler Impulse aufgerieben. Auch in Deutschland ist die
Situation inzwischen dramatisch: Die Mehrheit der attac-Initiative
bemüht sich mittlerweile um ihre Integration in den neuen Herrschafts-
block, um so vermeintlich „das Schlimmste“ zu verhindern. Die Ge-
werkschaften und Gesamtbetriebsräte sind in ihrer Mehrheit zu einem
subaltern-sozialpartnerschaftlichen „Co-Management“ zwecks Erhal-
tung der Kontrolle über die großindustriellen Kernbelegschaften zu-
rückgekehrt, und die Führung der Linkspartei hängt mit ihrem Bestre-
ben, die SPD reform-keynesianisch zu erneuern, zunehmend in der
Luft. Noch desolater ist die Lage freilich in einigen anderen Ländern. In
Europa, Afrika, Nordamerika und Asien ist die parteipolitisch aktive
Linke fast völlig verschwunden. Am dramatischsten ist die Situation
vielleicht in den Vereinigten Staaten: Es gibt keine außer-institutionelle
Reformbewegung, die die Obama-Administration vor sich hertreiben
könnte. Sie wird vielmehr zunehmend vom reaktionären Flügel des
Washington Consensus in die Zange genommen, und es verstärkt sich der
Eindruck, dass diese Entwicklung der Mehrheitsströmung der Demo-
cratic Party nur recht ist. Es wäre illusorisch und vergeudete Zeit, sich
gegenüber diesen Entwicklungen um das Herausbrechen „reformisti-
scher“ Minderheiten zu bemühen, um sie als Ausgangspunkt für die
Reaktivierung politischer Kampagnen zu nutzen. Die radikale Linke hat
nur noch die Option, in den sozialen Alltag zurückzukehren und sich
im Übergang zur Depression auf die Perspektive neuer Massenkämpfe
vorzubereiten. Sie wird nicht die Kraft haben, diese Massenkämpfe
selbst in Gang zu bringen. Aber sie kann die Voraussetzungen dafür
schaffen, dass sie nicht sogleich wieder „systemkompatibel“ abgefedert
und integriert werden.
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Wie könnte ein derartiger Vorgriff aussehen? Ich schlage ein doppel-
gleisiges Vorgehen vor. Auf der ersten Ebene sollten wir uns bemühen,
uns in unseren jeweiligen lokalen und regionalen Zusammenhängen in
die aktuellen und die bevorstehenden sozialen Kämpfe zu integrieren.
Parallel dazu sollten wir uns darum bemühen, diese Initiativen weltweit
zu vernetzen, denn die Perspektiven der Umgestaltung werden nur fass-
bar, wenn wir sie von vornherein von den Fesseln des „methodischen
Nationalismus“ (Marcel van der Linden) befreien und die national- bzw.
supranationalstaatlich verfassten Nationalökonomien von unten und
oben zugleich aushöhlen.

Auf der jeweiligen lokalen beziehungsweise regionalen Aktionsebene
sollten wir uns das Ziel setzen, alle Widerständigen in den Betrieben und
den sozialen Widerstandsfeldern miteinander in Kontakt zu bringen. Sie
könnten dann in einem ersten Schritt darangehen, mit allen denjenigen
in Verbindung zu treten, die durch die Krisenfolgen besonders bedroht
sind und am ehesten die Tendenz zeigen, sich dagegen zur Wehr zu set-
zen. Dies könnte am ehesten im Rahmen einer „Mit-Untersuchung“ ge-
schehen, die die Aufzeichnung, Speicherung und Weitervermittlung der
Informationen und Erfahrungen in den jeweiligen lokalen bzw. regio-
nalen Kontexten ermöglicht. Das Terrain einer solchen „Mit-Unter-
suchung“ zwischen AktivistInnen und Betroffenen könnte zugleich zur
Bildung vertrauensbildender Maßnahmen genutzt werden, um die Bar-
rieren zwischen den unterschiedlichen politischen Traditionen und den
verschiedenen Sozialgruppen – etwa den Kernbelegschaften und den
Hartz-IV-EmpfängerInnen – abzubauen. Sobald sich dieser Prozess in
ersten Strukturen der Gegenmacht – Aktionskomitees,  Streikaus-
schüsse, Delegiertenräte usw. – zu konsolidieren beginnt, könnte die
Debatte über die grundsätzlichen Parameter einer glaubwürdigen Sys-
temüberwindung vor Ort eröffnet werden. An erster Stelle sollte dabei
der Kampf um die radikale Verkürzung der Arbeitszeit stehen: Sie
schafft nicht nur die Voraussetzungen dafür, dass sich diejenigen, die es
wollen, in die gesellschaftlichen Produktions- und Reproduktionspro-
zesse reintegrieren können, sondern die selbstbestimmte Zeit ist zu-
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gleich die elementare Bedingung dafür, dass die Prozesse der Selbstorga-
nisation und der damit verbundenen Aufhebung der kommandierenden
Arbeit überhaupt in Gang kommen können. Nur der Kampf um die
selbstbestimmte Zeit – die disposable time – vermag das Tor zu einer an-
deren Gesellschaft aufzustoßen, die sich von Ausbeutung, Hierarchien
und Unterdrückung zu befreien beginnt. Die anderen strategischen
Parameter, vor allem die Durchsetzung egalitärer Einkommen, die von
Besetzungsstreiks ausgehende soziale Aneignung der regionalen Pro-
duktions- und Reproduktionsbedingungen, der kostenfreie Zugang zu
allen Strukturen der Ausbildung und des Gesundheitswesens und die
Wiederaneignung der Städte, ergeben sich dann auf dem Weg zu einer
selbstbestimmten Gesellschaft von selbst. Und selbstverständlich muss
dabei auch auf die jeweiligen Besonderheiten der lokalen und regio-
nalen Kontexte geachtet werden. Sie werden bei Hafenstädten und Küs-
tenregionen völlig andere Anforderungen stellen als in den Gebieten mit
dominierender Landwirtschaft oder in industriellen Agglomerationen.
Erst wenn auch diese Aufgabe gelöst ist, werden sich die aus den Aneig-
nungskämpfen hervorgehenden Strukturen der Gegenmacht konsoli-
dieren und zu einer konsolidierten Gegenplanung übergehen, die den
Weg zur regionalen Selbstbestimmung unumkehrbar macht.

Mit diesen regionalen Initiativen sollten von Anfang an Bemühungen
um eine globale Vernetzung einhergehen. Aus den jeweiligen regionalen
Mit-Untersuchungen werden sich spezifische soziale Felder definieren
lassen, die eine solche globale Vernetzung besonders dringend benöti-
gen. Im ostmitteleuropäischen „Detroit“ der Kraftfahrzeugindustrie
wird sich beispielsweise schnell die Erkenntnis durchsetzen, dass eine
regionale Gegenplanung nur möglich ist, wenn sie auf eine global abge-
stimmte Gegenplanung zurückgreifen kann, zu der nur eine Weltföde-
ration der AutomobilarbeiterInnen in der Lage sein wird. Auch die über
alle Kontinente verstreuten Assoziationen der Hafen- und Küstenregio-
nen werden sehr schnell entdecken, dass sie auf lange Sicht nur im Kon-
text einer weltweit agierenden Arbeiterföderation der Transportketten
handlungsfähig sein werden. Von ähnlicher Bedeutung wäre eine welt-
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weite Föderation der Kleinbauern, LandarbeiterInnen und Landlosen
aller ökonomischen Entwicklungsstufen, der ReproduktionsarbeiterIn-
nen der Pflege und des Gesundheitswesens, und selbstverständlich auch
der WissensarbeiterInnen in ihren Ausbildungsphasen und beruflichen
Feldern. Das sind nur einige ausgewählte Beispiele, die die Unverzicht-
barkeit eines simultanen doppelgleisigen Vorgehens verdeutlichen sollen.

Wie dringlich ein solches Vorgehen ist, möchte ich an zwei Beispielen
verdeutlichen: der Automobil- und der Wissensarbeit.

Die aktuellen Restrukturierungspläne des weltweit operierenden
Automobilkapitals gehen davon aus, dass es gegen Ende der langen De-
pression noch etwa sechs bis sieben transnationale Konzerne geben
wird, die ihre Kapazitäten und Belegschaften um etwa 30 Prozent re-
duzieren, ihre Schwerpunkte in die Schwellenländer verlagern, über die
am weitesten entwickelten Plattform- und Modultechnologien verfü-
gen, jährlich jeweils sieben bis acht Millionen Fahrzeuge produzieren
und den individualisierten Kraftfahrzeugverkehr gegen alle Alternativ-
ansätze verteidigen, indem sie ihn mit fiktiven öko-technologischen
Innovationen – Elektroauto, Einführung von Brennstoffzellen usw. –
ausstatten. Nur eine globale Arbeiterföderation ist infolgedessen noch
in der Lage, sich auf gleiche Augenhöhe zu begeben und eine Gegenpla-
nung zu entwickeln, die ihrerseits die Überkapazitäten im Gleichschritt
mit radikalen Arbeitszeitverkürzungen ohne Einkommensverzicht ab-
baut, den Aneignungsprozess der strategisch wichtigen Anlagen durch
weltweit koordinierte Besetzungsstreiks steuert, das Automobilkapital
enteignet und alternative Transporttechnologien entwickelt, die den
Individualtransport überwinden, die Umweltschäden effektiv minimie-
ren und den Bedürfnissen der selbstbestimmten Gesellschaften entspre-
chen. In diesem global abgestimmten Kontext könnten die regionalen
Assoziationen dann festlegen, welche Kapazitäten sie sich aneignen und
umgestalten, welche sie stilllegen, und welche sie für alternative regio-
nale Produktionsprozesse jenseits der Transportsysteme umstrukturie-
ren. Nur in diesem Wechselspiel von regionaler und global koordi-
nierter Konzeptualisierung und Praxis können Gegenmodelle gedacht
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werden, die den Standortkonkurrenzen entrinnen, die Trennung zwi-
schen kommandierender und ausführender Arbeit aufheben, die Pro-
duktions- und Reproduktionsprozesse der gesellschaftlichen Selbst-
organisation unterwerfen und zur Entwicklung neuer kollektiver
Transportsysteme nutzen.

Mindestens genau so dringlich wäre eine weltweite Föderation der
WissensarbeiterInnen. Die Aussichten dazu sind wesentlich günstiger
als in der Automobilindustrie, in der sich gegenwärtig nur wenige Beleg-
schaften gegen die korporatistischen Umarmungsversuche der Unter-
nehmensleitungen, Regierungen und Gewerkschaften behaupten. 

Bei den WissensarbeiterInnen ist das anders. Seit dem Spätherbst
2009 erleben wir eine Serie von Protestaktionen und Besetzungsstreiks
in mehreren europäischen Ländern und den Vereinigten Staaten (Kali-
fornien), und auch die chinesische Regierung fürchtet inzwischen die
erwerbslosen drei bis vier Millionen AbsolventInnen ihrer Hochschulen
als soziales Widerstandspotential ersten Ranges. Aber nicht nur in den
Ausbildungssektor ist Bewegung geraten, auch die selbständigen Wis-
sensarbeiterInnen beginnen sich zu assoziieren und überregionale Netz-
werke aufzubauen. Diese Entwicklung ist von großer Bedeutung, denn
die prekären Mehrheiten der weltweiten Wissensarbeit sind heute mate-
riell, sozial und zunehmend auch kulturell integrale Bestandteil des
Multiversums der Unterklassen und können mit diesem auf gleicher
Augenhöhe in Kontakt treten. Da zudem die jeweiligen Standorte der
Wissensarbeit aufgrund der weltweiten Ausdehnung ihrer Arbeits- und
Ausbildungsmärkte wie in kaum einem anderen Sektor multinational
zusammengesetzt sind, liegt es sehr nahe, globale Föderationen der Wis-
sensarbeit im Ausbildungsbereich und auf den Arbeitsmärkten zu grün-
den. Gemeinsam könnten sie sodann zu einer globalen Gegenplanung
übergehen, die sich die kollektive Aneignung der Ausbildungsfabriken
und Wissenschaftszentren zum Ziel setzt, um sie den „kognitiven“
Sektoren des Weltkapitals zu entziehen und für eine selbstbestimmte
Gegenplanung des Multiversums zur Verfügung zu stellen. Das Tor zu
einer solchen Alternative könnte durch ein Ensemble sozialer Forderun-
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gen und inhaltlicher Gegenentwürfe aufgestoßen werden. Auf dem so-
zialen Terrain geht es in erster Linie um den kostenfreien Zugang zu den
Bildungseinrichtungen aller Stufen, denn nur auf diese Weise lässt sich
die wechselseitige Verflechtung mit den übrigen Segmenten des Multi-
versums durchsetzen und aufrechterhalten. Diese Perspektive ist zwei-
tens eng mit der Abschaffung der extrem verdichteten, verkürzten und
hierarchisierten Ausbildungsgänge verbunden. Hinzu kommt drittens
der Kampf um die soziale Existenzsicherung der prekären Wissensarbei-
terInnen im Ausbildungssektor und auf den Arbeitsmärkten durch die
Erkämpfung garantierter Einkommen und den Aufbau von Sozial-
fonds, wobei man in Deutschland an eine basisdemokratisch verfasste
Weiterentwicklung der Künstlersozialkasse denken könnte. Auf der
inhaltlichen Ebene wäre hingegen die Abschaffung der Kriegs- und
Rüstungswissenschaften sowie der den multipolaren Blockbildungen
unterworfenen Disziplinen der Natur-, Rechts-, Politik- und Wirt-
schaftswissenschaften zu fordern, während parallel dazu mit dem Auf-
bau alternativer Forschungsprojekte begonnen werden könnte, die die
Programme der globalen Schnittstellen zwischen den regionalen Asso-
ziationen und den weltweit agierenden Föderationen im Sinn einer inte-
gralen „Transformationswissenschaft“ unterfüttern könnten.

Gleichwohl ist die an den aktuellen Strukturen und Dynamiken des
Weltsystems ansetzende Gegenplanung noch unvollständig. Sie benötigt
globale Schnittstellen, die von den regionalen Assoziationen und den
globalen Föderationen gemeinsam aufgebaut und getragen werden, um
der langfristigen Strukturkrisen Herr zu werden. Diese Strukturkrisen
überlagern seit der Herausbildung des industriellen Kapitalismus die
großen, 50- bis 60-jährigen Zyklen der Kapitalakkumulation. Selbst
wenn die aktuelle Weltwirtschaftskrise nach einer mehrjährigen oder
möglicherweise auch jahrzehntelangen Depressionsperiode in einen
neuen Wachstumszyklus einmünden sollte, werden diese Strukturpro-
bleme nicht etwa abgeschwächt sein, sondern vielmehr fortbestehen und
sich weiter verstärken. Deshalb lassen sich erst auf dieser Ebene die
wirklich entscheidenden Probleme einer Transformation des kapitalis-
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tischen Weltsystems zur Diskussion stellen. Da wir mit allen unseren
Überlegungen erst am Anfang stehen, werde ich mich auf eine stich-
punktartige Skizzierung dieser „letzten Dinge“ beschränken.

Es wird sich erstens als unvermeidlich erweisen, die transnationalen
Finanzkonzerne aufzulösen und die großen Kapitalvermögen an die sich
herausbildenden globalen Schnittstellen abzugeben. Diese keineswegs
fiktiven, sondern im Wesentlichen überakkumulierten Kapitalmassen
können dann zweitens von den basisdemokratisch verfassten Schnitt-
stellen mobilisiert werden, um Aktionsprogramme zur Überwindung
der weltweiten Massenarmut zu starten, die genossenschaftliche Rekon-
solidierung der bäuerlichen Subsistenzwirtschaften des Südens in die
Wege zu leiten und den Assoziationen der Slum Cities die erforderlichen
Ressourcen in die Hand zu geben, damit sie diese in menschenwürdige
und entwicklungsfähige Agglomerationen umbauen können. Parallel zu
dieser strategischen Überwindung der globalen sozialökonomischen
Ungleichgewichte werden weitere Schnittstellen der regionalen Asso-
ziationen und Weltföderationen damit beginnen, die menschheitsbe-
drohenden Deformationen zu beseitigen, die der Kapitalismus der
Weltgesellschaft als Bilanz seiner nunmehr sechshundertjährigen Ge-
schichte überschreibt: Sie werden eine weltweit greifende Entmilita-
risierung und Rüstungskonversion in Gang bringen, die Umweltzerstö-
rungen beenden und die Klimaentwicklung stabilisieren, und sie werden
die Entwicklung alternativer Technologien und erneuerbarer Energien
vorantreiben, die nicht mehr der Logik der Kapitalakkumulation, son-
dern den Massenbedürfnissen der selbstbestimmt assoziierten Gesell-
schaften des Globus verpflichtet sind.

Schluss

Ich konnte nur einige Schlaglichter auf die globale Krise der letzten
zweieinhalb Jahre, auf die aktuellen Entwicklungstendenzen und auf die
Erfahrungen und möglichen Antworten „von unten“ werfen. Alle diese
Einschätzungen werden wir in den kommenden Monaten laufend zu

Sozial.Geschichte Online  33 (2022) 193



überprüfen und zu korrigieren haben. Nur so werden wir in der Lage
sein, glaubwürdige alternative Antworten zu finden, die mögliche Wege
zum Aufbau einer von Unterdrückung, Ausbeutung und Hierarchien
befreiten Gesellschaft weisen. Dass wir dabei zu Zweckoptimismus kei-
nen Grund haben, dürfte klar geworden sein. Aber es ist vordringlich
geworden, gegen die um sich greifende Verzagtheit ein paar Signale zu
setzen und die Umrisse einer konkreten Utopie der Systemüberwin-
dung zur Diskussion zu stellen.

Im Ergebnis der Massenkämpfe der kommenden Monate wird dar-
über entschieden, wer letztlich für die sozialen Kosten der globalen
Krise geradestehen wird. Diese Konstellation kann uns nicht gleich-
gültig lassen. Wir sollten uns mit unseren Erfahrungen und unseren Vor-
schlägen in sie einmischen und bereit sein, in den kommenden Aus-
einandersetzungen eine bescheidene Rolle zu spielen.
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Karl Heinz Roth

Griechenland und die Euro-Krise*

In den vergangenen Wochen hat sich die Euro-Krise extrem zugespitzt.
Ihren Mittelpunkt bildet Griechenland, das sich seit Beginn der Welt-
wirtschaftskrise 2008 in einer schweren Rezession befindet. Von ihrem
Ausgang ist nicht nur das Land, sondern ganz Europa und sogar die ge-
samte Weltökonomie betroffen. Es ist daher dringend erforderlich, dass
wir uns mit den Hintergründen der Krise, den seit Mai 2010 diktierten
Sanierungsprogrammen der „Troika“ – EU-Kommission, Europäische
Zentralbank und Internationaler Währungsfonds – und den möglichen
Gegenperspektiven auseinandersetzen.

Bemerkungen zur Vorgeschichte

Im Jahr 1981 trat Griechenland in die Europäische Gemeinschaft ein.
Das Land befand sich in einer ausgesprochenen Aufbruchstimmung.
Die aus der Panhellenischen Widerstandsbewegung gegen die Militär-
diktatur von 1967 bis  1974 hervorgegangene Sozialistische Partei
(PASOK) hatte erstmalig die Parlamentswahlen gewonnen und schwamm
mit ihrer wohlfahrtsstaatlichen Programmatik auf einer Popularitäts-
welle. Nach der Ablösung der konservativen Karamanlis-Regierung
begann eine Ära des sozialen, kulturellen, wissenschaftlichen und wirt-
schaftlichen Fortschritts.  Dieser Entwicklung konnten die  geldpoliti-
schen Restriktionen, die das seit 1979 in der Europäischen Gemeinschaft
eingeführte Europäische Währungssystem (EWS)1 mit sich brachte, zu-

* Erstmals erschienen in: Sozial.Geschichte Online, 6 (2011), S. 156–176. Herzlichen Dank
an Karl Heinz Roth für die Genehmigung des Wiederabdrucks.

1 Das EWS bestand aus einem Währungskorb der wichtigsten Währungen der Europäischen
Gemeinschaft (ECU) und beschränkte die Wechselkursschwankungen der Währungen der Mit-
gliedsländer auf eine bestimmte Bandbreite.
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nächst nichts anhaben, denn Griechenland schloss sich ihm erst 1993
an. Die Drachme blieb – genauso wie die Währungen der übrigen süd-
europäischen Beitrittsländer Portugal und Spanien – außerhalb des
Währungsverbunds. Die griechische Regierung konnte die sich aus
dem binneneuropäischen Entwicklungsgefälle ergebenden Wettbewerbs-
verzerrungen durch periodische Abwertungsoperationen ausgleichen
und die wirtschaftspolitischen Anpassungszwänge an die Kernländer der
Europäischen Gemeinschaft in Grenzen halten. In den Jahren 1979 bis
1992 wurde die Drachme um insgesamt 86 Prozent abgewertet. Die
griechischen Exporte in die europäische Kernzone wurden dadurch fast
um die Hälfte verbilligt, während sich umgekehrt die westdeutschen
und französischen Exporte nach Griechenland um fast das Doppelte
verteuerten.

Diese für Griechenland und die übrige europäische Peripherie güns-
tigen währungs- und wirtschaftspolitischen Rahmenbedingungen neig-
ten sich 1992 dem Ende zu. In diesem Jahr setzten die Regierungen der
europäischen Kernzone unter dem Druck der krisenhaften Entwicklung
ihrer Nationalökonomien neue Rahmenbedingungen durch, die als
Maastricht-Vertrag in die Wirtschaftsgeschichte eingingen und die ver-
traglichen Voraussetzungen für den Übergang der Europäischen Ge-
meinschaft in die Europäische Union schaffen sollten. Den Kern des
Vertrags bildeten sogenannte Konvergenz-Kriterien, die Referenzdaten
für die Parameter Inflation, Staatshaushalt, Wechselkurse und Zinssätze
festlegten und mit ihren Vorgaben zur Budgetdisziplin und zur Begren-
zung der jährlichen Neuverschuldung auf drei Prozent des Bruttoin-
landsprodukts die Weichen für die Einführung der Einheitswährung
Euro stellten.

Nun wurde es für die Wirtschaftspolitiker und Planungsexperten der
im Jahr 1993 erneut in die Regierung gewählten PASOK eng. Die Um-
setzung der Maastricht-Kriterien verlangte auch von Griechenland eine
Kehrtwende von der sozialstaatlich abgesicherten Vollbeschäftigungs-
politik zur Flexibilisierung der Arbeitsverhältnisse und zur Deregulie-
rung des öffentlichen Sektors. Offiziell machte denn auch die griechi-
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sche Regierung gute Miene zum bösen Spiel und bemühte sich um die
Verbesserung der Leistungsfähigkeit des öffentlichen Sektors. Eine
wirksame Deregulierung und Senkung der Masseneinkommen kam je-
doch unter dem Druck der starken Gewerkschaftsbewegung nicht in
Frage. Erst als im Jahr 1996 der Neoliberale Kostas Sinitis an Stelle des
verstorbenen Andreas Papandreou die Regierungsgeschäfte übernahm
und den bis dahin dominierenden linken Flügel der PASOK ausbremste,
wurde der sozialstaatliche Konsens tatsächlich in Frage gestellt. Da sich
nun aber eine stabile parlamentarische Linksopposition herausbildete,
die sich in wichtigen Entscheidungssituationen mit dem traditionell
starken kommunistischen Block abstimmte, kam es auch jetzt noch
nicht zum Dammbruch. Im Ergebnis massiver Streikbewegungen und
sozialer Kämpfe konnte der Sozial- und Lohnabbau in Grenzen ge-
halten werden. Da sich die binneneuropäische Wettbewerbsfähigkeit
Griechenlands jedoch fortlaufend verschlechterte, drehte die bis dahin
positive Leistungsbilanz ins Minus, und die Budgetdefizite stiegen steil
an. Ihr jährlicher Zuwachs belief sich schon vor Ende der 1990er Jahre
auf über fünf Prozent des Bruttoinlandsprodukts (BIP), und die Ge-
samtverschuldung überschritt bald den Umfang der jährlichen Wirt-
schaftsleistung. Dies widersprach den Maastricht-Kriterien eklatant.
Deshalb wurde das sich herausbildende Überschuldungsszenario durch
statistische Manipulationen verschleiert. Bis gegen Ende der 1990er
Jahre hatte sich Griechenland deutlich von dem seit Beginn der 1980er
Jahre in England, Frankreich, Italien und zunehmend auch in Deutsch-
land sowie den Benelux-Ländern in Gang gekommenen neoliberalen
Strukturwandel abgekoppelt.

Trotzdem wurde Griechenland im Jahr 2001 in die inzwischen inner-
halb der Europäischen Union geschaffene Gruppe der Euro-Länder
(Euro-Zone) aufgenommen. Zwar verschleierten die nach Brüssel ge-
lieferten statistischen Grunddaten das Ausmaß der nationalökonomi-
schen Schieflage. Es war jedoch allen Akteuren bewusst, dass Griechen-
land die im Maastricht-Vertrag festgelegten Kriterien nicht erfüllte. Vor
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allem die haushaltspolitischen Parameter2 sprachen entschieden dage-
gen. Warum dessen ungeachtet die Weichen zum Beitritt gestellt wur-
den, werden wir erst mit Sicherheit wissen, wenn die einschlägigen Ak-
ten zugänglich geworden sind. Wir können jedoch schon jetzt davon
ausgehen, dass dabei vor allem geostrategische und tagespolitische
Gründe ausschlaggebend waren. Zwei Jahre nach der Zerschlagung
Jugoslawiens bildete Griechenland einerseits ein entscheidendes Glacis
für die beginnende EU-Integration des Balkans, und andererseits si-
cherte es die südöstliche Flanke der ins Auge gefassten sogenannten
Osterweiterung der Europäischen Union ab. Aber auch die Tagespoli-
tik spielte eine wichtige Rolle. Der griechische Oberste Gerichtshof
hatte gerade einer Entschädigungsklage von Opfern der deutschen Ok-
kupation während des zweiten Weltkriegs stattgegeben und die Konfis-
kation deutscher Vermögenswerte in Griechenland für rechtens erklärt.3

Nur die griechische Regierung konnte das Verfahren noch aussetzen. Sie
tat dies, nachdem ihr die deutsche Bundesregierung die Unterstützung
ihres Antrags zur Aufnahme in die Euro-Zone zugesagt hatte.

Aus der damaligen Perspektive der griechischen Machteliten war
die Aufnahme in die Euro-Zone attraktiv. Sie konnten nun mit einem
Schlag ihre extrem abgewertete Landeswährung loswerden und erlang-
ten den Zugriff auf den „harten“ Euro, der ihnen überaus billige Refi-
nanzierungsmöglichkeiten eröffnete. Es kam zu einem rasanten Wirt-
schaftswachstum mit jährlichen Wachstumsraten zwischen 3,7 und
5,2 Prozent, das bis zum Jahr 2007 anhielt. Die maritime Logistik, der
Tourismus, die Bauwirtschaft und die Banken boomten. Hinzu kamen
massive Importe französischen, deutschen und schweizerischen Kapi-
tals zum Ausbau der Infrastruktur, die aufgrund der gestiegenen geo-
strategischen Bedeutung Griechenlands als sichere langfristige Anlage

2 Im Maastricht-Vertrag ist die Obergrenze der öffentlichen Gesamtverschuldung mit 60 Pro-
zent des BIP festgelegt, und die Obergrenze der jährlichen Neuverschuldung soll drei Prozent des
BIP nicht überschreiten.

3 Vgl. zu den Hintergründen der griechischen Reparations- und Entschädigungsansprüche aus
dem Zweiten Weltkrieg Karl Heinz Roth, Die offene Reparationsfrage. Die Profiteure des Raub-
zugs müssen zahlen!, in: lunapark 21, 15 (2011), S. 51–55.
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galten. Jedem und jeder, der / die Griechenland noch aus dem vergan-
genen Jahrhundert kennt, fallen die gewaltigen Infrastrukturinvestitio-
nen des vergangenen Jahrzehnts ins Auge: die Nord-Süd-Autobahn von
Thessaloniki nach Athen, die militärisch besonders wichtige West-Ost-
Autobahn vom Ionischen Meer bis zur türkischen Grenze in West-
Thrakien, die Hängebrücke bei Patras, die die Peloponnes mit dem west-
lichen Griechenland verbindet, der internationale Flughafen Athen,
die Attika-Ringbahn, die Metro von Athen, der Containerhafen von
Piräus und die neuen athenischen Vorortbahnen. Hinzu kamen die ge-
waltigen Bauvorhaben zur Olympiade 2004, die den Immobilienboom
auf die Spitze trieben.

Parallel dazu leistete sich die griechische Wirtschaftsnation eine ge-
waltige Aufrüstung. Zwischen 1992 und 2008 wurden Kriegswaffen im
Wert von 75 Milliarden Euro importiert, und zwar insbesondere Fregat-
ten aus Frankreich und Panzer sowie U-Boote aus Deutschland. Die
Militärausgaben stiegen auf jährlich 4,3 Prozent des BIP und lagen
damit – relativ zur jeweiligen Wirtschaftsleistung – mehr als doppelt so
hoch wie in Deutschland. Die Legitimationsbasis für diese Hochrüstung
bildete der „Erbfeind“ Türkei – wie Griechenland ein Mitgliedsland der
NATO –, der 1974 einen Teil Zyperns erobert und annektiert hatte und
die griechischen militärischen Anstrengungen in dieser Periode sogar
noch übertrumpfte. Als lachende Dritte und Profiteure dieses Regional-
konflikts müssen die führenden französischen und deutschen Rüstungs-
konzerne gelten. Zu Beginn der aktuellen Weltwirtschaftskrise belegten
die beiden Kontrahenten der östlichen Mittelmeerregion die Spitzen-
plätze der deutschen Rüstungsexporte: Mit 15,2 Prozent lag die Türkei
auf Platz eins, gefolgt von Griechenland mit 12,9 Prozent.4

Die Profiteure des kurzlebigen Euro-Booms sind leicht auszuma-
chen. Es handelte sich im Wesentlichen um drei eng miteinander ver-
flochtene Gruppen der herrschenden Eliten, die den Kuchen unter sich
aufteilten. An erster Stelle standen die führenden Familienclans des grie-

4 Vgl. Winfried Wolf, Dritter Staatsbankrott? Griechische Schulden, deutsche Panzer, Euro-
Diktat und eine Fakelaki-Ökonomie made by Siemens, MS o. J. (2010), S. 7.
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chischen Reederei- und Bankkapitals. In der Ära Simitis wurden die
von ihnen zu entrichtenden Unternehmenssteuern auf 25 Prozent ge-
senkt, und das hatte zur Folge, dass sie sich im Boom extrem bereicher-
ten. Je reicher sie wurden, desto stärker verloren sie die Neigung, über-
haupt Steuern zu zahlen, und dies führte auch bei den konservativen
oberen Mittelschichten – Ärzte, Immobilienhändler und Anwaltskanz-
leien – zu einem bemerkenswerten Verfall der Steuermoral. Vor Beginn
der Weltwirtschaftskrise verfügten die oberen 30.000 Familien des Lan-
des über ein Kapitalvermögen von über 250 Milliarden Euro, von denen
allein 100 Milliarden als Bankguthaben angelegt und mindestens weitere
100 Milliarden ins Ausland transferiert waren.

Die zweite Gruppe war in den Spitzenkonzernen der europäischen
Investitionsgüter-, Bau- und Rüstungsindustrie sowie im europäischen
Finanzsektor verortet. Diese Segmente des europäischen Kapitals sind
traditionell eng mit den großen Familien-Holdings des griechischen
Reederei- und Bankkapitals verflochten, so etwa der in der Schweiz
domizilierende Latsis-Clan mit der Deutschen Bank AG und den bei-
den führenden schweizerischen Großbanken, ThyssenKrupp mit der
griechischen Werftindustrie, die führenden französischen und deutschen
Baukonzerne mit dem griechischen Immobiliensektor. Die französi-
schen beziehungsweise französisch-belgischen Großbanken Société
Générale, Crédit Agricole und Dexia kontrollieren mit ihren Beteili-
gungs- und Tochtergesellschaften erhebliche Teile des griechischen
Finanzsektors. Im Kontext dieser Verflechtungen wurden die großen
Infrastrukturinvestitionen des vergangenen Jahrzehnts geplant und ab-
gewickelt, für deren Refinanzierung und Absicherung der Staatshaushalt
geradezustehen hatte. Erst im Gefolge des Infrastrukturbooms erreichte
die Begebung der zwei-, fünf- und zehnjährigen Staatsanleihen einen
Umfang, der über die analogen Verschuldungspraktiken der übrigen
Peripherieländer der Euro-Zone hinausging.

Der dritte Gewinner des Euro-Booms war die politische Klasse
Griechenlands, die seit dem Ende der Militärdiktatur durch die beiden
Volksparteien PASOK und Nea Dimokratia (ND) repräsentiert wird.

200



WIEDERVERÖFFENTLICHUNG / REPRINT

Seit dem durch Kostas Simitis im Jahr 1996 erzwungenen wirtschafts-
politischen Paradigmenwechsel und der Ausschaltung ihres linken Flü-
gels waren auch innerhalb der PASOK die Vorbehalte gegenüber den
großen Unternehmerdynastien, der orthodoxen Staatskirche und dem
militärisch-industriellen Komplex beiseite geräumt. Es kam auch bei ihr
zu einer uneingeschränkten Symbiose mit den herrschenden Eliten, und
zwar vor allem bei der Vergabe der Infrastrukturinvestitionen, der Rüs-
tungsaufträge und den in deren Gefolge erforderlich werdenden Refi-
nanzierungsgarantien. Allein Siemens mobilisierte in der Boom-Phase
jährlich Schmiergelder im Volumen von 15 Millionen Euro, um die
griechische Telefongesellschaft OTE unter seine Kontrolle zu bringen,
die Rüstungsgeschäfte des Verteidigungsministeriums zu steuern und
sich die wichtigsten Investitionsprojekte der Olympiade zu sichern.5

Das war aber nur die Spitze des Eisbergs. Die einmaligen Zahlungen der
europäischen Investoren auf die Konten der führenden Politiker der
beiden Volksparteien wurden durch langfristige Bankendarlehen fun-
diert, mit denen die PASOK und die Nea Dimokratia ihren Funktio-
närsapparat alimentierten und ihre Wahlkämpfe finanzierten. Der
systematische Kauf der Politiker und ihrer Macht- und Propaganda-
apparate wurde zu einem integralen Bestandteil der Boom-Phase. Als
die PASOK im Jahr 2004 die Wahlen verlor und der ND-Politiker
Kostas Karamanlis die Regierungsgeschäfte übernahm, handelte es sich
deshalb um einen reinen Schilderwechsel, bei dem sich lediglich das
Spektrum der begünstigten Klientele veränderte.

Dieses ausufernde enrichez-vous der herrschenden Klassen hatte je-
doch schon vor Krisenbeginn eine gravierende Kehrseite. Die Leistungs-
bilanz drehte zu Beginn des neuen Millenniums dauerhaft ins Minus.
Die Haushaltsdefizite liefen aufgrund der steigenden Refinanzierungs-
kosten der Infrastrukturinvestitionen endgültig aus dem Ruder. Eine
schleichende De-Industrialisierung setzte ein, weil die relativ hohen
Lohnstückkosten und die sich weiter verschlechternde Wettbewerbs-
fähigkeit nicht mehr durch die Abwertung der Nationalwährung aus-

5 Vgl. ebd., S. 8.
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geglichen werden konnten. Entsprechend reduzierten sich die Exporte
in den europäischen Binnenmarkt. Ein Ausgleich durch eine Umsteue-
rung des Außenhandels in die außerhalb der EU gelegenen Schwellen-
und Entwicklungsländer wurde ebenfalls immer schwieriger, weil diese
inzwischen ihrerseits als exportorientierte Billiglohnländer aktiv waren
und die griechischen Produkte und Dienstleistungen nieder konkurrier-
ten. So beseitigte der Wegfall der nationalen Währungssouveränität
nicht nur die kompensatorischen Hebel der „äußeren“ Abwertung, son-
dern konfrontierte die griechische Nationalökonomie darüber hinaus
mit einer außenhandelspolitischen Scherensituation. Sie drohte zwi-
schen dem Exportdruck der technologisch und arbeitsorganisatorisch
hoch entwickelten europäischen Kernzone und der Außenhandelsoffen-
sive der Niedriglohnländer der globalen Peripherie zerrieben zu werden.
Die Erwerbslosigkeit stieg markant an. Besonders betroffen waren die
jugendlichen Schul- und Hochschulabgänger, die noch nicht in festen
Arbeitsverhältnissen beschäftigt waren. Sie mussten zunehmend auf
sozial ungeschützte, zeitlich befristete und schlecht entlohnte Verhält-
nisse ausweichen. Diese für Griechenland neuartige Situation wurde in
sozialwissenschaftlichen Untersuchungen als Menetekel gedeutet, das
die Entstehung einer „700 Euro-Generation“ ankündige. Von den all-
mählich in Schwung kommenden neuen Sozialbewegungen der jugend-
lichen Prekären und der zunehmend illegal ins Land strömenden Immi-
grantinnen und Immigranten wurde dieser Terminus rasch angeeignet
und in einen identitätsstiftenden Slogan umgewandelt.

Im Sog der Krise: Die Entwicklung seit 2008/2009

Im Verlauf des Jahrs 2008 erreichten die Schockwellen der Weltwirt-
schaftskrise auch Griechenland. Die maritime Logistik brach ein, und
die in dieser Branche aktiven Reedereien, Handelskonzerne und Hafen-
betriebe verloren über ein Viertel ihrer Umsätze. Hinzu kam ein dras-
tischer Rückgang im Tourismussektor: In den Jahren 2008 und 2009
verringerte sich die Zahl der Urlaubs- und Kulturreisenden um etwa
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20 Prozent. Diese Effekte schlugen unmittelbar auf die griechischen
Banken durch. Auch der griechische Finanzsektor musste im Frühjahr
2009 durch Staatsgarantien gestützt werden.

Die Kontraktion der Schlüsselsektoren der griechischen Nationalöko-
nomie hatte weitreichende strukturelle Folgen. Da die Exporte auf den
Primär- und Sekundärmärkten gleichermaßen zurückgingen, beschleu-
nigte sich der De-Industrialisierungsprozess. Die Arbeitslosenquote
überschritt die Zehn-Prozent-Marge, und nur noch zwei Drittel der
nachrückenden Berufsanfänger konnten – trotz deutlich verschlech-
terter Einstiegsbedingungen – mit einem Job rechnen. Das hatte Folgen
für den Massenkonsum. Die griechische Nationalökonomie verlor nun
auch ihre binnenwirtschaftliche Stütze und geriet in eine lang anhal-
tende Rezession, die bis heute andauert und sich laufend verschärft. Lag
der Rückgang der jährlichen Wirtschaftsleistung bis 2010 noch knapp
unter fünf Prozent des Bruttoinlandsprodukts, so dürfte diese Marge in
diesem und im kommenden Jahr deutlich überschritten werden.

Durch die Stützungsoperationen zugunsten des Finanzsektors, die
sinkenden Steuereinnahmen und die rasch ansteigenden Sozialtransfers
wurden die Budgetdefizite der öffentlichen Haushalte weiter vergrö-
ßert. Das volle Ausmaß der Schieflage wurde erstmals gegen Ende des
Jahrs 2009 sichtbar, denn die inzwischen wieder in die Regierung ge-
wählte PASOK war unter dem wachsenden europäischen Druck nicht
mehr in der Lage, mit geschönten Statistiken aufzuwarten. Aus den
nach und nach veröffentlichten bereinigten Daten ging nun hervor, dass
das jährliche Haushaltsdefizit im Jahr 2008 einen Umfang von 9,8 Pro-
zent des BIP erreicht hatte und bis Ende 2009 auf 15,4 Prozent gestie-
gen war.6 Im Folgejahr verringerte sich die Neuverschuldung zwar
wieder auf 10,5 Prozent, aber die Gesamtverschuldung stieg nun unge-
bremst von knapp 111 Prozent des BIP im Jahr 2008 auf 127 bezie-
hungsweise 148 Prozent in den beiden Folgejahren. Im Jahr 2010 stand

6 Diese und die folgenden Zahlen sind der laufenden Berichterstattung der EU-Kommission,
des Europäischen Statistischen Amts (Eurostat), der Europäischen Zentralbank und der Webseite
des griechischen Finanzministeriums entnommen.
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Griechenland schließlich mit einem Betrag von etwa 240 Milliarden
Euro in der Kreide, und daraus ergab sich eine Zins- und Tilgungsbelas-
tung, die für die Zeit bis 2015 ein geschätztes Gesamtvolumen von etwa
150 Milliarden Euro erreichen wird. Da sich die Wirtschaftslage ständig
verdüsterte und eine kurzfristige Rückkehr zu einem ausreichenden
Wachstum ausschloss, war schon zu Beginn des Jahrs 2010 klar, dass die
griechische Nationalökonomie nur durch einen radikalen Schulden-
schnitt stabilisiert werden konnte, bei dem die Gläubiger auf mindestens
zwei Drittel ihrer Forderungen würden verzichten müssen.

Die Reaktion der globalen und europäischen Gläubiger fiel denn auch
entsprechend drastisch aus. Vor allem die Vorstände der europäischen
Großbanken versuchten, ihre griechischen Anleihepakete so rasch wie
möglich los zu werden, während die Versicherungsunternehmen die
Risikoprämien fortschreitend erhöhten. Dieser Prozess durchlief seit
dem Frühjahr 2010 mehrere Phasen und erinnerte schließlich immer
mehr an den bekannten Wettlauf zwischen Hase und Igel. Immer wie-
der erreichten die zweijährigen griechischen Staatsanleihen auf den
freien Obligationsmärkten Zinssätze bis zu 40 Prozent, und für die
zehnjährigen Obligationen wurden unter dem Druck der steigenden
Risikoprämien in immer kürzeren Abständen Zinssätze bis zu 16 Pro-
zent verlangt. Unter derartigen Konditionen konnte die griechische
Staatsschuld nicht mehr auf den freien Obligationsmärkten refinanziert
werden. Wenn sie sich nicht geschlagen geben und den Staatsbankrott
proklamieren wollten, mussten die politischen Klassen Griechenlands
und der Euro-Zone jetzt Ersatz suchen. Da die Papandreou-Regierung
über keine Währungssouveränität mehr verfügte, war ihr der Weg in
eine Hyperinflation zur geräuschlosen monetären Schuldenentlastung
oder in einen Mix aus Inflation und Schuldenmoratorium mit einem
sich daran anschließenden internationalen Schlichtungsverfahren zur
Überwälzung der Hauptlast auf die Gläubiger verbaut. Ihr blieb nur der
Gang nach Canossa übrig – zur EU-Kommission, zur Europäischen
Zentralbank (EZB) und zu den Entscheidungszentren der Euro-Grup-
pe. Da die Zentralen des Euro-Blocks zusätzlich auch den Internatio-
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nalen Währungsfonds (IMF) mit ins Boot holten, kam es im Mai 2010
zur Installierung einer global abgestimmten De facto-Zwangsverwal-
tung, für die sich alsbald der Begriff „Troika“ einbürgerte.

Griechenland unter Zwangsverwaltung: 
Vom Austeritätsprogramm zur „Strukturanpassung“ 
und zum Staatsbankrott auf Raten

Im Frühjahr 2010 fanden in Athen, Brüssel, Berlin und Paris hektische
Verhandlungen zwischen der Papandreou-Regierung und den Experten-
gruppen der Troika statt. Ihre Ergebnisse wurden Anfang Mai in einem
ersten Abkommen festgeschrieben, dessen Deal darin bestand, dass die
EU-Gremien und der IMF Gelder zur weiteren Bedienung der griechi-
schen Staatsschulden außerhalb der freien Kapitalmärkte bereit stellten,
während sich die PASOK-Regierung im Gegenzug bereit erklärte, die
Budgetdefizite mit Hilfe einer umfassenden „inneren Abwertung“ abzu-
bauen. Zur Absicherung dieses radikalen Deflationskurses wurden
110 Milliarden Euro bereitgestellt, zu denen die EU-Gremien 80 Mil-
liarden und der IMF 30 Milliarden Euro beisteuerten. Interessanterweise
lagen die dabei vereinbarten Zinssätze nur knapp unter dem Durch-
schnitt der Zinssätze der Kapitalmärkte; das waren die Daumenschrau-
ben der nun in Gang kommenden Zwangsverwaltung. Die in den kom-
menden Jahren aufzubringenden Mittel konnten nur dann mobilisiert
werden, wenn es zu raschen und markanten Lohn-, Einkommens- und
Preissenkungen kam,  und wenn gleichzeitig  auf  der Ausgabenseite
der öffentlichen Haushalte die Sozialtransfers deutlich gekürzt und die
Einnahmen durch drastische Steuererhöhungen gesteigert wurden.

Dieses Austeritätsprogramm sollte der griechischen Nationalökono-
mie innerhalb von drei Jahren 30 Milliarden entziehen, als Einsparungen
und Zusatzeinnahmen ins Staatsbudget transferieren und zur Bedie-
nung der laufenden Tilgungs-  und Zinsverpflichtungen eingesetzt
werden. Die griechische Gesetzgebungsmaschinerie machte sich ent-
sprechend an die Arbeit und peitschte das Vertragswerk unter Missach-
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tung elementarer verfassungsrechtlicher Prinzipien durch das Parlament.
Die Verbrauchssteuern wurden auf 23 Prozent angehoben. Die im
öffentlichen Dienst Beschäftigten mussten Lohnkürzungen bis zu 30
Prozent hinnehmen; hinzu kam die Erhöhung der Lohn- und Ein-
kommensteuern. Da die Akteure in dieser ersten Phase ihrer Austeri-
tätspolitik noch von einer raschen Besserung der globalen ökonomi-
schen Rahmenbedingungen und einer dadurch stimulierten Erholung
der griechischen Nationalökonomie ausgingen, glaubten sie allen Erns-
tes, das griechische Staatsbudget innerhalb von zwei Jahren auf das
in den Maastricht-Verträgen festgelegte Neuverschuldungslimit von
drei Prozent des Bruttoinlandsprodukts zurückfahren zu können.
Auch der  Gipfel der Gesamtverschuldung – inzwischen über 250
Milliarden Euro – sollte schon ab 2013 nach einer bis dahin auf 160
Prozent des BIP geschätzten Steigerungsrate unterschritten werden
und in den Folgejahren deutlich absinken.

Innerhalb der Entscheidungszentren der Euro-Zone und der Europä-
ischen Union war dieses Abkommen umstritten, denn es schien den als
unausweichlich geltenden griechischen Staatsbankrott unter der In-
kaufnahme erheblicher Transfer-Risiken nur hinauszuzögern. Für seine
Ratifizierung setzte sich vor allem die französisch-deutsche Rüstungs-
industrie ein, die als Gegenleistung für die Gewährung des Darlehens-
pakets zuvor stornierte Projektaufträge für Kriegsschiffe, U-Boote und
Panzer im Umfang von knapp drei Milliarden Euro garantiert erhielt.
Für die Großbanken stand hingegen noch mehr auf dem Spiel: In ihren
Vorstandsetagen wurde die Hinauszögerung des Staatsbankrotts um
mindestens ein bis zwei Jahre als existenzwichtig eingeschätzt. Die grie-
chischen Finanzinstitute hielten zum Zeitpunkt des Abkommens grie-
chische Staatsanleihen im Umfang von über 40 Milliarden Euro und
wären schon bei einem dem Marktwert der griechischen Anleihen ent-
sprechenden Schuldenschnitt von 60 Prozent sofort bankrott gegangen.
Auch bei den in Griechenland involvierten französischen, schweizeri-
schen und deutschen Finanzkonzernen war die Lage kritisch. Die
griechischen Auslandsschulden summierten sich im Frühjahr 2010 auf
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etwa 210 Milliarden Euro (umgerechnet etwa 300 Milliarden US-
Dollar). Sie verteilten sich zu fast zwei Dritteln auf französische,
schweizerische und deutsche Kreditinstitute, deren jeweilige Anteile
auf 25 Prozent (Frankreich), 21 Prozent (Schweiz) und 14,3 Prozent
(Deutschland) geschätzt wurden. Die Abschreibungs- und Abstoßungs-
operationen setzten erst nach dem Abschluss des Zwangsverwaltungs-
vertrags ein. Bei einem kurzfristig angesetzten haircut des griechischen
Staatsdefizits wäre deshalb auch der Zusammenbruch des kerneuropä-
ischen Finanzkapitals nur durch eine neuerliche gigantische Stützungs-
operation seitens der europäischen Institutionen und der jeweiligen
nationalen Regierungen zu verhindern gewesen.

Zumindest den europäischen und internationalen Akteuren dürfte
schon im Mai 2010 die Aussichtslosigkeit der mit dem Troika-Vertrag
verknüpften Sanierungsziele klar gewesen sein. Aus ihrer Interessens-
perspektive war nur die Verzögerung des griechischen Staatsbankrotts
entscheidend. Darüber hinaus sollte am Fall Griechenland aber auch ein
Beispiel exekutiert werden, um die übrigen Regierungen der überschul-
deten europäischen Peripherieländer von der Notwendigkeit eines selbst
verantworteten rigorosen Austeritätskurses zu überzeugen, wenn sie die
Einsetzung einer Zwangsverwaltung à la Troika vermeiden wollten.
Dagegen scheint die griechische Regierung zunächst an die Sanierungs-
ziele geglaubt zu haben. Die martialisch-patriotische Rechtfertigung
ihres harten Deflationskurses war zumindest teilweise ernst gemeint.
Das Kabinett des PASOK-Ministerpräsidenten Giorgos Papandreou
wollte nicht nur auf Zeit spielen, sondern auch die härteste Variante des
Staatsbankrotts – Schuldenmoratorium, Austritt aus der Euro-Zone
und schlagartige Pauperisierung der griechischen Gesellschaft durch
eine „Währungsreform“ – vermeiden. Das war auch der Grund, weshalb
die Kader der ehemals sozialistischen Regierungspartei den harten so-
zial- und wirtschaftspolitischen Austeritätskurs hinnahmen. Entgegen
den anders lautenden Prognosen vieler früherer Aktivisten ihres linken
Flügels ist die PASOK bis heute nicht daran zerbrochen.
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Dass die im Troika-Vertrag festgelegten Zielvorgaben tatsächlich illu-
sorisch waren, zeigte sich in den folgenden Monaten. Genauso wie
Japan und die USA bekam auch die Euro-Zone nur wenig von der welt-
wirtschaftlichen Erholung ab, so dass die äußeren Stabilisierungsim-
pulse ausblieben. Stattdessen geriet Griechenland im Gefolge der Um-
setzung des Deflationskurses immer tiefer in die Rezession. Im ersten
Halbjahr 2011 schrumpfte die Wirtschaftsleistung um weitere 7,5 Pro-
zent. Die offiziell registrierte Arbeitslosigkeit stieg auf 16 Prozent und
überschritt bei den Jugendlichen bis zu 25 Jahren die 35 Prozent-Marge.
Die Einzelhandelsumsätze schrumpften landesweit um ein Viertel, in
den Großstädten sogar um 40 Prozent. Es entwickelten sich soziale
Zustände, die immer mehr an die Große Depression der 1930er Jahre
erinnerten. Das soziale Sicherungssystem wurde löcherig, die traditio-
nellen familiären Hilfsnetze gewannen wieder an Bedeutung. Achtzig
Prozent aller Jugendlichen kehrten in die Familienhaushalte ihrer Eltern
zurück. Junge Hochschulabsolventen und Informatiker fanden in den
väterlichen Kleinbetrieben – Einzelhandel, Fischereigewerbe, Tavernen,
Taxiunternehmen und so weiter – Unterschlupf.

Im Mai 2011 kehrten die Leiter der Troika-Kommission nach Athen
zurück, um zusammen mit ihren vor Ort verbliebenen Stäben den Stand
der Umsetzung des Beistands- und Austeritätsprogramms zu überprü-
fen. Dabei hatten sie uneingeschränkten Zugang zu den Arbeitsplätzen
und Datenbanken aller griechischen Ministerien und Behörden. Am
8. Juni 2011 fassten sie ihre Inspektionsergebnisse in einem Evaluie-
rungsbericht zusammen.7 Darin gaben sie zu, dass die anhaltende und
zudem erheblich vertiefte Rezession die bisherigen Vorgaben illusorisch
gemacht hatte, machten aber auch die zögerliche Umsetzung des
Austeritätsprogramms für die Verfehlung der vereinbarten Konsoli-
dierungsziele verantwortlich. Gleichwohl erklärten sie sich bereit, die
Konsolidierung des Haushaltsdefizits im Rahmen eines mittelfristigen

7 Hauptergebnisse der gemeinsamen Prüfung Griechenlands von Kommission, EZB und IMF
(3. Mai – 2. Juni 2011), 8. Juni 2011. Im Folgenden zitiert und referiert nach einer Rohübersetzung
des Bundesministeriums der Finanzen.

208



WIEDERVERÖFFENTLICHUNG / REPRINT

Finanzplans bis auf das Jahr 2014 auszudehnen, in dem nunmehr erst-
malig die Maastricht-Kriterien erfüllt werden sollten. Darüber hinaus soll-
ten auch die Rückzahlungsbedingungen gelockert werden. Die Zins-
sätze der Troika-Darlehen wurden auf 3,5 Prozent  ermäßigt,  und
zusätzlich wurden die Laufzeiten unter Einbeziehung von bis zu
zehn tilgungsfreien Jahren auf 15 bis 30 Jahre verlängert. Bei die-
sen Maßnahmen handelte es sich um einen verschleierten ersten Schul-
denerlass im Umfang von 21 Prozent der Gesamtsumme, in den auch
die europäischen Gläubigerbanken einbezogen werden sollten.

Für diese bescheidenen Zugeständnisse mussten die griechischen Ver-
handlungspartner einen hohen Preis zahlen. Sie wurden gezwungen, ein
zweites Austeritätspaket zu schnüren, durch das nicht nur der Lohn-
und Sozialabbau verschärft, sondern auch direkte Eingriffe in den öf-
fentlichen Sektor vorgenommen wurden. Dazu gehörte erstens ein um-
fassender Einstellungsstopp: Nur noch jeder zehnte altersbedingt frei
gewordene Arbeitsplatz sollte neu besetzt werden. Zusätzlich sollten bis
zu 50.000 Beschäftigte des öffentlichen Dienstes in Auffanggesellschaf-
ten versetzt, auf ein Salär von 60 Prozent herabgestuft und nach einem
Jahr in die Erwerbslosigkeit entlassen werden. Darüber hinaus machte
die Troika-Kommission klar, dass sie diesen Eingriff nur als Eintritts-
pforte zur umfassenden Umstrukturierung der gesamten griechischen
Arbeits- und Sozialpolitik betrachtete: „Projektmanager“ einer „Task
Force“ der Europäischen Union sollten in den kommenden Monaten
Standard-Tarifverträge für den öffentlichen Dienst erarbeiten, das Ge-
sundheitswesen entstaatlichen, die Rentenversicherungen deregulieren
und das Mindestlohnsystem herunterfahren. Auf diese Weise konturier-
ten sich die Umrisse eines umfassenden Projekts der arbeits- und sozial-
politischen Umstrukturierung, durch die die griechische Gesellschaft
einer „Schocktherapie“ unterworfen und innerhalb kürzester Zeit an
Verhältnisse angepasst werden sollte, für deren Durchsetzung die neo-
liberalen Deregulierungsstäbe Kerneuropas mehr als zwei Jahrzehnte
benötigt hatten.
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Nach den Vorstellungen der Troika-Kommission konnte Griechen-
land jedoch nur dann wirklich „neu aufgestellt“ werden, wenn auch sein
umfangreiches öffentliches Eigentum im möglichst gleichen Tempo ge-
schleift wurde. Denn nur so schien gewährleistet, dass auf die Massen-
entlassungen und die soziale Entrechtung der Arbeiterklasse eine neue
Ära folgen würde, in der nun für alle Erwerbsabhängigen – und nicht
nur die jugendlichen Berufsanfänger – ungeschützte, zeitlich befristete
und wesentlich schlechter entlohnte Arbeitsverhältnisse zur Norm wur-
den und zu einer radikalen Senkung der Lohnstückkosten beitrugen.
Deshalb zwangen die Manager der Troika der PASOK-Regierung die
Gründung einer Nationalen Treuhandbehörde auf, die mit der umfas-
senden Privatisierung der öffentlichen Infrastruktureinrichtungen, des
öffentlichen Immobilienbesitzes und der öffentlichen Kommunikati-
onsunternehmen und Versorgungsbetriebe beauftragt wurde. Die im
Evaluierungsbericht enthaltene Privatisierungsliste liest sich wie ein
Horrorkatalog: Sie umfasst Filetstücke wie den Internationalen Flug-
hafen Athen, den Hafen Piräus und die Telefongesellschaft OTE, aber
auch Wasserversorgungsbetriebe, die griechische Postbank, das staat-
liche Rüstungsunternehmen Hellenic Defense und touristische Er-
schließungsgebiete auf Rhodos und anderen Inseln.8 Dagegen blieben
die traditionell konservativen Eckpfeiler des griechischen Etatismus, die
Staatskirche und die Armee, verschont. Der riesige Immobilienbesitz
der orthodoxen Staatskirche blieb unangetastet. Auch die Armee musste
nur eine minimale Reduktion ihrer Rüstungsausgaben hinnehmen: Sie
soll erst im Jahr 2013 beginnen und lediglich 0,1 Prozent des BIP betra-
gen; die Arzneimittelausgaben sollen dagegen um 0,4 Prozent gekürzt
werden.9

Erst als der inzwischen vom Verteidigungsressort an die Spitze des
Finanzministeriums gewechselte PASOK-Politiker Evangelos Venizelos
den ihm von den Leitern der Troika-Kommission präsentierten Privati-
sierungsplan akzeptierte, erklärten sich diese bereit, der EU-Kommis-

8 Ebd., Anlage 2: Vorläufiger Privatisierungsplan, S. 14 f.
9 Vgl. ebd., Tab. 3, S. 4.
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sion, der Europäischen Zentralbank und dem Internationalen Wäh-
rungsfonds die Freigabe der fünften Kredittranche zu empfehlen und
ein zweites Darlehensprogramm vorzuschlagen. Dabei machten sie die
folgende Rechnung auf. Im Rahmen eines bis zum Jahr 2014 laufenden
mittelfristigen Finanzprogramms sollten bis dahin aus den Privatisie-
rungen 50 Milliarden Euro erlöst und im Ergebnis des zweiten Austeri-
tätsplans durch Ausgabeneinsparungen und erhöhte Steuereinnahmen
weitere 28 Milliarden Euro mobilisiert werden. Im Gegenzug wurde der
Geberseite empfohlen, das laufende Darlehensprogramm um weitere
109 Milliarden Euro aufzustocken und die Gläubigerbanken mit einem
Betrag von bis zu 50 Milliarden Euro am 21-prozentigen Schulden-
schnitt zu beteiligen.

Die griechische Seite ratifizierte auch dieses zweite Abkommen in
einem parlamentarischen Parforceritt. Von den durch die Troika reprä-
sentierten Gläubigern wurde es dagegen erst einige Wochen später ver-
abschiedet und nahm am 21. Juli seine letzte Hürde. Zusätzlich wurde
aber auch schon der nächste Schuldenschnitt vorbereitet. Da dabei auch
jetzt noch erhebliche Kollateralschäden befürchtet wurden, die insbe-
sondere die europäischen Gläubigerbanken und die übrigen überschul-
deten Peripherieländer der Euro-Zone gefährden konnten, wurde die
Gründung einer unabhängig von der Europäischen Zentralbank operie-
renden Europäischen Finanzstabilitäts-Fazilität (EFSF) in Angriff ge-
nommen. Hinter diesem umständlichen Namen versteckt sich nichts
anderes als ein auf die Europäische Union heruntergebrochener Inter-
nationaler Währungsfonds, der künftig schon im Vorfeld krisenhafter
Entwicklungen aktiv werden soll. Er soll Stützungskredite vergeben,
prekär gewordene Staatsanleihen aufkaufen, Offenmarktoperationen
durchführen und notleidend gewordene Banken rekapitalisieren. Erst
nach der Etablierung der mit insgesamt 780 Milliarden Euro ausgestat-
teten EFSF wurde eine „geordnete“ griechische Staatspleite mit einem
sich auf mindestens 60 Prozent belaufenden Schuldenschnitt für mög-
lich gehalten.
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Dieser Übergang zum „Plan B“ blieb den mehr und mehr zu Erfül-
lungsgehilfen degradierten griechischen Regierungsbehörden natürlich
nicht verborgen. Zusätzlich fühlten sie sich durch die Zusage eines zwei-
ten Darlehensrahmens entlastet. Da die konsequente Umsetzung des
aufgesattelten zweiten Austeritätsplans zudem einen offenen Angriff
auf die Beschäftigten des öffentlichen Sektors, die wohl wichtigste
Wählergruppe der PASOK, darstellte, versuchten Papandreou und
Venizelos nun auf Zeit zu spielen. Als die Troika-Beauftragten im
August nach Athen zurückkehrten, erklärten ihnen die griechischen
Spitzenpolitiker – durchaus wahrheitsgemäß –, die Rezession habe sich
weiter vertieft und könne bei einer raschen Umsetzung der Austeritäts-
programme vollends außer Kontrolle geraten. Sie forderten deshalb eine
weitere Streckung der Zielvorgaben der Haushaltskonsolidierung und
vorgezogene Zahlungen aus dem gerade verabschiedeten zweiten Dar-
lehenspaket.

Diese Argumente wollten die Troika-Kommissare jedoch nicht gelten
lassen. Sie warfen den Regierungsbehörden vor, dass sie die Umsetzung
der Massenentlassungen verzögerten und die vereinbarten Privatisierun-
gen verschleppten. Es kam zu heftigen Auseinandersetzungen, aber die
Delegationsleiter der EU-Kommission, der Europäischen Zentralbank
und des Internationalen Währungsfonds blieben unnachgiebig. Sie for-
derten die rasche Standardisierung und Senkung der Löhne im öffent-
lichen Sektor, den Beginn der Massenentlassungen in die Auffangge-
sellschaft und die Übertragung der öffentlichen Unternehmen auf die
Privatisierungsgesellschaft, der inzwischen der Chef der Investment-
abteilung der Euro-Bank (Latsis-Gruppe) vorstand. Es kam zunächst zu
keiner Einigung. Die Leiter der Troika-Kommission reisten daraufhin
Anfang September wieder ab, während ihre Stäbe den nächsten Evalu-
ierungsbericht vorbereiteten und die ersten Projektmanager der „Task
Force“ der EU-Kommission ihre Tätigkeit aufnahmen.

Das Aufbegehren der griechischen Regierungsvertreter war jedoch
nur von kurzer Dauer. Die deutsche Regierung ließ nun offen erken-
nen, dass sie bei einer weiteren Verzögerung des Restrukturierungs-
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programms ein beschleunigtes Bankrott-Szenario vorzog. Diese Dro-
hung löste in Athen Panik aus. Papandreou und Venizelos erkannten,
dass sie am kürzeren Hebel saßen. In der zweiten Septemberhälfte be-
gann die Umsetzung der ersten Beschäftigten des öffentlichen Diensts
in die Auffanggesellschaft, und der „Nationale Wohlfahrtsfonds“ lan-
cierte die ersten Privatisierungsauktionen. Um den durch die Rezession
bedingten Rückgang der Steuereinnahmen zu kompensieren, wurde eine
Serie von Sondersteuern eingeführt, die die krisengeschüttelten Privat-
haushalte weiter belasteten. Von besonderer Bedeutung waren dabei eine
Sondersteuer auf alle Wohn- und Grundstücksimmobilien, eine Sonder-
abgabe der Freiberufler und ein sogenannter Solidaritätszuschlag, der
viele historisch bewusste Griechen an die Kopfsteuer (charatsi) der
osmanischen Besatzungsherrschaft erinnerte.

Durch alle diese Maßnahmen konnten die laufenden Steuereinkünfte
bis Mitte Oktober deutlich erhöht werden. Trotzdem wurden auch jetzt
wieder die Vorgaben des revidierten Stabilisierungsprogramms verfehlt.
Unter der Supervision der Ende September wieder nach Athen zurück-
gekehrten Zwangsverwalter legte die griechische Regierung inzwischen
einen revidierten Haushaltsplan vor, der für 2011 ein Defizit im Umfang
von 8,5 Prozent des BIP und für 2012 von 6,5 Prozent vorsieht; die
Gesamtverschuldung soll von 161,8 Prozent Ende 2011 bis Ende des
nächsten Jahrs auf 172,8 Prozent ansteigen. Aber auch diese Annahmen
sind fraglich, denn sie gehen für das Jahr 2011 von einer Rezessionsrate
von 5,5 Prozent und für 2012 von 2,8 Prozent aus – beide Indikatoren
sind auch bei dieser dritten Prognose viel zu optimistisch angesetzt.

Im Windschatten dieser weiter verschlechterten dritten Prognosen
haben sich die Entscheidungsprozesse auf europäischer Ebene verzö-
gert. Die Troika legte ihren Evaluierungsbericht über das dritte Quartal
erst Mitte Oktober vor. Wenige Tage zuvor teilte sie jedoch in einem
Kommuniqué mit, das Stabilisierungsprogramm sei im Wesentlichen
umgesetzt worden, so dass eine Bewilligung der sechsten Darlehens-
tranche im Umfang von acht Milliarden Euro ins Auge gefasst werden
könne. Es soll also zunächst weiter auf Zeit gespielt werden, bis die ge-
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rade vom letzten der 17 Euro-Mitgliedsländer parlamentarisch abgeseg-
nete EFSF funktionsfähig geworden ist und die zu erwartenden Kol-
lateralschäden des griechischen Staatsbankrotts abwehren kann. Dass
die griechischen Finanzkonzerne dieses Ereignis nur mit Hilfe der EFSF
überstehen können, ist unzweideutig, denn sie müssen ihre im Umfang
von inzwischen 48,2 Milliarden Euro gehaltenen griechischen Staatsan-
leihen zu einem Amortisationssatz von mindestens 60 Prozent (fast
29 Milliarden Euro) abschreiben. Dagegen haben die französischen und
deutschen Banken inzwischen vorgesorgt und ihre Anleihen weitgehend
an die Europäische Zentralbank und ihren jeweiligen staatlichen Ban-
kensektor abgestoßen. Das französische Griechenland-Risiko summiert
sich nur noch auf 9,4 Milliarden Euro, konzentriert sich aber auf nur
vier Bankkonzerne, die sich zudem – wie etwa die französisch-belgische
Dexia-Bank – aus anderen strukturellen Gründen in einer Schieflage be-
finden. In Deutschland sind hingegen noch zwölf Banken mit Griechen-
land-Anleihen im Volumen von 7,6 Milliarden Euro belastet, auf die
sie die bei einem Staatsbankrott zu erwartenden Wertberichtigungen
teilweise schon vorgenommen haben. Diese rasche Flucht aus dem Risi-
ko war nur deshalb möglich, weil ihnen – zusätzlich zur Europäischen
Zentralbank – die staatliche Kreditanstalt für Wiederaufbau und die
verstaatlichte Bad Bank der Hypo Real Estate Griechenland-Anleihen
im Umfang von über 22 Milliarden Euro abgenommen haben. Für die-
sen Betrag müssen nun die Steuerzahler haften.

So steht dem von den Zwangsverwaltern seit dem Frühjahr 2010
hinausgezögerten Staatsbankrott Griechenlands nichts mehr im Weg.
Er wird jedoch mit an Sicherheit grenzender Wahrscheinlichkeit so statt-
finden, dass die griechische Regierung unter der Kontrolle der Troika
verbleibt. Eine Entlassung aus der Euro-Zone steht zumindest derzeit
nicht zur Debatte. Die griechische Gesellschaft wird deshalb auch nach
dem Schuldenschnitt ihrer öffentlichen Haushalte mit den Zumutungen
einer „Schocktherapie“ konfrontiert bleiben, die darauf abzielt, sie in-
nerhalb kürzester Zeit an die Arbeits-, Sozial- und Lebensverhältnisse
der europäischen Kernzone anzupassen. Ob dies gelingen wird, ist eine
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ganz offene Frage. Die Herausforderungen des Umbruchs und die da-
mit einhergehenden Zumutungen sind gewaltig. Die Mehrheit der grie-
chischen Gesellschaft ist ratlos, fatalistisch und niedergeschlagen. Sie
sieht keinen Ausweg, und sie gibt dem oft nicht weniger perspektivlos
wirkenden sozialen Widerstand einer aktiven Minderheit – noch – kei-
ne Chance. Die einzige Berufsschicht, die sich in Griechenland der-
zeit im Aufwind befindet, sind die Psychotherapeuten und Psychia-
ter. Ihre Praxen sind überfüllt, und der Verbrauch der Antidepressiva
ist im vergangenen Jahr um 40 Prozent gestiegen. Eine große Furcht
beginnt sich breit zu machen. Kollektive Verängstigungsprozesse wa-
ren schon immer die Vorzeichen dramatischer regressiver Ereignisse
bis hin zum gesellschaftlichen Zusammenbruch. Die Verzweiflung kann
aber auch immer zum kollektiven Aufbegehren und zum Aufstand
umschlagen. Die griechische Geschichte kennt dafür viele Beispiele.
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Marcel van der Linden

Der Anarchismus: Versuch einer sozialhistorischen 
Ortsbestimmung

Für Karlo, in bleibender Freundschaft

Begriffsgeschichte

Während der Begriff „Anarchie“ in der Bedeutung von „Herrschafts-
losigkeit“ (αναρχια) aus der griechischen Antike stammt und einen
vorwiegend negativen Klang besaß, entstand das Wort „anarchiste“ in
der Französischen Revolution und wurde dort vor allem als Pejora-
tivbezeichnung für die Jakobiner verwendet.1 Zur politischen Theorie
entwickelte sich der Anarchismus erst in den Jahren nach 1848, obwohl
es frühere Ansätze gab, zum Beispiel in William Godwins Enquiry
Concerning Political Justice (1793) und Max Stirners (das ist Johann
Kaspar Schmidt) Der Einzige und sein Eigentum (1845). Es waren ins-
besondere Pierre-Joseph Proudhon (1809–1865),  Michail  Bakunin
(1814–1876) und Pjotr Alexejewitsch Kropotkin (1842–1921), die die
anarchistische Theorie voll entwickelten. 

Obwohl sich im Laufe der Zeit ein breites Spektrum anarchistischer
Theorien gebildet hat, lassen sich einige grundlegende Gemeinsamkei-
ten erkennen. Das Ziel des Anarchismus ist die freiwillige Assoziation
aller Menschen. Um dieses Ziel zu erreichen, ist die Erfüllung von zwei
Voraussetzungen erforderlich. Negative Bedingung ist die vollständige
Abschaffung des Staates, entweder durch seine gewaltsame Zerschla-
gung oder durch seine Nicht-Beachtung. Positive Bedingung ist der
ansatzweise Aufbau der neuen Gesellschaft innerhalb der alten durch

1 Über die  Begriffsgeschichte des Anarchismus informiert Jochen Schmück, Anarchie,
Anarchist und Anarchismus, in: Hans Jürgen Degen (Hg.), Lexikon der Anarchie, Bösdorf
1993 ff., S. 1–10.
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Organisationsformen und Kampfmittel, welche die angestrebte freie
Assoziation präfigurieren.

Antistaatliche Tendenzen hat es natürlich schon Tausende von Jahren
gegeben. Der Historiker und Soziologe Charles Tilly hat folgenderma-
ßen argumentiert: 

If protection rackets represent organised crime at its smoothest, then war
risking and state making – quintessential protection rackets with the
advantage of legitimacy – qualify as our largest examples of organised
crime.2 

Mit Recht hat Tilly darauf hingewiesen, dass Staaten im Kern eigentlich
nichts anderes sind als historisch erfolgreiche kriminelle Banden, die ein
bestimmtes Maß an Legitimität erworben haben. Sie erpressen die ei-
gene Bevölkerung zu finanziellen Zahlungen und Dienstleistungen und
bieten im Tausch dafür Schutz gegen andere Staaten. 

Es ist deshalb kaum verwunderlich, dass Bauern und andere, die sich
dazu in der Lage sahen, sehr oft dem staatlichen Machtbereich ausge-
wichen sind. Mein Amsterdamer Kollege Willem van Schendel – spe-
zialisiert auf süd- und südostasiatische Geschichte – hat vor zwanzig
Jahren darauf hingewiesen, dass es im Norden Indochinas, Thailands,
Burmas und Südwest Chinas ein riesiges gebirgiges Gebiet gibt, wo eth-
nische Minderheiten leben, die sich bis heute mit Erfolg staatlicher Ein-
griffe entziehen. Dieses Gebiet hat eine Fläche von zirka 2,5 Millionen
Quadratkilometer und wird Zomia genannt. Der Begriff stammt von
Zomi, was im Tibetanisch-Burmanischen „Hochländer“ (highlander) be-
deutet.3 Der bekannte Anthropologe James C. Scott hat den Zomia-
Gedanken ausgearbeitet. In seiner Studie von 2009, The Art of Not Being
Governed, versucht er zu beweisen, dass die Zomia-Bewohner/innen
sich bewusst der Moderne entziehen, um in ihren kleinen Gemeinschaf-

2 Charles Tilly, War Making and State Making as Organized Crime, in: Peter Evans / Dietrich
Rueschemeyer / Theda Skocpol (Hg.), Bringing the State Back In, Cambridge 1985, S. 169–186,
hier: S. 169.

3 Willem van Schendel, Geographies of Knowing, Geographies of Ignorance: Jumping Scale in
Southeast Asia, in: Environment and Planning D: Society and Space, 20 (2002), 6, S. 647–668.
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ten zu leben. Zomia ist seines Erachtens das größte Gebiet auf Erden,
das nicht von Staaten absorbiert worden ist.4 

Bei näherer Betrachtung stellt sich heraus, dass es in anderen Teilen
der Welt gleichfalls Zomias gegeben hat und noch gibt, nur fallen sie
kleiner aus. Bekannt ist zum Beispiel das  Great Dismal Swamp (der
„Große Schreckliche Morast“) in den USA, in Virginia und South
Carolina. Das Gebiet von ungefähr 4.000 Quadratkilometern hat unter
anderem im 19. Jahrhundert als Zufluchtsort von mindestens tausend
entlaufenen Sklaven und Sklavinnen gedient und war auch das Zuhause
vieler Menschen der indigenen Bevölkerung Nordamerikas.

Sehen wir uns diesen Staat als Schutzgelderpresser, als organisiertes
Verbrechertum genauer an. Den größten Teil der Menschheitsgeschichte
hat es bekanntlich keinen Staat gegeben. Unsere Vorfahren waren Jäger
und Sammlerinnen, später auch halbnomadische Bauern. In der vor-
modernen Periode (grob gesagt die Zeit, die wir mit dem Feudalismus
und Absolutismus assoziieren) waren Staaten für die Unterschichten in
allen Teilen der Welt kaum sichtbar, und wenn sie sichtbar wurden, war
das für die meisten Menschen absolut kein Vergnügen. Die frühen Staa-
ten verwendeten gewöhnlich ein System indirekter Herrschaft. Sie grif-
fen fast niemals direkt in das tägliche Leben der einfachen Menschen
ein, sondern nur über relativ autonome örtliche Vertreter. Und wenn sie
dann in dieses Leben eingriffen, dann ging es vor allem um das Nehmen
(Geld, Güter, Menschen) und höchst selten um das Geben. 

Solche Staaten bestanden wesentlich aus drei Kernbereichen: aus
einem Apparat zur Besteuerung der Bevölkerung; einem Apparat zur
Ausübung von Gewalt, sowohl nach außen als auch zur Unterdrückung
rebellischer Tendenzen; und aus einem Zentrum, in dem die großen
Entscheidungen fielen (ein Königshaus zum Beispiel). Diese drei Appa-
rate sind noch immer das Rückgrat aller Staaten, wo und wann auch
immer.

4 James C. Scott, The Art of Not Being Governed: An Anarchist History of Upland Southeast
Asia, New Haven / London 2009.
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Menschen aus den unteren Klassen, die unter solchen Verhältnissen
Verschlechterungen widerstehen oder ihr Los verbessern wollten, dach-
ten nicht in erster Linie – und wahrscheinlich überhaupt nicht – an
den zentralen Staat. Als in Europa und Nordamerika der Kapitalismus
aufzublühen begann und größere Arbeiter- und Handwerkergruppen
entstanden, entwickelten sie in dieser frühen Phase deshalb vor allem
Alternativen, in denen der Staat keine bedeutende Rolle einnahm. Ge-
werkschaften, Gesellenvereine usw. waren buchstäblich transnational
und koordinierten nicht selten Aktivitäten über Staatsgrenzen hinweg.
Alternative Vorstellungen bezogen sich auf autonome Kooperationen
und Experimente. Auch die Idee der sozialen Revolution war in dieser
Periode für viele attraktiv, wurde doch der Staat oft als ein feindlicher
und fiskalischer Apparat aufgefasst, der besser schnell aus dem Weg ge-
räumt werden sollte. In einem gewissen Sinne bestand die große Mehr-
heit der Untertanen in diesen Jahrhunderten aus Anarchist/innen – aber
Anarchist/innen ohne anarchistische Ideologie.

„Gebende“ Staatsintervention

Diese Phase kam als Folge der napoleonischen Kriege und deren Nach-
wirkung im „langen neunzehnten Jahrhundert“ an ihr Ende. Die immen-
sen Bürgerarmeen des nachrevolutionären Frankreichs und anderer
Länder, die das französische Beispiel kopierten, sowie das Aufkommen
beträchtlich umfangreicher Steuersysteme bewirkten ein qualitativ stär-
keres Bemühen des Staates um die alltäglichen sozialen Verhältnisse. Die
Grundstruktur des „nehmenden“ Staates blieb natürlich erhalten, aber
der Staat übernahm zusätzliche Aufgaben. Diese Wendung ging einher
mit einem Übergang zur direkten Herrschaft, wobei die zentralen Be-
hörden begannen, sich viel unmittelbarer mit der Bevölkerung zu befas-
sen, als es früher der Fall gewesen war. Direkte Herrschaft hatte ihrer-
seits zur Folge, dass sich der Interventionsbereich des Staates schnell
auszudehnen begann. Die nichtmilitärischen Staatsausgaben stiegen
sprunghaft. Staaten begannen in die Arbeitsbedingungen einzugreifen:
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in den Unterricht, die Armenfürsorge, ins Wohnungswesen, in die Kom-
munikation und den Transport. Mehr oder weniger parallel wurden
Überwachungssysteme entwickelt, die darauf zu achten hatten, dass
keine für die Staaten und ihre Klienten bedrohlichen Protest- oder
Widerstandsformen entstanden.5

Diese Tendenz wurde noch bedeutend gestärkt in der zweiten Hälfte
des 19. Jahrhunderts, als sich die Rollen von Staat und Markt im nord-
atlantischen Raum, aber auch anderswo veränderten. In weiten Teilen
Europas und Nordamerikas begann die kapitalistische Wirtschaft, mit
ihrer Dynamik und ihren unvermeidlichen periodischen Krisen in im-
mer weitere Teile der Gesellschaft vorzudringen; zuerst natürlich in
Großbritannien, aber bald auch anderswo. Die städtische Wirtschaft
florierte, und die ländlichen Gebiete wurden in den Handel integriert.
Diese Entwicklung verlief sehr ungleichmäßig, und es blieb eine hart-
näckige Trennung zwischen Industrie- und ländlichen Gebieten beste-
hen. In den 1840er Jahren begann die Integration der britischen Arbeits-
märkte.6 In den Vereinigten Staaten dauerte dieser Prozess mindestens
vierzig Jahre länger.7 

Parallel zu dieser Entwicklung, aber auch als Teil davon, fanden zwi-
schen 1850 und 1880 große Veränderungen in der Rolle des Staates statt.
Die Vereinigten Staaten wurden nach dem Bürgerkrieg von 1860–1865
neu konstituiert, die Leibeigenschaft wurde 1861 in Russland abge-
schafft, in Österreich-Ungarn kam 1867 die Doppelmonarchie zustan-
de, während in Japan 1868 die Meiji wiederhergestellt wurde. Sowohl
Italien als auch Deutschland wurden 1870–1871 vereinigt. Und so
weiter. Der Wettbewerbsdruck zwischen den Staaten war wahrscheinlich

5 Charles Tilly, Futures of European States, in: Social Research. An International Quarterly,
59 (1992), 4, S. 705–717. Dass diese Logik zum Beispiel in Lateinamerika nicht funktionierte, zeigt
Miguel Angel Centeno, Blood and Debt: War and Taxation in Nineteenth-Century Latin America,
in: American Journal of Sociology, 102 (1997), 6, S. 1565–1605.

6 Humphrey Southall, Towards a Geography of Unionization: The Spatial Organization and
Distribution of Early British Trade Unions, in: Transactions of the Institute of British Geographers,
13 (1988), 4, S. 466–483.

7 John R. Commons, Introduction, in:  Commons et al., History of Labour in the United
States, Bd. 1, New York (1918), S. 3–21, hier: S. 8.
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die Hauptursache für diese Art von Veränderungen, obwohl auch innen-
politische Herausforderungen eine Rolle spielten.8 Es entstanden relativ
umfassende Steuersysteme – mit unterschiedlichem Tempo in den ver-
schiedenen Ländern –, und die nichtmilitärischen Staatsausgaben wuch-
sen. Die Staaten 

begannen, Arbeitskonflikte und Arbeitsbedingungen zu überwachen,
nationale Bildungssysteme einzurichten und zu regulieren, Hilfe für die
Armen und Behinderten zu organisieren, Kommunikationsleitungen
aufzubauen und zu unterhalten, Zölle zugunsten der heimischen Indus-
trien einzuführen.9 

Der anarchosyndikalistische Theoretiker Gerhard Wartenberg (H. W.
Gerhard) bemerkte schon während der Weimarer Republik: 

Der Staat hat sozial notwendige Funktionen übernommen, er ist in die
Gesellschaft hineingewachsen. […] Ich leugne […] keineswegs, daß der
Staat neben diesen sozialen Funktionen noch seine alte Unterdrückerrolle
weiterspielt, daß er dem Kapital willfährig ist. Aber ich will darauf auf-
merksam machen, daß der Staat heute weitgehend Funktionen übernom-
men hat, deren Erfüllung notwendig ist, deren Nichterfüllung Desorga-
nisation, Hunger zur Folge haben würde.10

Damit wuchs nicht nur der Einfluss der Staaten, sondern auch deren
Umfang. Zuvor war der Staatsapparat sehr klein gewesen (1848 hatte
das britische Innenministerium insgesamt nur 22 ständige Beamte, Tür-
hüter und dergleichen ausgenommen11), aber nun begann sich dieser
Staatsapparat in eine Bürokratie umzuwandeln, und die Zahl des Verwal-
tungspersonals stieg stark an. Natürlich führten diese Innovationen zu
einem explosionsartigen Anstieg der Staatsausgaben. Um 1890 formu-

8 Charles S. Maier, Leviathan 2.0: Inventing Modern Statehood, in: Emily S. Rosenberg (Hg.), A
World Connecting: 1870–1945, Cambridge, MA / London 2012, S. 27–282, hier: S. 93–94.

9 Charles Tilly,  Coercion, Capital, and European States, AD 990–1990, Cambridge, MA / Ox-
ford, 1990, S. 115.

10 H. W. Gerhard, Unsere Staatsauffassung, in: Die Internationale. Zeitschrift für die revo-
lutionäre Arbeiterbewegung, Gesellschaftskritik und sozialistischen Neuaufbau (FAUD), 4 (1931),
6, S. 128–131, hier: S. 129. Ich danke Dieter Nelles für den Hinweis auf diesen wichtigen Text. 

11 John Saville, 1848: The British State and the Chartist Movement, Cambridge 1987, S. 18.
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lierte der Ökonom Adolph Wagner sein „Gesetz“, das besagt, dass der
Anteil der öffentlichen Ausgaben parallel zum Volkseinkommen steigt.
Dafür gebe es drei Gründe: die Ersetzung privater Aktivitäten durch
öffentliche Aktivitäten; die Erhöhung der Ausgaben für Kultur, Bildung
und Wohlfahrt; die Verstaatlichung natürlicher Ressourcen.12

Staatsnegation in der Scharnierzeit 

Diese Entwicklungen erforderten eine grundlegende Neuorientierung
der entstehenden Arbeiterbewegungen und der ihnen eng verbundenen
Sozialisten. Zuvor – etwa bis zu den Revolutionen von 1848/49 – hat-
ten sie den Staat ja normalerweise nicht als Lösung sozialer und wirt-
schaftlicher Probleme betrachtet. 

Es gab eine breite communis opinio, dass soziale Gerechtigkeit in ers-
ter Linie auf autonomer Verwaltung beruhen sollte und dass der Staat
diese Art von Aktivität bestenfalls erleichtern könnte. Die weitrei-
chendste Forderung nach staatlichem Eingreifen in dieser Zeit findet
sich wohl in den ‚Forderungen der Kommunistischen Partei in Deutsch-
land‘ von 1848. Diese bestand unter anderem auf der Abschaffung aller
Feudallasten „ohne irgendeine Entschädigung“, die Umwandlung der
Landgüter, Bergwerke und Gruben „in Staatseigentum“, auf der Natio-
nalisierung der Privatbanken, Eisenbahnen, Kanäle usw., der Besoldung
der Volksvertreter und der Einführung allgemeiner, unentgeltlicher
Volkserziehung.13 Der Staat sollte also Klassenprivilegien abschaffen
und wichtige infrastrukturelle Aufgaben übernehmen, aber nicht Wirt-
schaft und Gesellschaft steuern. Wie Otto Kirchheimer sagte: 

12 Adolph H. Wagner, Finanzwissenschaft, 3 Bände, Leipzig, 1889–1892. Das Wagnersche Gesetz
wurde vielfach durch die historische Forschung bestätigt. Ein Versuch einer weiteren Erklärung
findet sich in der Neuausgabe von James O’Connor, The Fiscal Crisis of the State, New Brunswick,
NJ 2002, S. 150–174.

13 Karl Marx / Karl Schapper / H. Bauer / F. Engels / J. Moll / W. Wolff, Forderungen der
Kommunistischen Partei in Deutschland (1848), in: Marx-Engels-Werke (MEW), Bd. 7, S. 3–5.
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Der Kampf für Freiheit und Gleichheit und die Bestimmung der Stellung
des Einzelnen sollte innerhalb der Gesellschaft stattfinden, wobei der
Staat nur ein regulativer Nachgedanke bildete.14

Als jetzt die Staaten mehr von ihren Untertanen verlangten und sich
intensiver mit ihnen befassten, begannen die Untertanen, Gegenleistun-
gen zu verlangen. Das moderne Bürgertum (citizenship), das früher zu-
weilen schon auf städtischem Niveau bestanden hatte, wurde parallel
zum Aufkommen der direkten Herrschaft zu einer nationalen Erschei-
nung. Genau in dieser Phase, in der der „Untertan“ zum „Bürger“ zu
werden beginnt, kam der Anarchismus als politisch-philosophische Ten-
denz zur Entwicklung. Der Anarchismus als Ideologie ist das Produkt
der „Scharnierzeit“, in der der nehmende Staat noch stark in aller Be-
wusstsein und der gebende Staat noch nicht voll entwickelt war. In die-
ser Zeit des Übergangs sehen wir das Entstehen explizit anarchistischer
Bewegungen, meistens in Verbindung mit Teilen der aufkommenden
Arbeiterbewegungen. Dem „gebenden“ Staat wurde nicht getraut, er
wurde entlarvt als ein im wesentlichen „nehmender“ Staat. Besser als
sich durch die Angebote des „neuen“ Staates verführen zu lassen, sei es,
an den alten Autonomiebestrebungen festzuhalten.

Seinen größten Einfluss in der internationalen Arbeiterbewegung
hatte der Anarchismus etwa zwischen 1870 und 1940.15 Von Europa aus
breitete er sich zunächst vor allem in den ehemaligen Siedlerkolonien
Amerikas aus: in Nordamerika, aber noch mehr in weiten Teilen La-
teinamerikas und der Karibik (Argentinien, Brasilien, Chile, Kuba
etc.).16 Tim Wätzold hat einige dieser Bewegungen sogar unter dem
Nenner eines „libertären Atlantik“ zusammengefasst.17 In Afrika war
der anarchistische Einfluss aufgrund des langsamen Tempos der Indus-

14 Otto Kirchheimer, Confining Conditions and Revolutionary Breakthroughs, in: The Ameri-
can Political Science Review, 59 (1965), 4, S. 964–974, hier S. 972.

15 Vgl. Bert Altena, Anarchism as a Social Movement, 1870–1940, in: Sozial.Geschichte Online,
18 (2016), S. 15–62, [https://duepublico2.uni-due.de/receive/duepublico_mods_00040987].

16 Nationale Fallstudien in Marcel van der Linden (Hg.), The Cambridge History of Socialism,
Bd. I, Cambridge 2022; Steven Hirsch / Lucien van der Walt (Hg.), Anarchism and Syndicalism
in the Colonial and Postcolonial World, 1870–1940, Leiden / Boston 2010; Ilham Khuri-Makdisi,
The Eastern Mediterranean and the Making of Global Radicalism, 1860–1914, Berkeley 2013.
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trialisierung und Proletarisierung begrenzter, aber – wie Steven Hirsch
und Lucien van der Walt bemerkten: 

Wie im Fall Lateinamerikas entstand die Bewegung in den Bereichen, die
am engsten mit den globalen Prozessen der Kapitalakkumulation und
imperialen Durchdringung verbunden sind: Südliches Afrika und der Mit-
telmeerraum Nordafrikas.18

In Ostasien fand der Anarchismus wahrscheinlich seine ersten Anhän-
ger während des Russisch-Japanischen Krieges von 1904/05, als der
Pazifist Shūsui Kōtoku im Gefängnis Kropotkins Fields, Factories and
Workshops las. Kōtoku näherte sich dem Anarchismus „nicht im Sinne
der Arbeiterpolitik, sondern der aufopferungsvollen Hingabe der hoch-
gesinnten Liberalen niederer Samurai-Herkunft“.19 1911 wurde er wegen
Hochverrats hingerichtet. Inzwischen hatten andere, wie Sakae Ōsugi,
anarchistische Ideen aufgegriffen, obwohl ihr Einfluss begrenzt ge-
blieben zu sein scheint.20 Von Japan aus verbreiteten sich anarchistische
Ideen nach Korea, damals eine japanische Kolonie, und nach China, wo
die Bewegung von 1918 oder 1919 bis in die frühen 1930er Jahre einen
gewissen Einfluss unter Intellektuellen und der Arbeiterbewegung ge-
wann.21 In seiner Jugend fühlte sich sogar Mao Zedong eine Zeitlang
vom Anarchismus angezogen.

17 Tim Wätzold, Nostra Patria é il Mondo Intero: Libertarian Internationalism in the Era of Mass
Migration and the Development of the South American Labour Movement (1870–1920), in: Moving
the Social. Journal of Social History and the History of Social Movements, 52 (2014), S. 171–197.

18 Lucien van der Walt / Steven J. Hirsch, Rethinking Anarchism and Syndicalism: The Colonial
and Postcolonial Experience, 1870–1940, in: dies., Anarchism and Syndicalism (wie Anm. 15),
S. XXXI–LXXIII, hier: S. XLIII.

19 Chushichi Tsuzuki, Anarchism in Japan,  in: Government and Opposition, 5 (1970), 4,
S. 501–522, Zitat: S. 502.

20 A Short History of the Anarchist Movement in Japan, Tokio 1979; Ira L. Plotkin, Anarchism
in Japan: A Study of the Great Treason Affair, 1910–1911, Lewiston, NY 1990; John Crump, Hatta
Shūzō and Pure Anarchism in Interwar Japan, New York 1993.

21 Zu Korea: Dongyoun Hwang, Anarchism in Korea: Independence, Transnationalism, and the
Question of National Development, 1919–1984, Albany, NY 2016. Zu China: Arif Dirlik, An-
archism in the Chinese Revolution, Berkeley 1991; Gotelind Müller, China, Kropotkin und der
Anarchismus: eine Kulturbewegung im China des frühen 20. Jahrhunderts unter dem Einfluß des
Westens und japanischer Vorbilder, Wiesbaden 2001.
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Der Anarchismus war von Anfang an eine internationale Bewegung.
Militante Exilanten, wandernde Handwerker, Seeleute und Arbeitsmi-
grant/innen verbreiteten anarchistische Ideen in weiten Teilen der Welt.
Selbst wenn es keine internationalen anarchistischen Organisationen
gab oder sie schwach waren, bestand in diesem Sinne immer so etwas
wie eine „schwarze Internationale“.22

In Verbindung mit gewerkschaftlichen Bewegungen entwickelte sich
der Anarchismus in mehreren Ländern zum Syndikalismus, der zum Teil
Massencharakter bekam. Anarchismus und Syndikalismus wurden je-
doch beide nach dem Ersten Weltkrieg und der Russischen Revolution
erheblich geschwächt, trotz einiger Ausnahmen (China bis 1927, Spa-
nien bis 1939). Vor mehr als dreißig Jahren haben Wayne Thorpe und
ich in der Vorläuferin dieser Zeitschrift eine Studie veröffentlicht, in der
wir zwölf syndikalistische Bewegungen in Europa, Nordamerika und
Lateinamerika miteinander verglichen. Wir kamen zum Schluss, dass
diese Bewegungen spätesten um 1940 allesamt ihren Impetus verloren
hatten.23

Schwächung des Anarchismus

In den Jahrzehnten vor dem Zweiten Weltkrieg begannen immer grö-
ßere Teile der internationalen Arbeiterbewegung zu erkennen, dass sie
den Staat nicht mehr ignorieren konnten. Zunehmend setzte sich die
Überzeugung durch, dass sie ihn nicht vernichten, sondern fortan be-
einflussen oder selbst erobern sollten – eventuell mit der Absicht, ihn
in einem späteren Stadium nachträglich abzuschaffen. Die anarchisti-

22 Im Laufe der Jahre haben Nichtanarchisten manchmal antiautoritäre Ideen entwickelt, deren
praktische Ergebnisse mit dem Anarchismus vereinbar waren, obwohl sie weder sich selbst als
Anarchisten betrachteten noch von Anarchisten als solche angesehen wurden. Beispielsweise die
Theoretiker des Rätekommunismus Anton Pannekoek (1873–1960), Otto Rühle (1874–1943) und
Paul Mattick (1904–1981) sowie der Verfechter der „autonomen Gesellschaft“, Cornelius Castoriadis
(1922–1997).

23 Marcel van der Linden / Wayne Thorpe, Aufstieg und Niedergang des revolutionären
Syndikalismus, in: 1999. Zeitschrift für Sozialgeschichte des 20. und 21. Jahrhunderts, 5 (1990), 3,
S. 9–38. Auch verfügbar über: [http://www.wildcat-www.de/material/1999_syn.htm].
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schen Einflüsse ermatteten in dieser Periode und verschwanden letztend-
lich fast völlig. Ein aufschlussreiches Zeichen war Benedict Andersons
Beobachtung, dass „keine einzige nationale Revolution [im globalen Sü-
den] nach dem Zweiten Weltkrieg vom Anarchismus angeführt wur-
de“ – eine Tatsache, die ihn nicht überraschte, da alle Unabhängig-
keitsbewegungen darauf abzielten, Mitglied der Vereinten Nationen zu
werden, was auch immer ihre ideologische Orientierung war.24

An der Stelle anarchistischer Bewegungen gewannen Strömungen an
Einfluss, die über den Staat Reformen realisieren wollten – als Vorboten
einer sozialen Revolution oder als kumulative Strategie kleiner Schritte.
Dieser vornehmlich sozialdemokratische oder kommunistische „Partei-
Sozialismus“ erreichte zwischen 1920 und 1990 seinen internationalen
Höhepunkt und verlor danach stark an Einfluss.25 

Warum konnte der Anarchismus sich nicht behaupten? Es gab wohl
drei Hauptgründe: staatliche Repression, Kursänderung in Richtung
„Nicht-Anarchismus“ und Marginalisierung. Die Bedeutung der Re-
pression sollte nicht unterschätzt werden. Autoritäre westliche Regie-
rungen zerschlugen syndikalistische Bewegungen unter anderem in
Italien, Portugal, Deutschland, Spanien und den Niederlanden – genau-
so wie die bolschewistische Regierung bereits die russische Bewegung
zerstört hatte. Zwei andere Bewegungen (in den USA und in Mexiko)
wurden durch die staatliche Verfolgung sehr geschwächt. 

Das erklärt allerdings nicht hinreichend das andauernde Fehlen be-
deutender syndikalistischer Bewegungen in diesen Ländern. Warum
waren zum Beispiel die Erben der anarchosyndikalistischen Confedera-
ción Nacional del Trabajo unfähig, den verlorenen Boden in den späten
1970er Jahren nach dem Ende der Franco-Diktatur zurückzuerobern?
Offensichtlich gibt es dafür noch tieferliegende Gründe. Eine gründli-

24 Benedict Anderson, Foreword, in: Hirsch / van der Walt, Anarchism and Syndicalism (wie
Anm. 15), S. XIII–XXIX, hier: S. XXV.

25 Marcel van der Linden, Vorläufiges zur Krise der Weltarbeiterbewegung, in: Gleb J. Al -
bert / Daniel Siemens / Frank Wolff (Hg.), Entbehrung und Genuss: Arbeit, Körper und Konsum
in der Geschichte moderner Gesellschaften. Für Thomas Welskopp (1961–2021), Bonn-Bad
Godesberg 2021, S. 197–219.
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chere Erklärung für das Verschwinden des Syndikalismus als Massen-
bewegung muss nicht einfach nur temporäre Faktoren wie staatliche
Repression, sondern auch Veränderungen innerhalb der kapitalistischen
Gesellschaft ins Auge fassen. Meine These ist: Wo der „gebende“ Staat
sich durchsetzte, hatte der Anarchismus auf Dauer keine Chance. 

Sehen wir uns doch einmal kurz einige Resultate des „gebenden“ Staa-
tes an. Die Verallgemeinerung des Schulsystems und die Einführung
des Schulzwangs; die Einführung von Sozialversicherungen, die Schutz
boten im Falle der Invalidität, Erkrankung, Alterung oder Arbeitslosig-
keit; die Einführung des allgemeinen Wahlrechts, zumeist erst für Män-
ner und später für Frauen – all dies trug dazu bei, dass sich die Unter-
schichten tendenziell weniger als Außenseiter und mehr als Teilhaber
an der Gesellschaft betrachteten. Neben dem Wohlfahrtsstaat sind die
integrativen Auswirkungen der entwickelten kapitalistischen Beziehun-
gen zwischen Produktion und Konsumption (manchmal fälschlicher-
weise als „fordistisch“ bezeichnet) zu beachten. Sie führen dazu, dass
Arbeiterfamilien nicht nur produzieren und ihre Arbeitskraft reprodu-
zieren, um sie zu verkaufen, sondern gleichzeitig als Personen des indi-
vidualisierten Massenkonsums handeln, indem sie viele Konsumgüter,
die sie produzieren, innerhalb eines Systems erwerben, das es dem Kapi-
tal ermöglicht, zu expandieren, und den Arbeiter/innen, ihren materi-
ellen Lebensstandard zu verbessern.

Das Aufkommen des Wohlfahrtsstaates und die Gegebenheiten einer
langfristigen Integration der Arbeiter/innen in die entwickelten kapita-
listischen Volkswirtschaften ließen den anarchistischen und syndika-
listischen Bewegungen, die nicht schon durch staatliche Repression
zerschlagen worden waren, nur drei Optionen, von denen jede letztlich
fatale Folgen haben musste. Eine Bewegung konnte (1.) an ihren Prin-
zipien festhalten – in diesem Fall würde sie unweigerlich vollkommen
marginalisiert werden; (2.) ihren Kurs völlig verändern und sich den
neuen Bedingungen anpassen – in diesem Fall würde sie ihre Prinzi-
pien aufgeben müssen; oder (3.), wenn diese beiden Alternativen aus-
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schieden, sich entweder auflösen oder – was dem gleichkommt – in
einer nicht-anarchistischen Bewegung aufgehen.

Der neue Libertarismus

Seit den 1960er Jahren sind staatsverneinende Strömungen zurückge-
kehrt, allerdings in veränderter Form. Die erste anarchistische Welle von
1860 bis 1940 stellte sich als Reaktion auf den wachsenden Einfluss von
Staat und Großindustrie diesem sogenannten Fortschritt entgegen und
strebte eine landwirtschaftliche und handwerkliche Idylle an. Sozial von
Handwerker/innen, Arbeiter/innen und Bauern/Bäuerinnen getragen,
strebte sie vor allem nach politischer, sozialer und wirtschaftlicher
Gleichberechtigung, meistens jedoch mit männlichem Unterton. Mit
dem Ende der euphorischen Fortschrittsstimmung in den letzten Jahr-
zehnten scheinen sich die „romantischen Mängel“ des Anarchismus für
manche in einen Vorteil zu verwandeln. Dass viele das Streben nach
einer humaneren und ökologisch verantwortlicheren Gesellschaft in ei-
nem kleineren Rahmen sehen, entspricht ganz oder teilweise dem alten
anarchistischen Projekt. Die zweite Welle, die noch andauert, ist stärker
kulturell inspiriert. Sie zieht Anhänger/innen vor allem aus den Schich-
ten der hochgebildeten jungen Menschen an, die zunehmend auch offen
für Diskussionen über Geschlecht und Ethnizität sind.26

Es gibt zwei bemerkenswerte Aspekte des erneuten Engagements
von Anarchist/innen. Erstens sind die sozialen Bewegungen, durch die
sich dieses Engagement ausdrückt, im Allgemeinen nicht rein anarchis-
tisch; die anarchistischen Elemente sind tatsächlich Teil einer umfas-
senderen libertären politischen Kultur. Die mexikanischen Zapatistas,
die brasilianische Sem-Terra-Bewegung landloser Bauern und Bäuerin-
nen, die Gegner/innen der kapitalistischen „Globalisierung“ und die
Militanten der Occupy-Bewegung – sie alle waren nie anarchistisch im

26 Einen guten Überblick gibt Felipe Corrêa, The Global Revival of Anarchism and Syndicalism,
in: Marcel van der Linden (Hg.), Cambridge History of Socialism, Bd. I, Cambridge 2022 (im Er-
scheinen), S. 621–647.
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engeren Sinne, aber alle priorisierten direkte Aktionen und wollten
„Herrschaftsmechanismen aufdecken, delegitimieren und abbauen bei
gleichzeitiger Gewinnung immer größerer Autonomieräume“.27

Der zweite Aspekt ist, dass die neuen Anarchist/innen viel Inspi-
ration von Gesellschaften aus der Peripherie des Weltsystems beziehen.
Sie sympathisieren einerseits mit traditionellen Gesellschaften, die
Staatsbildungsprozesse bewusst zurückhalten (wie das oben genannte
Zomia),28 und zum anderen mit Rojava im Nordwesten Syriens, wo
während des Syrienkrieges ab Juli 2012 auf einer Fläche von knapp über
18.000 Quadratkilometern drei „autonome demokratische Zonen“ –
Cizîrê, Efrîn und Kobanê – geschaffen wurden, in der knapp eine Mil-
lion Menschen leben. 

Formal inspiriert von den Ideen des nordamerikanischen „libertären
Kommunalisten“ Murray Bookchin (1921–2006), führte die kurdische
Partiya Yekîtiya Demokrat (PYD) in diesen Zonen ein vierstufiges Räte-
system ein. Die Basis dieses abgestuften Systems bilden kleine Dörfer
oder Stadtbezirke mit 30 bis 150 Haushalten; diese bilden über Zwi-
schenstufen den Volksrat von Westkurdistan (Meclîsa Gel a Rojavayê
Kurdistanê, MGRK). Alle Ebenen folgen dem Prinzip des Co-Vorsitzes,
das heißt, alle Räte werden immer gemeinsam von einem Mann und
einer Frau geleitet. Darüber hinaus gibt es auch autonome Frauenräte.
Je höher in der Hierarchie, desto stärker der Einfluss der PYD und ihrer
Frontorganisationen. Während auf Dorfebene tatsächlich ein hohes
Maß an Demokratie zu herrschen scheint, nimmt es in den höheren
Rängen deutlich ab. Natürlich könnte man zu seiner Verteidigung ar-
gumentieren, dass das Rojava-Experiment dadurch verzerrt wird, dass
es mitten in einem Kriegsgebiet durchgeführt wird, aber es bleibt eine
historisch einzigartige Kombination aus Rätedemokratie und einem

27 David Graeber, The New Anarchists, in: New Left Review II, 13 (Jan./Feb. 2002), S. 61–73,
hier S. 68.

28 Einer der ersten Autoren, der dies untersuchte, war der Anthropologe Pierre Clastres, insbe-
sondere in La Société contre l’État. Recherches d’anthropologie politique, Paris 1974; deutsch:
Staatsfeinde: Studien zur politischen Anthropologie, Frankfurt a. M. 1976 (Neuausgabe mit einem
Nachwort von Andreas Gehrlach und Morten Paul, Konstanz 2020).
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Einparteiensystem.29 Ungeachtet seiner Mängel demonstriert Rojava in
den Augen vieler Anarchisten und Anarchistinnen die Machbarkeit
direkter Demokratie.

Beide Tendenzen scheinen auf eine ziemlich breite Sympathie für
autonome Strukturen hinzuweisen – wahrscheinlich besonders unter
jungen Menschen. 

Eine neue Epoche

Die neue anarchistische Tendenz steht – genau wie die Jugendproteste
der späten 1960er und frühen 1970er Jahre insgesamt, die ihr Entstehen
anregten – am Anfang einer neuen Epoche, deren Konturen sich erst
allmählich enthüllen. Es findet eine allmähliche Schwächung des „ge-
benden“ und des „nehmenden“ Staates statt. Nicht weil der Staat ver-
schwindet, sondern weil er seine Interventionsbereiche neu definiert
und immer mehr Aufgaben supranational regulieren lässt. Der Sozial-
staat wird umstrukturiert (Hartz IV, „Reform“ der Altersrenten usw.);
supranationale Autoritäten wie die EU gewinnen an Einfluss und grei-
fen immer öfter auch in Alltagsbereiche ein; Armeen sind in suprana-
tionale Verbände integriert (zum Beispiel die NATO) und intervenieren
weltweit; wirtschaftliche Bündnisse werden ebenfalls auf supranationaler
Ebene organisiert (Welthandelsorganisation usw.). 

Genau in dieser Sattelzeit sind auch die alten staatsorientierten Arbei-
terbewegungen in die Krise geraten. Die Gewerkschaften werden ten-
denziell immer schwächer und organisieren zur Zeit schätzungsweise
nur noch sechs Prozent der Weltarbeiterklasse. Kommunistische Par-
teien sind in vielen Ländern zusammengebrochen oder haben sich in so-
zialdemokratische und/oder grüne Organisationen transformiert. Die
sozialdemokratischen Parteien verlieren spätestens seit den 1990er

29 Thomas Schmidinger, Krieg und Revolution in Syrisch-Kurdistan: Analysen und Stimmen
aus Rojava,  Wien 2014; Anja Flach / Ercan Ayboğa / Michael Knapp, Revolution in Rojava:
Frauenbewegung und Kommunialismus zwischen Krieg und Embargo, Hamburg 2015.
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Jahren Mitglieder und Wähler/innen und sind oft politisch steuerlos
geworden. 

Dies alles bedeutet meines Erachtens, dass wir uns in einer neuen
Scharnierzeit befinden. Immanuel Wallerstein hatte wohl nicht ganz
Unrecht, als er sagte, dass wir in einer Übergangsperiode leben. Der
alte Kapitalismus versucht sich zu erneuern, steckt aber in einer tie-
fen Krise, die Gegenkräfte von unten sind zersplittert und noch em-
bryonal. Es gibt zwar neue Aktionsformen, wie wir zum Beispiel in
der Occupy-Bewegung haben sehen können, und auch embryonale
Formen autonomer Organisation. Aber diese haben noch nicht zu
stabileren Strukturen mit einer inhaltlich relativ klaren Linie geführt.

Jetzt ist die Zeit für eine kritische Evaluation des klassischen Anar-
chismus gekommen. Dabei gilt es, auch die anti-emanzipatorischen und
politisch unsympathischen Aspekte ernstzunehmen. Beispielsweise
Pierre-Joseph Proudhon, der in seinem Tagebuch festhielt: „Der Jude
ist der Feind der Menschheit. Diese Rasse muss nach Asien zurück-
geschickt oder ausgerottet werden.“30 Proudhon rechtfertigte auch die,
wie er es nannte, „Negersklaverei“, und war der Meinung, dass Frauen
nur für die Ehe, den Haushalt und das Kinderkriegen geeignet sind. Mit
diesen Auffassungen stand Proudhon in den damaligen anarchistischen
Kreisen nicht alleine. Der niederländische Anarchist Ferdinand Domela
Nieuwenhuis neigte zum Beispiel zum Antisemitismus und war übri-
gens auch Teilhaber einer Plantagenwirtschaft im kolonialen Indonesien.

Befreit von derartigen Entstellungen könnte der Anarchismus (auf
jeden Fall der Sozialanarchismus) durchaus eine wichtige Anregung für
neue Sozialbewegungen werden. Dabei gilt es aber zu bedenken, dass
eine hundertprozentige Rückkehr zum klassischen Anarchismus höchst-
wahrscheinlich nur für marginale Gruppen interessant sein wird. Auch
wenn der national orientierte „nehmende“ und „gebende“ Staat allmäh-
lich zu verschwinden scheint, ist eine vollständige anti-staatliche Politik
nicht mehr durchsetzbar. Der Staat ist tief in die Poren unseres All-
tagslebens eingedrungen (und sei es zum Beispiel nur in den Infrastruk-

30 Pierre-Joseph Proudhon, Carnets, Bd. 2, Paris 1961 [1847], S. 337. 
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turen), und alternative Strategien werden nicht mehr ganz ohne Staat-
lichkeit auskommen. Auch der Gedanke einer plötzlichen und totalen
gesellschaftlichen Umwälzung kann wohl nicht länger als sinnvoll be-
trachtet werden.31 

Ein oder anderthalb Jahre nach der missglückten deutschen Revolu-
tion 1848/49 hatten Marx und Engels gefolgert, dass die Chancen einer
Umwälzung vorläufig vergeben waren. 

Bei dieser allgemeinen Prosperität, worin die Produktivkräfte der bür-
gerlichen Gesellschaft sich so üppig entwickeln, wie dies innerhalb der
bürgerlichen Verhältnisse überhaupt möglich ist, kann von einer wirkli-
chen Revolution keine Rede sein.32 

Vor diesem Hintergrund sagte Marx 1850 seinen Gegnern innerhalb des
Bundes der Kommunisten, der Willich-Schapper-Fraktion: 

Statt der wirklichen Verhältnisse [ist] der Wille als Hauptsache in der Re-
volution hervorgehoben worden. Während wir den Arbeitern sagen: Ihr
habt 15, 20, 50 Jahre Bürgerkrieg durchzumachen, um die Verhältnisse
zu ändern, um euch selbst zur Herrschaft zu befähigen, ist statt dessen
gesagt worden: Wir müssen gleich zur Herrschaft kommen, oder wir kön-
nen uns schlafen legen.33

Dieser Gedanke wurde rund hundert Jahre später wieder von Hans-
Jürgen Krahl aufgenommen, der einige Monate vor seinem Tod betonte,
„dass die Krisensituation, die materielles Elend schafft, nicht an sich sel-
ber die Revolution produziert“. Erst sei eine Änderung des kollektiven
Bewusstseins erforderlich, über einen „Prozess der Bewusstseinsverän-
derung, der sicherlich aktionsgebunden sein muss“ und der sich sehr
„in die Länge ziehen“ werde. „Nicht auf einen primären Machtkampf
um die politische Macht im Staate kommt es an, sondern darauf, einen

31 Dazu ausführlicher Marcel van der Linden, Workers and Revolutions: A Historical Paradox,
in: Pepijn Brandon / Peyman Jafari / Stefan Müller (Hg.),  Worlds of Labour Turned Upside
Down. Revolutions and Labour Relations in Global Historical Perspective, Leiden / Boston
2020, S. 19–49.

32 Marx und Engels, Revue (1850), in: MEW, Bd. 7, S. 421–463, hier: S. 440.
33 Sitzung der Zentralbehörde vom 15. September 1850, in: MEW, Bd. 8, S. 597–601, hier: S. 598.
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wirklich sehr langen Aufklärungsprozess in die Wege zu leiten.“34 In den
letzten Jahren hat Karl Heinz Roth einen ähnlichen Standpunkt ver-
teidigt.

Was mir an diesem Vorschlag gefällt, ist das Denken in einem mittel-
fristigen Zeitraum und die Betonung der sozialen Autonomie als Lern-
ziel. Dieser Lernprozess ist aus mindestens drei zusammenhängenden
Gründen absolut unentbehrlich, wenn wir eine selbstverwaltende Ge-
sellschaft errichten wollen. 

Erstens, weil nur autonome Menschen sich autoritären Verleitungen
widersetzen werden. Zu Recht hat der Psychoanalytiker Otto Fenichel
schon vor langer Zeit darauf verwiesen, dass sozialer Unfriede nicht not-
wendig Aufruhr erzeugt. Er bringt vielmehr 

gleichzeitig zwei einander widersprechende Reaktionen hervor, nämlich
eine Neigung zur Rebellion sowie die Tendenz, sich ,verlassen‘ zu fühlen
und sich aus diesem Grund nach der Wiederkehr eines allmächtigen Ret-
ters zu sehnen. Die relative Stärke der aktiven Tendenz, etwas an einer
Situation zu verändern, und der passiven, regressiven Sehnsucht hängt von
verschiedenen Umständen ab. Einer von ihnen ist äußerst offensichtlich.
Je größer die Hoffnungen auf einen Erfolg sind, desto stärker sind die
aufrührerischen Neigungen. Je größer die Hoffnungslosigkeit ist, desto
stärker ist die Sehnsucht nach Regression.35 

Zu wählen ist also zwischen Autonomie und Regression, wobei ich an-
merken will, dass diese Regression nicht unvermeidlich in faschistischen
Neigungen zum Ausdruck kommen muss, aber ebensosehr in zuneh-
mender Furcht – das Gefühl, allenthalben von Krankheiten, Terroris-
ten und Kriminellen bedroht zu sein – woraus wiederum das Verlangen

34 Hans-Jürgen Krahl, Konstitution und Klassenkampf: Zur historischen Dialektik von bür-
gerlicher Emanzipation und proletarischer Revolution. Schriften, Reden und Entwürfe aus den
Jahren 1966–1970, Frankfurt a. M. 1971, S. 238.

35 Otto Fenichel, Psychoanalytische Bemerkungen über Fromms Buch „Die Furcht vor der Frei-
heit“ (1944), in: ders., Aufsätze, Bd. II, hg. von Klaus Laermann, Frankfurt a. M. 1981, S. 296–317,
hier: S. 300.
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nach mehr und mehr Helfern, Beratern und „Experten“ erwachsen
kann.36

Zweitens, weil eine wirklich demokratische Umwälzung nur auf einer
Massenteilnahme basieren kann – und nicht nur auf einer Unterstüt-
zung durch die Massen, wie während der Russischen Oktoberrevolu-
tion, die doch eher ein breit gestützter Staatsstreich war. Schon Otto
Rühle wusste: „Am wichtigsten aber ist der Abbau der Autorität in der
menschlichen Seele, weil ohne ihn ein Abbau der Autorität weder in der
Organisation, noch in Taktik und Theorie möglich ist.“37 

Drittens, weil das selbständige Handeln und Denken eine unverzicht-
bare Voraussetzung für das Durchbrechen einer Konsumhaltung ist.
Einer der ersten, die dies einsahen, war – ungeachtet seiner technokra-
tischen Attitüde – Rudolf Bahro, der die „massenhafte Überwindung
der Subalternität“ (die „Daseinsform und Denkform ,kleiner Leute‘“)
als „die einzig mögliche Alternative zu der grenzenlosen Expansion der
materiellen Bedürfnisse“ auffasste.38 Die von einer solchen Kulturre-
volution beförderte wirkliche Entfaltung menschlicher Individualität
macht die Aufhebung von Ersatzbedürfnissen möglich und damit eine
Neuordnung der Weltwirtschaft.

Um schließlich die Autonomie zu fördern, sind kleine und große
Erfolge erforderlich, die erkennen lassen, dass sich der Kampf lohnt.
Diese Erfolge können auch anderenorts, von anderen erzielt worden
sein, wie es die Geschichte vielmals gezeigt hat (zum Beispiel erfolg-
reiche Streiks, die andere Streiks stimulierten). Dies jedoch erfordert
wieder eine umfassende Kenntnis und Einsicht in den Kampf anderer,
also den Aufbau alternativer transkontinentaler Netzwerke und Massen-
medien. 

36 Dies ist das zentrale Thema in vielen Schriften von Frank Füredi, einem Autor, der sich
leider immer mehr in eine konservative Richtung entwickelt hat: Frank Füredi, Culture of Fear.
Revised Edition, London / New York 2002, und ders., Politics of Fear, London / New York 2005.

37 Otto Rühle, Zur Psychologie des proletarischen Kindes, Frankfurt a. M. 1969, S. 141.
38 Rudolf Bahro, Die Alternative. Zur Kritik des real existierenden Sozialismus, Frankfurt

a. M. 1977, S. 321. 
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Vieles ist ungewiss, doch eines sicher: wir leben in gefährlichen und
inhumanen Zeiten, aber eine andere Welt ist möglich.

Wem gelingt es? – Trübe Frage, 
Der das Schicksal sich vermummt, 
Wenn am unglückseligsten Tage 
Blutend alles Volk verstummt. 
Doch erfrischet neue Lieder, 
Steht nicht länger tief gebeugt: 
Denn der Boden zeugt sie wieder, 
Wie von je er sie gezeugt.

Goethe, Faust, II, 3. Akt, „Arkadien“
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Christiane Rothmaler

„Die Kompanie bittet um eine exemplarische 
Bestrafung“ oder „Ich habe mir nichts dabei 
gedacht, ich habe es nicht mit Absicht getan“.
Wehrmachthelferinnen vor der Militärjustiz

Als ich 1997 einen Aufsatz über die „Beihelferinnen“ zur Desertion
veröffentlichte, beklagte ich das mangelnde Interesse am Schicksal die-
ser Frauen durch Öffentlichkeit  und Geschichtswissenschaft,  wäh-
rend das der Deserteure breit in das Licht eben dieser Öffentlichkeit
gerückt wurde.1 Die „Beihelferinnen“ wurden nicht rehabilitiert, sie
hatten keinen Ort im historischen Gedächtnis,  ebenso wenig wie
die Frauen, die wegen verbotenen Umgangs mit Kriegsgefangenen von
der zivilen NS-Justiz zu zum Teil  hohen Freiheitsstrafen verurteilt
worden waren.2 So ist es auch den Wehrmachthelferinnen ergangen,
die sich vor den Wehrmachtgerichten zu verantworten hatten. Erst-
mals hatte Stefanie Reichel 1995 Interviews mit ehemaligen Mün-
chener Flakhelferinnen geführt und für ihre Studie Verfahrensakten
des Militärgerichts des Luftgau VII München aus der damaligen Zen-
tralen Nachweisstelle Aachen-Kornelimünster herangezogen.3

Wie bei der öffentlichen Rezeption der Geschichte der „Beihelferin-
nen“ und ihrer nicht erfolgten politischen Rehabilitation spielte sich

1 Christiane Rothmaler, „…weil ich Angst hatte, dass er erschossen würde“. Frauen und De-
serteure, in: Angelika Ebbinghaus / Karsten Linne (Hg.), Kein abgeschlossenes Kapitel. Hamburg
im „Dritten Reich“, Hamburg 1997, S. 461–486.

2 Christiane Rothmaler, Fall 29: „Verbotener Umgang mit Kriegsgefangenen“. Der Fall Berta
K., in: Justizbehörde Hamburg (Hg.), „Von Gewohnheitsverbrechern, Volksschädlingen und Asozi-
alen“. Hamburger Strafurteile im Nationalsozialismus, Hamburg 1995, S. 364–379.

3 Stefanie Reichel,  „…Feiglinge mit dem Scheuerlappen an die Front hauen!“ Münchner
Frauen im Konflikt mit Wehrmachts- und Sondergerichtsbarkeit, in: Sybille Krafft (Hg.), Zwischen
den Fronten. Münchner Frauen in Krieg und Frieden 1900–1950, München 1995, S. 342–359.
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Vergleichbares in der Nachkriegsgeschichte der Flakhelfer und Flakhel-
ferinnen ab: Schon früh hatten sich die „Schülersoldaten“, die Luft-
waffen- und Flakhelfer der letzten Kriegstage autobiografisch oder in
Dokumentationen geäußert.4 Ganz sicher war es ihr sozialer Status,
der ihnen dazu die Möglichkeit bot und sie überhaupt zu ihren Selbst-
darstellungen veranlasste: Die Flakhelfer, insbesondere die der Marine,
waren überwiegend Abiturienten und Mittelschüler, sehr häufig HJ-
Mitglieder. Bis heute – nicht zuletzt durch die Veröffentlichungen von
Bude5 und Herwig6 – ist das Bild der Flakhelfergeneration in der Öf-
fentlichkeit männlich konnotiert. Frauen tauchen in diesem Kontext
nicht auf. Zugegebenermaßen hatten sich zwar in derselben Zeit auch
ehemalige Wehrmachthelferinnen autobiografisch zu Wort gemeldet,7

sie drangen aber mit ihren Lebensgeschichten in der Öffentlichkeit
nicht durch.8

Nachdem sich die Frauengeschichte dem Thema Frau und Militär
zugewandt hat,9 sind Publikationen über die Wehrmachthelferinnen

4 Ludwig Schätz, Schüler-Soldaten, Darmstadt 1974; Hans-Dietrich Nicolaisen, Die Flak-
helfer.  Luftwaffen-  und  Marinehelfer  im  Zweiten  Weltkrieg,  Frankfurt  a.  M.  1981;  Rolf
Schörken, Luftwaffenhelfer und Drittes Reich. Die Entstehung eines politischen Bewusstseins,
Stuttgart 1984; Ernst A. Itschert / Marcel Reucher / Gerd Schuster / Hans Stiff, „Feuer frei –
Kinder!“. Eine missbrauchte Generation – Flakhelfer im Einsatz, o. O. 1984; Wolfgang von
Buch, Wir Kindersoldaten. Mit einem Vorwort von Richard von Weizsäcker, Berlin 1998.

5 Heinz Bude, Die 50er Jahre im Spiegel der Flakhelfer- und der 68er-Generation, in: Jürgen
Reulecke (Hg.), Generationalität und Lebensgeschichten im 20. Jahrhundert, München 2003,
S. 145–158.

6 Malte Herwig, Die Flakhelfer. Wie aus Hitlers jüngsten Parteimitgliedern  Deutschlands
führende Demokraten wurden, München 2013.

7 Insbesondere die in der Sekundärliteratur immer wieder zitierten Memoiren von Ilse
Schmidt, Erinnerungen einer Wehrmachtsangehörigen, Berlin 2002; Marianne Feuersenger, Im
Vorzimmer der Macht. Aufzeichnungen aus dem Wehrmachtsführungsstab und Führerhaupt-
quartier 1940–1945, 2. durchges. Auflage, München 1999; Ruth Kirsten-Herbst, Mädchen an
der Front. Eine Flakhelferin erzählt, Aßlar 1985; Ingeburg Hölzer, „Im Sommer 1944…“. Erinne-
rungen, 4. Aufl., Paderborn 1996; Elisabeth Himmelstoß: „….und ich konnte nichts ändern“.
Odyssee einer Nachrichtenhelferin, Berlin 1994.

8 Es geht mir nicht darum, Wehrmachthelferinnen in der Tradition der alten Frauenbewe-
gungsgeschichtsschreibung als reine Opfer des NS darzustellen. Selbstverständlich gehörten sie
wie so viele Frauen auch zu den Profiteurinnen des Regimes. Hier geht es um das, was die Frauen-
geschichte als relevantes Thema aufgreifen zu müssen glaubt.
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erschienen,10 allen voran die von Maubach und Killius.11 Jedoch wissen
wir immer noch zu wenig über ihr Leben, besonders über Anpassung,
Mitgehen,  Widerspenstigkeit  bis  hin  zum politischen  Widerstand.
Der abschätzige Blick auf die Wehrmachthelferinnen, wie er in vieler
Hinsicht noch vorherrschend ist, spiegelt wider, wie diese durch die
ehemaligen  Soldaten  selbst  und  die  deutsche  Nachkriegsgesell-
schaft wahrgenommen wurden. Die meisten Historikerinnen belassen
es bei dem Hinweis, auch das Gefolge habe der Wehrmachtsgerichtsbar-
keit unterstanden, und verweisen unisono auf Seidler und Gersdorff.12

Offenbar interessierten sie sich eher dafür, dass die Wehrmachthel-
ferinnen wie die Soldaten in den Griff der Militärjustiz gerieten, aber
weniger dafür, was sie vor die Richter brachte, wie sie in den Sog von
Vernehmung und Verurteilung gerieten. Selbst Reichel beschränkt sich
in ihrer Pionierarbeit auf die Delikte „Unerlaubte Entfernung von der
Truppe“, „Beihilfe zur Fahnenflucht“ und „Wehrkraftzersetzung“, also
auf Delikte, die eher auf ein widerständiges, zumindest aber eigen-sin-
niges13 Verhalten schließen lassen, ein Verhalten, mit dem man sich in
der deutschen Nachkriegsgesellschaft, insbesondere aber in der neueren
Frauengeschichte  politisch und gesellschaftlich eher identifizieren

9 Birthe Kundrus, Nur die halbe Geschichte. Frauen im Umfeld der Wehrmacht zwischen
1929 und 1945 – Ein Forschungsbericht, in: Rolf-Dieter Müller / Hans-Erich Volkmann (Hg.),
Die Wehrmacht. Mythos und Realität, München 1999, S. 719–738.

10 Bettina Blum, „Einen weiblichen Soldaten gibt es nicht“. Helferinnen der Wehrmacht
zwischen männlichem Einsatz und ‚fraulicher Eigenart’, in: Ariadne. Forum für Frauen- und
Geschlechtergeschichte 47 (2005), S. 46–51; Birgit  Beck-Heppner,  Frauen im Dienst der
Wehrmacht: Individuelle oder kollektive Kriegserfahrung? In: Christiane Hartmann (Hg.), Von
Feldherren und Gefreiten.  Zur  biographischen Dimension des  Zweiten Weltkriegs,  München
2008, 103–112; Maren Büttner, „Wehrkraftzersetzerinnen“ – Frauen im Konflikt mit der Militär-
justiz 1939–1945, in:  Geschichtswerkstatt Marburg e.V. (Hg.), „Ich musste selbst etwas tun“.
Deserteure – Täter und Verfolgte im Zweiten Weltkrieg, Marburg 2000, S. 112–125. 

11 Franka Maubach, Die Stellung halten. Kriegserfahrungen und Lebensgeschichten von Wehr-
machthelferinnen. Göttingen 2009; Rosemarie Killius, Frauen für die Front. Gespräche mit
Wehrmachthelferinnen, Leipzig 2003.

12 Ursula von Gersdorff, Frauen im Kriegsdienst 1914–1945. Schriftenreihe des Militärge-
schichtlichen Forschungsamtes Bd. 11, Stuttgart 1969. Franz W. Seidler, Blitzmädchen. Die Ge-
schichte der Helferinnen der deutschen Wehrmacht, Bonn 1996.

13 Stellvertretend für die  reichhaltige  Literatur  Peter  Pirker / Florian  Wenninger (Hg.),
Wehrmachtsjustiz. Kontext, Praxis, Nachwirkungen, Wien 2011.
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konnte, als mit durch die Militärgerichte abgeurteilten Diebinnen,
Urkundenfälscherinnen und Abtreiberinnen. Indem man als Histo-
riker*in die Definitions- und Urteilsmacht der Justiz über das von
ihnen geforderte Verhalten nicht kritisch hinterfragt (Was ist Dieb-
stahl? Diebstahl ist Diebstahl, in einem Paragraphen des Gesetzbuches
festgelegt,  egal,  unter welchen politischen und gesellschaftlichen
Voraussetzungen er  sich ereignet und abgeurteilt  wird), wird man
blind für das eigentliche Ereignis, das im Sozialen geschieht.14 Ob-
wohl Delikte und Verfahren durch das Militärstrafgesetzbuch (MStGB)
mit NS-spezifischen Inhalten, Kommentaren und aus ihnen folgen-
den Praktiken, Verurteilung – Strafvollzug – Hinrichtung, aufgeladen
waren,15 sah man erst seit den achtziger Jahren des letzten Jahrhun-
derts die Verurteilten politisch und gesellschaftlich in einem anderen
Licht, da bis dahin der Glaube an eine unabhängige Justiz den öffentli-
chen  Diskurs bestimmt  hatte,  nicht  zuletzt  durch  die  ehemaligen
Wehrmachtjuristen selbst stark beeinflusst.16

Mit diesem Aufsatz soll der Blick auf eine „andere“ Seite der heroi-
schen „paradigmatischen Figur“17 „Wehrmachthelferin“ gelenkt werden.
In  deren  lebensgeschichtlichen  Interviews,  wie  zum  Beispiel  bei
Maubach, wird die Wehrmachtsjustiz als ein zentrales Moment mili-
tärischen Lebens auch für diese Frauen nicht zum Thema gemacht.
Unter den Interviews, die Killius veröffentlicht hat, berichtet immerhin

14 Wie alt diese Frage ist, zeigt uns der italienische Sozialhistoriker Carlo Ginzburg, Der Käse
und die Würmer. Die Welt eines Müllers um 1600, dt. Frankfurt a. M. 1983, in der der von der In-
quisition wegen Häresie angeklagte Müller Domenico Scandella, genannt Mennocchio, ebendie-
sem Gericht seine Sicht der Welt und der Dinge ausführlich darlegt. Das nützt ihm nichts, er wird
hingerichtet.

15 Militärstrafgesetzbuch nebst  Kriegssonderstrafrechtsverordnung.  Erläutert  von Erich
Schwinge, Berlin 1944; zu Schwinge vgl. Detlef Garbe, „In jedem Einzelfall… bis zur Todesstrafe.“
Der Militärstrafrechtler Erich Schwinge. Ein deutsches Juristenleben. In: 1999, Kleine historische
Bibliothek Band 1, Hamburg 1989.

16 Claudia Bade, „Als Hüter wahrer Disziplin…“. Netzwerke ehemaliger Wehrmachtjuristen
und ihre Geschichtspolitik, in: Joachim Perels / Wolfram Wette (Hg.), Mit reinem Gewissen.
Wehrmachtrichter in der Bundesrepublik und ihre Opfer, Berlin 2001, S. 124–139.

17 Franka Maubach, Als Helferin in der Wehrmacht. Eine paradigmatische Figur des Kriegs-
endes, in: Osteuropa, 55 (2005), Nr. 4–6, S. 197–205.
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eine Helferin von ihren Erfahrungen mit der Wehrmachtsjustiz, wobei
sie gleichzeitig ihrer Erschütterung über die Denunziation einer an-
deren Helferin aus ihrer Gruppe Ausdruck verleiht18 und damit einen
brisanten Punkt im Gegensatz zu den bisher bekannten Selbstdar-
stellungen der Helferinnen anspricht. In einem Aufsatz von 2019
habe ich versucht, die Situation und das Verhalten von Wehrmacht-
helferinnen vor den Gerichten der Wehrmacht 1939–1945 zu analy-
sieren und werde in dem vorliegenden Aufsatz Ergebnisse dieser
Analyse zitieren und ausführlicher darstellen.19 Trotz aller Aner-
kenntnis der methodischen Problematik bei der Analyse von Polizei-
und Justizakten, insbesondere aus Zeiten von Diktaturen,20 geben sie
dennoch Einblick nicht nur in das aus Sicht der Militärs zu ahndende
Fehlverhalten der jeweiligen Helferin und die Reaktion der Militärs
darauf, sondern auch in das Binnenleben der Frauengemeinschaften,
über Hierarchien, Konflikte nach innen und außen,21 über Loyalitäten
oder gar Solidaritäten, Widerspenstigkeiten, Konkurrenzen, kurzum:
in den Machtdiskurs unter Frauen.

Zunächst soll zu den Helferinnen, ihrer sozialen Herkunft, ihrem
Zugang zum Militär und zu ihren unterschiedlichen Funktionen Stel-
lung genommen werden. Vor diesem Hintergrund werden sie innerhalb
der Militärstrukturen und ihrer Hierarchien verortet.22 Ein weiterer
Blick gilt den Militärs und ihren Juristen selbst, ihren militärjuristischen
Strategien und Entscheidungen und dem Verhalten gegenüber Helfe-
rinnen, wenn diese die von Männern für das Funktionieren (nicht nur)

18 Killius, Frauen, (wie Anm. 11), S. 99–140.
19 Christiane Rothmaler. „Sie sind und bleiben Frauen, auch wenn sie Soldaten ablösen.“

Luftwaffenhelferinnen und die Hamburger Militärjustiz, in:  Claudia Bade / Detlef Garbe /
Magnus Koch (Hg.), „Rücksichten auf den Einzelnen haben zurückzutreten“. Hamburg und
die Wehrmachtjustiz im Zweiten Weltkrieg, hg. unter Mitarbeit von Lars Skowronski im Auf-
trag des Senats der Freien und Hansestadt Hamburg, Hamburg 2019, S. 117–144.

20 In meinen Aufsätzen von 1997 und 2019 (wie Anm. 1 und 19) bin ich quellenkritisch auf
dieses Problem eingegangen.

21 Was  das  „innen“  und  „außen/draußen“  für  die  Wehrmachthelferinnen  bedeutete,  hat
Maubach in ihrer Studie ausführlich durchdekliniert. Dies., Stellung, (wie Anm. 11).

22 Dazu werden in diesem Aufsatz auch Themen aus den bereits erschienenen Studien wie -
derholt.
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militärischer Strukturen gesetzten Konventionen, Moralvorstellungen,
Regularien und Grenzen überschritten hatten. Ein großes Thema für
die Militärs waren etwa die Beziehungen zwischen Helferinnen und
Soldaten (s. unten). Wenn sich beide wegen eines gleichen Deliktes
vor dem Gericht zu verantworten hatten, wie verhielten sich die Helfe-
rinnen, wie die Soldaten, wie die Richter? Wie sah der Urteilsspruch
aus? Wurden also Soldaten und Helferinnen von den Militärjuristen
in Bezug auf die Delikte, den Ablauf der Ermittlungsverfahren, das Pro-
cedere vor Gericht, das Strafmaß und den Strafort und Strafvollzug
verschieden behandelt oder nicht?23 Trat die Wehrmachtsjustiz dies-
bezüglich so auf wie die zivile Justiz? Welche Position bezogen die mili-
tärischen Befehlshaber in ihrer Rolle als Gerichtsherren, denen die
letzte Entscheidung über ein zu fällendes Urteil oblag?24 Gab es beim
Militär einen kriminologischen oder gar erbbiologischen Diskurs über
Weiblichkeit und Männlichkeit, unterschied er sich von dem außer-
halb des Militärs? Wenn Wehrmachthelferinnen dem Militär-Strafge-
setzbuch (MStGB) unterworfen waren, sollten sie sich wie Soldaten
benehmen, die sie formal als Mitglieder des (zivilen) Gefolges nicht
waren?25 Wie sprachen die beschuldigten und angeklagten Frauen
selbst? Obwohl die Kriminalstatistik der Deutschen Wehrmacht nicht
nach Geschlechtern getrennt geführt worden ist,26 kann man sich vor
dem Hintergrund bereits vorhandener Analysen der Kriminalstatistik
und der Gerichtsverfahren gegen Soldaten dennoch ein Bild machen

23 Für die Soldaten hat vor allem Lothar Walmrath diese Fragen sehr detailliert beantwortet.
Ders., „Justitia et Disciplina“. Strafgerichtsbarkeit in der deutschen Kriegsmarine 1939–1945,
Frankfurt a. M. 1998.

24 Zum Gerichtsherrn und der Steuerung der Militärjustiz ausführlich bei Lothar Gruchmann,
Ausgewählte Dokumente zur deutschen Marinejustiz im Zweiten Weltkrieg, in: Vierteljahres-
hefte für Zeitgeschichte 26 (1978), 3, S. 433–498, hier S. 434–442. Vergleichbares zur „Steue-
rung“ der Militärjustiz fand in der allgemeinen Justiz statt. Gunther Schmitz, Die Vor- und
Nachschau-Besprechungen in Hamburg 1942–1945. Zur Justizlenkung im totalen Krieg, in:
Justizbehörde Hamburg (Hg.), Gewohnheitsverbrecher, (wie Anm. 2), S. 420–446.

25 Franka Maubach / Silke Satjukow, Zwischen Emanzipation und Trauma: Soldatinnen im
Zweiten Weltkrieg (Deutschland, Sowjetunion, USA). Ein Vergleich, in: Historische Zeitschrift
Bd. 288 (2009), S. 347–384.

26 Bundesarchiv (BArch), RH 14/55–59, 62–64; RW 11/II-1, RW 11/II-2.
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über das unterschiedliche Vorgehen der Militärs gegen Frauen und
Männer.27

Ein wesentlicher Aspekt dieses Aufsatzes werden die bis heute in
Gerichtsverfahren üblichen Persönlichkeitsbeurteilungen der Ange-
klagten sein, Aussagen über ihren Charakter, ihre Arbeitsweise, ihr
Verhalten am Arbeitsplatz, ihre Einordnung in die Gemeinschaft, ihre
sozialen Beziehungen usw. Mit der Verabschiedung des Reichsstraf-
gesetzbuches (RStGB) 1871 hatte man Abschied genommen vom Tat-
strafrecht der Aufklärung, Täter und Täterinnen und mit ihnen ihre
Persönlichkeit gerieten jetzt in den Blick des Rechts.28 Was vor allem
die Psychiatrie des 19. Jahrhunderts als Kooperateur der Justiz in ihrer
Erschütterung über die Zustände in den Gefängnissen zunächst als
Befreiung des Individuums vom Drangsal des juridischen Systems und
seiner Gefängnisse gedacht hatte, hielt sie dennoch nicht davon ab,
ihren Herrschaftsanspruch auf die Definitionsmacht darüber, wer die
bürgerliche Gesellschaft bedrohen konnte, zu verteidigen.29 Das hatte
bis weit in das 20. und 21. Jahrhundert desaströse Folgen für die An-
geklagten.30 Wie kamen diese Beurteilungen, die ganz wesentlich zum
Strafmaß beitrugen, zustande? Spielte z. B. die NS-Ideologie bei den
Beurteilungen oder bei den Urteilenden selbst eine Rolle? Wer sprach
also wie?

27 Ein Geschlechtervergleich soll in diesem Aufsatz nicht gezogen werden, siehe stattdessen
Rothmaler, „Sie sind und bleiben“, (wie Anm. 19).

28 Christiane Rothmaler, Von „haltlosen Psychopathinnen“ und „konstitutionellen Sittlich-
keitsverbrechern“. Die kriminalbiologische Untersuchungs- und Sammelstelle der hamburgischen
Gefangenenanstalten 1926–1945, in: Heidrun Kaupen-Haas / Christian Saller (Hg.), Wissen-
schaftlicher Rassismus. Analysen einer Kontinuität in den Human- und Naturwissenschaften,
Frankfurt a. M. / New York 1999, S. 257–303.

29 Vgl. Peter Riedesser / Axel Verderber, „Maschinengewehre hinter der Front“. Zur Ge-
schichte der deutschen Militärpsychiatrie, Frankfurt a. M. 1996; Hans-Georg Güse, Norbert
Schmacke, Psychiatrie zwischen bürgerlicher Revolution und Faschismus. Mit einem Vorwort
von Erich Wulff, 2 Bde., Kronberg 1976.

30 Zwischen der Psychiatrie und der Justiz wurde ein Pakt geschlossen, der bis heute gilt,
denn die Gerichte hinterfragen bis heute nur selten die Qualität der von ihnen angeordneten
psychiatrischen Gutachten, die so entscheidend für die Zukunft der Angeklagten sein können.
Vgl. Tilman Moser, Repressive Kriminalpsychiatrie. Vom Elend einer Wissenschaft. Eine Streit-
schrift, Frankfurt a. M. 1971.
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Auf das Schicksal der verurteilten Helferinnen nach dem Prozess
kann nicht eingegangen werden, es würde Umfang und Rahmen dieses
Aufsatzes sprengen. Fragen sollen aber dennoch gestellt werden. Wohin
gerieten die Helferinnen? Blieben sie in der „Obhut“ des Militärs
und ihrer jeweiligen Einheit? Vielfach wurden sie der zivilen Justiz zur
Strafvollstreckung überantwortet. Nichts weiß man über ihr Leben
in den Gefängnissen und Zuchthäusern der Reichsjustizverwaltung.
In deren Frauengefängnissen saßen nicht nur Diebinnen, Betrügerinnen
oder so genannte Abtreiberinnen ein, sondern auch politische Häft-
linge, all die Frauen, die durch NS-spezifische Gesetze in Haft kamen,
Jüdinnen, Polinnen, Russinnen, verurteilte Zivilarbeiterinnen aus ganz
Europa.31 Wie verhielt sich also der Strafvollzug der Reichsjustizver-
waltung gegenüber den Wehrmachthelferinnen? Strenger als gegen-
über seiner klassischen Klientel? Galten die verurteilten Wehrmacht-
helferinnen als besonders unwürdig, weil sie durch ihr Verhalten zur
„Schwächung der Wehrmacht“ beigetragen und somit womöglich den
„Endsieg verhindert“ hatten? Was geschah mit ihnen nach der Haft-
entlassung?32 

Dieser Aufsatz geht zum besseren Verständnis nur kurz auf Statis-
tiken ein,33 vielmehr sollen Einzelschicksale der Helferinnen im Zen-

31 Christiane Rothmaler, Volksschädlinge und Gemeinschaftsfremde. Frauenstrafvollzug im
Nationalsozialismus, in: Elke Imberger (Hg.), „Der Stand der Frauen, wahrlich, ist ein harter
Stand“. Frauenleben im Spiegel der Landesgeschichte, Schleswig 1994, S. 143–185.

32 Über Wehrmachthelferinnen im Strafvollzug der Reichsjustizverwaltung siehe Datensätze
in: Staatsarchiv Hamburg (StaHH), 242-1 II Gefängnisverwaltung II, Abl. 13 Gefangenenkartei
Gefängnis und Zuchthaus Hamburg-Fuhlsbüttel und Untersuchungsgefängnis Hamburg-Stadt
(104 Datensätze); 242-7, Gefangenen – Strafvollstreckungsakten, (4 Datensätze); Landesarchiv
Niedersachsen, Zweigstelle Oldenburg, Frauenjugendgefängnis Vechta, REP 947 VEC 145-2
(80 Datensätze aus Aufnahme- und Entlassungsbüchern). Im Archiv in Vechta sind insgesamt
ca. 1200 Vollstreckungsakten digital erfasst; Landesarchiv Schleswig, Abt. 357.3: Gefangenen-
karteien (57 Datensätze) und Band 2 der Gefangenen-Strafvollstreckungsakten der Justizvoll-
zugsanstalt Lübeck-Lauerhof und des Marstall-Gefängnisses Lübeck (sieben Datensätze); aus
zeitlichen Gründen musste auf Einsicht in die entsprechenden Akten des Frauen-Jugendge-
fängnisses Hohenleuben, Dreiberg-Bützow / Mecklenburg, Landesarchiv Thüringen, Staatsar-
chiv Greiz, Bestand Frauenjugendgefängnis Hohenleuben ebenso wie auf die in die Straf- und
Strafsachenlisten im Militärarchiv Freiburg verzichtet werden.

33 Ausführlicher bei Rothmaler, „Sie sind und bleiben Frauen“, (wie Anm. 19).
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trum stehen, durch ihre Darstellung der Versuch unternommen werden,
Antworten auf die gestellten Fragen zu finden.34

„Sie sind und bleiben Frauen, auch wenn sie Soldaten 
ablösen“35 oder „Der weibliche Soldat verträgt sich nicht
mit unserer nationalsozialistischen Auffassung von 
Frauentum“36

Am Anfang des Krieges hatten sich besonders viele junge Frauen frei-
willig – aus Abenteuerlust, weil sie ihren Beitrag zur „Rehabilitation
des deutschen Volkes und seiner Soldaten nach dem verlorenen Ersten
Weltkrieg“ leisten, oder weil sie von zu Hause fort wollten – bei der
Wehrmacht als Helferinnen meist in der Verwaltung gemeldet.37 Aber
diese Begeisterung schlug im Verlauf des Krieges um,38 bis hin zur
Verweigerung und Entziehungsversuchen, dies besonders, wenn eine
Versetzung an die Ostfront bevorstand. Eingezogen über die Arbeits-
ämter, zunächst hauptsächlich für die Rüstungsindustrie, konnten die
meisten Frauen der Arbeitsdienstpflicht und damit ihrer Dienstver-

34 BArch, Abt. Militärarchiv Freiburg i. Br., Bestand Personalakten PERS 15; am 1.8.2022
sind nach Auskunft des Militärarchivs in Freiburg 839 Datensätze der Verfahrensakten von Frauen
erfasst. In die Datenbank werden weiterhin Daten von nach dem Zufallsprinzip ausgewählten
Akten eingegeben. Die genaue Zahl der dort vorhandenen Akten von Verfahren gegen Wehr-
machthelferinnen ist noch nicht bekannt. Ich danke besonders Christiane Botzet und Carina
Notzke wie auch den Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern des Lesesaals für ihre umfangreiche
Unterstützung.

35 BArch, RLD 15/27, Schriftenreihe des Reichsministers und Oberbefehlshabers der Luft-
waffe „Verfügungen, Erfahrungen und Richtlinien des Generals der Luftwaffe (VER-Flak), Nr. 33a,
Januar 1945: Anforderungen an den Batteriechef.

36 BArch, RLD 17/20, Richtlinien des OKW: Fraueneinsatz im Bereich der Wehrmacht, ins-
besondere in den Gebieten außerhalb der Reichsgrenze vom 22.6.1942.

37 Maubach, Stellung, (wie Anm. 11), S. 77–88.
38 Vgl. z. B. Nori Möding, „Ich muß irgendwo engagiert sein – fragen Sie mich bloß nicht

warum“. Überlegungen zu Sozialisationserfahrungen von Mädchen in NS-Organisationen, in:
Lutz Niethammer / Alexander von Plato (Hg.), „Wir kriegen jetzt andere Zeiten“. Auf der Suche
nach der Erfahrung des Volkes in nachfaschistischen Ländern. LUSIR Band 3, Berlin / Bonn 1983;
S. 256–304, hier S. 276.
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pflichtungen auch gegenüber der Wehrmacht nicht entkommen.39 Die
Wehrmacht bedrängte die Arbeitsämter zunehmend, ihr Helferinnen
zuzuweisen, indem Frauen aus Betrieben abgezogen werden sollten.
Wenn die minderjährigen Frauen ihrer allgemeinen Dienstpflicht bei
der Wehrmacht bereits nachkamen und der Reichsarbeitsdienst weib-
liche Jugend (RADwJ) sie über die Arbeitsämter zum RAD-Dienst
zurückberufen wollte, um in den eigenen Reihen ihren Dienstverpflich-
tungen nachzukommen, wehrten sich die Einheiten energisch.40 Das
Ersatzheer, das seit 1944 zunehmend Soldaten an das Feldheer vor-
nehmlich zugunsten der Waffen-SS41 abzugeben hatte und deswegen
immer mehr Frauen und junge Mädchen an Stelle der „abgegebenen“
Soldaten einstellen musste, konnte auf sie nicht verzichten. Vor allem
die Luftwaffe musste zugunsten des Feldheeres „bluten“.42 Hunderte
von Mädchen, Frauen und alten Männern wurden nun im ganzen Deut-
schen Reich zur Luftwaffe für das Boden- und technische Personal ein-
gezogen. Es waren die Frauen und Mädchen, die sowohl in der Wehr-
macht als auch an der Heimatfront für die Luftverteidigung sorgten.43

39 Notdienstverordnung vom 15.10.1938, RGBl. I, Nr. 170, S. 1441–1442.
40 BArch, RL14/35, Schreiben des Oberkommandos der Luftwaffe, General Nachrichten-

führer vom 5.11.1944; Schreiben des Generalkommandos I. Jagdkorps vom 11.12.1944; Zum
Konflikt zwischen dem RAD und der Luftwaffe vgl. RL 2 III/474, Verfügung des RAD-Führers
vom 14.5.1942.

41 Andreas Kunz, Wehrmacht und Niederlage. Die bewaffnete Macht in der Endphase der
nationalsozialistischen Herrschaft 1944–1945, München 2005, S. 124.

42 BArch, RL 4/90; v. Gersdorff, Frauen, (wie Anm. 12), Dokument 232: Richtlinien des
Oberkommandos der Luftwaffe. Auswahl und Verteilung der für den Einsatz als fliegertechnisches
Personal vorgesehen Frauen vom 1.11.1944, S. 461–464. Über den riesigen Apparat und die mi-
litärischen Veränderungen innerhalb des weiblichen Gefolges  der Wehrmacht hat besonders
Franz W. Seidler geforscht. Aber: so lange es keine vergleichbare „modernere“ Studie gibt, wird
man an seiner fakten- und dokumentengesättigten Studie nicht vorbeikommen. Ursula von
Gersdorffs Studie war 1963 revolutionär. Wer hatte sich denn damals überhaupt für Frauen in
der Wehrmacht interessiert? Auch ihre Literaturrecherche zu „Frau im Zweiten Weltkrieg“ ist
für heutige HistorikerInnen eine Fundgrube, zumal sie auch einen für damals ungewöhnlichen
internationalen Vergleich zog. Dies., Die Frau im Zweiten Weltkrieg. Einsatz und Schicksal, in:
Jahresbibliographie – Bibliothek für Zeitgeschichte. Weltkriegsbücherei, 36. Jg., Frankfurt a. M.
1994, S. 470–505.

43 Nicole Kramer, Volksgenossinnen an der Heimatfront. Mobilisierung, Verhalten, Erinne-
rung, Göttingen 2011, insbesondere Kap. III.
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Wehrmacht, Rüstungsindustrie / Wirtschaft und RAD konkurrierten
heftig um die Masse der arbeitsfähigen Frauen. Das geschah vor dem
Hintergrund der ab 1943 vollzogenen systematischen „Auskämmun-
gen“ der Betriebe nach einsatzfähigen Soldaten mithilfe sogenannter
Prüfungskommissionen unter der Leitung von Goebbels in seiner Ei-
genschaft als Reichsbevollmächtigter für den totalen Kriegseinsatz,44

bestehend aus Vertretern der Wehrmachtersatzämter, der Arbeitsäm-
ter, der regionalen Parteivertreter und des RAD.45

Durch die Literatur geistert die Zahl von 500.000 Helferinnen, die
in der Wehrmacht, dem Ersatzheer an der Heimatfront und dem Front-
Heer, tätig waren. Diese Zahl wird aber empirisch nicht belegt.46 Vor-
ausgesetzt, sie stimmt, kann man sich leicht ausmalen, dass etliche die-
ser jungen und älteren Frauen nicht so funktionierten, wie es sich die
Militärs wünschten und auf vielfältige Weise in Konflikt mit der Mili-
tärjustiz gerieten. Angesichts der folgenden Darstellung der Gerichts-
verfahren könnte man meinen, diese Mädchen und Frauen repräsen-
tieren nicht die Helferinnenschaft der Wehrmacht, deren Gros habe
sich doch eher „anständig“47 verhalten. „Meine“ Helferinnen repräsen-

44 Armin Nolzen,  Von der  geistigen  Assimilation  zur  institutionellen Kooperation:  Das
Verhältnis zwischen NSDAP und Wehrmacht 1943–1945, in: Jörg Hillmann / John Zimmermann
(Hg.), Kriegsende 1945 in Deutschland. Beiträge zur Militärgeschichte Bd. 55, München 2002,
S. 69–96; vgl. auch Seidler, Frauen, (wie Anm. 11), S. 10.

45 BArch, R 3901/200140. Nach Becker erwies sich diese Politik der „Auskämmung“ als we-
nig erfolgreich. Dies., Zwischen sozialer Befriedung und materieller Ausbeutung. Lohn- und
Arbeitsbedingungen im Zweiten Weltkrieg, in: Wolfgang Micalka (Hg.), Der Zweite Weltkrieg.
Analysen, Grundzüge, Forschungsbilanz, hg. im Auftrag des Militärgeschichtlichen Forschungs-
amtes, München, Zürich 1989, S. 436.

46 Kundrus, Halbe Geschichte, (wie Anm. 8), S. 721; v. Gersdorff (Anm. 12), S. 66, gibt
zwar für einzelne Waffengattungen Annäherungszahlen an, betont aber, dass es für die Gesamt-
zahl aller Wehrmachthelferinnen keine Statistiken gebe.

47 Diesem mit NS-Inhalten aufgeladenen Begriff  widmet sich die Forschung seit einigen
Jahren. Raphael Gross, Anständig geblieben. Nationalsozialistische Moral. Frankfurt a. M. 2010. In
diesem Zusammenhang sei auf die berüchtigte Rede Heinrich Himmlers vom 4.10.1943 auf ei-
ner SS-Gruppenführertagung in Posen verwiesen. In: Der Prozess gegen die Hauptkriegsver -
brecher vor dem Internationalen Militärgerichtshof. Nürnberg 14. November–1. Oktober 1946.
Amtlicher Text, deutsche Ausgabe. Bd. 29: Urkunden und anderes Beweismaterial Nr. 1850 –
Nr. 2233. Nürnberg 1948, S. 110–173.
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tieren unter spezifischen Aspekten jedoch durchaus die Helferinnen-
schaft. 

In der Literatur über die Wehrmachthelferinnen wird behauptet, die
Frauen hätten sich zum überwiegenden Teil freiwillig gemeldet, ohne
das freilich empirisch zu belegen.48 In von mir gesichteten 108 Verfah-
rensakten mit 114 Angeklagten, die Hamburger und überregionale
Verfahrensakten enthalten,49 fanden sich hierzu nur in einem kleineren
Teil Informationen: Vierunddreißig Frauen wurden explizit dienst-
verpflichtet, neunzehn „angeworben“, häufig von den Arbeitsämtern.
Hinter dem Begriff „angeworben“ kann sich sowohl Zwang als auch
Freiwilligkeit verbergen, bedenkt man die häufig verschleiernde Sprache
im NS.50 Nur elf Frauen hatten sich explizit freiwillig gemeldet, von
diesen hatten alle einen höheren Schulabschluss. Noch muss offen blei-
ben, ob diese Zahlen repräsentativ sind, sie deuten aber eine Tendenz
an. Maubach geht in ihren Interviews ausführlich auf die Frage der
Freiwilligkeit ein und deutet die „massenhaft mobilisierte Freiwillig-
keit junger Frauen am Kriegsbeginn“ unter anderem mit deren Begeis-
terung für die vielen Siege der Wehrmacht.51 Vermutlich hatten sich
die Frauen und Mädchen aus den sozialen Mittelschichten mit einem
höheren Schulabschluss und einer qualifizierteren Ausbildung schon
früh freiwillig gemeldet, nicht nur aus den oben genannten Gründen,
sondern auch mit berechtigter Hoffnung auf eine Karriere in der

48 Zum Einsatz des Reichsarbeitsdienstes für die weibliche Jugend und der Wehrmachthel-
ferinnen Karen Hagemann, „Jede Kraft wird gebraucht“. Militäreinsatz von Frauen im Ersten
und Zweiten Weltkrieg, in: Bruno Thoß / Hans-Erich Volkmann (Hg.), Erster Weltkrieg. Zweiter
Weltkrieg. Ein Vergleich. Krieg, Kriegserlebnis und Kriegserfahrung in Deutschland, Paderborn
2002, S. 79–106. Hagemanns Behauptung, der größte Teil der 500.000 Helferinnen sei trotz der
Dienstverpflichtung freiwillig zur Wehrmacht gegangen, wird empirisch von ihr nicht belegt.

49 Erhoben im BArch, Militärarchiv Freiburg im Breisgau, Bestand PERS. Ich habe mich bei
meinen Studien vorerst auf diesen Bestand beschränkt.

50 Albrecht Greule / Waltraud Sennebogen (Hg.), Tarnung – Leistung – Werbung. Unter-
suchungen zur Sprache im Nationalsozialismus, Frankfurt a. M. u.a. 2004; Utz Maas, Sprache im
Nationalsozialismus: Macht des Wortes oder Lähmung der Sprache, in: Werner Bohleber / Jörg
Drews (Hg.), „Gift, das Du unbewußt eintrinkst…“. Der Nationalsozialismus und die deut-
sche Sprache, Bielefeld 1991, S. 25–37.

51 Maubach, Stellung, (wie Anm. 11), S. 102–106.
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Wehrmacht, zumindest aber auf eine höhere Stellung im Helferinnen-
gefüge.52 

Der überwiegende Teil der Helferinnen wurde zwischen 1942 und
1944 eingezogen oder trat freiwillig dem Gefolge bei. Zwanzig Prozent
der beschuldigten Frauen und Mädchen aus meiner Analyse waren in
der Zeit zwischen 1939 und 1945 vierzehn bis zwanzig Jahre alt, am
Kriegsende galten sie noch als Minderjährige.53 Diese Mädchen und
jungen Frauen gehörten zu der oben erwähnten Generation der „Schü-
lersoldaten“,54 sie wurden wie die Schüler gegen Ende des Krieges als
Fünfzehn- bis Sechzehnjährige eingezogen.55 Häufig gehörten sie dem
RADwJ an, über den die Wehrmacht in den Ersatzheeren ab Ende 1943
bevorzugt Hilfspersonal einzog. Gerade aber bei den minderjährigen
Mädchen bedurfte es der Zustimmung der Eltern, insbesondere dann,
wenn die Mädchen außerhalb des Heimatortes oder gar im Ausland
eingesetzt werden sollten. Die Verfahren gegen sie wurden vornehmlich
1944/1945 geführt. Alle minderjährigen Frauen unter einundzwanzig
Jahren verbüßten ihre Strafen in den Frauenjugendgefängnissen des
Deutschen Reichs.

Erwartungsgemäß gehörten vierundsiebzig Prozent der angeklagten
Frauen zu der Altersgruppe der Einundzwanzig- bis Siebenundzwan-
zigjährigen, also der Frauen, die sich freiwillig gemeldet hatten, die
bereits vor Kriegsbeginn als Zivilpersonen bei der Wehrmacht ange-
stellt gewesen waren oder die dienstverpflichtet „gezogen“ wurden.
Die Frauen sollten unverheiratet und möglichst kinderlos sein.56 Verhei-

52 Inwieweit soziale Herkunft, Bildung und Berufserfahrung Einfluss auf Freiwilligkeit, Sta-
tus, Macht und Erfolg im Wehrmachthelferinnengefüge hatten, bedarf noch einer wissenschaft -
lichen Analyse.

53 Die Volljährigkeit wurde erst mit Vollendung des 21. Lebensjahres erreicht.
54 Schätz, Schüler – Soldaten, (wie Anm. 4), Geleitwort.
55 v. Gersdorff, Frauen, (wie Anm. 11), Dokument 220: Schreiben Reichsleiter Martin Bor-

mann an Reichsminister Dr. Goebbels vom 27.9.1944, S. 446–447; Dokument Nr. 214: Arbeits-
einsatzprogramm für Schüler und Studenten. Schreiben des Reichsministers für Erziehung, Wis-
senschaft  und  Volksbildung  an  Reichsminister  und  Chef  der  Reichskanzlei  vom  9.8.1944,
S. 436–437.

56 BArch, RLD 17/21, Dienstordnung für Flakhelferinnen vom 15.12.1943 in Verbindung
mit der Verordnung zur Sicherung des Kräftebedarfs für die Aufgaben von besonderer staats-
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ratete Frauen konnten sich ohne Zustimmung des Ehemanns nicht
freiwillig melden, so zumindest die offizielle militärische Vorschrift.57

Aus welchen Bevölkerungsschichten und Berufsgruppen rekrutierte
die Wehrmacht ihre Helferinnen? Der überwiegende Teil der 114
Helferinnen aus meiner Studie58 war vor ihrem Eintritt in die Wehr-
macht als Hausangestellte, kaufmännische Angestellte, Verkäuferinnen
und Serviererinnen tätig. Sie kamen zu einem kleinen Teil aus der
Rüstungsindustrie und der Landwirtschaft (obwohl dies die Wirtschafts-
bereiche waren, die keine weiblichen Arbeitskräfte an die Wehrmacht
abgeben sollten).59 Sie waren Schneiderinnen, Näherinnen, Kinder-
pflegerinnen, Köchinnen, Frauen ohne Beruf und Ausbildung. Fast
ausschließlich hatten die Helferinnen die Volksschule mit Abschluss
in der achten Klasse besucht, zweimal konnte der Besuch eines Lyze-
ums, einmal ein Abitur und dreimal die Sekundarreife vermerkt werden.
Die Frauen wurden zum großen Teil im Ersatzheer auch in der Nähe
ihres Wohnorts eingesetzt,60 damit sie den arbeitenden Ehemann und
– gegebenenfalls – ihre Kinder versorgen konnten. 55,3% der Frauen
waren ledig. Ihre Väter waren Arbeiter, niedere Beamte, Büroangestellte,
Bergmänner oder Bauern; für die Mütter wurde in den Erfassungsbögen

politischer Bedeutung vom 13.2.1939, RGBl. I Nr. 25, S. 206–207; Stefanie Oppel / Marianne
Eßmann. Von der Kontoristin zur SS-Aufseherin. Dienstverpflichtung als Zwangsmaßnahme?
In: Simone Erpel (Hg.), Im Gefolge der SS-Aufseherinnen des Frauen-KZ Ravensbrück, Berlin
2011, S. 81–88.

57 BArch, RL 14/144a, Personalakten Nachrichtenhelferinnen des Luftnachrichtenregiments 7
im Luftgau VII München, Freiwilligkeits- und Zustimmungserklärung der Luftnachrichtenhel-
ferin Marga B. bzw. ihres Ehemanns über ihren Einsatz in Frankreich v. 14.2.1942. Maubach zitiert
in ihren Interviews Helferinnen, die sich über Ablehnungen seitens der Eltern oder Ehemänner
hinweggesetzt hätten. Maubach, Stellung, (wie Anm. 11), S. 104–108.

58 In einigen Verfahren wurden mehrere Helferinnen angeklagt.
59 V. Gersdorff, Frauen, (wie Anm. 11), Dokument 223: Schreiben der NSDAP-Parteikanzlei

an den Leiter der Parteikanzlei vom 7.10.1944: Einziehung von 80.000 Frauen zur Wehrmacht,
S. 451–452.

60 Kerstin Theiss, „Das Ziel ist klar, ein 1918 wird das Ersatzheer nie erleben“. Die Wehr-
machtjustiz der Ersatztruppen an der Heimatfront während des Zweiten Weltkrieges, in: Clau-
dia Bade / Lars Skowronsky / Michael Viebig (Hg.), NS-Militärjustiz im Zweiten Weltkrieg.
Disziplinierungs- und Repressionsinstrument in europäischer Dimension, Göttingen 2015,
S. 165–180. Wehrmachthelferinnen wurden aus dem Ersatzheer an die Front abkommandiert,
sie verfügten somit ebenso wie die Soldaten über Fronterfahrungen.
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kein Beruf oder keine Berufstätigkeit angegeben. Nur vereinzelt ge-
hörten die Wehrmachthelferinnen der NSDAP an, häufiger jedoch der
Nationalsozialistischen Volkswohlfahrt (NSV), der NS-Frauenschaft,
dem Bund deutscher Mädel (BDM) oder dem RADwJ.

„Das Überhandnehmen von Diebstählen in den 
Wohngemeinschaften zwingt jedoch zu einer 
empfindlichen Strafe“.61

Am 26. Mai 1944 wird die vierundzwanzigjährige Luftwaffennachrich-
tenhelferin Helga R. bei ihrem Vorgesetzten auf der Luftnachrich-
tenstelle Westerland/Sylt wegen Diebstahls angezeigt.62 Sie hatte sich
aus einem Laken aus Wehrmachtsbeständen einen Strandanzug genäht
und den Rest mit dem aufgedruckten Dienststempel weggeworfen.
Am selben Tag, bevor sie angezeigt wurde, schreibt sie einen Brand-
brief an die Mutter: „Verbrenne bitte die Sachen. (…) Es ist nämlich or-
ganisiert, und man hat es bemerkt, weiß aber noch nicht, wer es getan
hat. Man hat es nämlich der Kriminalpolizei übergeben.“ Tatsäch-
lich  war  die Kriminalpolizei bereits  bei der Mutter erschienen, um
nach den Sachen zu fahnden. Diesen Brief liest sie einer Stubenka-
meradin vor, die Helga R. daraufhin sofort bei dem militärischen Vor-
gesetzten anzeigt. Dieser schickt seinen Tatbericht vom 30. Mai 1944
an seinen Vorgesetzten. An der Tatsache des Diebstahls ist nicht zu
rütteln.  Zusätzlich betont  er  aber,  dass  Helga  R.  in  ihren  alten
Dienststellen „wiederholt unangenehm aufgefallen“ sei. „Ihr Auftre-
ten gegenüber Vorgesetzten ist vorlaut und unbeherrscht.“ Tatsäch-
lich hatten ihre ehemaligen Vorgesetzten sie als „frech, vorlaut, we-
nig  anpassungsfähig,  sehr  eigenwillig,  reizbar  und  von  nervösem
Wesen“ beschrieben. 

61 PERS 15/10729, Urteilsspruch gegen Gerda B. vom 25.9.1943, Bl. 11. Im Folgenden werden
nur noch die Aktenzeichen der Verfahrensakten und nicht mehr das BArch genannt.

62 PERS 15/10808, Helga R. war im Zivilberuf seit ihrem 16. Lebensjahr Serviererin gewesen.
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Die Ermittlungen dauern einen Tag. Am 31. Mai 1944 wird das
Hauptverfahren gegen sie vor dem Feldgericht des Kommandanten
der 3. Flakdivision an seinem Sitz in Hamburg, Schöne Aussicht 35,
eröffnet. Den Vorsitz führt Kriegsgerichtsrat der Luftwaffe Roth. Als
Ankläger tritt Hauptmann von Höhne, ein „zum Richter befähigter“
Offizier, also kein vollständig ausgebildeter Jurist, auf. Das Verfahren
dauert vierzig Minuten, Hauptmann von Höhne fordert eine Freiheits-
strafe von vier Monaten, das Gericht mit seinen beiden Beisitzern, ei-
nem Hauptmann und einem Gefreiten, erkennen auf zwei Monate
Gefängnis. In seiner Urteilsbegründung vom 3. Juni 1944 hebt Roth
hervor, dass die Angeklagte 1943 bereits schon einmal wegen uner-
laubten Entfernens von der Truppe mit drei Tagen Arrest bestraft
worden sei. Das spricht gegen Helga R. „Die Gemeinschaft der ka-
sernierten Helferinnen bedarf gegen derartige Diebstähle des selben
Schutzes wie die der Soldaten.“ Helga R. habe sich „zu eitlen Zwecken
an einem bei der heutigen Rohstofflage kostbaren Wehrmachtsgut
vergriffen.“ Roth unterstellt ihr „Gerissenheit, Verlogenheit und Ver-
stocktheit.“ Sie sei „diebisch veranlagt“. „Gegen solche Elemente inner-
halb einer Gemeinschaft muß aber um der Aufrechterhaltung des ge-
genseitigen kameradschaftlichen Vertrauens und der Dienstfreudigkeit
willen grundsätzlich mit Strenge eingegriffen werden.“ Der Gerichtsherr
bestätigt das Urteil am 15. Juni 1944. Helga R. wird der Oberstaatsan-
waltschaft beim Landgericht Flensburg zum Strafvollzug übergeben.
Vor ihrem Haftantritt wird sie wehrmachtsärztlich auf Haftfähigkeit un-
tersucht. Ihre Strafe verbüßt sie vom 30. Juni bis zum 28. August 1944
im Strafgefängnis Kiel. Nach einem Luftangriff auf Kiel am 18. Juli
1944 teilt das Strafgefängnis am 13. September 1944 der Vollstreckungs-
behörde in Flensburg mit, die Unterlagen seien zerstört worden, sodass
man keine Sicherheit mehr über die Entlassungsdaten habe.
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Kommentar

Das Verfahren und besonders die Urteilsbegründung enthalten alle Ele-
mente und Rhetoriken der Exklusion, wie wir sie auch in den anderen
Verfahren finden, über die ich weiter unten berichten werde. Die For-
derung nach „Kameradschaft“  lässt  einen  „Vertrauensmissbrauch“
besonders verwerflich erscheinen.63 Mit dem Akt der Entwendung von
Eigentum der Wehrmacht habe sich Helga R. „außerhalb der Gemein-
schaft“ gestellt, eine Formulierung, die bei dem für die Volksgemein-
schaft des NS so aufgeladenen Begriff eine lebensgefährliche Bedro-
hung beinhaltete. Diebe, die die bürgerlich-kapitalistische Ordnung
bedrohen, konnten somit zu Gemeinschaftsfremden definiert werden,
besonders seit dem Feldzug des NS-Staates gegen „Gemeinschafts-
fremde“ und „Asoziale“.64 Fallen Begriffe wie „Gemeinschaft“ oder
„gemeinschaftsfremd“ wörtlich oder schriftlich, war für die von ihnen
Gezeichneten höchste Alarmstufe angesagt. Jede und jeder konnte
jede und jeden als gemeinschaftsfremd und asozial denunzieren. Der
Begriff fungierte als Passepartout in allen Sphären der nationalsozia-
listischen Gesellschaft für Ausgrenzung, Verfolgung und Tod, sei es
im Militär, in der Justiz, in der Medizin, in der Verwaltung bis hin zum
„kleinen Mann“ und zur „kleinen Frau“. Insofern deckt er sich mit der
„erbbiologischen Minderwertigkeit“, ebenso ein nahezu todbringender
Begriff.65 Der prozessstrategische Hinweis auf die in diesem Zusam-

63 Thomas Kühne, Kameradschaft. Die Soldaten des nationalsozialistischen Krieges und das
20. Jahrhundert. Kritische Studien zur Geschichtswissenschaft Band 173, Göttingen 2006, hier:
S. 84; Zur Rhetorik siehe Maria Fritsche, Männlichkeit als Forschungskategorie? Vom Nutzen
gender-theoretischer Ansätze für die Militär- und Militärjustizgeschichte in: Bade, NS-Militär-
justiz, (wie Anm. 57), S. 61–76.

64 Detlev Peukert, Volksgenossen und Gemeinschaftsfremde. Anpassung, Ausmerze und Auf-
begehren unter dem Nationalsozialismus, Köln 1982.

65 Wolfgang Ayaß (Bearb.), „Gemeinschaftsfremde“. Quellen zur Verfolgung von „Asozialen“
1933–1945,  Koblenz  1998  [https://kobra.uni-kassel.de/bitstream/handle/123456789/
2018051455489/AyassGemeinschaftsfremde.pdf?sequence=1&isAllowed=y].  Siehe  auch:  Götz
Aly, Aussonderung und Tod. Die klinische Hinrichtung der Unbrauchbaren. Beiträge zur nationalso-
zialistischen Gesundheits- und Sozialpolitik Band 1, Berlin 1985; vgl. Christiane Rothmaler,
Die Konstruktion der Wirklichkeit oder Der Arzt als Jäger. Vorbedingungen zu den ärztlichen
Gutachten für die Zwangssterilisation im Nationalsozialismus 1934–1945 in Hamburg, in:
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menhang scheinbar prekäre Rohstofflage des Deutschen Reiches ver-
schärft die bedrohliche Lage für Helga R.: Sie bedrohe die „Volksge-
meinschaft“ und gefährde den „Endsieg“.

Dass das Gericht unterhalb der Forderungen des Anklägers blieb
beruhte nicht auf seiner Milde, sondern war Gerichtspraxis. Es ist kein
Wunder, dass der Gerichtsherr das Urteil über eine solcherart schlecht
beurteilte Person bestätigte. Denn ein weiterer Aspekt ist bedeutsam
für dieses wie für alle Verfahren, die sich mit Diebstahl, Urkunden-
fälschung oder Devisenvergehen beschäftigen: Sie sollten geführt wer-
den im Kampf gegen die Korruption in der Wehrmacht: „Oft beginnt
eine spätere Korruption mit dem so genannten Organisieren.“66 In der
Tat war Diebstahl eines der Hauptdelikte nicht nur unter den Mann-
schaften und beschäftigte die Wehrmachtsgerichte beträchtlich. Viel-
fach war er aber ein „Nebendelikt“, d.h. der Hauptanklagepunkt war
zum Beispiel unerlaubte Entfernung von der Truppe oder gar Fah-
nenflucht.67 Der juristische Begriff „Diebstahl“ stellt den Akt der Ent-
wendung fest (ein Dieb stiehlt), dass dagegen auch Dinge entwendet
werden konnten, die unter Umständen überlebensnotwendig waren,
wissen wir aus der Geschichte der Deserteure.

Dass der Richter die Korruption betont, spiegelt vor allem in den
besetzten Gebieten die Realität in der Wehrmacht wider. Vom kleinen
Gefreiten bis zu den höheren Rängen bedienten sich die Soldaten
ebenso wie das Gefolge, also auch die Helferinnen, des Besitzes der be-
siegten Bevölkerung, angefangen mit dem einfachen Entwenden von
Eigentum zum Beispiel in den Kaufhäusern, wie die beiden Nach-
richtenhelferinnen Elisabeth B. und Bertha W., die in dem Pariser

Karsten Linne / Thomas Wohlleben, Patient Geschichte. Für Karl Heinz Roth, Frankfurt a. M. 1995,
S. 185–206; Hans-Walter Schmuhl, Exklusion und Inklusion durch Sprache. Zur Geschichte
des Begriffs Behinderung, Berlin 2010.

66 Verfügung des Chefs der Personellen Rüstung und nationalsozialistischen Führung der
Luftwaffe vom 6.9.1944, zit. nach Rudolf Absolon, Das Wehrmachtsstrafrecht im 2. Weltkrieg.
Sammlung der grundlegenden Gesetze, Verordnungen und Erlasse, Kornelimünster 1958, S. 85.

67 Vgl. David Forster, Die militärische Verfolgung von Eigentumsdelikten in der Deutschen
Wehrmacht, in: Walter Manoschek (Hg.), Opfer der NS-Militärjustiz. Urteilspraxis – Strafvoll-
zug – Entschädigungspolitik in Österreich, Wien 2003, S. 321–336.
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Kaufhaus „Au Printemps“ eingekauft hatten ohne zu bezahlen und sich
mit dem Argument verteidigten, sie hätten gesehen, dass zwei deut-
sche Soldaten dort Sachen entwendet hätten, ohne zu bezahlen. Dabei
hätten die Soldaten ihnen erklärt, das könne man ruhig machen, das-
selbe hätten sie auch schon öfters gemacht. In diesem Falle kamen die
Soldaten ungeschoren davon, gegen die beiden Frauen glaubten die
französischen Kaufhausinhaber aber, Anzeige erstatten zu können.68

Tauschhandel  mit  Lebensmittelkarten,  Bezugsscheinen,  Devisen-
vergehen, in die auch höherrangige Verwaltungsbeamte und Partei-
mitglieder des Gefolges verwickelt waren, wie im Falle zweier Stabs-
helferinnen im besetzten Frankreich,69 illegaler Tauschhandel, all dies
gehörte zum Alltag der Besatzung und war nichts anderes als ein Ne-
benprodukt des im großen Stil betriebenen systematischen Beutema-
chens des Deutschen Reiches in den besetzten Ländern. Gegen das
Beutemachen des „kleinen Mannes“ und der „kleinen Frau“70 ging die
Wehrmachtsjustiz freilich mit dem zivilen und militärischen Strafge-
setzbuch vor. Das Strafmaß richtete sich nach dem Umfang des Beute-
machens, nach der Einschätzung der Angeklagten, so ihrer Bedeutung
für die Wehrmacht oder andere reichsdeutsche Institutionen.

Wie wesentlich der Ausgang des Gerichtsverfahrens vom guten Ruf
und der Persönlichkeitsbeurteilung der Angeklagten abhing, zeigt das
Verfahren gegen die 18-jährige Wetterfunkerin Margarethe K.71 Ihre
Dienstbeurteilung ist hervorragend, menschlich wird sie als „bei den
Kameradinnen beliebt“ beschrieben – ein entscheidendes Urteil. Wegen
des Diebstahls eines Paares Seidenstrümpfe aus dem Spind einer Mit-
bewohnerin wird sie auf Empfehlung ihres Vorgesetzten am 30. De-
zember 1943 vom Feldgericht des Kommandeurs der 3. Flakdivision
unter Vorsitz von Kriegsgerichtsrat Dr. Kremer in Übereinstimmung

68 PERS 15/7486. Die „Vorstellungen von Besorgen und Organisieren“ und ihre Bekämpfung
durch die Militärs beschreibt auch Walmrath, „Iustitia“, (wie Anm. 23), S. 471–473.

69 PERS 15/7787.
70 Götz Aly beschreibt, wie dieses Beutemachen vor sich ging. Ders., Hitlers Volksstaat,

Raub, Rassenkrieg und nationaler Sozialismus, Frankfurt a. M. 2005, hier: S. 103–183.
71 PERS 15/10760. Margarethe K. war in ihrem Zivilberuf kaufmännische Angestellte.
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mit dem Ankläger zu sechs Wochen „gelinden Arrests“ verurteilt.
Wegen ihres guten Leumundes wird gegen K. keine Gefängnisstrafe,
aber eine „fühlbare“ Arreststrafe bestimmt. „Für andere sollte sie auch
eine Warnung sein.“ Die Geschäftsstelle des Gerichts weist am 12. Ja-
nuar 1944 auf den Erlass des Oberkommandos der Wehrmacht vom
15. Februar 1943 hin, dass Arreststrafen immer in Wehrmachthaftan-
stalten oder Truppenarresträumen vollzogen werden müssen. K. ver-
büßt daher ihre Arreststrafe im Februar und März 1944 im Marine-
Untersuchungsgefängnis Kiel-Wik und wird nach der Strafverbüßung
an ihr altes Kommando zurückverwiesen. Dass Margarethe K. nicht aus
der Wehrmacht entlassen wurde, ist ein weiterer Beleg für den hohen
Bedarf an diesen Arbeitskräften. Mit seinem Urteil hatte das Gericht
die Tat als minder schweren Fall eingestuft und so Margarethe K.s.
Rückkehr in ihre alte Dienststelle den Weg geebnet. Hätte sie eine we-
sentlich schlechtere Beurteilung bekommen, wäre eher eine Gefängnis-
strafe die Folge gewesen und damit auch die Möglichkeit der Entlas-
sung aus dem Gefolge der Marine.

Sechs Wochen „gelinder Arrest“ war zeitlich die längste Strafe ihrer
Art, die in meinem Sample verhängt wurde. „Gelinder“ im Gegensatz
zu „geschärftem“ Arrest, der nicht gegen Frauen verhängt werden
durfte, obwohl die Realität für viele der Angeklagten dann doch an-
ders aussah, bedeutete tagsüber offene Zellen, Kontakt zu den Aufse-
herinnen und unter Umständen zu anderen Wehrmachthelferinnen,
normales Essen, normales Lager.72 Manchmal wurde der „gelinde Ar-
rest“ auch in Form des Ausgehverbotes oder in Verbindung mit Ar-
beit im Arresthaus oder auf dem Standort kombiniert. Obgleich das
OKW darauf bestand, dass Arreststrafen in Wehrmachteinrichtungen
abzubüßen seien, hatte das für Frauen häufig keine Bedeutung, da es
in den Wehrmachtarresthäusern für sie nicht genügend Plätze gab.
Daher überwiesen die Wehrmachtgerichte die verurteilten Frauen di-
rekt an die örtlichen oder für den Standort zuständigen Staatsanwalt-

72 Diese Form des Vollzuges wurde ebenfalls gegen die Widerspenstigen in der Verwahrungs-
fürsorge des NS praktiziert. 
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schaften zur Vollstreckung der Strafe durch die Reichsjustizverwaltung.
Von den Sonderwünschen der Wehrmacht in Bezug auf den Vollzug
zeigte sich diese wenig beeindruckt: In den Gefängnissen und Zucht-
häusern bestimmte sie den Vollzug. Und der konnte für Frauen deutlich
härter ausfallen als zum Beispiel der in den Arresthäusern der Wehr-
macht.  „Geschärfter  Arrest“  bedeutete  reduzierte  Nahrung,  soge-
nanntes hartes Lager, also keine Matratze, keine Wolldecke, unter
Umständen Dunkelhaft, keinen Kontakt nach draußen, völlige Ab-
hängigkeit von den Wachhabenden, in unseren Fällen von anderen
„Führerinnen“. Die Wehrmachtdisziplinarstrafordnung  für  Frauen
untersagte wie erwähnt den „geschärften Arrest“ für Frauen.73 „Das
Verbot […] entspricht nicht nur Gesundheitsgründen, sondern der
Achtung, die der Frau allgemein zukommt.“74

Dass materielle Not vor allem an Lebensmitteln in ihren Familien
Frauen, die als Köchinnen oder Wirtschafterin bei den Einheiten als
Zivilangestellte arbeiteten, zum „Organisieren“ verleitete, zeigt das Ver-
fahren gegen die Köchin Maria B., im Zivilleben Hausfrau, und die
Küchenhilfe Erna R., im Zivilleben Hausangestellte, die vom Ober-
gefreiten und Küchenbuchführer H., der bei einer Spindkontrolle je-
weils ein Pfund Margarine und Kokosfett gefunden hatte, wegen
Diebstahls angezeigt wurden.75 Die Bedeutung dieses Vergehens zei-
gen die umfangreichen Ermittlungen durch den militärischen Vorge-
setzten, es werden mehrere Zeugen vorgeladen. In seiner abschlie-
ßenden  Stellungnahme  vom  25.  Oktober  1944  verdächtigt  der
Ermittlungsoffizier beide Frauen, schon mehrfach etwas aus der Küche
mit nach Hause genommen zu haben, kritisiert im gleichen Atem-
zug, dass die Frauen beim Verlassen des Gebäudes kaum kontrolliert
werden würden. Zumindest Maria B. wird zugestanden, eine sehr

73 § 10 Abs. 3 Wehrmachtdisziplinarstrafordnung lautet: „Unzulässig ist geschärfter Arrest
gegen Frauen.“ Zit. nach Ulrich Schattenberg/ Werner Scherer, Die Wehrmachtdisziplinarstraf-
ordnung mit Erläuterungen, Berlin 1943, S. 15.

74 Ebd., S. 115. Dass dies reine NS-Rhetorik ist, wird vor der Realität der sexistischen Beur-
teilungen der Helferinnen durch die Gerichte deutlich.

75 PERS 15/10866.
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gute Köchin zu sein, sie habe ein ruhiges, ausgeglichenes Wesen, sei
sauber, freundlich und ordentlich. Ganz anders steht Erna R. da: Sie
zeige als Dienstverpflichtete kein besonderes Interesse, sei muffig,
unfreundlich, auf Wahrung der eigenen Vorteile bedacht, könne sich
schwer einordnen. Das Fazit des Ermittlungsoffiziers: er dringt auf
Entlassung beider Frauen, aber – das ist sein Dilemma – das Arbeitsamt
könne leider kein geeignetes Personal vermitteln. In dem Verfahren
vor dem Feldgericht des Kommandeurs der 3.  Flakdivision,  dem
Kriegsgerichtsrat Dr. Kremer vorsitzt, wird Maria B. zu zwei Monaten,
Erna R. zu drei Monaten Gefängnis verurteilt. Das Verfahren dauert
fünfzig Minuten. Maria B. legt ein „offenes, augenscheinlich auch reue-
volles Geständnis“ ab und beschuldigt Erna R., gemeinsam mit ihr
gehandelt zu haben. In seiner Urteilsbegründung vom 30. Oktober 1943
bestreitet Kremer die von den Frauen beschriebene Notlage. „Die
beiden Angeklagten hatten auf ihrem Posten zumindest stets sehr
ausgiebig ihren Hunger stillen können. (…) Ihr Verhalten zeugt von
überaus niedriger Gesinnung, mindestens vom Mangel jeglichen Ge-
meinschaftsgefühls. Die Angeklagte R. musste nach ihrer ganzen Cha-
rakterveranlagung als die treibende Kraft schwerer bestraft werden“.
Am 5. November 1943 gehen von beiden Ehemännern der Verurteilten
Gnadengesuche beim Gerichtsherrn ein. Sie bitten um Strafausset-
zung. Maria B.s Ehemann beklagt sich, dass er täglich zehn Stunden
arbeiten müsse und sich daher nicht allein versorgen könne. Außerdem
komme die Familie mit der knappen Lebensmittelzuteilung nicht aus:
„Dies ist meiner Frau zum Verhängnis geworden. Sie hat es ja jeden
Tag vor Augen gehabt, was ihre Soldaten und Mädels zu essen be-
kommen und konnte ja den Vergleich zwischen mir und ihnen zie-
hen. Ich selber habe meine Frau an den Sonntagen von der Dienst-
stelle abgeholt und habe mich überzeugt von dem Essen und habe mir
so manches Mal gewünscht, ich möchte es auch so gut haben. So ist es
menschlich, dass sich meine Frau an dem Fett vergriffen hat.(…) Sie
hat es ja für mich getan.“ Sein Gnadengesuch ist im Gegensatz zu
dem von Erna R.s Ehemann mit der Schreibmaschine geschrieben.
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Letzterer setzt in seiner Argumentation auf die Konflikte in der Kü-
che zwischen den Frauen und dem Obergefreiten H., er hebt die Ver-
dienste seiner Ehefrau hervor, sie habe Überstunden gemacht, bei Flie-
gerangriffen habe sie weitergearbeitet, sie sei bei der Bekämpfung von
Brandbomben im Januar 1944 mit einer Medaille für Verdienste im
Luftschutz ausgezeichnet worden. Seine Frau habe die Tat aus Not be-
gangen, in seiner Wohnung wohne noch eine ausgebombte Familie, er
arbeite täglich zehn Stunden. „Fett ist im Hause immer knapp.“ 

Der militärische Vorgesetzte der beiden Frauen nimmt noch am
gleichen Tag zu den Gnadengesuchen Stellung. Deutlich wird, dass er
sich durch das Verhalten von Erna R. ihm gegenüber in seiner Auto-
rität in Frage gestellt fühlt. Wohl auch, weil sein Versuch, sie loszu-
werden, gescheitert ist, spricht er sich gegen die Befürwortung des
Gnadengesuches aus, während Maria B., die sich offenbar geschickter
verhalten hatte, mit einer Befürwortung rechnen kann. Der Gerichts-
herr wandelt am 15. Januar 1943 die Gefängnisstrafe für Maria B. in
zwei Wochen und für Erna R. in drei Wochen „gelinden Arrest“ um.
Beide Frauen können die Weihnachtsfeiertage zu Hause verbringen,
erst danach treten sie ihre Strafe im Frauenluftgauarresthaus in Bad
Gandersheim an.76

An dieser Geschichte werden zwei Dinge deutlich: Implizit geht es
in diesem Verfahren um die Aufrechterhaltung der bürgerlichen Moral,
explizit geht es um konkrete soziale Bedingungen. Offensichtlich
wurde die deutsche Zivilbevölkerung mit Lebensmitteln schlechter
versorgt als die Wehrmacht, allem voran mit Fett, wenn es auch inner-
halb der Wehrmacht bzgl. der Versorgung durchaus Hierarchien gab:
Bis 1944 nahmen die Helferinnen nicht an der Truppenverpflegung
teil, sondern mussten sich mit ihren Lebensmittelkarten verpflegen,
d.h. sie wurden nach deren Sätzen verpflegt. Das brachte den Helfe-
rinnen ähnliche Knappheit in der Lebensmittelversorgung ein wie der

76 Der genaue Standort des Arresthauses in Bad Gandersheim ist nicht bekannt, wahr-
scheinlich befand es sich in der Kaserne der ehemaligen Motorsportschule der paramilitärischen
Parteiorganisation NSKK in Bad Gandersheim von 1936 bis 1945. Nach 1945 war in dem Ka-
sernengebäude die niedersächsische Zollschule untergebracht. 
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Zivilbevölkerung, anders als den Soldaten, die nach einem höheren
Satz versorgt wurden. Die Zunahme der Diebstähle von Lebensmittel-
karten oder Lebensmitteln, die den Helferinnen in Päckchen geschickt
worden waren, brachte infolgedessen die Kriegsgerichte vielfach in
Erklärungsnot. Das von Maria B. und Erna R. entwendete Fett kam
aus ihrer Sicht ja nicht ihnen und den anderen Frauen, sondern den
Soldaten zugute. Diese Vorgeschichte mag erklären, warum wegen die-
ser Knappheit zur sparsamen Bewirtschaftung gute Köchinnen ge-
fragt waren.77 Wenn sich auch 1944 die Versorgung der Helferinnen
mit Nahrungsmitteln infolge massiver Proteste besserte, wurden zwi-
schen den einzelnen Waffengattungen dennoch Unterschiede gemacht:
Flakwaffenhelferinnen erhielten im Vergleich zu den anderen Helfe-
rinnen einen höheren Verpflegungssatz, da sie einen höheren militäri-
schen Rang innehatten.78

„Ihr Verhalten in der Truppe ist gemeinschaftswidrig 
und gefährdet die Zucht und Ordnung“.79

Am 10. November 1943 wird die 21-jährige Marinehelferin Annema-
rie B.  für  die  Marine-Ersatzabteilung  8  in  Norden/Ostfriesland80

dienstverpflichtet. Zwischen dem 4. Juli 1944 und dem 21. August 1944
erhält sie mehrfach Disziplinarstrafen in Form von „Kasernenarrest“
und „gelindem Arrest“. Ihre Vergehen sind vielfältig: sie überzieht
mehrfach den Zapfenstreich, verlässt die Kaserne trotz eines Verbots,
sie soll eine falsche Angabe gemacht haben, habe sich vom Dienst ge-
drückt, habe trotz Verbots einen Soldaten auf dem Luftwaffengelände
besucht, als Arrestantin trotz Redeverbots durch ein Fenster aus ih-
rer Zelle mit einem Soldaten gesprochen, sie habe ihre Zelle verlassen,

77 Seidler, Blitzmädchen (wie Anm. 12), S. 17.
78 Seidler, ebd.
79 PERS 15/174501, Bl. 1a–1c. Annemarie D. war in ihrem Zivilleben Büroangestellte und

hatte ein Kind. Zum Zeitpunkt der Ermittlungen und des Verfahrens lebt sie in Scheidung.
80 Vgl. [Lexikon-der-Wehrmacht.de/Gliederungen/Marineersatz-Abteilungen/MEA8.htm].
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weil die HvD (Helferin vom Dienst) die Zelle nach dem Öffnen nicht
wieder geschlossen hatte, dabei Untersuchungsgefangene in der Ne-
benzelle besucht und diese dazu verleitet, den genannten Soldaten
durch das Fenster einzulassen. Sie habe immer wieder das Kompanie-
gelände ohne Genehmigung verlassen. Diese Disziplinarstrafen ziehen
sich über den gesamten Zeitraum der Ermittlungen gegen sie hin.

Annemarie  B.  war von einem Weihnachtsurlaub 1943 aus Celle
nicht zurückgekehrt. Der Vater hatte, wie es im Protokoll vermerkt ist,
ein Telegramm geschickt, sie sei nicht reisefähig. Von Februar bis
März 1944 hält sie sich in Glückstadt, Hamburg und Wilhelmshaven
auf, ohne sich vom Standort abgemeldet zu haben. Am 28. März 1944
wird sie wegen „Umhertreibens und ordnungswidrigen Dienstversäum-
nissen von der Kripo in Wilhelmshaven verhaftet“ und sofort ins
Städtische Krankenhauses wegen Verdachts auf eine Geschlechts-
krankheit eingeliefert. Am 17. April 1944 holt eine Militärstreife An-
nemarie B. aus dem Krankenhaus ab und verbringt sie auf den Standort.
Annemarie D. hat zu diesem Zeitpunkt fast drei Wochen im Kranken-
haus verbracht. Im Zuge der Verhaftung muss der Vater am 15. Juni
1944 als Zeuge vor dem Amtsgericht Celle erscheinen. Dabei stellt
sich heraus, dass er nie ein Telegramm für seine Tochter abgeschickt
hatte.

Am 5. Mai 1944 wird Annemarie B. vom Kompaniechef vernom-
men.81 Anfangs habe sie sich immer krank gemeldet, sei während dieser
Zeit mit Freundinnen umhergereist, zwischendurch nach Hause ge-
fahren, um nach ihrem erkrankten Kind zu schauen. Sie wolle aus der
Marine entlassen werden. Auf der Reise nach Wilhelmshaven habe sie
einen Bootsmann kennengelernt und fünf Tage mit ihm verbracht,
dabei sei sie verhaftet und in ein Krankenhaus gebracht worden. Am
gleichen Tag schickt der Ermittlungsoffizier seinen Tatbericht zur
Vorgeschichte der Inhaftierung von Annemarie B. an seinen Vorge-
setzten in Wilhelmshaven.82

81 PERS 17/174501, Bl. 3.
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Zwei Monate später – am 6. Juli 1944 – wird Annemarie B. erneut
vernommen, diesmal von dem Vorsitzenden des Gerichtes der 2. Ad-
miralität der Nordsee, Zweigstelle Wilhelmshaven, Marineoberstabs-
richter Messerschmidt.83 Sie gibt zu, dass eine Freundin das Telegramm
wegen ihrer Reiseunfähigkeit abgeschickt habe.84 Mit ihrem Ehemann
lebt sie in Scheidung: „So weit ich weiß, ist mein Mann auch inzwi-
schen fahnenflüchtig geworden und festgesetzt.“

Am 25. August 1944 wird gegen Annemarie B. Anklage erhoben
nach § 64 MStGB (unerlaubtes Entfernen von der Truppe) und nach
§ 267 StGB (Täuschung im Rechtsverkehr durch eine unechte Ur-
kunde, Telegramm). Am 5. September 1944 findet die öffentliche Sit-
zung des Kriegsgerichtes der 2. Admiralität der Nordsee in Leer unter
Vorsitz des oben genannten Marineoberstabsrichters Messerschmidt
statt. Die Anklage vertritt ein Kapitänleutnant, zu den Beisitzern sind
ein Leutnant und ein Sonderführer ernannt.85 Der Ankläger fordert
13 Monate Gefängnis, das Gericht verhängt zehn Monate.

Im gleichen Zeitraum findet ein umfangreiches Ermittlungsverfahren
gegen Annemarie B. wegen Verdachts der Wehrkraftzersetzung nach
dem berüchtigten § 5, Abs. 1, Ziff. 2 der Kriegssonderstrafrechtsver-
ordnung.86 § 5 bedrohte jeden mit dem Tod, der „es unternimmt, einen
Soldaten oder Wehrpflichtigen des  Beurlaubtenstandes  zum Unge-
horsam, zur Widersetzung oder Tätlichkeit gegen einen Vorgesetzten
oder zur Fahnenflucht oder unerlaubten Entfernung zu verleiten oder

82 Ebd., Bl. 1: Tatbericht der 3. Kompanie der 8. Marine-Ersatzabteilung an das Gericht der
2. Admiralität der Nordsee, Zweigstelle Wilhelmshaven.

83 Ebd., Bl. 15–16.
84 Es gehörte zu den weitverbreiteten Praktiken von Soldaten und deren Familienangehörigen,

um nicht wieder an die Front zurück zu müssen oder Fronturlaub zu bekommen, für die Soldaten
Telegramme an deren Vorgesetzte zu schicken. Vgl. Christiane Rothmaler, „Weil ich Angst hatte...“,
(wie Anm. 1), S. 468.

85 Die Anwesenheit eines Sonderführers, eines Zivilisten mit Spezialkenntnissen im Rang
eines Soldaten, kann nicht erklärt werden, da die Funktion dieses Sonderführers und seine Rolle in
der Einheit unbekannt ist. Üblicherweise sollte immer ein Soldat aus der Mannschaft der 2. Beisit-
zer sein, um den Kameraden die abschreckende Wirkung der Kriegsjustiz zu vermitteln.

86 Verordnung über das Sonderstrafrecht im Kriege und besonderem Einsatz (Kriegssonder-
strafrechtsverordnung) vom 17.8.1938, RGBl. I, Nr. 147, S. 1455–1457.
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sonst die Manneszucht in der deutschen oder einer verbündeten Wehr-
macht zu untergraben.“

Zwei  Tage  nach  Annemarie  B.s  Verhaftung im März  1944,  also
nach ihrem Krankenhausaufenthalt, erstattet die Marinehelferin Ma-
rion Sch. folgende Meldung: Sie habe als Diensthabende (HvD) Anne-
marie B. beim Schreiben von Briefen beobachtet, sie sei von ihr gebe-
ten worden, diese Briefe zum Flugplatz zu bringen, was sie abgelehnt
habe. Sie habe aber den Wunsch erfüllt, stattdessen der Helferin An-
neliese K. einen Brief zu übermitteln, damit diese ihn dann weiterleitet.
Diese Helferin bringt den Brief in die Stube des Unteroffiziers vom
Dienst (UvD) am Flughafen, einen weiteren zum Flugplatz zu bringen,
habe sich Anneliese K. nach den Worten von Marion Sch. geweigert,
„da wir schon soviel Durcheinander durch die Helferin B. hatten.
(…) Helferin B. läßt sich auch fast gar nichts sagen von mir, im Ge-
genteil, sie erwidert immer in bösen Redensarten. Gerade ich kann es
wirklich sagen, da ich täglich Tages-HvD habe und mit ihr öfters zu-
sammenkomme“.87 Daraufhin wird Anneliese K. am 28. August 1944
vernommen: Annemarie B. habe sie (aus ihrer Arrestzelle heraus, CR)
um den Schlüssel zur Schreibstube gebeten, um sich dort mit einem
Soldaten zu treffen. Außerdem solle die Kollegin einen Brief zum Flug-
hafen bringen. „Nach reiflichem Überlegen tat ich beides nicht“.88

Stattdessen hat sie den ihr anvertrauen Brief dem UvD übergeben.
Am gleichen Tag wird auch die  Marineunterführerin89 Gerti B.

zum Verhör vorgeladen. Im Rang ist sie Annemarie D. übergeordnet:
Sie sei am 21. August in der Nacht durch Lärm „im Block“ geweckt
worden. „Marinehelferinnen, welche sich über das dauernde gemein-
schaftswidrige Verhalten der Marinehelferin B. empörten, hatten die
Absicht, B. in einer etwas eindringlicheren Form zurechtzuweisen. B.
hatte sich daraufhin dieser Auseinandersetzung entzogen, indem sie,

87 PERS 15/174501, Bl. 5.
88 Ebd., Bl. 4.
89 Eine aktuelle Studie zählt akribisch die militärischen Bezeichnungen, Ränge und Funktio-

nen der Helferinnen auf: Stefan von Senger und Etterlin, Frauen in der Wehrmacht 1939–1945,
Stuttgart 2021, hier: S. 80–165.
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bekleidet mit Hemd, Mantel und Schuhen die Unterkunft verließ.
Sofortige im Lager angestellte Nachforschungen blieben ergebnislos.“90 

Ebenfalls am gleichen Tag muss der Matrose Gerhard B. vor dem
Ermittlungsoffizier erscheinen. Er habe es abgelehnt, Annemarie B.
Kleidung zu bringen (um die sie ihn bei ihrer Flucht gebeten hat, CR),
stattdessen habe er den Vorfall seinem Feldwebel gemeldet. „Dieser ver-
anlaßte die Rückbringung der B. zur 3. Kompanie.“  Dieser Matrose
ist einer derjenigen, an den Annemarie B. aus ihrer Haftzelle die  er-
wähnten Briefe geschrieben hat. Insgesamt schrieb sie vier Briefe an
ihn und jeweils einen an zwei weitere Soldaten.91 Die Briefe sind in
gestochener Schrift und klarer Ausdrucksweise geschrieben, mehrere
Seiten lang, ihr Inhalt wiederholt sich teilweise. Den Matrosen Ger-
hard B. bittet sie um Besuche und um Entschuldigung, dass sie ihn in
der Nacht ihrer Flucht vor den anderen Helferinnen „belästigt habe.“
Offenbar ist ihr an diesem Matrosen viel gelegen, sie beschwört ihn,
sie nicht zu vergessen, klagt aber auch immer wieder darüber, dass sie
nicht nach Hause könne.

In den zwei anderen Briefen bezieht Annemarie B. sich deutlicher auf
die Nacht vom 21. auf den 22. August, im Ton geschäftsmäßiger und
fokussierter. Gleichzeitig deuten die Briefe auf eine enge Beziehung
zwischen ihr und den beiden Soldaten hin. Am 22. August 1944
schreibt Annemarie B.: „Lieber J., Du wirst letzte Nacht wohl ver-
stimmt gewesen sein, wie sie mich bei Dir gesucht haben. Ich habe nur
so mit den Ohren geschlackert. Ich war gar nicht weit fort und konnte
so alles beobachten. Die Helferinnen wollten mir den heiligen Geist
geben, da sind sie bei mir richtig angekommen, ein Schlappschwanz
bin ich ja auch nicht.“ Sie bittet den Soldaten um Zigaretten und um
ein Stück Seife: „Ich weiß nicht, womit ich mich waschen soll. Wenn
Du etwas zum Essen für mich hättest, wäre ich Dir sehr dankbar, ich
habe einen großen Hunger.“ Am gleichen Tag schickt sie einen Brief
an den Soldaten S.: „Inzwischen hast Du wohl auch erfahren, was in-

90 PERS 15/174501, Bl. 6.
91 Aus Platzgründen können die Briefe nicht vollständig zitiert werden.
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zwischen wieder los war. Jetzt ist man hier noch nicht mal mehr sicher,
ob man am anderen Morgen noch am Leben ist.“ Sie beschwört die Sol-
daten, sie nicht zu vergessen, ihr ebenfalls Briefe zu schreiben, diese
über den UvD an die HvD weiterzuleiten, damit diese – die oben er-
wähnte Anneliese K. – ihr dann die Briefe geben könne.

In seinem „Tatbericht“ vom 30. August 1944 fasst der ermittelnde
Offizier die Ereignisse der vergangenen Monate zusammen: „Ihr Ver-
halten in der Truppe ist gemeinschaftswidrig und gefährdet die Zucht
und Ordnung. Sie mußte schon 14 Tage nach ihrer Rückkehr zur
Truppe (17. April 1944) mit 14-tägigem Kasernenarrest bestraft werden.
(…) Alle Ermahnungen ihrer Vorgesetzten sind vergeblich. Ein maß-
geblicher Faktor bei ihren Strafhandlungen scheint ihre sexuell trieb-
hafte Veranlagung zu sein. Charakterlich minderwertig, hat sie kein
Gefühl für die Wahrung der Ehre einer deutschen Frau. Sie hat zur
gleichen Zeit Umgang mit mehreren Männern. Fortlaufend versucht
sie, auch ihre Kameradinnen dazu zu verleiten, gegen die Dienstvor-
schriften zu verstoßen. (…) Das gemeinschaftswidrige Verhalten der B.
erregte bei ihren Kameradinnen Mißstimmung, welche sie deswegen
zur Rede stellten. Diese Aussprache nahm die Form einer eindringlichen
Auseinandersetzung an, in deren Verlauf die B., nur mit Hemd, Mantel
und Schuhen bekleidet, aus dem Lager unter der Umzäunung entwich.
In der Nacht hielt sie sich im Wald auf.“ Annemarie B. bittet laut
Protokoll „einen Soldaten“ ihr Kleidung zu geben, was dieser aber ab-
lehnt. (Es ist der oben genannte Matrose Gerhard B., CR). „Obwohl
verheiratet und Mutter eines Kindes trug B. einem Soldaten nach
dreimaligem Treffen die Verlobung an. (…) Ihr äußeres Bild ist harm-
los und ihr Auftreten fast bescheiden zu nennen. Vorsichtig und ge-
schickt äußert sie sich wenig, während ihr Verhalten aber klar erkennen
läßt, dass sie sich in keiner Weise unterordnen und der Zucht und Ord-
nung unterwerfen will. (…) Sie stellt sich gegen die Gemeinschaft und
bietet nach ihrer ganzen Einstellung nicht die Gewähr, dass sie für
den nationalsozialistischen Staat einsteht.“92

92 PERS 15/174501, Bl. 1.
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Über Annemarie B. wird ein Führungsbericht angelegt:93 in ihm
werden Eigenschaften aufgezählt, die sie aus Sicht von Wehrmacht und
Helferinnenschaft für ihren militärischen Einsatz und das Zusammen-
leben unbrauchbar und belastend machten, Charakterisierungen wie
„mangelnde Dienstauffassung“, „undurchsichtiger, zweifelhafter Cha-
rakter“, „nimmt Belehrungen nicht an“, „sexuell triebhaft veranlagt“,
„bedarf dauernder Beaufsichtigung und straffer Führung“, „im Kreise
ihrer Kameradinnen nicht beliebt“.94 

Am 5. September 1944, nach Abschluss ihres ersten Gerichtsver-
fahrens, wird Annemarie B. vom Zellenarrest des Helferinnenheims
in die Standortarrestanstalt nach Leer verlegt, einen Tag darauf wird
erneut Anklage gegen sie erhoben: „(…) wird angeklagt, im Jahre 1944
in Leer fortgesetzt es unternommen zu haben, die Manneszucht in
der Deutschen Wehrmacht zu untergraben, indem sie sich ständig
schlecht führte, vom Dienst drückte, den Urlaub überschritt, sich mit
Soldaten umhertrieb, Verbote übertrat, versuchte, einen Soldaten zu
einer strafbaren Handlung zu verleiten, in der Nacht vom 21. zum
22. August aus dem Lager entwich und einen Soldaten zu bestimmen
versuchte, ihr Kleider zu verschaffen und auch sonst zu erkennen gab,
dass sie sich der Zucht und Ordnung nicht unterwerfen wollte.“95

Am 9. September 1944 wird Annemarie B. wieder von Oberstabs-
richter Messerschmidt vernommen. Zum ersten Mal werden in der
Verfahrensakte Annemarie B.’s eigene Schilderungen über die „ein-
dringliche Auseinandersetzung“ mit ihren Kolleginnen in einem Pro-
tokoll niedergelegt: „In der Nacht vom 21. August 1944 kam es zu
einer Schlägerei. Ich schlafe mit zwei anderen Helferinnen zusammen
auf einer Stube. Ich schlief schon, als ungefähr gegen Mitternacht die
Tür sich öffnete. Ich wurde davon wach, dass mehrere Helferinnen in
der Stube flüsterten. Die Birne war herausgeschraubt worden. Die Hel-

93 Ebd., Führungszeugnis vom 31.8. 1944, Bl. II.
94 Ähnliche Charakterisierungen von angeklagten und verurteilten Soldaten finden sich bei

Walmrath, „Iustitia“, (wie Anm. 23), S. 366–368. Sexuelle Triebhaftigkeit wird allerdings allein
Frauen unterstellt, unabhängig vom Kontext, in dem sie geäußert werden.

95 PERS 15/174501, Bl. 10–11.
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ferin Sch. (s.o., CR) hatte mir am Abend, als sie nach Hause gekom-
men war, gesagt, dass die Birne kaputt sei. Die Helferinnen hatten
Taschenlampen bei sich, leuchteten mich damit an und schlugen auf
mich los. Ich sprang auf; die Helferinnen schlugen weiter auf mich
ein. Ich war nur mit einem Nachthemd bekleidet. Die Helferinnen
hatten Peitschen und schlugen mich damit auf den Kopf und über
den Körper. Nach einigen Minuten konnte ich mich losreißen und
flüchten. Ich setzte mich zunächst auf meine Koje, darauf schütteten
die Helferinnen einen Eimer Wasser in die Stube. Die Helferin S. ver-
langte von mir, dass ich das Wasser aufputzen sollte. Ich weigerte mich
und sagte, es solle die Helferin das Wasser aufputzen, die das Wasser
ausgeschüttet hätte. Ich nahm dann meinen Mantel und verließ die
Stube.“ Gerhard B. habe versprochen, ihr Kleidung zu bringen, ihr
aber keine gebracht. „Ich wurde dann durch einen Soldaten geholt
und in die Wachstube gebracht“. Gerhard B. sei wie ein Bruder zu ihr.

Warum es zur Schlägerei gekommen ist, kann ich nicht genau angeben;
die Helferinnen sprachen davon, dass ich drei von ihnen hereingeris-
sen hätte. An der Schlägerei waren beteiligt die Helferinnen S., W., K.
und P.  (…).  Bei  den drei  Helferinnen,  die  ich hereingerissen  haben
sollte, handelt es sich um die Namen Scha. und Po., (…) diese mußten
zum Rapport,  weil  in der Nacht von 19. zum 20. August die Zelle
nicht wieder verschlossen worden war. Anscheinend waren die Helfe-
rinnen aus diesem Grunde gegen mich eingenommen. Sie hatten alle drei
Tage gelinden Arrest bekommen. Wenn mir vorgehalten wird,  dass die
Helferin Sch. in ihrer Meldung angegeben hat, dass ich mir  von ihr
nichts sagen ließe und nur böse Redensarten hätte, so muß ich dazu an-
geben, dass die Sch. mir gegenüber zum Ausdruck gebracht hat, dass
ich immer den Anordnungen nachkäme und nicht frech wäre, wäh-
rend die Helferin L. sich stets frech benähme.96

Gegen die Helferinnen S., K. und Po. wird wegen schwerer Körper-
verletzung ein Ermittlungsverfahren eingeleitet.

96 Ebd., Schreiben des Gerichtes der 2. Admiralität der Nordsee, Zweig Wilhelmshaven an
das Kommando der 8. Marineersatzabteilung in Hage/Ostfriesland vom 13.9.1944, Bl. 14.
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Zwei Monate später, am 21. November 1944, findet in Cuxhaven
die öffentliche Sitzung unter dem Vorsitz von Marineoberstabsrichter
Messerschmidt statt. Annemarie B. wird in diesem zweiten Verfahren
zu 6 Monaten Gefängnis zuzüglich der aus dem ersten Urteil ent-
standenen 10 Monate Gefängnis, insgesamt zu einer Haftstrafe von
15 Monaten Gefängnis nach § 5 der KSSVO, Ab 1, Ziff. 2 verurteilt.
Zwei Monate Untersuchungshaft werden ihr angerechnet. In seiner
Urteilsbegründung hebt Messerschmidt die alten Vorwürfe gegen
Annemarie B. hervor: 

(…) denn sie hat es unternommen, durch ihr Verhalten die Mannes-
zucht in der deutschen Wehrmacht zu untergraben. Die ständige Bege-
hung von Ungehorsamstaten ist geeignet, auf die Kameradinnen beispiel-
gebend einzuwirken. (…) Da ein Entlassungsgesuch der Angeklagten
abschlägig beschieden wurde, besteht Grund zur Annahme, dass die
Angeklagte absichtlich immer und immer wieder versucht hat, sich
gegen Zucht und Ordnung aufzulehnen, um auf diese Weise die von ihr
gewünschte Entlassung herbeizuführen. Ein derartiges Verhalten kann
mit Rücksicht auf die Aufrechterhaltung der Gemeinschaftsordnung
unter den Marinehelferinnen unter  gar keinen Umständen geduldet
werden.  (…) Das Gericht  ist  unter Berücksichtigung der fraulichen
Mentalität, die nicht mit den strengen soldatischen Maßstäben gemes-
sen werden soll, zur Annahme eines minder schweren Falles gekom-
men. (…) Es darf bei den Marinehelferinnen nicht der Eindruck entste-
hen,  dass  durch die  Anhäufung von Disziplinarstrafen ohne weiteres
eine Entlassung herbeigeführt werden kann. Die Angeklagte hat durch
ihr gesamtes Verhalten in eindeutiger Weise zu erkennen gegeben, daß
sie nicht gewillt  ist,  sich der Zucht  und Ordnung in einer Gemein-
schaft  zu  unterwerfen.  (…)  Die  Angeklagte  erklärte:  Ich  bitte  um
Strafaussetzung zwecks Einsatzes als Flak-Helferin.97 

Vom militärischen Gerichtsherrn wird das Urteil am 11. Dezember 1944
durch das  Rechtsgutachten des  Geschwaderrichters  Becher  einer-
seits bestätigt, kommt aber andererseits bezüglich der Entlassung zu

97 Ebd., Urteil des Gerichts der 2. Admiralität der Nordsee, Zweigstelle Wilhelmshaven vom
21.11.1944, Bl. 21–22.
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einem anderen Schluss: „Die Angeklagte ist eine hemmungslose und
unverbesserliche Frau, deren Entlassung im Interesse der Aufrecht-
erhaltung von Zucht und Ordnung in der Wehrmacht notwendig ist.“98

Annemarie B. hat zwar ihr Ziel erreicht, muss aber für ein halbes Jahr
ins Gefängnis und wird zur Vollstreckung der Strafe an die Staatsan-
waltschaft  Oldenburg  überwiesen.  Im Januar  1945 wird sie  vom
Marinearresthaus  in  das  Landgerichtsgefängnis  Oldenburg  transfe-
riert.99 Im Februar 1945 schickt der Vater ein Gnadengesuch an den
Adjudanten des „Führers“; seine kränkelnde Ehefrau könne nicht mehr
den dreijährigen Sohn von Annemarie B. versorgen. Sechs Wochen
später teilt das Kriegsgericht dem Oberkommando der Marine mit,
dass das Gnadengesuch des Vaters nicht bearbeitet werde, da keine Aus-
sicht auf Erfolg bestehe.100

Im März  1946 kommt es  zwischen der  Staatsanwaltschaft  beim
Landgericht Oldenburg und der Marine-Gerichte-Auffangstelle in
Flensburg-Mürwik101 zu einer Auseinandersetzung. Die Staatsanwalt-
schaft teilt der Marinegerichte-Auffangstelle, die zunächst nur für die
Aktenverwaltung zuständig, dann aber an die Stelle des aufgelösten
Oberkommandos der Marine getreten war, mit, dass sie dem Justiz-
erlass vom 12. Dezember 1945, Reststrafen von bis zu 256 Tagen er-
lassen zu können, gefolgt sei und Annemarie B. vor Ablauf ihrer
Reststrafe aus dem Gefängnis entlassen und sie damit aus dem Strafre-
gister gestrichen habe. Dem widerspricht die Auffangstelle:  „Soweit
die Angeklagte wegen Zersetzung der Wehrkraft verurteilt worden ist,
handelt es sich um eine rein militärische Zersetzung. Aufhebung kommt
daher nicht in Betracht“.102 

98 Ebd., Bl. 24.
99 Ebd., Bl. 24–26.
100 Ebd., Schreiben des Gerichtes der 2. Admiralität der Nordsee an das Oberkommando der

Kriegsmarine vom 13.3.1945, Bl. 36.
101 Lothar Gruchmann, Dokumente (wie Anm. 24), S. 476–498, hier auch zur Marinege-

richte – Auffangstelle in Flensburg-Mürwik.
102 PERS 15/174501, Schreiben des Oberstaatsanwaltschaft beim Landgericht Oldenburg an

Marinegerichte-Auffangstelle Flensburg-Mürwik vom 16.3.1945, Bl. 38; Vfg. der Marinegerichte –
Auffangstelle vom 18.3.1945, Bl. 37.

Sozial.Geschichte Online  33 (2022) 269



Zehn Tage später verlangt die Auffangstelle erneut von der Ober-
staatsanwaltschaft die Änderung ihrer Entscheidung und die Wieder-
einsetzung der Verurteilten in das Strafregister: „Wenn es sich bei der
Verurteilten auch um eine weibliche Person handelt, die heute der
Gerichtsbarkeit der Minenräumdienst-Gerichte [die letzten von den
Alliierten noch zugelassenen Marinegerichte, CR] nicht mehr unter-
stehen würde, so gilt das doch nicht für die Urteile aus der Zeit vor
dem 8.5.1945.“ Nun reagiert die Generalstaatsanwaltschaft beim Ober-
landesgericht Oldenburg und lehnt das Ansinnen der Auffangstelle
ab: „Der genannte Justizerlass ist mit Genehmigung der Militärregie-
rung verkündet worden, hat damit Gesetzeskraft erlangt und ist für
die hiesigen Justizbehörden bindend. (…) Darüber hinaus handelt es
sich im vorliegenden Fall nicht um eine Sache, die (….) in die dortige
Zuständigkeit fällt. Ich würde es auch für unbillig halten, wenn die
gegen die Verurteile erkannte Strafe, bei der es sich vorwiegend um ein
vor dem 8.5.1945 begangenes militärisches Delikt handelt, unter ge-
wissen Umständen noch vollstreckt werden könnte“.103 Offenbar hat
die Marinegerichte-Auffangstelle dieses Schreiben an die letzte noch
existierende höchste Marinegerichtsbarkeit, die Deutsche Minen-
räumdienst-Leitung, in Hamburg geschickt,104 denn die Generalstaats-
anwaltschaft Oldenburg bittet hier mehrfach um Erledigung der An-
gelegenheit.  Am  20.  Dezember  1946  bestätigt  die  Deutsche
Minenräumdienst-Leitung das  Vorgehen der  Oldenburger  Vollstre-
ckungsbehörde: „Die Vorgänge sind grundsätzlich mit der vorgesetzten
englischen Dienststelle besprochen worden. Nachdem die Marinege-
richte-Auffangstelle in Flensburg im Mai 1946 aufgelöst worden ist,
hält es die vorgesetzte englische Dienststelle die von der Marinege-
richte-Auffangstelle geltend gemachten Einwendungen für gegenstands-

103 Ebd., Schreiben der Marinegerichte-Auffangstelle an die Oberstaatsanwaltschaft beim
Landgericht Oldenburg vom 29.3.1946,  Bl.  39 und Schreiben der Generalstaatsanwaltschaft
beim OLG Oldenburg an Marinegerichte-Auffangstelle vom 7.8.1946, Bl. 40.

104 Die Leitung des Minenräumdienstes unterstand unmittelbar dem britischen Marinebe-
fehlshaber in Schleswig-Holstein, der seinen Sitz in Hamburg hatte.
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los. (…) Für ein vor dem 8. Mai 1945 begangenes Delikt wird, wie im
vorliegenden Fall, Vollstreckung nicht mehr für nötig gehalten“.

Kommentar

Wegen der umfangreichen Ermittlungen, der unruhigen Mobilität von
Annemarie B. und der Beteiligung vieler Menschen arbeiten die zivile
und militärische Justiz in ihrem Fall ungewöhnlich eng zusammen.105

Bemerkenswert ist der unbedingte Bestrafungswille des Gerichtes, der
aus ihrem Verhalten, ihrer Widerspenstigkeit und ihrem Widerwillen,
sich unterzuordnen, erklärt wird. Sie gilt als „Disziplinarschädling“,106

den die Marinejustiz unbedingt loswerden will, da sie nicht nur die
Disziplin in der Helferinneneinheit bedrohe, sondern auch eine Ge-
fahr für die „Manneszucht“ der Soldaten bedeute. Dass Annemarie B.
nach ihrer Verhaftung umstandslos ins Krankenhaus zur Untersuchung
auf eine Geschlechtskrankheit gebracht wird, erklärt sich aus der sich
verschärfenden reichsweiten Praxis der Polizei, Frauen, die ohne Pa-
piere oder ohne Wohnsitz am Ort ihrer Verhaftung, womöglich in
Begleitung eines Mannes, der nicht ihr Ehemann ist oder den sie erst
ein paar Tage kennt, automatisch der Prostitution zu verdächtigen.107

Aus ihrer Akte geht nicht hervor, ob ihr militärischer Vorgesetzter die
Untersuchung angeordnet hat, aus Furcht vor einer Ansteckung der
Matrosen, mit denen sie befreundet ist. Auf jeden Fall wird ihr eine

105 Dass dies nicht immer der Fall war zeigt sich an dem Konflikt zwischen der Hamburger
Zivil- und Militärgerichtsbarkeit. StaHH, 213-1, Abl. 6, 420-2a/1. Über die Beziehung zwischen
der Allgemeinen und der Militärjustiz in Hamburg Magnus Koch/ Lars Skowronski, Hamburg
als Garnison und als Standort der Wehrmachtjustiz. Strukturen und Topographie, in: „Rück-
sichten…“ (wie Anm. 18), S. 57–76.

106 BArch, (alte Signatur) ZNS 53702, Rechtsgutachten vom 24.10.1943, zit. nach Walm-
rath, „Iustitia“ (wie Anm. 23), S. 357. Walmrath kommt in seiner Analyse der Beurteilungen von
Soldaten durch deren Vorgesetzte zu ähnlichen Ergebnissen wie ich.

107 Valeska Dorn, Erinnerungen aus dem Mädchenheim Feuerbergstraße 1939 – 1942, in:
Angelika Ebbinghaus (Hg.), Opfer und Täterinnen im Nationalsozialismus, 2. Aufl., Frankfurt
a. M. 1996, S. 137–141; Gaby Zürn, Von der Herbertstraße nach Auschwitz, in: Ebd., S. 124–136;
Michaela Freund – Widder, Frauen unter Kontrolle. Prostitution und ihre staatliche Bekämpfung
vom Ende des Kaiserreichs bis zu den Anfängen der Bundesrepublik, Münster 2003.
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Ansteckungsgefahr unterstellt. Ebenso wenig ist der Grund für ihren
langen Krankenhausaufenthalt zu erfahren.

Das Besondere an diesem Verfahren ist die unmittelbare physische
Gewalt, die Helferinnen untereinander ausüben. Auch bei Maubach
beschreibt eine Helferin, wie sie in ihrer RAD-Zeit eine volksdeutsche
Kollegin, die sehr unbeliebt war, verprügelt hat, weil diese sie angeb-
lich bestohlen hatte.108 Sie äußert sich auffallend rassistisch und res-
sentimentgeladen über die Frau. Während diese Helferin sich gegen-
über ihrer Kollegin als Herrenmensch aufführt und sie ihre Macht
deutlich spüren lässt, geht es den Kolleginnen von Annemarie B. um
ihre eigene Haut. Da „Kameradschaft“ als essenziell im Militärischen
gilt,109 konnte die Beurteilung einer Helferin als „unbeliebt“ zum Fin-
gerzeig für Unerwünschtheit und Ausgrenzung werden, hier nicht an-
ders als bei den Soldaten: „Ein schlechter Soldat ist härter anzufassen
als ein guter“, heißt es im „Merkblatt für Soldaten als beisitzende
Richter in den Feldgerichten“.110 „Verschlossene“, „rechthaberische“
und „eigenwillige“ Helferinnen, „die sich nicht einfügen wollen“, sind
aus Sicht der Wehrmacht ständiger Unruheherd und Gefahr für die
Disziplin. Damit wächst der Druck auf die Helferinnenschaften, ins-
besondere aber auf die höherrangigen Kameradschaftsführerinnen und
Heimleiterinnen. Um sich selbst und ihre Gruppe vor einem schlechten
Ruf zu schützen und angesichts der Gefahr, selbst Disziplinarmaß-
nahmen ausgesetzt zu werden, wird massive körperliche Gewalt gegen
die „Störerin“ ausgeübt,111 um sie gefügig zu machen, so wie es Anne-
marie B. geschah. Darüber hinaus stellen die Urteile anderer über sie

108 Maubach, Stellung, (wie Anm. 11), S. 68–69.
109 Thomas Kühne, Gruppenkohäsion und Kameradschaftsmythos in der Wehrmacht, in:

Müller / Volkmann (Hg.), Die Wehrmacht (wie Anm. 9), S. 534–549. Das „Gift der Kameradschaft“
hat beeindruckend analysiert: Sebastian Haffner, Geschichte eines Deutschen. Die Erinnerungen
1914–1933, Stuttgart 2000, S. 278–285.

110 BArch, RL 6/127, Merkblatt für Soldaten als beisitzende Richter in den Feldgerichten,
Schreiben der Rechtsabteilung des Reichsministers der Luftfahrt o. Adr. v. 12.3.1941, Bl. 90.

111 Zum Einsatz von Gewalt im RADwJ vgl. Möding, »Ich muß…“, (wie Anm. 38), S. 261–264;
in der Wehrmacht vgl. Manfred Messerschmidt, Die Wehrmachtjustiz 1933–1945, Paderborn
2008, S. 338–349.
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eine gefährliche Mischung für Annemarie B. dar, besonders die Be-
hauptung, dass sie keine Gewähr bietet, für den NS-Staat einzustehen,
sodass sie ohne weiteres als „Gemeinschaftsfremde“ in Polizeihaft ge-
raten konnte.

„Ich und meine Kameradinnen hatten Heimweh. (…) 
Wir wollten nach Hause fahren“112

Gänzlich unbekannt ist die Geschichte der Frauen und Mädchen, die
in den besetzten Gebieten in das Gefolge der Wehrmacht eintraten.113

Drei dieser Jugendlichen kamen vor ein deutsches Militärgericht.114

Am 8. Mai 1945 bewerben sich die 18-jährige Grietje M., die 16-jäh-
rige Cornelia Z. und die 17-jährige Margareta O. bei der SS-Annah-
mestelle in Alkmaar an der Westküste von Nordholland als Luftwaf-
fenhelferinnen.115 Alle  drei  jungen  Frauen  werden  am  26.  Januar
1945 nach ihrer Verhaftung wegen unerlaubten Entfernens von der
Truppe  im Gerichtsgefängnis Krefeld in Untersuchungshaft genom-
men. Noch am gleichen Tag werden sie vom dem Oberfeldwebel der
Feldgendarmerie,  Dittrich,  mithilfe  eines  Dolmetschers  vernom-
men.116 

Grietje M. sagt Folgendes aus: Sie habe sich gegen den Willen der
Eltern in Alkmaar gemeldet, vorher habe sie mit ihrem 17-jährigen
Freund verabredet, sich bei der deutschen Luftwaffe zu melden, weil die
Eltern gegen ihren Freund eingestellt waren. In der SS-Aufnahme-

112 PERS 15/11073.
113 Zu den männlichen Legionären ins besonderes aus den baltischen Ländern siehe Rolf-

Dieter Müller, An der Seite der Wehrmacht. Hitlers ausländische Helfer beim Kreuzzug gegen
den Bolschewismus 1941–1945, München 2007; Stephan Horn, Französische und wallonische
Freiwilligenverbände im Zweiten Weltkrieg: Politische Implikationen militärischer Kollaboration,
Berlin 2021.

114 PERS 15/11073.
115 Wahrscheinlich handelt es sich um die Annahmestelle der Waffen-SS, in die niederländi-

sche Freiwilligen-Verbände eintraten. Müller, An der Seite, (wie Anm. 113), S. 137–143.
116 PERS 15/11073, Bl. 4–8.
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stelle habe sie mehrere Jungen und Mädchen gesehen, die sich eben-
falls meldeten. Am gleichen Tag sei sie mit vier anderen Mädchen und
13 Jungen nach Bentheim/Niedersachsen transportiert worden, wo sie
vier Tage in einem Durchgangslager verbringen mussten. Von Bent-
heim sei sie in das Übergangslager Putniz in Posen und von dort aus
in das „Lager“ Lobbe auf Rügen verlegt worden. Ihr Freund sei nach
Eger/Böhmen gekommen.

Bei  meiner  freiwilligen Meldung hatte  ich  mich zu  den Scheinwer-
fern117 gemeldet und auch eine diesbezügliche Erklärung unterschrie-
ben. Im Lager war jedoch von einer Abstellung zu den Scheinwerfern
keine Rede mehr, sondern wir mußten dort exerzieren. Die Führerin-
nen im Lager waren sehr streng, es waren deutsche bzw. holländische
Frauen. (…) Die Stubenkameradinnen (holl., Vermerk des vernehmen-
den Feldwebels) waren sehr unsauber und wir konnten nichts liegen
lassen, es wurde alles gestohlen. (…) Am 21.1.45 hatten wir von 14-20
Uhr freien Ausgang. Ich ging mit meinen Kameradinnen Maria B., Mar-
garete von V., Margareta O. und Cornelia Z. nach Wilhelmshaven.118

Ich  und  meine  Kameradinnen  hatten  Heimweh.  Wir  beschlossen,
nicht mehr in das Lager zurückzukehren, sondern wir wollten nach
Hause fahren. In der Nähe von Wilhelmshaven stiegen wir unter Um-
gehung der Sperre auf einem kleinen Bahnhof in den letzten Wagen
eines nach Bergen/Rügen fahrenden Zuges; am 22.1.45 fuhren wir über
Stralsund, Berlin, Hannover, Osnabrück, Geldern nach Straelen (unmit-
telbar vor der deutsch-niederländischen Grenze, CR), wo wir gegen 18
Uhr ankamen. Wir mußten unterwegs oft umsteigen, Essen erhielten
wir von den im Zuge jeweils mitfahrenden Soldaten.

Diese abenteuerliche Reise kurz vor Ende des Krieges quer durch das
zerstörte  Deutsche  Reich  vollbringen  die  jungen  Frauen  ohne
Fahrkarte, nur mit ihrem niederländischen Ausweis ausgestattet. Ob

117 Grietje M. wollte demnach zur Flak/Luftwaffe.
118 Auf Rügen gibt es keinen Ort namens Wilhelmshaven. In der Nähe von Lobbe gibt es al-

lerdings zwei kleine Ortschaften namens Phillipshagen und Middelhagen. Karten des Deutschen
Reiches, vgl.  die Karte der Insel Rügen aus dem Jahre 1922: [https://landkartenarchiv.de/
tk100/sonderkarten.php?q=karte-der-Insel-Ruegen-100k-Rfl-1922.]  Möglicherweise  beruhen
diese Fehler auf sprachlichen Fehlverständnissen zwischen den Jugendlichen und dem Dolmetscher.
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sie Uniform getragen haben, geht aus den Protokollen nicht hervor,
es würde aber die reibungslose Fahrt erklären. Bis nach Geldern gibt
es keine Kontrollen, dort werden sie allerdings durch die „grüne Poli-
zei“, die nationalsozialistische Ordnungspolizei, kontrolliert. Bemer-
kenswerterweise gelingt es ihnen, die Männer auszumanövrieren. Von
Straelen fahren sie nach Süden, Richtung Venlo, und geraten an die
Kriegsfront: „Da merkten wir, dass wir hier nicht weiter durchkom-
men“, begeben sich nach Herongen, das unmittelbar südlich von Strae-
len auf der deutschen Seite liegt. Dort bitten sie den Bürgermeister um
Nachtquartier. Der bringt sie stattdessen zur Feldgendarmerie. Bei
der ersten Anhörung betonen sie, dass sie nicht wussten, dass sie sich
strafbar gemacht hatten. Grietje M.: „Ich bitte zu meinen Eltern nach
Alkmaar zurückkehren zu dürfen.“ 

Die 16-jährige Cornelia Z. wird am 25. Januar 1945 von dem glei-
chen Feldwebel verhört. Sie hat sich mit ihrer Freundin Margareta O.
bei besagter SS-Annahmestelle als Luftwaffenhelferin beworben, eben-
falls ohne Zustimmung der Eltern: „Im Gegenteil, mein Vater sagte
mir, ich sei für diesen Dienst noch zu jung. Ich meldete mich deshalb
als Luftwaffenhelferin, weil sich viele Mädchen in Alkmaar dort ein-
schreiben ließen.“ Sie bestätigt die Angaben von Grietje M, sie wolle
zu den Eltern. Die dritte im Bunde, die 17-jährige Margarete O. be-
stätigt die Aussagen der anderen. Sie habe sich freiwillig in Alkmaar
gemeldet. „Mein Vater wußte, dass ich nach Deutschland fahre. Meine
Mutter wußte es jedoch nicht. Ich war in Alkmaar beim BDM und
ich wollte gerne Deutschland sehen. Aus diesem Grunde meldete ich
mich als Luftwaffenhelferin.“ Sie bestätigt Grietje M., über die Straf-
barkeit ihres Handelns sei sie nicht belehrt worden. Alle drei Jugend-
liche werden am 26. Januar 1945 ein zweites Mal, diesmal durch einen
Offizier vernommen, wobei sich allerdings keine neuen Informationen
ergeben.
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Zwei Tage später fordert das Feldgericht der 4. Flak-Division,119 das
seinen Sitz in der zwischen Duisburg und Mülheim an der Ruhr gele-
genen Wolfsburg120 hatte, für die Jugendlichen einen Haftbefehl und
die Anklage nach § 64 MstGB (militärische Belange); die öffentliche
Sitzung über die Jugendlichen findet am 31. Januar 1945 unter dem
Vorsitz von Oberstabsrichter Dr. Petruschke statt und dauert 20 Mi-
nuten.121 Als Urkundenbeamtin wird die Stabshelferin H. genannt, ein
ungewöhnliches Vorgehen, da Frauen üblicherweise nicht zu den Ge-
richtsverfahren hinzugezogen wurden. Obergefreiter Wellhöfer dient
als Dolmetscher. Das Gerichtsprotokoll zitiert die Jugendlichen: „In
dem Lager Lobbe auf Rügen hat es uns nicht gefallen. Es wurde dort
viel gestohlen. Auch uns hat man Sachen weggenommen. In dem La-
ger war es sehr schmutzig. Z. T. waren sogar Läuse in den Unterkunfts-
räumen. Die Mädchen dort waren alle nicht gut. So haben wir bald
großes Heimweh bekommen und haben uns entschlossen zu versuchen,
wieder nach Holland zu unseren Eltern zurückzukehren.“ Der An-
kläger, Leutnant Schopp, fordert wegen der großen Jugend der Ange-
klagten die Einstellung des Verfahrens. Das Gericht schließt sich dem
an. Die Jugendlichen kommen in das Auffanglager der 4. Flak-Division
nach Essen.

Am 4. Februar 1945 ergeht das Urteil mit der Begründung:  „Das
Verschulden der Angeklagten kann jedoch als gering bewertet wer-
den. Sie stehen alle noch in einem recht jugendlichen Alter. Sie  ha-
ben als holländische Staatsangehörige nicht die Erziehung genossen,
wie es für jedes deutsche Mädchen zutrifft“. Die Einstellung des Ver-
fahrens wird zusätzlich mit der ersten Trennung von den Eltern und
den schlechten Verhältnissen im Lager begründet.122 Drei Tage vorher
hatte Oberstabsrichter Dr. Petruschke, möglicherweise in Vorbereitung

119 Das ehemalige Luftverteidigungskommando in Düsseldorf wurde am 1.9.1941 umbenannt
in 4. Flak-Division.

120 In der „Wolfsburg“, einem 1906 gebauten Kurhaus, befindet sich heute die Katholische
Akademie für Erwachsenenbildung.

121 PERS 15/11073, Bl. 15.
122 Ebd., Bl. 16.
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der schriftlichen Ausfertigung des Urteils und seiner Begründung ver-
merkt: „Es hat meines Erachtens keinen Zweck, die Kinder wieder zum
Ausbildungslager nach Lobbe auf Rügen zurückzuschicken.“ Da die
Flakkaserne in Essen, wo die Jugendlichen inhaftiert sind, aufgelöst
werden soll, fragt man sich, was mit den Mädchen geschehen soll.123

Am 21. Februar 1945 ergeht ein Fernschreiben des Ausbildungslagers
Lobbe von HJ-Hauptbannführer Witte an das Feldgericht der 4. Flak-
Division: „Die dort festgenommenen Holländerinnen sind als Luft-
waffenhelferinnen nicht geeignet. Erbitte um Überweisung in ein Ar-
beitserziehungslager oder Abschiebung als lästige Ausländerinnen.“
Auf der Rückseite des Schreibens wird vermerkt, dass die Hollände-
rinnen in der Kaserne arbeiten, und wenn kein Bedarf bestehe, abge-
schoben werden sollen.124 Damit endet die Akte.

Kommentar

Angesichts der Landung der Alliierten in der Normandie 1944 und
der Befreiung des Südens der Niederlande von der deutschen Besat-
zung im September 1944 ist es verwunderlich, dass sich minderjährige
Niederländerinnen und  Niederländer noch im Januar 1945 bei der
Wehrmacht bewerben, um dort freiwilligen Dienst zu leisten, wie die
drei jungen Frauen im oben geschilderten Fall. Sie haben sich in Alk-
maar gemeldet, das im Norden der Niederlande liegt und sich im Januar
1945 noch unter deutscher Besatzung befindet. Vor allen Dingen die
jungen Männer, die sich bei der Waffen-SS bewerben, müssen wissen,
dass sie als Mitglieder der niederländischen Freiwilligenlegion an der
Ostfront im Kampf gegen die vorrückende Rote Armee, die zu dem
Zeitpunkt bereits  in Ostpreußen aufmarschiert,125 eingesetzt wer-

123 Vermerk des Oberstabsrichters Dr. Petruschke vom 1.2.1945, ebd., Bl. 19.
124 Ebd., Blatt 27.
125 Gerhard L. Weinberg, Eine Welt in Waffen. Die globale Geschichte des Zweiten Welt-

krieges, Hamburg 2020, S. 836–840.
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den ,126 da die Wehrmacht kaum noch über genügend eigene Kräfte
verfügt. Um in größtmöglicher Nähe zu der niederländischen Legion
ausgebildet zu werden, werden die Frauen in das gefährdete Aufmarsch-
gebiet zunächst nach Posen/Polen und anschließend nach Rügen ge-
schickt. Offenbar gibt es in Lobbe ein Ausbildungslager für nieder-
ländische  Wehrmachthelferinnen,  die  ausschließlich  in  der
niederländischen Legion zum Einsatz kommen.127 

Erstaunlich ist, dass die jungen Frauen zwar mit Wissen der Eltern,
aber gegen deren Willen nach Deutschland gehen wollen, sei es aus
Trotz gegenüber den Eltern wie Grietje M., oder aus Abenteuerlust,
wie Cornelia Z. und Margareta O. Ihre Einstellung bei der Waffen-SS
beruht also auf ganz anderen Voraussetzungen als die der jugendlichen
Deutschen, die zwar im gleichen Alter, aber zwangsweise über den
RADwJ gezogen werden. Womöglich machen die niederländischen Ju-
gendlichen sich keine Vorstellung von der Lage im Deutschen Reich.
Dazu muss man wissen, dass die niederländische Bevölkerung im Ja-
nuar 1945 schwer unter den Folgen des Hungerwinters 1944/1945
leidet,128 in dem Tausende ums Leben kamen. So versprechen sich et-
liche der Frauen und Männer von ihrer Meldung bei der Waffen-SS
möglicherweise bessere Lebensbedingungen. Zumindest von der 17-
jährigen Margareta O. wissen wir, dass sie dem NSB, der „Nationaal-
socialistische Beweging“ nahesteht, da sie aussagt, Mitglied des BDM
zu sein. Diese Parteiorganisation gibt es aber in den Niederlanden
nicht, sondern nur die Jugendorganisation des NSB, der von dem
Faschisten Anton Mussert angeführt wurde.129

126 Müller, An der Seite, (wie Anm. 113), S. 137–138.
127 Leider ist es mir nicht gelungen, Genaueres über die Lager zu erfahren, sodass es vorerst

bei meiner Vermutung bleiben muss.
128 Müller, An seiner Seite, (wie Anm. 113), S. 142.
129 Gerhard Hirschfeld, Fremdherrschaft und Kollaboration. Die Niederlande unter deutscher

Besatzung 1940–1945, Stuttgart 1984, S. 159–194, zur Jugendorganisation S. 182; Konrad Kwiet,
Zur Geschichte der Mussert-Bewegung, in: Vierteljahreshefte für Zeitgeschichte 18 (1970), 2,
S. 164–195. Quellenkritisch muss angemerkt werden, dass ungeklärt bleibt, ob der Dolmet-
scher falsch übersetzte oder ob der Feldwebel in Unkenntnis aus der NSB-Jugendorganisation
eigenständig den BDM konstruierte.
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Das Vernehmungsprotokoll gibt keinen Hinweis darauf, wo die
Drei während der tagelangen Reise übernachten, immerhin wissen wir
aber, dass sie von mitreisenden Soldaten verpflegt werden; es ist ver-
wunderlich, dass sie erst nach Grenzübertritt in der Heimat kontrol-
liert werden, ein Hinweis auf das Chaos in den Zügen, überfüllt mit
Flüchtlingen und Soldaten? Die Denunziation des Bürgermeisters
konfrontiert die Jugendlichen mit der Realität.

Im Vergleich zu den oben dargestellten Verfahren befleißigen sich
die Offiziere eines höflichen Tones. Die Mädchen werden nicht be-
schimpft als „Herumtreiberinnen“, als „disziplinlos“, ihnen wird nicht
„mangelnde Dienstauffassung“ unterstellt.  Ihre gemeinsame Reise
mit Soldaten und die Tatsache, sich von ihnen durchfüttern zu lassen,
werden nicht  als  „sexuell  triebhaft“  oder als  „Herumtreiberei“ be-
zeichnet. Im Gegenteil: Obwohl sie mit ihren deutschen Kolleginnen
gleichaltrig sind, werden sie für unreif und für sehr jung gehalten,
denn sie „hatten nicht die deutsche Erziehung genossen“. Dennoch,
und das verweist auf den Spielraum des Gerichtsvorsitzenden in sei-
nem Urteil, lässt er das Verfahren einstellen, wobei er sich geradezu
väterlich-schützend vor die  Jugendlichen stellt.  Sein resignierender
Vermerk, es habe keinen Zweck, „die Kinder“ wieder ins Ausbildungs-
lager zurückzuschicken, lässt sich in zweierlei Richtungen deuten:
Entweder er erkennt die militärische Realität an oder er sieht, wie aus-
sichtslos eine „Besserung“ der Jugendlichen sei. Im Ton deutlich her-
rischer äußerte sich der HJ-Bannführer Wille: Arbeitserziehungslager
oder Abschiebung als „lästige Ausländerinnen“, eine geradezu aber-
witzige Verdrängung der militärischen Realität. Obwohl man in der
Kaserne, in der die Jugendlichen im Arrest einsitzen, ratlos darüber
ist, was mit ihnen anzufangen sei, werden sie zunächst nicht, was das
Naheliegende gewesen wäre, „abgeschoben“. Dies geschah erst, als man
für ihre Arbeitskraft keinen Bedarf mehr sah.130

130 Da offensichtlich die ausländischen Wehrmachthelferinnen in die Fänge der Wehrmacht-
justiz geraten konnten, ist davon auszugehen, dass dies auch den Soldaten der ausländischen
Freiwilligenverbände geschah.
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Schluss

Da sich die Forschung seit einiger Zeit ausführlich mit abweichendem
Verhalten, Unmutsäußerungen, Protesten in der NS-Bevölkerung be-
schäftigt, so auch mit denen der Wehrmachthelferinnen,131 nennt dieser
Aufsatz Beispiele für weibliche Haltungen und Handlungen, die weit
weniger spektakulär daherkommen, die eher gegen Regeln der bür-
gerlichen Gesellschaft verstoßen, dabei aber unter den Drangsalen des
Regimes und seiner Volksgemeinschaft gegebenenfalls lebensbedroh-
liche Konsequenzen nach sich ziehen konnten. Widerstand gegen das
Regime war unter den Helferinnen so weit verbreitet wie unter der
deutschen Bevölkerung insgesamt.

Einerseits sollen diese Beispiele mehr Licht auf noch unerforschte
Bereiche in der Geschichte der Wehrmachthelferinnen werfen, wie
zum Beispiel auf die der ausländischen Freiwilligenverbände und der
von Wehrmachthelferinnen untereinander ausgeübten Gewalt. Ande-
rerseits wird anhand eines so alltäglichen Deliktes wie Diebstahl dar-
gestellt, dass die angeklagten Frauen durch das Handeln der Richter,
der Zeuginnen nicht nur ins soziale Aus „exportiert“ werden, da sie
sich an den Grundsätzen des bürgerlichen Kapitalismus vergangen ha-
ben, sondern auch, wie sie von den gleichen Personen sprachlich als
„Diebin“ so zugerichtet werden, dass sie in den Fokus von Kriminal-
polizei und Gestapo in deren Kampf gegen die „Gemeinschaftswidri-
gen“ geraten konnten; infolge der Radikalisierung des Regimes nach
innen und nach außen musste man also mit ihrer Beseitigung rechnen
– sozial und physisch.132 Auch in dieser Hinsicht traten die Kriegsge-
richte als Erfüllungsgehilfen des NS-Regimes auf.133

131 Maren Büttner, „Zersetzung und Zivilcourage“. Die Verfolgung des Unmuts von Frauen
im nationalsozialistischen Deutschland während des Krieges 1939–1945, Diss., Uni Erfurt 2011,
S. 11–121.

132 Wie das gemacht wurde, ist nachzulesen bei Götz Aly, Medizin gegen Unbrauchbare. So-
ziale Minderwertigkeit als „Euthanasie“-Grund. Gemeinschaftsfremd und psychopathisch, in:
Aussonderung und Tod. Die klinische Hinrichtung der Unbrauchbaren. Beiträge zur national-
sozialistischen Gesundheits- und Sozialpolitik 1 (1985), S. 34–55.
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Meine eingangs gestellten Fragen konnten in diesem Beitrag nicht
erschöpfend beantwortet werden, dazu bedarf es weiterer Forschungen.
Auch ein Geschlechtervergleich bezüglich der militärjuristischen Er-
mittlungs- und Prozesspraktiken wie auch der Strafen und ihres Voll-
zuges befindet sich noch in den Anfängen. Im Militärarchiv in Frei-
burg und in den Archiven der Justizverwaltungen des ehemaligen
Deutschen Reichs und vor allem der der Länder wird man fündig.

133 Zu den Handlungsspielräumen der Richter  vgl.  Albrecht Kirschner, „Asoziale  Volks-
schädlinge“ und „Alte Kämpfer“. Zur Handlungsmöglichkeit der Wehrmachtrichter im Zweiten
Weltkrieg, in: Bade, NS-Militärjustiz, (wie Anm. 60), S. 181–192.
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Hartmut Rübner

Arbeiter/innen und Neue Linke 
im Protestzyklus um 1968

In der zeitgeschichtlichen Forschung gibt es die Tendenz, den weltwei-
ten Protestzyklus vor und nach 1968 in einen erweiterten Zeitrahmen
von Anfang der 1960er Jahre bis etwa 1976 zu fixieren.1 Tatsächlich war
gegen Ende der 1960er Jahre der Höhepunkt der Dynamisierung einer
globalen Mobilisierung erreicht, wobei die maximale Ereignisdichte in
den Jahren zwischen 1967 bis 1969 registriert wird.2 Markante Schlüs-
selereignisse waren die Kulturrevolution in China ab 1966; 1967/68 die
gemeinsamen Proteste der Gewerkschaften mit Studierenden in der
BRD im Rahmen der Kampagne gegen die Implementierung der Not-
standsgesetze; die großen Demonstrationen von 1968 in vielen west-
lichen Ländern gegen den Vietnamkrieg, insbesondere in den USA; der
„Prager Frühling“ in der Tschechoslowakei. Dazu kam die Revolte in
Frankreich (Generalstreik ab Mitte Mai bis Juni 1968), bei der sich
Arbeiter/innen und Studierende verbündeten und – dem Eindruck
zeitgenössischer Beobachter/innen zufolge – beinahe eine vorrevolu-
tionäre Situation schufen, und schließlich die Streikwelle in Italien im

1 Früher setzen zum Beispiel an: Gerd-Rainer Horn, The Spirit of ‘68: Rebellion in Western
Europe and North America, 1956–1976, Oxford 2007; Martin Klimke / Joachim Scharloth (Hg.),
1968 in Europe. A History of Protest and Activism, 1956–1977, New York / Basingstoke 2008.

2 Aus sprachlichem Unvermögen und forschungspraktischen Gründen bleiben in dem vorlie-
genden Beitrag ganze Kontinente wie Asien, Lateinamerika und Afrika ausgespart. Dies bedeutet
nicht etwa, dass sich dort kein Protest regte – das Gegenteil war der Fall. Zur weltweiten Perspekti-
ve vgl. Angelika Ebbinghaus, Gab es ein globales „1968“, in: Peter Birke / Bernd Hüttner / Gottfried
Oy (Hg.), Alte Linke – Neue Linke? Die sozialen Kämpfe der 1968er in der Diskussion, Berlin
2009, S. 17–28. Der Historiker Arif Dirlik hat darauf hingewiesen, dass in vielen Ländern der Drit-
ten Welt um 1968 vor allem Studierende aktiv wurden, für die meist der Maoismus der maßgebliche
Impulsgeber war. Ders., Die Rolle der Dritten Welt für und während „1968“; [https://www.i-
z3w.org/zeitschrift/ausgaben/364_1968/dirlik].
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„Heißen Herbst“ von 1969.3 Für den „Zyklus dichterer gesellschaftli-
cher Konfrontationen“ um das Jahr 1968 gaben, neben politischen Initi-
alfaktoren wie der Kubanischen Revolution (1959), der antikolonialen
Befreiung Algeriens (1962) oder etwa der chinesischen Kulturrevolution
(1966–1969), noch andere Bedingungen den Ausschlag: „strukturelle
Hintergründe; Gewicht des Proletarischen; Neue Linke und andere
neue Akteure; Dekolonialisierung und Befreiungsnationalismus; Krise
des realen Sozialismus; sowie Ideen und intellektuelle Praktiken“.4

Das „Phänomen 1968“ ist zudem als „soziale Bewegung“ gefasst
worden. „Soziale Bewegung“ wird in diesem Kontext definiert als ein
„auf gewisse Dauer gestelltes und durch kollektive Identität abgestütz-
tes Handlungssystem mobilisierter Netzwerke von Gruppen und Orga-
nisationen“, welche einen „sozialen Wandel mit Mitteln des Protests
– notfalls bis zur Gewaltanwendung – herbeiführen, verhindern oder
rückgängig machen wollen“.5 Obwohl die Brisanz der Auseinanderset-
zungen auf das „parallele Auftreten verschiedener Generationen in den
Protesten (Studierende, Alte und Neue Linke, ArbeiterInnen, Schü-
ler/innen)“ zurückgeführt und in Beziehung zu einer transnationalen
Kontingenz symbolischer Ereignisse gesetzt worden ist, bleibt das pro-
letarische Element dabei meist außen vor.6 In den sich zu den runden
Jahreszahlen einstellenden Publikationswellen zu „1968“ tauchten Ar-
beiter und Arbeiterinnen als handelnde Subjekte bislang allenfalls als
Randerscheinung oder überhaupt nicht auf.7 Diese Ausblendung wird
dem realen Stellenwert des „proletarischen Moments“ in diesem Zu-

3 Vgl. Rolf Werenskjold, Chronology of Events of Protest in Europe 1968, in: Martin
Klimke / Jacco Pekelder / Joachim Scharloth (Hg.), Between Prague Spring and French May.
Opposition and Revolt in Europe, 1960–1980, New York / Oxford 2011, S. 283–307.

4 Jens Kastner / David Mayer, Weltwende 1968? Ein Jahr aus globalgeschichtlicher Perspektive.
Zur Einführung, in: dies. (Hg.), Weltwende 1968? Ein Jahr aus globalgeschichtlicher Perspektive,
Wien 2008, S. 7–22, hier: S. 13. Vgl. auch Immanuel Wallerstein, 1968 – Revolution im Weltsystem,
in: Etienne François / Matthias Middell / Emmanuel Terray / Dorothee Wierling (Hg.), 1968 –
ein europäisches Jahr?, Leipzig 1997, S. 19–36.

5 Dieter Rucht, Die Ereignisse von 1968 als soziale Bewegung: Methodologische Überlegungen
und einige empirische Befunde, in: Ingrid Gilcher-Holtey (Hg.), 1968. Vom Ereignis zum Mythos,
Göttingen 2008, S. 153–171, hier: S. 155.

6 Kastner / Mayer, Weltwende 1968? (wie Anm. 4), S. 12.
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sammenhang allerdings nicht gerecht. In diesem Beitrag werden daher
verschiedene Akteursgruppen in den Blick genommen und in Bezie-
hung zueinander gesetzt: Arbeiter/innen, Neue Linke und Studierende. 

Neue Linke und Studentenbewegung 

Der Vorlauf der 68er-Bewegung geht auf die Anfänge der Neuen Linken
in den verschiedenen Ländern des Westens zurück. Insofern kann die
Zeitspanne zwischen 1956 bis 1966 als ein vorbereitender Zyklus be-
trachtet werden, der die nonkonformistischen Rebellionen der nachfol-
genden „roten“ Dekade einleitete (1966–1976).8 In der Neuen Linken
sammelten sich linksdissidente Intellektuelle seit den späten 1950er
Jahren zunächst im Umfeld verschiedener Publikationsprojekte, die
sich als initiierende Kerne neuer sozialistischer Bewegungen begriffen
und die teilweise miteinander in Kontakt standen. So etwa die mit der
Kampagne für atomare Abrüstung verbundene  New Left Review in
England (hierbei maßgeblich der Historiker E. P. Thompson),9 an der
sich wiederum die Herausgeber/innen der Studies on the Left in den
USA orientierten.10 In Frankreich gab die gleichnamige Gruppe um
Cornelis Castoriadis schon seit 1949 (bis 1966) Socialisme ou Barbarie

7 Zu den wenigen Ausnahmen im und um das Jubiläumsjahr 2008 siehe Hartmut Rübner,
Zähmende Historisierung oder fundamentale Destruktion. Was um 2008 zu „1968“ erschien, in:
Birke / Hüttner / Oy (Hg.), Alte Linke – Neue Linke? (wie Anm. 2), S. 207–218, hier:
S. 216 f.

8 Vgl. zur BRD: Gerd Koenen, Das rote Jahrzehnt. Unsere kleine deutsche Kulturrevolution
1967–1977, 2. Aufl., Köln 2001; allgemein: Simon Hall, Protest Movements in the 1970s. The Long
1960s, in: Journal of Contemporary History, 43 (2008), S. 655–672. Unter dem Dach des Göttinger
Instituts für Demokratieforschung – einem Thinktank aus dem Umfeld der staatlichen Sicher-
heitsapparatur – und der darin angesiedelten Bundesfachstelle Linke Militanz entstand der Sam-
melband: Alexander Deyke / Jens Gmeiner / Julian Schenke / Matthias Micus (Hg.), Von der
KPD zu den Post-Autonomen. Orientierungen im Feld der radikalen Linken, Göttingen 2021.

9 Vgl. Madeleine Davis, The Origins of the British New Left, in: Klimke / Scharloth (Hg.),
1968 in Europe (wie Anm. 1), S. 45–56; Holger Nehring, “Out of Apathy.” Genealogies of the
British “New Left” in a Transnational Context, 1956–1962, in: Klimke / Pekelder / Scharloth
(Hg.), Between Prague Spring and French May (wie Anm. 3), S. 15–31. Die höchste Auflage
erreichte „New Left Review“ zwischen 1959 und 1961 mit circa 9.000 Exemplaren. Ebd., S. 23.

10 Kevin Mattson, Intellectuals in Action: The Origins of the New Left and Radical Liberalism,
1945–1970, University Park 2002.
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heraus;11 ebenfalls in Frankreich erschien Arguments. In Deutschland
gab es ab 1959 Das Argument. Zeitschrift für Philosophie und Sozialwis-
senschaften.12 In Italien flankierten Quaderni Rossi (1961), Quaderni
Piacentini (1962) und Classe Operaia (1963) die Gestalt annehmende
Bewegung des Operaismus.13 Diese publizistischen Zirkel beziehungs-
weise Zeitungsgruppen waren hinsichtlich ihrer sozialen Zusammen-
setzung überschaubar und heterogen. Gemeinsam waren ihnen die
Abgrenzung von der „alten Linken“, also den sozialdemokratischen,
sozialistischen und (stalinistischen) kommunistischen Parteien und Ge-
werkschaften. Neu an den Gedankengängen dieser Neuen Linken waren
mindestens fünf Aspekte:14 

1. Eine Neuinterpretation der marxistischen Theorie, entweder als
Rückbezug auf das Marx’sche Frühwerk oder durch die Verknüpfung
mit Existenzialismus oder Psychoanalyse.

2. Die Vorstellung von einer kulturellen Transformationsstrategie, die
auf Veränderungen im lebensweltlichen Bereich setzte, die einer sozi-
alen und politischen Revolution vorausgehen müssten. Es galt, an-
dere Kommunikations- und Lebensformen in einem antizipierenden
beziehungsweise experimentellen Prozess zu entwickeln und dabei
ein neues Kulturideal zu schaffen, das durch subkulturelle Gemein-

11 Andrea Gabler, Antizipierte Autonomie. Zur Theorie und Praxis der Gruppe „Socialisme ou
Barbarie“ (1949–1967), Hannover 2009.

12 David Bebnowski, Kämpfe mit Marx. Neue Linke und akademischer Marxismus in den Zeit-
schriften „Das Argument“ und „Prokla“ 1959–1976, Göttingen 2021.

13 Ingrid Gilcher-Holtey, Die 68er Bewegung. Deutschland – Westeuropa – USA, 3. Aufl.,
München 2005, S. 12 ff. Die eigentliche „Geburt des Operaismus“ wird auf die gewaltförmige Eska-
lation eines Streiks der Metallarbeiter im Juli 1962 in Turin zurückgeführt, bei der die Vertretungs-
krise der Gewerkschaften in ihrem Verhältnis zu den aus dem Süden des Landes stammenden und
in Piemont vielfach diskriminierten Arbeiterschichten zutage trat. Vgl. Steve Wright, Den Himmel
stürmen. Eine Theoriegeschichte des Operaismus, Berlin / Hamburg 2005, S. 70–74.

14 Dazu Gilcher-Holtey, Die 68er Bewegung (wie Anm. 13), S. 15 f.; Hartmut Rübner, Tota-
litärer Pluralismus. Aspekte alternativer Kulturen seit den 1960er Jahren, in: Sozialwissenschaft-
liche Literatur Rundschau. Zeitschrift für Sozialarbeit, Sozialpädagogik, Sozialpolitik und Ge-
sellschaftspolitik, 65 (2012), 2, S. 51–66, hier S. 52.
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schaften realisiert werden und auch innerhalb bestehender Institu-
tionen als Gegenmacht wirken sollte.

3. Der Entwurf einer sozialistischen oder libertären Gesellschaftsord-
nung, der nicht primär auf die Eroberung der politischen Macht und
die Verstaatlichung der Produktionsmittel abstellte, sondern die le-
bensweltliche Entfremdung in der Gesellschaft aufheben wollte (Frei-
zeit, Familien, Sexualität, persönliche Entfaltung usw.). 

4. Ein Modell unmittelbarer Aktionsformen („Direkte Aktionen“), das
teilweise aus dem Aktionsrepertoire der radikalen Gewerkschafts-
bewegung entstammte, jedoch mehr auf Bewegung statt auf Organi-
sation setzte und insofern durch Handeln und Provokation sowohl
öffentlichkeitswirksame Effekte („Gegenöffentlichkeit“) als auch in-
dividuelle Veränderungen einleiten sollte.

5. Eine tendenzielle Abkehr von der Arbeiter/innenschaft als Träger/
innen des sozialen und kulturellen Wandels; stattdessen die Hinwen-
dung zu den sogenannten Randgruppen der Gesellschaft. Als zu
revolutionierende Subjekte galten nicht länger die als systeminte-
griert wahrgenommenen Anteile der Bevölkerung in den westlichen
Industriegesellschaften, sondern die darin Marginalisierten eben-
so wie die Unterdrückten in den spätkolonialen Ländern.

Mit Ausnahme der realsozialistischen beziehungsweise kommunisti-
schen Länder – nicht zu vergessen China, wo im Zuge der Kulturre-
volution zwischen 1966 und 1976 praktisch das gesamte höhere Bil-
dungssystem abgeschafft wurde –, vervielfachten sich sowohl in den
wirtschaftlich fortgeschrittenen als auch in den weniger entwickelten
Staaten die Zahlen junger Männer und Frauen, die an die Hochschulen
drängten; darunter verstärkt jene aus den unteren Gesellschaftsschich-
ten.15 Viele dieser Student/innen waren kosmopolitisch eingestellt und
nahmen die theoretischen Prämissen und handlungspraktischen Impulse
der Neuen Linken bereitwillig auf. So etwa deren Abkehr von der tradi-

15 Eric Hobsbawm, Das Zeitalter der Extreme. Weltgeschichte des 20. Jahrhunderts, Mün-
chen / Wien 1995, S. 372 ff.

Sozial.Geschichte Online  33 (2022) 287



tionsmarxistischen Auffassung einer historischen Mission der Arbeiter-
klasse auf dem Weg zu einer Umwälzung der kapitalistischen Gesell-
schaft. 

In One-dimensional man (1964) (dt. Der eindimensionale Mensch,
1967), vielleicht so etwas wie das Schlüsselwerk der Neuen Linken über-
haupt, beschrieb Herbert Marcuse die aus der suggestiven Wirkung von
Konsumwerbung und konservativen Massenmedien resultierende Affir-
mation fortdauernder autoritärer Strukturen in modernen Industrie-
gesellschaften.16 Integrativer Wohlfahrtsstaat, rationale Technokratie,
bürokratisch verwaltete Welt insgesamt sowie eine manipulativen Kul-
turindustrie ergaben eine Konstellation, aus der sich eine entfremdete
Existenzform der Menschen ableitete. In Anbetracht des „falschen
Bewusstseins“ des modernen Menschen erschien Marcuse der Appell
an eine – auf solider materieller Basis – in das korporative kapitalis-
tische System integrierte Arbeiterklasse von vornherein aussichtslos
– Ausnahmen sah er lediglich „in den weniger fortgeschrittenen kapi-
talistischen Ländern,  wo noch starke Segmente der kämpferischen
Arbeiterbewegung lebendig sind (Frankreich, Italien)“.17 In seiner liber-
tären Sozialismus-Konzeption ersetzten das „unter der konservativen
Volksbasis“ befindliche, politisch nicht korrumpierte „Substrat der Ge-
ächteten und Außenseiter: die Ausgebeuteten und Verfolgten anderer
Rassen und anderer Farben, die Arbeitslosen und die Arbeitsunfähigen“,
also die gesellschaftlichen Marginalisierten, wie auch – mit Abstri-
chen – die Studentenschaft als kritische Intelligenz sowie die post-
kolonialen Völker das verlorene gegangene revolutionäre Subjekt des
orthodoxen Marxismus.18 Dazu lieferte Marcuse das Schlagwort „von
der großen Verweigerung“ als konsequenter Negation der in der spät-

16 Insofern vollzog Marcuse den von Max Horkheimer und Theodor W. Adorno fundierten
Umschlag der Kritischen Theorie in die Negative Dialektik nicht mit. Ingrid Gilcher-Holtey,
Kritische Theorie und Neue Linke, in: dies. (Hg.), 1968. Vom Ereignis zum Mythos (wie Anm. 5),
S. 223–247, hier: S. 233 ff.

17 Herbert Marcuse, Der eindimensionale Mensch. Studien zur Ideologie der fortgeschrittenen
Industriegesellschaft, 17. Aufl., Darmstadt / Neuwied 1982, S. 203; Zitat: S. 59, Anm. 30.

18 Ebd., S. 267; Herbert Marcuse, Diskussionsbeitrag zu „Das Ende der Utopie“, in: ders., Das
Ende der Utopie. Vorträge und Diskussionen in Berlin 1967, Frankfurt a. M. 1980, S. 21.
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kapitalistischen Gesellschaft wirksamen totalitären Tendenzen. Denen
stünden  die „vitalen Bedürfnisse der Freiheit“ entgegen. Die  Neue
Linke könne die systemimmanenten Widersprüche verschärfen und
letztlich den repressiven Zusammenhalt des korporativen Kapitalismus
aufsprengen, wenn sich ihre „kleinen konkurrierenden Protestgruppen
[…] in einer Art politischer Guerillabewegung […] auf lokale Aktivi-
täten konzentrieren“. Daraus könne – in Gestalt der „kleinen Räte von
Hand- und Kopfarbeitern“ – eine „Basisorganisation des libertären
Sozialismus“ hervorgehen.19 In diesem transformatorischen Prozess „or-
ganisierte[r] Spontaneität“ schätzte Marcuse die „Studentenopposition“
zwar als einen „entscheidenden Faktor der Veränderung“ ein, keines-
wegs aber „als eine unmittelbare revolutionäre Kraft“.20 

Sicherlich war die (linke) Radikalisierung der Studierenden in den ein-
zelnen Ländern unterschiedlich ausgeprägt. Selbst in der Hochphase
des Protestgeschehens um 1968 und unmittelbar danach bildeten links-
radikale Studenten keineswegs stets die Mehrheiten in den Hochschu-
len, obschon die Aktivisten und Aktivistinnen mit ihren auffälligen
Protestformen vielfach das universitäre Erscheinungsbild dominierten.
Allerdings variierte der Grad ihrer Radikalisierung deutlich. Zum Bei-
spiel trat die britische Studentenbewegung vergleichsweise moderater
und weniger militant in Erscheinung als diejenige in den meisten süd-
und westeuropäischen Ländern oder in den USA. Dieser Umstand wird
auf die relativ zurückhaltende Reaktion der britischen Behörden auf das
Protestgeschehen zurückgeführt, was im Übrigen auch für die skandi-
navischen Länder zutrifft, während es in Westeuropa und in den USA
zu drastischer Polizeigewalt kam. Dort und in den anderen europäischen
Ländern ebenso wie in Lateinamerika trugen die staatlichen Repressio-

19 Festrede Herbert Marcuse zur „Situation der Neuen Linken“ vom 4. Dezember 1968 in
New York, in: ders.. Nachgelassene Schriften; Bd. 4: Die Studentenbewegung und ihre Folgen,
hg. v. Peter-Erwin Jansen, Springe 2004, S. 104–111, hier: S. 110. Zur Renaissance der Rätekon-
zeption seit den 1960er Jahren vgl. Hans Manfred Bock, Geschichte des „linken Radikalismus“
in Deutschland. Ein Versuch, Frankfurt a. M. 1976, S. 194 ff.; Björn Allmendinger, „Brecht dem
Schütz die Gräten, alle Macht den Räten“. Die Rätebewegung – historische Inspiration und theo-
retische Bürde der 68er-Bewegung, Marburg 2009.

20 Marcuse, Diskussionsbeitrag zu „Das Ende der Utopie“ (wie Anm. 18), S. 5 u. 21.
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nen zur Politisierung auch der bis dahin gemäßigten Student/innen
bei. Eskalierende Polizeigewalt geriet somit öfters zum Auslöser für
militante Gegenreaktionen.21 In Mexiko, wo sich im August 1968 aus
Protest gegen die gewaltsame Niederschlagung studentischer Demon-
strationen beinahe alle Universitäten im Streik befanden, eröffnete das
Militär Anfang Oktober im Zentrum von Mexiko-Stadt das Feuer auf
Demonstrierende und tötete dabei bis zu 400 Menschen.22

Arbeiter/innen und linke Studentenbewegung

Eric Hobsbawm liegt zweifellos nach wie vor richtig, wenn er vor-
schnelle Rückschlüsse aus dem Beziehungsverhältnis von Student/innen
und Arbeiter/innen verwirft: 

Studenten alleine können keine Revolution machen, so zahlreich und
mobil sie auch sein mögen. Ihre politische Effektivität beruhte auf ihrer
Fähigkeit, als Initiatoren und Zündstoff für größere, aber weniger schnell
entflammbare Gruppen zu dienen, was ihnen seit den sechziger Jahren ja
auch immer wieder gelingen sollte. 1968 konnten sie zwar enorme Streik-
wellen unter den Arbeitern in Frankreich und Italien auslösen, doch nach
zwanzig Jahren beispiellosen Lebensstandards für die Lohnabhängigen
in Wirtschaftssystemen mit Vollbeschäftigung war Revolution das letzte,
was die proletarischen Massen im Sinn hatten.23 

Abgesehen davon bestand zwischen den traditionellen Linksparteien
mit hohen Wahl- und Mitgliederanteilen in den Arbeiter/innenmilieus
und den rebellischen Studierenden überwiegend ein distanziertes Ver-
hältnis – nicht zuletzt aufgrund des Festhaltens ersterer an überkom-

21 Marcel van der Linden, Das Zusammenspiel der sozialen Bewegungen in Westeuropa. Ar-
beiterInnen-, Jugend- und Frauenbewegungen, in: Birke / Hüttner / Oy (Hg.), Alte Linke –
Neue Linke? (wie Anm. 2), S. 115–135, hier: S. 124 f. Zu den staatlichen und medialen Strate-
gien gegen die Protestbewegungen vgl. Kathrin Fahlenbach / Martin Klimke / Joachim
Scharloth / Laura Wong (Hg.), The Establishment Responds. Power, Politics, and Protest since
1945, New York / Basingstoke 2012. 

22 Vgl. Armin Kuhn / Juliane Schumacher, Kurzer Traum und langes Trauma. 1968 in Mexiko,
in: Birke / Hüttner /Oy (Hg.), Alte Linke – Neue Linke? (wie Anm. 2), S. 29–38, hier: S. 30.

23 Hobsbawm, Das Zeitalter der Extreme (wie Anm. 15), Zitat: S. 376 f., S. 380.
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menen symbolischen Formen. Letztere hielten Abstand, weil sie „sich
nicht dem Fetischismus und den fetischisierten Begriffen der Altlinken
und Altliberalen anpassen wollen – diejenigen, die sie als pubertierende
Radikale und als versnobte Intellektuelle abstempeln wollen und dabei
die berühmte Streitschrift von Lenin zitieren“.24 Den linken Parteien
schloss sich die Protestgeneration nur an, wenn die Akteur/innen davon
ausgehen konnten, dass sie als Minderheit darin einen radikalen Wandel
befördern konnten. Während also die Mitgliederzahlen der Jugend-
organisationen der herkömmlichen Linksparteien in vielen westlichen
Ländern deutlich absanken, entstanden weithin neue Gruppierungen,
die sich zum Teil als Kerne neuer Parteien links von den alten Arbeiter-
parteien verstanden. In der BRD, in Italien und teilweise in den skan-
dinavischen Ländern waren hierbei maoistische, in Großbritannien eher
trotzkistische und in Frankreich sowohl trotzkistische als auch mao-
istische Gruppen maßgebend.25 

Selbstverständlich wirkten sich intellektuelle Vorbehalte bei der An-
näherung an das Proletariat kontraproduktiv aus, wenn man Arbei-
ter/innen eher als passive Objekte denn als Handelnde zugunsten eige-
ner Interessen wahrnahm. Andererseits war es auch keineswegs so, dass 

Studenten fast von Anfang an darauf erpicht waren, realexistierende
soziale oder kulturelle Barrieren zwischen Arbeitern und Studenten zu
überwinden, dies aber nur in seltenen Fällen wirklich schafften. In
Wirklichkeit waren radikale Studenten nur in seltensten Fällen von
vornherein auf die Mobilisierung der Arbeiterschaft orientiert. Selbst in
Italien, wo […] letztendlich ein fast optimales Verhältnis zwischen stu-
dentischen und proletarischen Aktivisten existierte, gab es anfangs nur

24 Festrede Herbert Marcuse zur „Situation der Neuen Linken“ vom 4. Dezember 1968 in
New York (wie Anm. 19), S. 111. Gemeint ist Lenins Pamphlet Der ‚linke Radikalismus‘, die
Kinderkrankheit im Kommunismus (1920). Den Zorn der orthodoxen Marxisten-Leninisten hatte
sich  Marcuse  bereits  durch  seine  Analyse  des  realsozialistischen  Systems  zugezogen,  dem
er – aufgrund des inhärenten Widerspruchs von Anspruch und Wirklichkeit – den Zusammen-
bruch prognostiziert hatte. Vgl. ders., Soviet-Marxism. A Critical Analysis, New York 1958 (dt.
Die Gesellschaftslehre des sowjetischen Marxismus, 1964).

25 Hobsbawm, Das Zeitalter der Extreme (wie Anm. 15), S. 125.
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äußerst begrenzte gegenseitige Kenntnisnahme dieser beiden sozialen
Kontrahenten.26 

Wenn es tatsächlich zu einem „Brückenschlag“ kam, dann ging dieser
meist von einer Minderheit aus, wobei „studentische Agitatoren oft
gegen zumindest sprichwörtliche Betonwände oder real vergitterte Fa-
brikzäune“ anliefen.27 Enge Verbindungen linker Studenten mit radika-
lisierten Anteilen des Proletariats kamen vor allem in Frankreich sowie
in Italien zustande. In der norditalienischen Industrieregion stellten
die Student/innen ihre materiellen und logistischen Ressourcen zur
Unterstützung der Arbeiter/innenproteste zur Verfügung, die sich
daraufhin zu massiven Streikwellen auswuchsen. Auch bei den Aus-
einandersetzungen in den Betrieben und auf den Straßen Frankreichs
übernahmen studentische Akteure wesentliche Aufgaben.28

In den Betrieben und Gewerkschaften der Bundesrepublik findet
sich die Neue Linke ebenfalls wieder. Zum Beispiel jene autonomen
„Betriebsbasisgruppen“, die 1969 im Anschluss an die Arbeiter/in-
nenkämpfe in Frankreich und Italien das dort populäre Konzept der
„Arbeiterkontrolle“ übernahmen und es gegen das gewerkschaftliche
Mitbestimmungsmodell in Anschlag brachten.29 Auch fochten Arbei-
ter/innen in der Bundesrepublik einige Ausstände selbständig durch,
teilweise unabhängig von den Gewerkschaften. Jene studentischen

26 Gerd-Rainer Horn, Arbeiter und Studenten in den 68er Jahren, in: Oliver Rathkolb / Fried-
rich Stadler (Hg.), Das Jahr 1968 – Ereignis, Symbol, Chiffre, Göttingen 2010, S. 187–207, hier:
S. 200 f.

27 Ebd., S. 202. In Frankreich waren die Gewerkschaftsführer der kommunistischen Confédéra-
tion générale du travail (CGT) darauf bedacht, ihr „Fabrikarbeiterklientel“ vor dem Engagement
der linksradikalen Studenten abzuschotten. Ebd.

28 Marica Tolomelli, „Repressiv getrennt“ oder „organisch verbündet“. Studenten und Arbeiter
1968 in der Bundesrepublik Deutschland und in Italien, Wiesbaden 2001, S. 161 ff. u. S. 204 ff.;
dies., 1968: Formen der Interaktion zwischen Studenten- und Arbeiterbewegung in Italien und
der Bundesrepublik, in: Gilcher-Holtey (Hg.), 1968. Vom Ereignis zum Mythos (wie Anm. 5),
S. 109–132, hier S. 112 ff.; Ingrid Gilcher-Holtey, 1968. Eine Zeitreise, Frankfurt a. M. 2008,
S. 80 ff.; dies., France, in: Klimke / Scharloth, 1968 in Europe (wie Anm. 1), S. 111–124. 

29 Peter Birke, Der Traum von der „kämpfenden Arbeiterklasse“. Lohnarbeit und Arbeitskämpfe
in der Agit 883, in: rotaprint 25 (Hg.), agit 883. Revolte, Underground in Westberlin 1969–1972,
2. Aufl. 2007, Hamburg / Berlin 2007, S. 171–183, hier: S. 172 ff.; Sebastian Kasper, Spontis. Eine
Geschichte antiautoritärer Linker im roten Jahrzehnt, Münster 2019, S. 51 ff. 
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Antiautoritären, die – mit Marcuse übereinstimmend – im Wesent-
lichen von einer systemstabilisierenden Arbeiter/innenschaft ausgingen
und diesen längst ein widerständiges Potenzial abgesprochen hatten,
wurden Anfang September 1969 von einer im Ruhrgebiet ausgehenden,
dann sich schnell in der ganzen Republik sowie in Westberlin aus-
breitenden und dabei von der Stahlindustrie auf andere Sektoren der
Wirtschaft übergreifenden „wilden“ Streikbewegung überrascht. In den
„Septemberstreiks“ machten sich mindestens 140.000 Beteiligte unter
anderem Luft über den Ärger der von den Gewerkschaften ausgehandel-
ten Tarifabschlüsse, die angesichts der nach dem Frühjahr 1968 massiv
anziehenden Konjunktur und der sich entwickelnden Inflation empfind-
liche Reallohnverluste mit sich brachten.30 Dieser in der BRD bis
dato einzigartige Ausstand führte in der studentischen Neuen Linken zu
einer Wiederentdeckung der Arbeiterklasse als revolutionärem Subjekt.
Insofern markierte dieses zentrale Ereignis eine „proletarische Wende“,
die einen Betriebsinterventionismus in Gang setzte, bei dem sich ope-
raistische Ansätze „gegen die anachronistischen und regressiven Ten-
denzen der maoistischen und K-Gruppen“ abgrenzten, „die sich nicht
um die aktuelle Umstrukturierung der arbeitenden Klassen kümmerten
und zu historisch überholten oder auch diskreditierten Manifestations-
formen der Arbeiterbewegung zurückgekehrt waren“.31 

30 Karl Heinz Roth, Die „andere“ Arbeiterbewegung und die Entwicklung der kapitalistischen
Repression von 1880 bis zur Gegenwart. Ein Beitrag zum Neuverständnis der Klassengeschichte
in Deutschland, München 1974, S. 245 ff.; Peter Birke, Wilde Streiks im Wirtschaftswunder.
Arbeitskämpfe, Gewerkschaften und soziale Bewegungen in der Bundesrepublik und Dänemark,
Frankfurt a. M. / New York 2007, S. 218–249; ders., Der Eigen-Sinn der Arbeitskämpfe. Wilde
Streiks und die Gewerkschaften in der Bundesrepublik vor und nach 1969, in: Bernd Gehr-
ke / Gerd-Rainer Horn (Hg.), 1968 und die Arbeiter. Studien zum „proletarischen Mai“ in
Europa, Hamburg 2007, S. 53–75, hier: S. 64 ff.; Sven Gringmuth, Was war die Proletarische Wende?
Ein Beitrag zur Mentalitätsgeschichte der bundesrepublikanischen Linken, Münster 2021, S. 149–167.

31 Betriebsintervention und Internationalismus Anfang der 1970er-Jahre. Interview mit Karl
Heinz Roth, in: Arbeit – Bewegung – Geschichte. Zeitschrift für historische Studien, 15 (2016), 1,
S. 100–107, hier S. 103; Sebastian Kasper, Unter der Parole „Kampf gegen die Arbeit!“ – Die
Betriebsintervention der frühen Sponti-Bewegung, in: ebd., S. 49–62; Jan Ole Arps, Frühschicht.
Linke Fabrikintervention in den 70er Jahren, Berlin / Hamburg 2011.
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Die etablierten Gewerkschaften hingegen wurden von den Septem-
berstreiks von 1969 überrascht und reagierten in einigen Branchen mit
einer kurzfristig stärker konfliktorischen Tarifpolitik, andererseits aber
auch mit einer rigiden Ausschlusspolitik radikaler Mitglieder. Als es
1973 erneut zu „wilden“ Streiks, diesmal migrantischer Arbeiter/innen
unter anderem bei Ford in Köln kam, verfolgte die Industriegewerkschaft
Metall einen integrativen Kurs, indem sie sich für die zuvor vernach-
lässigten „Gastarbeiter“ öffnete und damit den Unmut der unterbezahl-
ten Arbeitsmigrant/innen kanalisierte.32

Aber selbst in den etablierten, „befestigten“ Gewerkschaftsverbänden
der wirtschaftlich saturierten Bundesrepublik schien sich in den turbu-
lenten 1960er Jahren ein vorsichtiger Paradigmenwechsel anzubahnen.
Dafür gaben etwa die wirtschaftsdemokratischen Vorstellungen des so-
zialdemokratischen Gewerkschaftsprogrammatikers Fritz Naphtalis
(1888–1961) aus der Zeit der Weimarer Republik den Anstoß.33 Gleich-
wohl waren die langwierigen Auseinandersetzungen um die betriebliche
Mitbestimmung der Ausdruck eines reformsozialistischen Gestaltungs-
willens, der auf die Wirkungsmacht der Gesetzgebung abzielte und
weniger auf Streikmobilisierung. Die Kampagne sollte beinahe über eine
Dekade die Energien der sozialdemokratischen und gewerkschaftlichen
Linken absorbieren, bis sie in der verwässerten Form des sozialpartner-
schaftlichen Mitbestimmungsgesetzes von 1976 eine Ende nahm: 

Mitbestimmung war trotz aller Hoffnungen auf Systemtransformation
ein evolutionärer und staatsnaher Ansatz und zugleich eine Absage an
revolutionäre Gegenutopien. Das war im Kontext der transnationalen
syndikalistischen Bewegung ganz anders: Die Anhänger der autogestion
in Frankreich bzw. des italienischen Gegenstücks der autogestione, die
Kooperativen in Katalonien während des Spanischen Bürgerkriegs, die
selbstverwalteten Arbeiterkollektive in Chile und Argentinien oder pol-
nische Konzepte der Betriebsdemokratie beriefen sich auf andere Tradi-
tionen.34

32 Birke, Wilde Streiks im Wirtschaftswunder (wie Anm. 30), S. 287 ff.
33 Fritz Naphtali, Wirtschaftsdemokratie. Ihr Wesen und Ziel [1928], Frankfurt a. M. 1966.
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Jugendprotest und Counterculture

Die Protestbewegung von 1968 hatte durchaus Vorläufer: Schon in den
späten 1950er Jahren hatten sich unter den Bedingungen einer relativen
Prosperität und Vollbeschäftigung, hauptsächlich innerhalb der Arbei-
ter/innenmilieus, juvenile Subkulturen herausgebildet, in denen sich
eine vorpolitische Rebellion gegen die althergebrachten Einengungen
des konformen Erwachsenendaseins artikulierte und sich dementspre-
chend auch öffentlichkeitswirksam manifestierte.35 Etwa in Großbri-
tannien, Deutschland und Frankreich jene sogenannten Halbstarken
oder „Teddyboys“ (auch „Teds“), ähnlich wie die „teppisti“ in Italien
oder die sich anfangs aus Militärveteranen in den USA rekrutierenden,
sich dann aber weit über den Kontinent hinaus formierenden Gruppen
motorisierter „Rocker“.36 Der politisch undefinierte juvenile Protest-
typus der 1950er bis Anfang der 1960er Jahre wird indes als Ausdruck
eines „schwachen Dissens“ oder hauptsächlich als „kulturelle Opposi-
tion“ wahrgenommen.37 In den 1950er Jahren handelte es sich im We-
sentlichen um minderjährige Angehörige der Arbeiterklasse, bei denen
„der Rock’n’Roll als generationsspezifische[r] Integrationsfaktor“ dien-
te und die, dabei ihre prominenten Vorbilder imitierend, eine „expres-
sive Körperlichkeit“ zur Schau stellten.38 

Interessanterweise weist zum Beispiel die Delinquenzstatistik in den
USA einen signifikant höheren Anteil von weißen Mittelschichtjugend-
lichen aus, während sich bei den „Halbstarkenkrawallen“ in der Bundes-
republik vor allem ungelernte männliche Jungarbeiter austobten. Zwar

34 Bernhard Gotto, Enttäuschung in der Demokratie. Erfahrung und Deutung von politischem
Engagement in der Bundesrepublik Deutschland während der 1970er und 1980er Jahre, Ber-
lin / Boston 2018, S. 29–118, Zitat: S. 113. Zur „autogestion“ vgl. Frank Georgi, Selbstverwaltung:
Aufstieg und Niedergang einer politischen Utopie in Frankreich von den 1968er bis zu den 80er
Jahren, in: Gehrke / Horn (Hg.), 1968 und die Arbeiter (wie Anm. 30), S. 252–274.

35 Vgl. dazu einzelne Beiträge in: Timothy Scott Brown  / Andrew Lison (Hg.), The Global
Sixties in Sound and Vision. Media, Counterculture, Revolt, New York / Basingstoke 2014.

36 Vgl. Horn, The Spirit of '68 (wie Anm. 1), S. 138 ff.
37 Sebastian Kurme, Halbstarke. Jugendprotest in den 1950er Jahren in Deutschland und den

USA, Frankfurt a. M. / New York 2006, S. 283.
38 Ebd., S. 308 f.
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hatte bereits der Jugendprotest der 1950er Jahre klassenübergreifende
„Autonomisierungs- und Emanzipationsmöglichkeiten“ aufgezeigt,
ohne dass sich damit jedoch an der 

Grundkonstellation von Widersprüchen zwischen sozialen, wirtschaft-
lichen und technischen Wandlungsprozessen einerseits und den mit dieser
Entwicklung nicht Schritt haltenden Normen und Lebensweisen in wei-
ten Teilen der Bevölkerung andererseits prinzipiell etwas geändert hätte.39

Unter quantitativen Gesichtspunkten eher untergewichtig und von der
Anzahl ihrer Akteure her kaum ins Gewicht fallend, bekamen die sub-
kulturellen Unterströmungen der konsequent antiautoritären „Situa-
tionisten“ sowie die existenzialistischen „Beatniks“ im Vorlauf der
Revolte einen größeren Stellenwert; sie waren als impulsgebende Fak-
toren und als gegenkulturelles Ferment hinsichtlich ihres Einflusses auf
die Proteste nicht zu unterschätzen. Seit 1960 existierte die Situationis-
tische Internationale  (S. I.), die sich auf Traditionen des Dadaismus,
Surrealismus und Lettrismus bezog und die in einigen Ländern, dar-
unter auch in Westdeutschland mit der Gruppe Spur,40 Ableger hatte.
Mit einiger Zeitverzögerung machte 1967 in diesem thematischen Kon-
text das Buch von Guy Debord  Gesellschaft des Spektakels Furore.
Darin empfahl der Theoretiker der S. I., die kunst-politische Opposi-
tion gegen das Establishment in eine „ungeheure Sammlung von Spekta-
keln“ zu verwandeln.41 Immerhin tauchte in Debords existenziellen

39 Ebd., S. 351; vgl. dazu auch Detlef Briesen / Klaus Weinhauer (Hg.), Jugend, Delinquenz
und gesellschaftlicher Wandel. Bundesrepublik Deutschland und USA nach dem Zweiten Weltkrieg,
Essen 2007.

40 Mia Lee, The Gruppe Spur: Art as a Revolutionary Medium during the Cold war, in: Timothy
Brown / Lorena Anton (Hg.), Between the Avant-Garde and the Everyday. Subversive politics in
Europe from 1957 to the Present, New York / Oxford 2011, S. 11–30; Thomas Hecken / Agata
Grzenia, Situationism, in: Klimke / Scharloth (Hg.), 1968 in Europe (wie Anm. 1), S. 23–32.

41 Guy Debord, Die Gesellschaft des Spektakels, Berlin 1996, S. 13. Einer Inszenierung in
diesem Verständnis kam Ende August 1968 wohl die Demonstration gegen den Parteitag der Demo-
kraten in Chicago am nächsten. Die Wortführer der Yippies beabsichtigten die symbolträchtige
Veranstaltung in ein spielerisches Happening zu verwandeln. Etwa wenn Abbie Hoffman an-
kündigte, LSD in die Wasserleitung der Stadt einzuspeisen, und er sich anschließend dazu bereit
erklärte, für 100.000 Dollar von der Idee abzusehen. Oder wenn ein hundert Kilogramm schwerer
Eber namens „Pigasus, der Unsterbliche“ als Präsidentschaftskandidat nominiert wurde. Als die
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Selbstermächtigungsphantasien noch in abstrakter Weise ein wie auch
immer zu fassendes Proletariat als dabei mitwirkender Akteur auf. 

Die medienwirksame Abkehr „vom marxistischen Ökonomismus
und vom politischen Anarchismus“ einer derartig radikal-experimen-
tellen, kulturrevolutionären Negation forderte sogar die linke stu-
dentische Avantgarde in ihren privatistischen Engführungen heraus.
Außerdem drohte die Provokationsstrategie in Sackgassen zu enden,
sobald der „subversive Aktionismus“ ohne realistische Bezüge für Au-
ßenstehende nicht mehr vermittelbar war.42 

In den ihr eingeschriebenen Verlaufsdynamiken erlebten die Sub-
kulturen des Anti-Establishments „eine fortschreitende Radikalisierung
von Bewußtseinszuständen, die gerade aufgrund des Ausbleibens einer
entsprechend institutionalisierten sozialen Bewegung gleichsam ‚ab-
heben‘ mußten“.43 Aus den sich daraus ergebenden „gesellschaftlichen
Resonanz- und Rezeptionsbedingungen“ erklärt sich „die Genese neuer
Märkte“. Dazu kam eine sich ausbreitende Drogenszene und ebenso die
aus dem Boden schießenden, partikularistisch-interessengeleiteten, teil-
weise spirituellen Selbsterfahrungsgruppen und Psychosekten als Teil
einer insgesamt aber durchaus materialistisch eingestellten Alternativ-
kultur.44 Gegen diese subjektivistische Wende wandten sich bis Ende

Polizei das Tier in Beschlag nahm, wurde eine Aktion zu dessen Befreiung vorbereitet. Wenig Sinn
für solcherart Humor brachten die rigoros gegen die Demonstranten vorgehenden Sicherheits-
organe auf. Gilcher-Holtey, 1968. Eine Zeitreise (wie Anm. 28), S. 125–136. Zu Spektakeln mutier-
ten zweifellos auch die Festivals von Monterey (Juni 1967), Woodstock (August 1969), Altamont
(Dezember 1969) oder Isle of Wight (August 1970). 

42 Thomas Hecken, Gegenkultur und Avantgarde 1950–1970. Situationisten, Beatniks, 68er,
Tübingen 2006, S. 188; vgl. zum Umschlag der ästhetischen Inszenierung der Protestformen zum
bewaffneten revolutionären Voluntarismus in der BRD die entsprechenden Beitrage in: Klaus
Weinhauer / Jörg Requate / Heinz-Gerd Haupt (Hg.), Terrorismus in der Bundesrepublik.
Medien, Staat und Subkulturen in den 1970er Jahren, Frankfurt a. M. / New York 2006.

43 Jakob Tanner, „The Times They Are A-Changing’”. Zur subkulturellen Dynamik der 68er
Bewegungen, in: Gilcher-Holtey (Hg.), 1968. Vom Ereignis zum Mythos (wie Anm. 5), S. 275–295,
hier: S. 284.

44 Der wissenschaftliche Output zum Themenaspekt Alternativbewegung ist mittlerweile nahezu
unüberschaubar. Vgl. zu den diversen Szenen in der BRD und darüber hinaus beispielsweise Sven
Reichardt / Detlef Siegfried (Hg.), Das Alternative Milieu. Antibürgerlicher Lebensstil und
linke Politik in der Bundesrepublik Deutschland und Europa 1968–1983, Göttingen 2010; Sven
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der 1970er Jahren die weiterhin auf das revolutionäre Subjekt des Pro-
letariats abstellenden marxistisch-leninistischen Parteigründungsinitia-
tiven vergebens.45

Aus dem diffusen Jugendprotest in den späten 1950er und frühen
1960er Jahren entwickelte sich eine „Politisierung der Dissidenz […],
welche die verschiedenen Aktionsmilieus (Hippies, Studenten, Schüler,
diverse politische Fraktionen) nicht einheitlich prägte, gleichwohl aber
als grundierendes Protestmotiv wirkte“.46 In den Mehrheitsgesellschaf-
ten, nicht zuletzt in den proletarischen Milieus und den etablierten
Organisationen der alten Arbeiter/innenbewegung, stieß der Nonkon-
formismus der rebellierenden Jugend nicht selten auf heftige Gegen-
reaktionen.47 Zugleich nahm im Zuge der Reformen im Bildungssektor
auch der Anteil von Studierenden mit proletarischen Herkunftsbezügen
beständig zu. Insofern existierten zwangsläufig soziokulturelle Schnitt-
mengen in den höheren Schulen, bei denen sich bildungsbürgerliche und
proletarische Milieus mischten. 

Außerdem begann der „wachsende Einfluss des Marxismus in den
Geistes- und Sozialwissenschaften“ in popularisierten Ausdrucksformen
aus den Universitäten in die gesellschaftliche Gesamtheit einzusickern.48

Reichardt, Authentizität und Gemeinschaft. Linksalternatives Leben in den siebziger und frühen
achtziger Jahren, Berlin 2014; Axel Schildt / Detlef Siegfried (Hg.), Between Marx and Coca-Cola.
Youth Cultures in Changing European Societies, 1960–1980, New York / Oxford 2006; Belinda
Davis / Wilfried Mausbach / Martin Klimke / Carla MacDougall (Hg.), Changing the World,
Changing Oneself. Political Protest and Collective Identities in West Germany and the U.S. in the
1960s and 1970s, New York / Oxford 2010.

45 In der Folge wandten sich Teile aus dem Spektrum des marxistisch-leninistischen Maoismus
in der Bundesrepublik der Ökologiebewegung zu, aus der viele Protagonisten dann in die entste-
hende Grüne Partei gelangten. Koenen, Das rote Jahrzehnt (wie Anm. 8), S. 308 u. S. 494 ff.;
Michael Steffen, Geschichten vom Trüffelschwein – Politik und Organisation des Kommunis-
tischen Bundes 1971 bis 1991, phil. Diss. Universität Marburg 2002, S. 181 ff. u. S. 240 ff.; Jens
Benicke, Von Adorno zu Mao. Über die schlechte Aufhebung der antiautoritären Bewegung,
Freiburg 2010, S. 185.

46 Werner  Lindner,  Jugendproteste  und Jugendkonflikte,  in:  Roland Roth / Dieter  Rucht
(Hg.), Die sozialen Bewegungen in Deutschland seit 1945. Ein Handbuch, Frankfurt a. M. 2008,
S. 555–571, hier: S. 560.

47 Gerd-Rainer Horn, The Spirit of ’68 (wie Anm. 1), S. 138–142.
48 Van der Linden, Das Zusammenspiel der sozialen Bewegungen in Westeuropa (wie Anm. 21),

S. 124.
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Wie immer man auch die diskursive Eindringtiefe und Reichweite dieser
emanzipatorischen Inhalte einschätzen mag, unbestreitbar ist wohl seit
den 1970er Jahren die zunehmende Tendenz von Diskussionen über
zuvor tabuisierte Themenbereiche. Ob sich daraus in breiten Bevölke-
rungsanteilen jeweils Einstellungs- und Verhaltensänderungen ergaben,
ist natürlich eine ganz andere Frage. Als eine verallgemeinerte Kritik
spielten jedenfalls Aspekte oder zumindest Versatzstücke der radikalen
Theorie in verschiedenen Themenfeldern eine wahrnehmbare Rolle:
Antiimperialismus, Antimilitarismus, Fragen der Kultur und Sexualität
avancierten jedenfalls zu kontroversen Diskussions- und Streitpunkten.
Somit kam der Studentenbewegung als politischer Ideen- und kulturelle
Impulsgeberin eine gewisse Avantgarderolle zu. 

An sich oder für sich: 
Arbeiter/innenklasse und Arbeiter/innenbewegungen

Anders als die verbreitete Meinung nahelegt, dass die alte industrielle
Arbeiterklasse spätestens seit den 1970er Jahren zumindest in quantita-
tiver Hinsicht ein Auslaufmodell darstellt, vermitteln die statistischen
Fakten ein davon abweichendes Bild. Mit Ausnahme der USA, wo der
Prozentsatz der Fabrikarbeiter/innen in der Tat schon seit Mitte der
1960er Jahre deutlich abnahm, blieb die industrielle Arbeiterklasse, so-
wohl in den alten Industriestaaten als auch abseits davon in den sich
industrialisierenden Gebieten, ein stabiler Faktor mit einem Anteil von
ungefähr einem Drittel der arbeitenden Bevölkerung. In den realsozia-
listischen Ländern des Ostblocks nahm die Zahl der Proletarier/innen
im Rahmen der forcierten Industrialisierung sogar noch zu.49 Was sich
indessen änderte, war die sich im Zuge der Modernisierung des Produk-
tionsprozesses und des Niedergangs ganzer Industriesektoren wan-
delnde Zusammensetzung der arbeitenden Bevölkerung. In den „alten“
Industriestaaten verloren zunächst der Bergbau und die Stahl- sowie
später die Werftindustrie rapide an Bedeutung. Die traditionelle Textil-,

49 Hobsbawm, Das Zeitalter der Extreme (wie Anm. 15), S. 381.
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Bekleidungs- und Schuhindustrie wanderte hingegen in die neueren
Industriestaaten ab. 

Gleichzeitig stiegen die Beschäftigungsverhältnisse im tertiären Sek-
tor, während in der postfordistischen Massenproduktion verstärkt eine
forcierte Automatisierung Einzug hielt. Auf die „verschiedenen Sektio-
nen der Arbeiterklasse“ wirkte sich dieser Trend zur modernen High-
Tech-Produktion insofern aus, als es die Kluft zwischen den oberen
Schichten der Arbeiterklasse, dem Aufsichtspersonal mitsamt den Fach-
arbeiter/innen der Kernbelegschaften und dem Rest der prekären Ar-
beiter/innen enorm ausweitete. Während erstere noch in der Lage
waren, „von der freien Marktwirtschaft zu profitieren“, verloren „ihre
weniger begünstigten Brüder bereits den Boden unter den Füßen“: 

Die ‚ehrbaren‘ Facharbeiter fühlten sich daher vielleicht auch zum ersten-
mal potentiell zur politischen Rechten hingezogen, nicht zuletzt weil sich
die traditionellen und sozialistischen Arbeiterorganisationen natürlich
auch weiterhin der Umverteilung und der Sozialleistungen verpflichtet
fühlten, vor allem, nachdem die Anzahl der öffentlich Bedürftigen immer
weiter angestiegen war.50

Aber dies an dieser Stelle nur als ein Vorgriff auf die spätere Entwick-
lung in der neoliberalen Ära von Margaret Thatcher und Ronald Reagan.
Denn zunächst deuteten die Anzeichen in eine ganz andere Richtung.
Auch unter den Arbeiter/innen setzte 1968 und danach ein „schlagarti-
ge[r] Stimmungswechsel“ ein, spätestens als ihnen bewusst wurde, dass
sich die von den Gewerkschaften in der Hochkonjunkturphase aus-
gehandelten Lohntarife disproportional zur erwirtschafteten Wert-
schöpfung und den daraus generierten Profitraten der Kapitaleigner
verhielten.51 In den west- und nordeuropäischen Ländern kam es wäh-
rend des ökonomischen Booms unter den Bedingungen der Vollbeschäf-
tigung zwischen 1968 und 1972 zu einer signifikanten Zunahme der

50 Ebd., S. 387 f.
51 Hobsbawm, Das Zeitalter der Extreme (wie Anm. 15), S. 360; Donald Sassoon, One Hun-

dred Years of Socialism. The West European Left in the Twentieth Century, London / New York
1996, S. 361 f.
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Streikaktivitäten.52 Während in der Automobilproduktion – der füh-
renden Industrie des Weltkapitalismus, welche die Textilindustrie als
Leitbranche abgelöst hatte – seit den 1960er Jahren zunächst die Dy-
namik der Arbeiter/innenunruhen in den hochindustrialisierten Länder
zunahm, stiegen die Streikaktivitäten in der Folgezeit in jenen Ländern,
in die die Produktionsstätten verlagert worden waren.53 Aufgrund der
zentralen Bedeutung des Transportsektors als strukturellem Verbin-
dungselement in der transnationalen Lieferkette von Gütern, Dienst-
leistungen und Menschen und der daraus resultierenden relativ hohen
Produktionsmacht der Beschäftigten fallen die Streikaktivitäten in die-
sem Sektor besonders stark ins Gewicht.54

Dass Belegschaften die Transformation der fordistisch-tayloristischen
Arbeitsorganisation nicht widerspruchslos hinnahmen und darauf mit
militanten Aktionen reagierten, bewiesen hauptsächlich jene aus dem
Süden des Landes binnenemigrierten Arbeiter/innen, die im „Heißen
Herbst“ von 1969 in den norditalienischen Industriezentren eine enor-
me Streikwelle auslösten.55 Zugleich nahmen in den westlichen Gesell-
schaften die gewerkschaftlichen Organisationsgrade zu. Dabei bildete
Frankreich eine hervorstechende Ausnahme, weil dort über Jahrzehnte
die Mitgliederzahlen aller Richtungsgewerkschaften stagnierten.56 Die
relative quantitative Schwäche der tradierten Arbeiter/innenorganisa-
tionen hemmte den Protestzyklus in Frankreich indes nicht. Im Ge-
genteil: Allein in Frankreich könnte 1968 konkret von einer vorrevolu-
tionären Situation gesprochen werden, weil sich in diesem Fall die

52 Ebd., S. 358–361; Gerd-Rainer, Horn, Arbeiter und „1968“ in Europa: Ein Überblick, in:
Bernd Gehrke / ders. (Hg.), 1968 und die Arbeiter (wie Anm. 30), S. 27–50, hier: S. 38 f.

53 Beverly J. Silver, Forces of Labor.  Arbeiterbewegungen und Globalisierung seit 1870,
Berlin / Hamburg 2005, S. 125.

54 Ebd., S. 63 ff. u. S. 101 ff.
55 Im industrialisierten Norditalien waren die Arbeitskonflikte in der Autoindustrie maßgebend.

Vgl. dazu Dietmar Lange, Aufstand in der Fabrik. Arbeitsverhältnisse bei FIAT-Mirafiori 1962 bis
1973, Wien / Köln / Weimar 2021. 

56 Van der Linden, Das Zusammenspiel der sozialen Bewegungen in Westeuropa (wie
Anm. 21), S. 122 f. Ebenfalls verzeichneten die sozialdemokratischen, sozialistischen und reform-
kommunistischen Parteien und deren Jugendorganisationen einen Aufschwung der Mitglieder-
zahlen. Horn, The Spirit of ’68 (wie Anm. 1), S. 163 ff.
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Studierenden tatsächlich mit den ausständigen Arbeiter/innen verbün-
det hatten.57 

Ob es zu einer Interaktion und in deren Folge dann zu einem Bünd-
nis zwischen Student/innen- und Arbeiter/innenbewegung kam, hing
auch mit den jeweiligen Kräfte- und Repräsentationsverhältnissen im
reglementierten  Klassenkonflikt  zusammen.  War  die  Konjunktur
schlecht, die betriebliche Interessenvertretungen wenig gefestigt und
waren die verhandlungsführenden Gewerkschaften überhaupt relativ
einflusslos, dann war die organisierte Arbeiter/innenbewegung viel
mehr auf eine Basismobilisierung jenseits ihrer Apparate angewiesen.
Unter solchen Bedingungen kamen für Arbeiter/innen linksengagierte
Studierende eher als Bündnispartner in Betracht. Waren die Arbeits-
beziehungen hingegen stärker verrechtlicht und der Konfliktaustrag in
höherem Grade institutionalisiert, wie zum Beispiel in der BRD, konn-
ten solcherart externe „Partner“ weniger attraktiv erscheinen. Links-
politisierte Student/innen wiederum suchten mit wechselnden Erfolgen
die Nähe zu den Arbeiter/innenorganisationen, um etwa ihre Basis und
ihren Einfluss über die Universitäten hinaus auszudehnen. In Italien
gelang dies mit dem paradox anmutenden Effekt, dass sich die Studen-
tenbewegung „proletarisierte“ und im Zuge ihrer Beteiligung an den
sich verschärfenden Arbeitskämpfen einen nachhaltigen Demobilisie-
rungsprozess erlebte.58

Der „Stimmungsumschwung“ in der Arbeiter/innenschaft seinerzeit,
unbenommen davon, ob dieser als Rückbesinnung auf den proletari-
schen Klassenkampf oder bloß als Ausdruck eines intensiveren Ver-
teilungskonflikts verstanden werden kann, war in wirtschaftlicher
Hinsicht sogar manchmal wirkungsmächtiger „als der Ausbruch der
großen Studentenunruhen im und um das Jahr 1968“.59 Und die sozio-

57 Vgl. Ingrid Gilcher-Holtey, „Die Phantasie an die Macht“. Mai 68 in Frankreich, 2. Aufl.,
Frankfurt a. M. 2001.

58 Tolomelli, „Repressiv getrennt“ oder „organisch verbündet“ (wie Anm. 28), S. 253 ff.; dies.,
Studenten und Arbeiter 1968 in Italien. Möglichkeiten und Grenzen eines schwierigen Verhält-
nisses, in: Gehrke / Horn (Hg.), 1968 und die Arbeiter (wie Anm. 30), S. 295–313, hier: S. 306 f.

59 Eric Hobsbawm, Das Zeitalter der Extreme (wie Anm. 15), S. 360.
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kulturelle Bedeutung des Jugendprotestes, so die gängige These, war
sehr wahrscheinlich um vieles größer als seine politische Wirkung. Die
Arbeitskämpfe in den 1960er und 1970er Jahren jedenfalls, die in der
BRD mit den „wilden“ Streiks von 1973 überdies eine migrantische
Komponente aufwiesen, hatten ökonomische Effekte und tangierten
unmittelbar die Wirtschaft. Infolgedessen stieg im Nachgang von 1968
die Reallohnentwicklung in den europäischen Ländern erheblich; des-
gleichen verbesserten sich die Arbeitsbedingungen.60

Unterdessen wurden die sub- und popkulturellen Aspekte der Ju-
gendrebellion von einer dafür aufnahmebereiten Kultur- und Mode-
industrie konsumistisch absorbiert, was im Verlauf der Entwicklung die
habituellen Formen und die Lebensstile veränderte und sich dann auch
massenwirksam verbreitete: 

Die Jugendkultur wurde zur Matrix der kulturellen Revolution, im weiten
Sinn einer Revolution der Verhaltensweisen und Gewohnheiten, der Frei-
zeitgestaltung und der kommerziellen Kunst, die immer mehr die Atmo-
sphäre prägte, in der die städtischen Menschen lebten.61 

Damit verloren tradierte Ordnungsmuster, überkommene Konventio-
nen und Verbote ihre normative Verbindlichkeit. Aber der antiautoritäre
Zeitgeist ließ eben auch die Arbeiter/innen nicht unberührt. Der rebel-
lische Habitus der Jugend wirkte eben umso überzeugender und bei-
spielgebender, je mehr er im wahrsten Sinne des Wortes die „Verhält-
nisse zum Tanzen“ brachte: 

Die Arbeiter verloren ihre Angst gegenüber Vorarbeitern, Abteilungs-
leitern, leitenden Angestellten, usw. usf., also sowohl gegenüber den
kleinen wie den großen Chefs. Sie ergriffen das Wort – und dieser Aus-
druck ist wortwörtlich zu verstehen, im Sinne von prise de parole. Sie be-
gannen ihre Forderungen selbst zu formulieren sowie mit zunehmenden
Erfolgen durchzusetzen.62 

60 Horn, Arbeiter und „1968“ in Europa (wie Anm. 52), S. 42 f.
61 Hobsbawm, Das Zeitalter der Extreme (wie Anm. 15), S. 414.
62 Horn, Arbeiter und „1968“ in Europa (wie Anm. 52), S. 44.
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Exkurs: 
Opposition und Protest in der östlichen Hemisphäre

Das Protestgeschehen in Osteuropa bildete über lange Zeit eine geo-
graphische Leerstelle der Forschung. Die Debatten waren und sind vor
allem auf zwei Fragestellungen ausgerichtet: Zum einen die Produktivi-
tät beziehungsweise Effizienzsteigerung der staatlich gelenkten Plan-
wirtschaften und deren Defizite sowie zum anderen die Forderung nach
politischen Freiheitsrechten seitens systemimmanenter Strömungen
oder oppositioneller Gruppierungen. Der inhärenten Logik der staats-
sozialistischen Systeme gemäß ergab sich der ökonomische Reform-
bedarf primär aus machtabsichernden Motivlagen. Ideen von autonomen
Steuerungsmechanismen und von umfassenden Flexibilisierungen,
inklusive der Einführung von Marktelementen, entwickelten sich außer-
halb der Nomenklatur der jeweiligen Parteibürokratien, wobei diejenige
Jugoslawiens in exzeptioneller Art und Weise mittels eines spezifischen
Modells der Arbeiterselbstverwaltung „eine Dezentralisierung der Wirt-
schaft mit einer Demokratisierung der Gesellschaft zu verbinden ver-
suchte“.63 Die absolut hegemoniale Position der Partei stand hierbei
jedoch nicht zur Diskussion. Anders in der Tschechoslowakei, wo die
staatstragende KPC in ihrem Aktionsprogramm vom Januar 1968 sogar
auf den Anspruch ihres Machtmonopols verzichtete, was die Sowjet-
union und deren Verbündete zur militärischen Intervention veranlasste.64 

Die Niederschlagung des Prager Frühlings setzte den mal kürzer, mal
weiter ausgreifenden Reformschritten innerhalb des Warschauer Paktes

63 Angelika Ebbinghaus, Das Jahr 1968 in Ost und West – Zu diesem Buch, in: dies. (Hg.), Die
letzte Chance? 1968 in Osteuropa. Analysen und Berichte über ein Schlüsseljahr, Hamburg 2008,
S. 9–26, hier: S. 15; Boris Kanzleiter, 1968 in Yugoslavia: Student Revolt between East and West,
in: Klimke / Pekelder / Scharloth (Hg.), Between Prague Spring and French May (wie Anm. 3),
S. 84–100; Alice Teichova / Mikuláš Teich, Gedanken über den „Prager Frühling“, in: Rath-
kolb / Stadler (Hg.), Das Jahr 1968 (wie Anm. 26), S. 75–83.

64 Peter Heumos, Betriebsräte, Betriebsausschüsse der Einheitsgewerkschaft und Werktätigen-
räte. Zur Frage der Partizipation in der tschechoslowakischen Industrie vor und im Jahr 1968, in:
Gehrke / Horn (Hg.), 1968 und die Arbeiter (wie Anm. 30), S. 131–159; Lenka Kalinová, Das
Verhalten der tschechischen Arbeiterschaft im Jahr 1968, in: ebd., S. 160–184.
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ein dramatisches Ende.65 In der Folge gab sich Dissens eher programm-
konform als grundsätzlich systemoppositionell, war tendenziell also
gezwungenermaßen mehr affirmativ als fundamentalkritisch – oder aber
er artikulierte sich strikt antikommunistisch, wie in der Zerfallsphase
des „Realsozialismus“, in der die Arbeiter/innen eine tragende Rolle
spielen sollten. So die aus einer lokalen Streikbewegung im Sommer
1980 in Polen entstandene antikommunistische Gewerkschaft „Soli-
darność“, die ihrerseits den in der polnischen Gesellschaft wirkungs-
mächtigen Katholizismus inkorporierte.66 Bis dahin hatten Arbeiter/
innen in Osteuropa als protestierende Akteure in der Regel keine ent-
scheidende Rolle gespielt, was sicher auch mit den von Belegschaften
innerhalb der Betriebe angeeigneten informellen Entscheidungs- und
Handlungskompetenzen zusammenhing. Von größerer Bedeutung wa-
ren um 1968 und danach intellektuelle Dissident/innen, aber darüber
hinaus auch Studierende, Künstler/innen, Angestellte und Jugendliche
(Lehrlinge und Schüler/innen), wobei sich der Protest der Letzteren
vielfach auf das Ausleben nonkonformistisch-hedonistischer Lebens-
formen beschränkt habe.67 In der DDR etwa bot sich wieder die Kirche
als Auffangbecken für die nonkonformistische Subkultur an.68 

In den osteuropäischen Ländern legte ’68 die Inflexibilität repressiver
Systeme offen. Insofern markierte das Jahr eine Zäsur: Es steht für den
Beginn einer letztlich systemtransformierenden Opposition. Eine Aus-
nahme bildete abermals China. Dort mobilisierte die im Wesentlichen
von Mao Zedong initiierte Große Proletarische Kulturrevolution von
1966 bis 1976 vordergründig gegen kapitalistische, bürgerliche und tra-

65 Vgl. dazu die Beiträge in Ebbinghaus (Hg.), Die letzte Chance? 1968 in Osteuropa (wie
Anm. 63).

66 Den Vorlauf von „Solidarność“ behandeln Andrea Genest, Zwischen Anteilnahme und Ab-
lehnung – die Rollen der Arbeiter in den Märzereignissen 1968 in Polen, in: Gehrke / Horn (Hg.),
1968 und die Arbeiter (wie Anm. 30), S. 185–209; Marcin Zaremba, Am Rande der Rebellion.
Polnische Arbeiter am Vorabend des Arbeiteraufstandes im Dezember 1970, in: ebd., S. 210–228.

67 Ebbinghaus, Das Jahr 1968 in Ost und West (wie Anm. 63), S. 16 u. S. 18.
68 Vgl. Michael Hofmann, „Solidarität mit Prag“. Arbeiterproteste 1968 in der DDR, in:

Gehrke / Horn (Hg.), 1968 und die Arbeiter (wie Anm. 30), S. 92–102; Bernd Gehrke,
1968 – das unscheinbare Schlüsseljahr der DDR, in: ebd., S. 103–128; Stefan Wolle, Der Traum
von der Revolte. Die DDR 1968, Berlin 2008.
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ditionalistische Abweichungen in den Partei- und Staatsapparaten.
Dabei gingen die Roten Garden mit Unterstützung des Militärs gewalt-
sam gegen vermeintlich bourgeoise Intellektuelle vor. Die anfangs von
den in den jungen Roten Garden organisierten Studierenden angeführ-
ten Massenkampagnen richteten sich nach innen gegen die sich Mao
widersetzende Parteiführung und nach außen gegen den in der UdSSR
im Zuge der Entstalinisierung betriebenen ideologischen „Revisionis-
mus“. Nach dem Tod Mao Zedongs leitete dessen pragmatischer
Nachfolger Deng Xiaoping weitreichende Kurskorrekturen ein: ein
Modernisierungsprojekt, das auf eine Abkehr von grundlegenden kom-
munistischen Prämissen und eine Etablierung staatskapitalistischer
Konzepte hinauslief und das bis auf den heutigen Tag zur dauerhaften
Stabilisierung des Systems beigetragen hat.69

Fazit und Ausblick: 
Wechselwirkungen Alte Linke – Neue Linke

Die neue internationale Arbeitsteilung zwischen den industrialisierten
Ländern und den Ländern des Trikonts mitsamt der Herausbildung
multinationaler Konzerne führte dazu, dass sich nicht nur die Konjunk-
turwellen in stärkerer Synchronie entwickelten, sondern dass sich auch
der grenzüberschreitende Informationsaustausch zwischen den Arbeits-
gruppen innerhalb der multinationalen Unternehmen verstärkte. Län-
derübergreifende koordinierte Gewerkschaftsaktivitäten waren mithin
eine der Folgen grenzüberschreitender Unternehmensstrukturen. 

Transnational waren auch die Verbindungen zwischen den Studieren-
den in den westeuropäischen Ländern und den USA.70 Die engen Kon-
takte zwischen führenden Aktivisten beförderten die wechselseitigen

69 Vgl. zuletzt Wu Yiching, Die andere Kulturrevolution. 1966–1969: Der Anfang vom Ende des
chinesischen Sozialismus, Wien 2019.

70 Michael A. Schmidtke, Reform, Revolte oder Revolution? Der Sozialistische Deutsche
Studentenbund (SDS) und die Students for a Democratic Society (SDS) 1960–1970, in: Gilcher-
Holtey (Hg.), 1968. Vom Ereignis zum Mythos (wie Anm. 5), S. 249–273; Martin Klimke, Student
Protest in West Germany & the United States in the Global Sixties, Princeton / Oxford 2011.
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Lernprozesse an der Basis, nicht zuletzt in Hinblick auf neue Aktions-
formen („Teach-ins“, „Go-ins“, „Sit-ins“ usw.).71 Neben dem länder-
übergreifenden Ideentransfer beschleunigte auch das zunehmende Ge-
wicht der Massenmedien die Dynamik und internationale Ausbreitung
des Protests.72

Wechselwirkungen zwischen den Jugend-, Studenten- und den Ar-
beiterbewegungen in diesem historischen Zusammenhang lassen sich in
drei Formen ausmachen: 1. in Koalitionen als einer Art von Zusammen-
arbeit zwischen verschiedenen Bewegungen (vor allem den Organisa-
tionen der sozialen Bewegungen), oder aber, im Gegenteil, in Antago-
nismen; 2. in „innerem“ Einfluss, innerhalb einer anderen sozialen
Bewegung (etwa die feministische Bewegung innerhalb der Arbeiter/in-
nenbewegung); 3. in „äußerem“ Einfluss, wobei eine Bewegung ex-
terne Effekte aufnimmt oder Aktions- oder Organisationsformen einer
anderen Bewegung imitiert.73 Die Beziehungen zwischen den „alten“
und „neuen“ sozialen Bewegungen unterlagen allenthalben Push-and-
Pull-Faktoren. Inwieweit es hierin zu Kooperationen kam, hing unter
anderem von den Generationsverhältnissen ab: In Westdeutschland
wirkten einschlägige Erfahrungen, welche die Gewerkschaftsfunktio-
näre vor und während der NS-Diktatur gemacht hatten, länger nach.
Nazistische Mitläufer/innen, die sich in Bezug auf ihre eigene Vergan-
genheit im Nachhinein unkritisch verhielten, sich dazu noch autoritär
gerierten und gegen die Popkultur polemisierten, konnten der Jugend-
und Studentenbewegung kaum akzeptabel erscheinen.74

71 Marcel van der Linden, 1968: Das Rätsel der Gleichzeitigkeit, in: Kastner /Mayer (Hg.),
Weltwende 1968? (wie Anm. 4), S. 23–37, hier: S. 31.

72 Donatella Della Porta, „1968“ – Zwischennationale Diffusion und transnationale Strukturen.
Eine Forschungsagenda, in: Gilcher-Holtey (Hg.), 1968. Vom Ereignis zum Mythos (wie Anm. 5),
S. 173–198.

73 Van der Linden, Das Zusammenspiel der sozialen Bewegungen in Westeuropa (wie Anm. 21),
S. 127.

74 Vgl. zum Kontext Wilfried Mausbach, Wende um 360 Grad? Nationalsozialismus und Juden-
vernichtung in der „zweiten Gründungsphase“ der Bundesrepublik, in: Christina von Hoden-
berg / Detlef Siegfried (Hg.), Wo „1968“ liegt. Reform und Revolte in der Geschichte der
Bundesrepublik, Göttingen 2006, S. 15–47, hier: S. 22 f.
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Die Dynamik der Protestkonjunktur in den späten 1960er Jahren
erreichte letztlich auch die befestigten Gewerkschaftsverbände, ließ sie
zumindest nicht unbeeindruckt. Auf die Militanz der Protestbewegung
reagierten die legalistisch eingestellten Verbandsspitzen indes ausge-
sprochen irritiert. Doch letztlich war eine „soziale Diffusion der Pro-
teste“ unvermeidbar, so dass sich gewerkschaftliche Basisgruppen politi-
sierten und ein Stück weit von den Apparaten entfernten oder gar völlig
davon abkoppelten.75 In den folgenden Jahren sollte sich die Unzufrie-
denheit mit einer Politik des inkorporierten Lohnverzichts in einer
unkoordinierten Welle von „wilden“ Streiks Luft machen. Auch im
Hinblick auf die Arbeiter/innen steht die Chiffre „1968“ also für ein
gesellschaftliches Aufbruchsklima, das sich zum Teil erst mit einiger
Zeitverzögerung entfaltete und sich daher nicht unbedingt sofort auf die
Arbeitsbeziehungen auswirkte.

Zur Jugendbewegung von ’68 gehörten beileibe nicht nur die Stu-
dierenden, sondern auch Schüler/innen, Lehrlinge, Jungarbeiter/innen
und renitente Heiminsassen. Einer der auffälligsten Effekte der Stu-
dentenbewegung innerhalb der Gewerkschaften war die „Lehrlings-
bewegung“ in der Bundesrepublik, die sich vor allem an der Basis der
IG Metall herausbildete.76 Somit bestanden nicht nur Wechselwirkun-
gen zwischen der „alten“ und „neuen“ Linken, sondern auch innerhalb
der Jugendsubkulturen selbst. Das Beziehungsverhältnis zwischen den
verschiedenen sozialen Bewegungen, auch den alten und neuen, sind
beschrieben worden als „dynamische Wechselwirkung zwischen vielen
Organisationen, Autoritäten und Interessen. Bewegungen beeinflussen
andere Bewegungen und Handlungen beeinflussen andere Handlun-
gen“.77 Die Initial- und Wechselwirkungen dieser sozialen und kultu-
rellen Gemengelagen ergeben komplexe Prozesse, die außerdem häufig
mit intergenerationellen Konflikten einhergehen. 

75 Birke, Wilde Streiks im Wirtschaftswunder (wie Anm. 30), S. 190.
76 Vgl. Knud Andresen, Gebremste Radikalisierung. Die IG Metall und ihre Jugend 1968 bis

in die 1980erJahre, Göttingen 2016.
77 Van der Linden, Das Zusammenspiel der sozialen Bewegungen in Westeuropa (wie Anm. 21),

S. 115.
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Augenfällig dabei ist der Umstand, dass sich das Ensemble jugend-
spezifischer Lebensstile in den 1960er Jahren tendenziell entprivati-
sierte. Daraus ergab sich eine „soziokulturelle Vergemeinschaftung –
zeitgenössisch mit den Begriffen ‚Underground‘ und ‚Gegenkultur‘
bezeichnet“ –, bei der sich politische Elemente und kulturelle Formen
zunächst bündelten, um sich dann in einen politischen und einen „eher
auf den alternativen Alltag ausgerichteten Flügel“ auszudifferenzieren,
die schließlich „voneinander schieden“.78 Im Zuge dieses Prozesses
entstanden in der folgenden Dekade diverse mehr oder weniger sepa-
rierende, problemzentrierte Initiativen in Ein-Punkt-Themen- und
Handlungsfeldern wie „Dritte Welt“-Solidarität, Ökologie (vor allem
„Anti-AKW“, aber auch Umweltschutz generell), Feminismus (Kampf
um das Recht zum Schwangerschaftsabbruch, aber auch Gleichstellung
am Arbeitsplatz und manch andere Problemfelder), Frieden/Abrüstung,
Homosexualität usw.79 Mit dem Streben nach selbstreferentieller Au-
thentizität und der Verwirklichung individueller Bedürfnisse ging dem-
nach eine Diversifizierung alternativer Interessengruppen einher. Der
universelle Anspruch einer Systemveränderung, den um 1968 eine radi-
kale Minderheit erhoben und dann in Angriff genommen hatte, löste
sich in den individuellen Problemstellungen des Alltags und den Teil-
bereichskämpfen auf. Viele selbstverwaltete Projekte der alternativen
Nischenökonomie scheiterten im Verlauf der weiteren Entwicklung an
den Bedingungen des kapitalistischen Wettbewerbs oder passten sich
den marktwirtschaftlichen Konkurrenzverhältnissen an.80 Zum politi-
schen Sprachrohr der einstigen Alternativbewegung mutierten unter-

78 Zur BRD vgl. Detlef Siegfried, Time Is on My Side, Konsum und Politik in der westdeutschen
Jugendkultur der 60er Jahre, Göttingen 2006, S. 750; dazu auch: Kasper, Spontis (wie Anm. 29),
S. 123–201.

79 Vgl. Nick Thomas, Protest Movements in 1960s West Germany, Oxford / New York 2003;
Timothy Scott Brown, West Germany and the Global Sixties. The Antiauthoritarian Revolt,
1962–1978, Cambridge 2013; Alexander Sedlmaier, Konsum und Gewalt. Radikaler Protest in der
Bundesrepublik, Berlin 2018.

80 Dazu  Karl  Heinz  Roth,  Die  Geschäftsführer  der  Alternativbewegung,  in:  Rudolf
Bahro / Rolf Schwendter (Hg.), Die Mühen der Berge. Grundlegungen zur alternativen Öko-
nomie; Teil 1, München 1986, S. 95–102.
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dessen die mittlerweile in den Parlamenten (oder Regierungen) einiger
Länder präsenten, nunmehr staatstragenden „grünen“ Parteien. Nach
einer initiierenden Mobilisierungsphase erleben selbstermächtigende
Protestbewegungen eben oft – wenn auch keineswegs zwangsläufig
– sowohl „eine wachsende Tendenz zum bewusst bescheidenen An-
spruch“ als auch einen Prozess der Professionalisierung durch stellver-
tretende Agenturen sowie eine damit einhergehenden Institutionali-
sierung des Konfliktaustrags.81 Wenn man so will, ein Vorgang einer
mehr oder weniger widerspenstigen „Zähmung“. Insofern gilt es, einer
solchen Vereinnahmung jedweder progressiver sozialer Bewegung ent-
gegenzuwirken, da ein solcher Prozess letzten Endes auf deren Auf-
hebung hinausläuft. 

81 Roland Roth / Dieter Rucht, Einleitung, in: dies. (Hg.), Die sozialen Bewegungen in Deutsch-
land seit 1945 (wie Anm. 44), S. 7–36, hier: S. 14 u. 26. Kritisch zur Funktionalisierung des Labels
„68“ durch politische und wirtschaftliche Profiteure: Karl Heinz Roth, 1968 – ein Mythos?, in:
1999. Zeitschrift für Sozialgeschichte des 20. und 21. Jahrhunderts, 13 (1998), 2, S. 7–15.
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Rüdiger Hachtmann

Nazismus („Nationalsozialismus“)

Der folgende Artikel wurde ursprünglich als Eintrag unter dem Stich-
wort  ‚Nazismus („Nationalsozialismus“)‘  für das Historisch-Kritische
Wörterbuch des Marxismus (HKWM) verfasst. Im Mai 2018 wurde er
auf der Jahrestagung des Instituts für kritische Theorie (Inkrit) disku-
tiert, kleinere Änderungen im Anschluss eingearbeitet. Der Text selbst
und vor allem die dahinterstehende Grundidee fanden beim Publikum
und – anfänglich – auch der Redaktion Zustimmung: zu einer präziseren
Begrifflichkeit zu kommen, die nicht auf den von den Nazis selbst be-
nutzten und im Begriff  Nationalsozialismus enthaltenen Ideologemen
aufbaut, um auf diese Weise nicht zuletzt ein präziseres analytisches In-
strumentarium zu schaffen, das eine durch die Selbststilisierung des NS-
Regimes unverstellte Untersuchung des historischen Nazismus erlaubt
und es außerdem möglich macht,  aktuelle Phänomene systematischer
klassifizieren zu können. Im Frühjahr 2022 wurde der Eintrag schließ-
lich doch noch abgelehnt.

Das im Artikel enthaltene Plädoyer ist dem Autor und der Redaktion
der Sozial.Geschichte Online wichtig genug, um es stattdessen hier zu
veröffentlichen. In der Nachbarschaft anderer Texte – insbesondere Karl
Heinz Roths erneut abgedrucktem Artikel von 2004 ‚Faschismus oder
Nationalsozialismus‘ – kommt außerdem der Charakter des abgelehnten
HKWM-Artikels besser zum Tragen, der als Diskussionsbeitrag das Lexi-
kalische gelegentlich überschreitet.1

An einer Arche zu bauen, in der Begriffe und Kategorien gesammelt
werden, bis für die Linke bessere Zeiten anbrechen, wie die HKWM-

1 Deutlicher als  Debattenbeitrag gefasst mittlerweile: Rüdiger Hachtmann, Nazismus und
„Nationalsozialismus“,  Die  wechselvolle  Geschichte  zweier  historischer  Grundbegriffe  und
ihre  politische Indienstnahme,  Berlin 2022 [https://www.rosalux.de/fileadmin/rls_uploads/
pdfs/Artikel/5-22_Onl-Publ_Nationalsozialismus.pdf].
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Herausgeber*innen ihren eigenen Anspruch formulieren, das wäre auch
für den Autor ein wichtiges Projekt. Eine solche „Arche“ links von der SPD
müsste in ihren Beiträgen allerdings die Pluralität der Linken spiegeln.
Eine echte „Arche“ in diesem Sinn hätte zudem auch eine ausgeprägt
bündnispolitische Funktion. Im Rahmen eines solchen Projektes Plura-
lität zuzugestehen, würde einen innerlinken Diskurs über zentrale Fragen
begünstigen.

*

Nazismus – dieser Begriff hebt im Unterschied zum Faschismusbe-
griff auf die Spezifika des „Nationalsozialismus“ ab. Zugleich ist der
Terminus eine Kritik des Wortes „Nationalsozialismus“ (NS) und der
dahinterstehenden Implikationen. Denn zur Begriffsbildung mit wissen-
schaftlichem Anspruch taugt der Terminus NS eigentlich nicht. Dazu
ist er politisch-ideologisch zu stark kontaminiert. Semantische Wir-
kungsmacht und Nachhaltigkeit verdankt dieser Begriff den Frontstel-
lungen des Kalten Krieges sowie den globalen politisch-ökonomischen
Konstellationen seit 1989/90. Dennoch (oder vielmehr: deswegen)
lässt sich die Verwendung des Begriffs „Nationalsozialismus“ auch für
kritische Historiker nicht vermeiden. Seine Geschichte sowie die sei-
ner Instrumentalisierung ist deshalb im Folgenden vor allem nachzu-
zeichnen.

Der  Terminus  „Nazismus“  (im  Folgenden:  Nz)  wiederum  war
zwar im öffentlichen Diskurs und in der Alltagssprache im deutsch-
sprachigen Raum  seit Mitte der zwanziger Jahre ebenfalls durchaus
präsent. Seit Mitte der dreißiger Jahre fand er allerdings kaum mehr
Verwendung, weil das namensgebende Regime auf dem Etikett „Na-
tionalsozialismus“ beharrte. Vergleichbares gilt für den Begriff Nz als
wissenschaftliches Instrument: Er wurde seit den dreißiger Jahren in
der kritisch-historischen wie politikwissenschaftlichen und soziolo-
gischen Diskussion insbesondere des Exils genutzt, verschwand nach
1945 allerdings aus dem wissenschaftlichen Diskurs – stillschweigend,
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das heißt, ohne dass es eine Debatte über seinen heuristischen Wert
gegeben hätte. Symptomatisch ist, dass die Schlagwörter „Nazi“ und
„Nazismus“ seit den neunziger Jahren in den einschlägigen Handbü-
chern fehlen.2

In der Alltagssprache blieb der Terminus „Nazi“ nach 1945 zwar
präsent, allerdings nur in verengter, vulgarisierter Form. Als „Nazis“
wurden fanatisierte Nationalsozialisten bezeichnet, die sich den neuen
Verhältnissen im Nachkriegsdeutschland nicht anpassen wollten und
oft genug ein rabaukenhaftes Auftreten kultivierten. Die Distanzierung
von diesen „Nazis“ erlaubte und erleichterte es insbesondere den
Funktionseliten mit  ihrem elaborierten  Sprachstil und (groß-)bür-
gerlichem Habitus, sich symbolisch vom NS-Regime abzugrenzen.
Auch die historische Forschung ist den exkulpatorischen Intentionen
zahlreicher Zeitgenossen aus  den Funktionseliten von Wirtschaft,
Wissenschaft und Militär lange Zeit aufgesessen und hat übersehen,
dass spätestens nach dem „Röhm-Putsch“ Mitte 1934, das heißt der
blutigen Liquidierung der SA-Führung, NS-Protagonisten mit einem
oft dezidiert bürgerlichen Hintergrund und feinen Manieren das Sagen
hatten. Insbesondere in der Bundesrepublik gerann der Terminus
„Nazi“ zum Negativklischee, das es erlaubte, den Clash der Sozialkul-
turen zwischen (Groß-)Bürgertum und unterbürgerlichen SA-Rabau-
ken der Anfangsjahre der NS-Diktatur in gezielt selbstrechtfertigender
Absicht zu einem Gegensatz zwischen „fanatischen Nationalsozialis-
ten“ und „anständigen Deutschen“ aufzubauschen. Dies erleichterte
Letzteren zu behaupten, sie seien tatsächlich in der „inneren Emigra-
tion“ gewesen, hätten sich jedoch äußerlich anpassen müssen.

Organisationsbezogen wurden die Termini „Nazis“ und „Nazismus“
lediglich auf eine Teilgruppe des „Rechtsextremismus“ beziehungs-
weise „Rechtsradikalismus“ angewandt, nämlich auf NS-nostalgische
oder offen faschistische Organisationen, so in den fünfziger Jahren auf

2 Wolfgang Benz / Hermann Graml / Hermann Weiß (Hg.), Enzyklopädie des National-
sozialismus, München 1997; Cornelia Schmitz-Berning, Vokabular des Nationalsozialismus,
Berlin / New York 2000.
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die Sozialistische Reichspartei und die Schwarze Front Otto Strassers,
in den sechziger Jahren auf die NPD. Seit den sechziger Jahren erlebt
der Terminus „Nazi“ und mit ihm, allerdings abgeschwächt, auch der
Terminus Nz insbesondere in antifaschistischen Strömungen eine Re-
naissance, gleichfalls als Vulgärbegriff, nicht als präzisierende Kategorie. 

Das Bundesinnenministerium und die offiziell für die Beobachtung
des „Rechtsextremismus“ zuständigen bundesdeutschen Geheimdienste
(Bundesnachrichtendienst und „Verfassungsschutz“) entwickelten zwar
kein systematisierendes Kategoriensystem. Gleichwohl besaßen und
besitzen diese Staatsorgane – unter anderem über den Verfassungs-
schutzbericht – eine von den Medien und darüber hinaus einer brei-
ten  Öffentlichkeit  akzeptierte  Definitionshoheit  über  die  Begriffe
„Rechtsextremismus“, „Rechtsradikalismus“ und damit auch „(Neo-)
Nazismus“. Symptomatisch ist in diesem Zusammenhang, dass die
Termini „Radikalismus“ und insbesondere „Extremismus“ eine infla-
tionäre und gleichzeitig variable,  der jeweiligen Situation angepasste
Verwendung finden.3 Dahinter steht ein politisch-ideologisches Kal-
kül, weil durch diese Termini „links“ und „rechts“ gleichgesetzt und
zugleich die breiten Grauzonen zwischen Konservativismus, faschis-
toiden Strömungen wie der Identitären Bewegung sowie einem offenen
Neo-Nazismus gezielt kaschiert werden.

Diesem Artikel liegt die Absicht zugrunde, in Anlehnung an frühe
Analysen aus dem Exil sowie an den in der angloamerikanischen For-
schung verwendeten Begriff „nazism“ den Terminus Nz als wissen-
schaftliche Kategorie zu schärfen und zu re-etablieren. Dies setzt eine
intensive Auseinandersetzung mit dem Terminus „Nationalsozialismus“
voraus. Parallel ist außerdem die international vergleichende Funktion
des Faschismus-Begriffs zu berücksichtigen.4

„Nationalsozialismus“ war zuallererst eine Selbstbezeichnung. Bereits
für die Zeitgenossen markierte NS drei unterschiedliche Bedeutungs-
ebenen. Der Begriff zielt auf: 

3 Vgl. zum Beispiel Georg Fülberth, Extremismus, HKWM 3, 1997, Sp. 1208–1216.
4 Vgl. hierzu Reinhard Kühnl, Faschismustheorie, HKWM 4, 1999, Sp. 165–186.
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1. das „weltanschauliche“ Konglomerat, das von NSDAP und NS-
Bewegung mit ihrem Protagonisten Hitler an der Spitze um
zentrale NS-Ideologeme ausgebildet wurde, vor allem: Rassis-
mus,  Antisemitismus;  Anti-Sozialismus,  Anti-Kommunismus
(„Novemberverbrecher“ / „jüdisch-bolschewistische Weltver-
schwörung“);  Bellizismus / Militarismus),  und das gegen
alle aus der Aufklärung und aus den Revolutionen vor allem
des 18. und 19. Jahrhunderts herrührenden Emanzipationsbewe-
gungen (Juden, Frauen, Arbeiterbewegung usw.) gerichtet war;

2. die (Massen-)Bewegung: neben NSDAP vor allem SA und SS,
letztlich aber sämtliche NS-Sympathisant*innen;

3. das vom Reichspräsidenten Paul  von Hindenburg zunächst
als „Kabinett der nationalen Einheit“ unter dem Reichskanzler
Adolf Hitler eingesetzte staatliche Regime, welches das Deut-
sche Reich und zeitweilig weite Teile Europas vom 30. Januar
1933 bis zum 8. Mai 1945 beherrschte.

Semantisch steht  der  Terminus „Nationalsozialismus“ in  einem
Nachbarschafts- und Spannungsverhältnis zu weiteren Begriffen, neben
Nz insbesondere zu „(Hitler-)Faschismus“; „Totalitarismus“, „Extre-
mismus“,  aber  auch zu verwandten Bewegungs-  und Regimetypen
wie dem „Mussolini-Faschismus“, rechtsautoritären (Militär-)Regimen
oder auch dem NS teilweise vorausgehenden historisch-reaktionären
Strömungen, die etwa unter „preußischem“ oder „deutschem Sozia-
lismus“ und „konservativer Revolution“ firmierten. Umstritten sind
neben dem sozialen Charakter des NS (als Bewegung und als Re-
gime) das Ob und das Wie der Verknüpfung von NS (und Faschismus)
mit der kapitalistischen Hochmoderne und die Rolle der traditionellen
Funktionseliten bei der Entstehung der NS-Bewegung sowie der Eta-
blierung des NS-Regimes und dessen Herrschaftsalltag.

Schon in zeitgenössischer Perspektive war der Terminus NS eine
politisch motivierte Begriffsbildung. Bereits seine Wortbestandteile
„national“ und „Sozialismus“ legen zudem eine gezielte Sprachpolitik
der Schöpfer des Begriffes nahe. „Nation“ und „Nationalität“ rekur-
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rieren semantisch auf das Phänomen der in erster Linie europäischen
Nationenbildungen sowie die positiv konnotierten revolutionären oder
reformorientierten Emanzipationsversuche des (vielschichtigen) Bür-
gertums, in zweiter Linie auf einen aggressiven, imperialistisch aufge-
ladenen Nationalismus, wie er insbesondere das wilhelminische Kai-
serreich charakterisierte. Ab 1918 verschoben sich die Konnotationen.
Protofaschistische, konservative und auch liberale Intellektuelle ver-
woben die Begriffe von „Nation“ und „nationaler Größe“ mit ihrer
Kritik am Versailler „Schandvertrag“ und überhaupt mit Anti-Republi-
kanismus. 

Der Begriff „Sozialismus“ blieb mindestens im deutschen Sprachraum
bis 1914 relativ eindeutig definiert.  Im Grimm’schen Wörterbuch
etwa blieb „Sozialismus“ 1905 definitorisch bündig auf „bestrebungen
der sozialdemokratie“ reduziert, also mit der von der SPD bis 1914
jedenfalls programmatisch intendierten Überwindung des Kapitalismus
verknüpft.5 Eher ironisch kursierte daneben der Terminus „Katheder-
sozialisten“ im Sinne einer von ihren Gegnern seit 1871 so genannten
akademischen Strömung, die sich vom klassischen Wirtschaftsliberalis-
mus absetzte, für staatliche Interventionen plädierte sowie die sozial-
demokratische Arbeiterbewegung in das semi-absolutistische wilhel-
minische Kaiserreich integrieren und damit „entradikalisieren“ wollte.6

Seit 1919 wurde der Sozialismusbegriff von rechten Strömungen ge-
zielt ausgeweitet, verwässert und für eigene Ziele in Anspruch genom-
men, prominent etwa mit dem von Oswald Spengler seit 1919 postu-
lierten „preußischen Sozialismus“ und analog zur Ausweitung des
Revolutionsbegriffs hin zu „konservativer“ oder „nationaler Revolu-
tion“. Spengler begründete diese terminologische Ausweitung damit,
„den deutschen Sozialismus von Marx befreien“ zu wollen.7 Dahinter
nur demagogische Ambitionen zu sehen, greift zu kurz: Hintergrund
waren die ökonomischen Erfahrungen des Ersten Weltkriegs sowie

5 Jacob Grimm / Wilhelm Grimm, Deutsches Wörterbuch, Bd. 16, Leipzig 1905, S. 1826.
6 Vgl. hierzu Bernd Florath, Kathedersozialismus, HKWM 7/I, 2008, Sp. 504–514.
7 Oswald Spengler, Preußentum und Sozialismus [1919], Berlin 2016, S. 5.
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die anschließende fundamentale Krise des Kapitalismus namentlich
im deutschen Raum, die auch auf liberalkonservativer Seite zu „Gemein-
wirtschafts“-Konzepten mit dem Anspruch der Systemtransformation
führten (W. Rathenau, W. v. Moellendorff),8 und politische Entwick-
lungen, insbesondere die Oktoberrevolution 1917 und die Entstehung
der Sowjetunion, die bis weit in die Reihen der Sozialdemokratie hinein
zu Bemühungen führten, Sozialismuskonzepte zu „entbolschewisieren“
und überhaupt von politökonomischen Konzepten marxistischer Cou-
leur abzukoppeln.

Den Terminus NS soll bereits Moses Heß um 1860 benutzt haben,
nachweislich dann als erster der antisemitische Kathedersozialist Eugen
Dühring (1871). Danach fand der Begriff in rascher Folge in Mittel-
europa vornehmlich in antisemitisch-rechtskonservative Kreise Eingang.
Auch in Parteinamen wurde der Terminus NS früh verwendet, zuerst
von der (unbedeutenden) Tschechischen Nationalsozialistischen Partei
(1898). Die 1903 in den österreichischen Kernlanden und deutschspra-
chigen Regionen der K.u.K.-Monarchie gegründete Deutsche Arbeiter-
partei um den ehemaligen Sozialdemokraten Walther Riehl versam-
melte „Nationalsozialisten“, wie sie sich seit der Jahrhundertwende
selbst nannten. Sie wurde im Mai 1918 offiziell in Deutsche National-
sozialistische Arbeiterpartei umbenannt.9 Sie war ein Vorläufer der Su-
detendeutschen Partei Konrad Henleins. Im Deutschen Reich dürfte
nicht zuletzt die semantische Nähe zu verwandten Komposita, na-
mentlich zum vornehmlich von Liberalen (unter anderen Friedrich
Naumann und Max Weber) benutzten Kompositum „national-sozial“
Resonanz und relativ rasche Verbreitung des Schlagwortes NS zusätz-
lich begünstigt haben; Naumanns National-sozialer Verein trat 1896
ins Leben.

Die Anfang Januar 1919 in München gegründete Deutsche Arbei-
terpartei nannte sich seit April 1920  Nationalsozialistische Deut-

8 Vgl. bspw. Wichard von Moellendorff, Deutsche Gemeinwirtschaft, Berlin 1916; Walther
Rathenau, Von kommenden Dingen, Berlin 1917.

9 Vgl. Wolfgang Schieder, Sozialismus, in: Geschichtliche Grundbegriffe, Bd. 5, Stuttgart 1984,
S. 923–996, hier S. 994.
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sche Arbeiterpartei (NSDAP). Für die NSDAP und ihren Haupt-
protagonisten Hitler war das Etikett „nationalsozialistisch“ der se-
mantische Gegenpol zu allem „Jüdischen“, allem „Bolschewistischen“
sowie überhaupt zu allem politisch Linken und sämtlichen demokra-
tisch-emanzipatorischen  Strömungen.  Grob  gleichbedeutend  war
„Nationalsozialismus“ für Hitler und seine Entourage mit ihrem ge-
sellschaftlichen Ordnungsentwurf einer rassistisch-radikalnationalis-
tischen  „Volksgemeinschaft“.10 Seit  etwa  1938  relativierte  sich  für
wachsende Teile der NS-Bewegung, insbesondere für den „Reichs-
führer-SS“, Heinrich Himmler, und weitere wichtige SS-Protagonis-
ten,  die  völkisch-nationalistische  Dimension  des  Terminus  NS zu-
gunsten  übernationaler  Bedeutungsinhalte  („arische“  oder  auch
„nordische Rasse“).

Ideologisch ist der Nz/NS bekanntlich wenig originell gewesen.
Statt von einer (konsistenten) Ideologie muss mit Blick auf den Nz/NS
von einem inkonsistenten Ideologienkonglomerat gesprochen werden,
das sich um vier zentrale Ideologeme herum gruppierte. Dabei handelte
es sich erstens um eine grundsätzliche Feindschaft gegenüber allen
Strömungen der organisierten Arbeiterbewegung, die auch etwa die
entsprechenden Organisationen des katholischen Zentrums einschloss,
vor allem aber um einem fundamentalistischen Anti-Marxismus, Anti-
Kommunismus und Anti-Bolschewismus, der aus der ebenfalls grund-
sätzlichen Ablehnung der Revolution von 1918/19 herrührte; es ist
kein Zufall, dass die meisten Protagonisten des NS-Regimes in den
Freikorps und protofaschistischen Organisationen zu Beginn der Wei-
marer Republik sozialisiert worden waren. Zweitens war der Nz/NS
in einem umfassenden Sinne rassistisch; charakteristisch war für ihn
das ausschließliche Denken und Handeln in Kategorien vermeintlich
höher- und minderwertiger Völker. Zugespitzt war dieser allgemeine
Rassismus im Antisemitismus, der Menschen aufgrund angeblicher
rassischer (nicht: konfessioneller) Herkunft als „Juden“ stigmatisierte,
verfolgte und schließlich im Holocaust systematisch ermordete. 

10 Vgl. Schmitz-Berning, Vokabular des Nationalsozialismus (wie Anm. 1), S. 417–424.
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Zum  Rassismus  gehören  auch  „Sozialhygiene“,  „Eugenik“  und
„Rassenhygiene“ – als ein „Rassismus nach innen“, der „Rassereinheit“
und „Aufartung der deutschen Rasse“ zum Ziel hatte. Beide Kernele-
mente der NS-Ideologie, Antisemitismus / Rassismus und Anti-
Marxismus / Anti-Kommunismus, rühren aus der gleichen Wurzel:
Der Nz/NS war die extremste Form der ideologischen Gegenrevolution
– entschieden gegen jegliche Form der (vom Nz/NS explizit mit der
Großen Französischen Revolution 1789 verknüpften) Aufklärung so-
wie sämtlicher daraus resultierender Emanzipationsbewegungen.

Drittens war der Nz/NS radikalnationalistisch und knüpfte dabei
an den Imperialismus des deutschen (Spät-)Wilhelminismus an, der
durch  den  angeblichen  „Schandvertrag  von  Versailles“  sowie  die
„Dolchstoßlegende“ seit Anfang der zwanziger Jahre zusätzliche Nah-
rung erhalten hatte. 

Viertes Ideologem war schließlich ein unbedingter Bellizismus, mit
dem nach innen seit 1933 eine systematische Militarisierung der deut-
schen Gesellschaft korrespondierte. „Bellizismus“ heißt, dass die von
den NS/Nz avisierten Kriegsziele weit über „normale“ imperialistische
Ambitionen hinausgingen. Krieg – bis zur Weltherrschaft und wohl
noch darüber hinaus – war Selbstzweck und fand seinen Ausdruck in
entsprechenden  Geschlechteridealen,  mit  dem  männlichen  Krieger
als dominantem Part. Die Formel von den „Soldaten der Arbeit“
(Adolf Hitler / Robert Ley) brachte zum Ausdruck, dass Krieg und
Militarisierung auch das Alltagsleben auf allen, auch den vordergründig
zivilen Feldern durchziehen sollte. 

Über diese vier Ideologeme hinaus war die NS-Ideologie nicht kon-
sistent. Auch das – dem Militär abgeschaute – „Führerprinzip“ entpuppt
sich bei näherem Hinsehen in die verschiedenen Teilbereiche der NS-
Gesellschaft als eher nominell. Tatsächlich waren meist Cliquen oder
größere Gruppen (der neuen NS-Elite und ebenso der etablierten Funk-
tionseliten) tonangebend. Lediglich die meist bewusst unpräzise formu-
lierten politisch-ideologischen Statements Hitlers waren sakrosankt.
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Antisemitismus und Rassismus, Nationalismus und Imperialismus,
Feindschaft gegenüber der Arbeiterbewegung und Bellizismus / Mi-
litarismus als zentrale Ideologeme des NS wurzeln tief im 19. Jahr-
hundert, ebenso der für den Nz/NS als Bewegung konstitutive Anti-
sozialismus und Antikommunismus sowie überhaupt dessen gegen
Aufklärung und Emanzipation und Demokratie gerichtete Grundten-
denz. Vergleichsweise originell dagegen ist die auf Hitler zurückgehende
Formel von den „Novemberverbrechern“, die alle ideologischen Ele-
mente (auch Antisemitismus und Russophobie) bündelte und als roter
Faden Selbstverständnis wie Praxis des NS durchzog („November-
syndrom“).

Die Inkonsistenz der NS-Ideologie war kein Defizit, sondern kal-
kuliert.  Ein enormer Vorteil  der ideologischen Heterogenität  und
Diffusität des Nz/NS war, dass sich unterschiedlichste – teilweise auch
entgegengesetzte – Interessen und entsprechend verschiedenste Sozi-
algruppen positiv auf den Nz/NS beziehen konnten. Nicht zuletzt
deshalb verschaffte der Nz/NS gegenrevolutionären Strömungen in
den zwanziger Jahren eine Massenbasis. Diese waren sozial zunächst
wesentlich aristokratisch-distinkt und nur zu kleineren Teilen (klein-)
bürgerlich sowie „lumpenproletarisch“ geprägt sowie programmatisch
zudem auf eine bloße Restauration der Hohenzollernmonarchie ge-
richtet gewesen. Der Nz/NS „proletarisierte“ die Gegenrevolution;
er öffnete sie für breitere „Volksschichten“, vor allem die alten und
neuen „Mittelschichten“ (selbständiges Kleingewerbe; bäuerliche Be-
völkerung; Angestellte), zu Teilen für Arbeitnehmer in noch stark hand-
werklich geprägten mittleren und kleinen Industriebetrieben außer-
halb der großstädtisch geprägten Wirtschaftszentren. Zu Recht ist die
NSDAP als Volkspartei charakterisiert worden; sie besaß freilich ei-
nen kräftigen Mittelstandsbauch.

Zur Massenbewegung wurde der Nazismus nicht nur aufgrund von
Inkonsistenz und Diffusität seiner Ideologie,  die  diese für unter-
schiedlichste Interessen und (damit) soziale Schichten als positiven
Bezugspunkt anschlussfähig machte, sondern außerdem aufgrund der
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Weltwirtschaftskrise, die Deutschland mit besonderer Wucht traf. Es
waren nicht das industrielle Proletariat und auch nicht die erwerbslo-
sen Arbeiter, die überdurchschnittlich für die NSDAP votierten. Die
klassischen sozialistischen Arbeitermilieus blieben ebenso wie das ka-
tholische Milieu trotz Erosionserscheinungen vielmehr bis 1933 in
bemerkenswerter Weise resistent gegenüber NS-Einflüssen. Es war viel-
mehr eine dramatische „Panik im Mittelstand“,11 die breite Schichten
vor allem der protestantisch geprägten neuen wie alten Mittelschichten
zu Hitlers Wählern werden ließen.12 

Obwohl die NSDAP über dreißig Prozent der Wählerstimmen er-
hielt (Juli 1932: 37,4%; Nov. 1932: 33,1%; März 1933: 43,9%), war
das NS-Regime keineswegs zwangsläufig. Den Nazis wurde die Macht
übergeben – durch den Reichspräsidenten Paul von Hindenburg und
die hinter ihm stehende Strömung traditioneller Funktionseliten. Um-
stritten ist, wie breit diese Strömung gewesen ist. Waren es nur ostel-
bische Großagrarier, die Hindenburg dazu veranlassten, Hitler zum
Reichskanzler zu ernennen und die NS-Bewegung an die politischen
Schalthebel zu bringen? Oder standen hinter Hitler, der NSDAP und
ihren durch Franz von Papen personifizierten Bündnispartnern im
„Kabinett der nationalen Einheit“ sehr viel breitere Schichten der eta-
blierten Funktionseliten?

Diese Frage ist bis heute kontrovers. Sie ist dies nicht zuletzt des-
halb, weil die Kommunikationsprozesse zwischen beiden Seiten über-
wiegend informell – das heißt, meist mündlich und damit ohne schrift-
liche Spuren – waren. Lange Zeit wurde versucht, diese Frage über
konkrete Geldflüsse nachzuweisen. Erschwert wurden und werden der-
artige Nachweise dadurch, dass auch die finanziellen Zuwendungen
in aller Regel informell – ohne Quittungen und ähnliches – getätigt
wurden und entsprechende Quellen aufgrund der Vernichtung einschlä-

11 So der Titel dieses Artikels von 1930: Theodor Geiger, Panik im Mittelstand, in: Die Ar-
beit. Zeitschrift für Gewerkschaftspolitik und Wirtschaftskunde, 7 (1930), 10, S. 637–654.

12 Jürgen W. Falter, Hitlers Wähler, München 1991.
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giger Akten sowie des nach wie vor oft restriktiven Zugangs zu priva-
ten Unternehmensarchiven schwer zu eruieren sind.13

Zudem blenden Erklärungsansätze, die eine unmittelbare Finanzie-
rung der NSDAP durch große Gruppen des Industrie- und/oder
Bankkapitals zu Kriterien machen, das historisch komplexere Verhält-
nis von Kapital und NS-Bewegung beziehungsweise NS-Regime aus.
Dies hat sich bereits in einer Debatte in der Zeitschrift „Das Argu-
ment“ über die Frage gezeigt, ob seit 1933 ein Primat der Ökonomie
oder ein Primat der Politik bestanden habe. Strukturelle Erklärungs-
versuche, die (unter Rückgriff auf Marx’ „18. Brumaire“ von 1852
und Aufsätze vor allem August Thalheimers 1928 ff.) als „Bonapar-
tismus-Theorie“ oder (mit Bezug vor allem auf die umfangreiche Un-
tersuchung  Behemoth des  sozialdemokratischen Politikwissenschaft-
lers  Franz  Leopold Neumann)  als  „Polykratie“-Konzept  firmieren,
bieten hier vielversprechende Theorieansätze.14 Darüber hinaus war
allein das industrielle Kapital in mehrere Fraktionen zersplittert, wie –
mit Blick auf die Konkurrenzfähigkeit auf dem Weltmarkt – insbesonde-
re Alfred Sohn-Rethel in Aufsätzen bereits Anfang der dreißiger Jahre
herausgearbeitet hat.

Bis heute ist das Verhältnis von NS – als Ideologie, Bewegung und
Regime – und Kapitalismus kontrovers geblieben. Das Diktum von
Max Horkheimer, „Wer aber vom Kapitalismus nicht reden will, soll
vom Faschismus schweigen“,15 wurde namentlich in der bundesdeut-
schen Historiographie seit den achtziger Jahren oft in sein Gegenteil
verkehrt. Verkannt oder ignoriert wurde dort, dass die NS-Volkswirt-
schaft bereits seit Frühjahr 1933 deutlich konturierte, bellizistische

13 Dies gilt trotz bemerkenswerter neuerer Untersuchungen wie  z. B. Karsten Schönbach,
Die Deutschen Konzerne und der Nationalsozialismus 1926–1943, Berlin 2015.

14 Vgl. August Thalheimer, Über den Faschismus, in: Faschismus und Kapitalismus, hg. von
Wolfgang Abendroth, Frankfurt a. M. 1967, S. 19–38 (zuerst: Gegen den Strom. Organ der
KPD/Opposition 1930); vgl. Karl Marx, Der 18te Brumaire des Louis Napoleon (Bonaparte),
in: MEW 8, Berlin 2009, S. 111–207; Franz Leopold Neumann, Behemoth. Struktur und Praxis
des Nationalsozialismus 1933–1944, Frankfurt a. M. 1977 (englische Erstausgabe 1942/44).

15 Max Horkheimer, Die Juden in Europa [1939], in: ders., Gesammelte Werke, Bd. 4,
Frankfurt a. M. 1988, S. 308–334, hier S. 308 f.
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Züge besaß, die 1934 und Ende 1936 zunehmend sichtbar wurden und
vor dem Hintergrund des weitgehenden Zusammenbruchs der Welt-
wirtschaft von Anbeginn Devisenbewirtschaftung sowie überhaupt
Autarkiepolitik  und  andere  staatliche  Interventionen  implizierten.
Breite Strömungen der westlichen NS-Forschung unterschlugen, dass
jede moderne Kriegswirtschaft Elemente stärkerer staatlicher Lenkung
aufweist. Sie postulierten einen uneingeschränkten Primat der Politik
und imaginierten die NS-Ökonomie als neuen Typus von Volkswirt-
schaft jenseits von Kapitalismus und Sozialismus. Leicht hatte es die
These vom vorgeblich neuen Typus einer nicht mehr marktwirtschaft-
lichen, sondern „staatlich organisierten“ NS-Volkswirtschaft vor dem
Hintergrund 

a) des NS-Antisemitismus und des Holocaust, die sich in der
Tat  in  vielfältiger  Hinsicht  Kriterien  einer  unmittelbaren
ökonomischen Funktionalität entziehen; 

b) der  ökonomistisch  verkürzenden  Dimitroff-Doktrin  der
Komintern; 

c) des  Tatbestandes,  dass  sich eine  unmittelbare  Finanzierung
der NS-Bewegung vor 1933 durch breitere Kreise ökonomi-
scher Funktionseliten aus methodischen Gründen nicht oder
nur schwer nachweisen lässt. Tatsächlich lassen sich NS-Bewe-
gung und NS-Regime nicht auf die Rolle einer bloßen ‚Agen-
tur  des Kapitals oder bestimmter Kapitalfraktionen reduzie-
ren.

Allerdings blieben auch liberalkonservativen Historikern der wirt-
schaftspolitische Pragmatismus und die Ideologisierung von Markt-
wirtschaft und „freier Unternehmerinitiative“ durch führende NS-
Protagonisten nicht verborgen. So hat der US-amerikanische Wirt-
schafts- und Unternehmenshistoriker Henry Ashby Turner bereits
frühzeitig Hitler als einen unbedingten Anhänger des „liberalen Kon-
kurrenzprinzips“ bezeichnet.16 Ähnlich früh haben bundesdeutsche

16 Henry Ashby Turner, Hitlers Einstellung zu Wirtschaft und Gesellschaft vor 1933, Ge-
schichte und Gesellschaft, 2 (1976), S. 89–117, hier S. 95; vgl. resümierend Christoph Buchheim,
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Historiker auch die herausragende Rolle großer industrieller Konzerne
und deren maßgeblichen Einfluss auf die NS-Politik betont. Dietmar
Petzina hat mit Blick auf den Vierjahresplan des NS-Regimes Ende
1936 sogar von einer „privaten Durchdringung der Wirtschaftspolitik“
sowie deren „Privatisierung“ zugunsten „großer Monopolgruppen“
wie der IG Farbenindustrie und der Vereinigten Stahlwerke gespro-
chen.17 Der undogmatische Sozialist Alfred Sohn-Rethel hatte bereits
in den dreißiger Jahren in Aufsätzen die Vereinigten Stahlwerke aus
strukturellen betriebsökonomischen Gründen zum treibenden Element
bei der Installierung des NS-Regimes erklärt.18

Die Affinitäten der meisten führenden Repräsentanten des NS-Re-
gimes zum „liberalen Konkurrenzprinzip“ sind im Übrigen bereits im
NS als Ideologie angelegt und werden dort gleichzeitig radikalisiert:
Das Ideologem eines unbedingten Rassismus schließt Sozialdarwinis-
mus ein.

Die Protagonisten des Nz/NS spekulierten nicht nur auf die poli-
tische, sondern ebenso auf die sozialökonomische Suggestivkraft des
Schlagwortes „Nationalsozialismus“: „Sozialismus“ impliziert die Über-
windung der privaten Verfügungsgewalt über Kapital in seinen unter-
schiedlichen Formen.19 Die permanente Verwendung des Attributs
„nationalsozialistisch“  und  der  inflationäre  Gebrauch  des  Wortes
„Sozialismus“ durch Repräsentanten der NS-Bewegung und des NS-
Regimes verdeckten kalkuliert, dass diese keineswegs den auf Privat-
eigentum basierenden Kapitalismus überwinden wollten, sondern im

Unternehmen in Deutschland und NS-Regime 1933–1945, Historische Zeitschrift, 282 (2006), 2, 
S. 351–390.

17 Vgl. Dieter Petzina, Autarkiepolitik im Dritten Reich. Der nationalsozialistische Vierjah-
resplan, Stuttgart 1968, S. 197.

18 Vgl. Alfred Sohn-Rethel, Ökonomie und Klassenstruktur des deutschen Faschismus, hg.
von Johannes Agnoli, Bernhard Blanke und Niels Kadritzke, Frankfurt a. M. 1973, bzw. unter
dem Titel: Industrie und Nationalsozialismus. Aufzeichnungen aus dem „Mitteleuropäischen
Wirtschaftstag“, hg. von Carl Freytag, Berlin 1992.

19 Vgl. Wolfgang Fritz Haug, Der hilflose Antifaschismus. Zur Kritik der Vorlesungsreihen
über Wissenschaft und NS an deutschen Universitäten, Frankfurt a. M. 1967, S. 48–53; Ders.,
Vom hilflosen Antifaschismus zur Gnade der späten Geburt, Hamburg / Berlin 1993.
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Gegenteil während der Krise (teil-)verstaatlichte Großbanken und
Konzerne wie die Vereinigten Stahlwerke ab Mitte der 1930er Jahre
reprivatisierten und überdies eine Privatisierung zunächst parteieigener
Unternehmen wie der Hermann-Göring-Werke ins Auge fassten. 

Zentrale Akteure der Diktatur setzten gezielt auf die systemtrans-
zendierenden Assoziationen, die in breiten Gesellschaftsschichten mit
dem Terminus „Sozialismus“ verbunden wurden, um das Festhalten
des NS-Regimes an den bestehenden ökonomischen Grundkonstella-
tionen zu kaschieren. Exemplarisch dafür steht der NSDAP-Reichs-
organisationsleiter und Führer der für die breite deutsche Arbeitneh-
merschaft geschaffenen Deutschen Arbeitsfront (DAF), Robert Ley,
dem manche Historiker bis heute besonders starke „sozialistische“
Neigungen unterstellen. Ley, in dessen Reden es von Sozialismus-
Phrasen nur so wimmelt, entkoppelte „Sozialismus“ bewusst von allen
ökonomisch-gesellschaftlichen Implikationen. Er verknüpfte das Wort
vielmehr mit einem rassistischen „Volksgemeinschafts“-Begriff,  der
sowohl die jeweilige Gegenwart der NS-Gesellschaft zwischen 1933
und 1945 als auch die avisierte („utopische“) Sozialordnung charak-
terisieren sollte; die NS-Selbstbezeichnung „Volksgemeinschaft“ wie-
derum wurde innerhalb der NS-Forschung in den letzten zwei Jahr-
zehnten  in  problematischer  Weise  zu einem analytischen Begriff
aufgewertet.20

Ley und andere NS-Protagonisten fabulierten vom „Sozialismus
der Tat“, den das NS-Regime und die DAF errichten würden, ver-
knüpfte den Terminus „Sozialismus“ auf das engste mit einem NS-
spezifischen, rassistisch-bellizistischen „Arbeits“- und „Gemeinnutz“-
Begriff, band beide an das Ideologem der „Volks-“ und vor allem
„Leistungsgemeinschaft“, sprachen vom „Adel der Arbeit“ sowie von
der „Arbeit als Ausdruck des schöpferischen Geistes“. Leys „sozialis-

20 Vgl. z. B. Frank Bajohr / Michael Wildt (Hg.), Volksgemeinschaft. Neue Forschungen zur
Gesellschaft  des  Nationalsozialismus,  Frankfurt  a.  M.  2009;  Detlef  Schmiechen-Ackermann
(Hg.),  ‚Volksgemeinschaft‘: Mythos, wirkungsmächtige soziale Verheißung oder soziale Realität
im ‚Dritten Reich‘?, Paderborn 2012; Ian Kershaw, ‚Volksgemeinschaft‘. Potenzial und Grenzen
eines neuen Forschungskonzeptes, Vierteljahreshefte für Zeitgeschichte, 59 (2011), S. 1–17.
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tisch-volksgemeinschaftliche“ Elogen kulminierten in der Formel: „Ar-
beit ist eine Funktion der [arischen] Rasse“.21 

„Sozialismus“  als  inflationär  verwendete  NS-Phrase  übertünchte
rhetorisch eine weiterhin privatkapitalistisch grundierte, von hohen
Profiterwartungen getriebene ökonomische Praxis. Selbst unmittelbar
im NS-Besitz befindliche Konzerne, etwa des weitverzweigten gigan-
tischen DAF-Unternehmenskomplexes, blieben in ihrem Handeln wirt-
schaftsliberalen Grundsätzen verpflichtet.22

Die bereits in den 1920er Jahren und dann verstärkt vom „Nazismus“
vorgenommenen Ausweitungen und Verschiebungen des Sozialismus-
begriffs sowie das in Politik und Propaganda bis 1945 omnipräsente
Schlagwort NS glitten, wie Victor Klemperer beobachtete, „in Fleisch
und Blut der Menge über durch die Einzelworte, die Redewendungen,
die Satzformen, die er ihr in millionenfachen Wiederholungen auf-
zwang und die mechanisch und unbewußt übernommen wurden“.23

Damit war der Boden für eine Akzeptanz des Terminus NS auch nach
1945 in der westdeutschen Gesellschaft bereitet.

Zwar kritisierten auch maßgebliche Repräsentanten der Sozialde-
mokratie wie Kurt Schumacher (in seiner ersten öffentlichen Rede
vom 6. Mai 1945) die Weiterverwendung des Begriffs NS massiv, weil
der Rekurs auf die Selbstbezeichnung der „Nazis [die] Idee des Sozi-
alismus schändlich beflecken“ und deren fundamentale „Feindschaft
gegen die arbeitenden Klassen und […] ihre Emanzipation“ überde-
cken würde.24 Dennoch wurde der Terminus NS in der Bundesrepublik
zur Charakterisierung des mit dem Namen Hitler verbundenen Re-
gimes sowie der mit diesem assoziierten Ideologie und Bewegung vom

21 So Ley auf der DAF-Reichstagung vom 3. und 4. Dezember 1935, zit.  nach: Rüdiger
Hachtmann, Arbeit und Arbeitsfront. Ideologie und Praxis, in: Michael Wildt / Marc Buggeln
(Hg.), Arbeit im Nationalsozialismus, Hamburg 2014, S. 83–106, hier S. 94 und S. 96.

22 Vgl. Rüdiger Hachtmann, Das Wirtschaftsimperium der Deutschen Arbeitsfront 1933 bis
1945, Göttingen 2012, S. 573–579. 

23 Klemperer, Victor, LTI [1946], Leipzig 1975, S. 26.
24 Zit nach Kurt Schumacher, Reden, Schriften, Korrespondenzen 1945–1952, hg. von Willy

Albrecht, Berlin / Bonn 1985, S. 208; Vgl. Ulla Plener, Eine Aufforderung zur Diskussion,
Das Argument, 322 (2017), S. 235–237.
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Mainstream der wissenschaftlichen Forschung übernommen – und
diese Übernahme der Selbstbezeichnung NS wurde nur selten kritisch
reflektiert.25 

In der DDR und in Osteuropa sprach man dagegen bis 1989 von
„deutschem Faschismus“ oder „Hitlerfaschismus“, im angloamerika-
nischen (und ähnlich auch im spanischen) Sprachraum lange Zeit von
„nazism“. Inzwischen hat sich aber auch in der angloamerikanischen
Forschung der Terminus „nationalsocialism“ statt „nazism“ weitgehend
durchgesetzt. Die unterschiedlichen Etikettierungen und die seman-
tische Hegemonie des Terminus NS sind nicht wissenschaftlich be-
gründet, sondern durch die globalen Konstellationen seit 1945 bedingt,
insbesondere durch die bis heute nachwirkenden politischen Front-
stellungen des Kalten Krieges.

Allerdings ist auch die Kritik an einem inflationären Gebrauch des
Faschismusbegriffs, an dessen relativ unterschiedsloser Anwendung
auf alle rechtsautoritären Regime berechtigt, zumal wenn der Termi-
nus nicht in analytischer, sondern in polemisch-denunziatorischer
Absicht eingesetzt wird. Gleichwohl bleibt der Begriff „Faschismus“
heuristisch wertvoll. Denn er verweist auf einen gesamteuropäischen
und tendenziell globalen Trend (mindestens) der Zwischenkriegszeit
sowie auf den italienischen (Mussolini-)Faschismus als Vorbild ver-
gleichbarer Bewegungen  und Regime. Zu Recht sind – auch in der
neueren bundesdeutschen Forschung – die Ähnlichkeiten zwischen den
Faschismen herausgearbeitet und Parallelen betont worden, angefan-
gen bei der Form der „Machtergreifung“ und Machtübergabe sowie dem
Führerkult über Sozialstruktur, Habitus und Praxis der faschistischen
Massenbewegungen sowie exzessiver Gewaltanwendung und Bewe-
gungs- wie Staatsterrorismus bis hin zu Rassismus, Antisemitismus und
„Eugenik“.26 

25 Eine der wenigen Ausnahmen ist der in diesem Heft (S. XX-»YY) dokumentierte Artikel
von Karl Heinz Roth, Faschismus oder Nationalsozialismus? Kontroversen im Spannungsfeld
zwischen Geschichtspolitik, Gefühl und Wissenschaft, in: Sozial.Geschichte, 19 (2004), S. 31–52.

26 Vgl. z. B. Wolfgang Schieder, Faschistische Diktaturen. Studien zu Italien und Deutsch-
land, Göttingen 2008; Sven Reichardt, Faschistische Kampfbünde. Gewalt und Gemeinschaft im
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Faschismus als Oberbegriff schließt im Übrigen Differenzierung
und Typologisierung nationaler Spezifika nicht aus. Dass zudem eine
plausible Typologisierung und Abgrenzung zu verwandten Bewegungs-
und vor allem Regimetypen, etwa zu rechtsautoritären Militärdikta-
turen, schwierig bleibt, schränkt den heuristischen Wert des Faschismus-
begriffs nicht grundsätzlich ein. Insbesondere für eine international
vergleichende wie transnationale Forschung bleibt der Begriff „Faschis-
mus“ unverzichtbar.27 

Trotz einer relativ elaborierten internationalen Faschismusforschung
beharrt der meist auf Deutschland zentrierte Mainstream der liberal-
konservativen  bundesdeutschen Forschung auf  der  Selbstbezeich-
nung NS als vermeintlich analytischem Begriff sowohl für die mit der
NSDAP und dem Namen Hitler verbundene Ideologie und Bewegung
als auch und vor allem für das deutsche Herrschafts- und Gesellschafts-
system zwischen 1933 und 1945. Dass dahinter dezidiert nicht-wis-
senschaftliche, politische Absichten stehen, lässt sich auch daran ab-
lesen, dass die Möglichkeit einer Verwendung des Begriffs Nz als
einer angemesseneren Kategorie, die unmissverständlich und ohne se-
mantisch-politisch irreführende Implikationen auf die tatsächlichen
oder vermeintlichen Spezifika der deutschen Verhältnisse abhebt, im
wissenschaftlichen Diskurs nicht einmal in Erwägung gezogen wird.

Im  alltäglichen  Sprachgebrauch  war  „Nazi“  bis  Anfang  des
20. Jahrhunderts nichts weiter als  die verkürzende Koseform von
„Ignaz“. Als politisches Kürzel scheint das Wort „Nazi“ in Deutsch-
land vereinzelt bereits um die Wende vom 19. zum 20. Jahrhundert in
die Umgangssprache Eingang gefunden zu haben, als Abkürzung für
die  „National-Sozialen“  um  Friedrich Naumann.  Mitte  1922  griff

italienischen Squadrismus und in der deutschen SA, Köln u. a. 2002.
27 Vgl. als neuere Literaturüberblicke z. B. Sven Reichardt, Neue Wege der vergleichenden

Faschismusforschung, Mittelweg 36, 16 (2007), 1, S. 9–25; Fernando Exposito, Faschismus –
Begriff und Theorien, Version 1.0, in: Docupedia-Zeitgeschichte, 06.05.2016, [http://docupe-
dia.de/zg/esposito_faschismus_v1_de_2016]; Rüdiger Hachtmann, Wie einzigartig war das NS-
Regime? Autoritäre Herrschaftssysteme der ersten Hälfte des 20. Jahrhunderts im Vergleich –
ein Forschungsbericht, Neue Politische Literatur, 62 (2017), 2, S. 229–280.
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Kurt Tucholsky, unter seinem bekannten Pseudonym Peter Panter,
den Terminus „Nazi“ in einem kurzen Artikel der Weltbühne auf, al-
lerdings ohne dezidiert politische Konnotationen, als „Gattungs“-Be-
griff für „schmierige“ und „aufdringliche“, eingewanderte „oesterrei-
chische, mährische und speziell wienersche“ Neu-Berliner, die „den
Wurstlprater für den Mittelpunkt der Welt“ hielten.28 Bei Tucholsky
war der Terminus Nz noch nicht eindeutig auf proto- und frühfaschis-
tische Bewegungen und deren Akteure gemünzt. Als Kurzbezeich-
nung für „Nationalsozialist(en)“ scheint sich „Nazi“ dann in der
Folgezeit rasch durchgesetzt zu haben, nicht zuletzt vor dem Hinter-
grund der österreichischen Abstammung der NS-Zentralfigur Hitler.29

Ab Mitte der zwanziger Jahre war die Verwendung des Terminus Nz
weit verbreitet, anfänglich auch als Selbstbezeichnung der NS, analog
zum umgangssprachlichen „Sozi“. Als analytische Kategorie wurden
nazism sowie nazis und nazidom in einer Mitte 1934 von der briti-
schen  Labour Party herausgegebenen, anonymen Schrift eingeführt;
Verfasser dieser Schrift waren vermutlich der linkssozialistische His-
toriker  Arthur  Rosenberg,  Verfasser  unter  anderem von „Vorge-
schichte“ und „Geschichte der Weimarer Republik“,30 sowie der sozial-
demokratische  Arbeitsrechtler  und  Politikwissenschaftler  Franz
Leopold Neumann, Verfasser des „Behemoth“ (1942/44).31 Beide Au-
toren betonen den Rassismus, die extrem reaktionäre und vor allem
gegen die  organisierte  Arbeiterbewegung gerichtete Grundtendenz
der NS-Bewegung und des NS-Regimes sowie – unter dem Eindruck
der Beseitigung der SA-Führung unter Ernst Röhm – deren „marria-
ge with monopoly capitalism and the old reactionary forces“.32 

28 Kurt Tucholsky (unter  dem Pseudonym Peter  Panter),  Die  „Nazis“,  in:  Die  Welt-
bühne, 23 (1922), S. 586–588.

29 o. V., Wann und wo ist „Nazi“ als Bezeichnung für Anhänger Hitlers zuerst belegt?, in:
Der Sprachdienst, 43 (1999), 1, Sp. 28 f.

30 Zu Rosenberg vgl. Mario Keßler, Arthur Rosenberg. Ein Historiker im Zeitalter der Ka-
tastrophen (1889–1943), Köln / Weimar / Wien 2003.

31 Vgl. ebenda, S. 201, Fußnote 75.
32 Vgl. Labour Party (Hg.), Nazis, Nazism, Nazidom, London 1934, Zitate S. 30.
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Zwar überbewerten die beiden  Autoren für die von ihnen fokus-
sierte Anfangszeit der NS-Diktatur die Orientierung am italienischen
Faschismus und an einem ständisch geprägten Korporatismus. Stän-
disch-korporatistische Ideen  – das konnten Rosenberg und Neumann
zum Zeitpunkt des Erscheinens der Schrift noch nicht wissen – lie-
ßen die Protagonisten der NS-Diktatur spätestens 1935/36 fallen; die
Unternehmer besaßen mit der  Reichswirtschaftskammer sowie den
Reichsgruppen (darunter den Reichsgruppen Industrie und Banken)
samt Wirtschaftskammern und Wirtschaftsgruppen weiterhin relativ
autonome Organe, die lediglich vordergründig korporatistische Züge
besaßen, de facto jedoch Lobbyorganisationen mit weitreichenden
Kompetenzen waren. Überhaupt bildete das NS-Regime relativ rasch
eine eigenständige Form einer „Neuen Staatlichkeit“ aus, die sich gra-
vierend auch vom – zudem weiterhin in ein monarchisches System
eingebundenen – Mussolini-Faschismus unterschied.33 Aber selbst
wenn man die Bedeutung des ständischen Elements für die Anfangs-
jahre relativiert und korrigiert (was Neumann in seinem Behemoth
getan hat) und zudem auf die Eigenständigkeit der NS-Herrschafts-
strukturen gerade auch im Vergleich zum italienischen Vorbild insistiert,
spricht nichts gegen eine Verwendung des Terminus Nz als analyti-
schem Oberbegriff für die „deutschen Verhältnisse“.

Auch innerhalb der sich stärker auf die Sowjetunion beziehenden
Strömungen des Marxismus wurde der Begriff Nz zur Kennzeichnung
der Spezifika der deutschen Entwicklung verwendet, namentlich von
Georg Lukács. In einem im Januar 1943 verfassten Aufsatz bezeichnet
Lukács „die nazistische Barbarei [als] eine noch nie dagewesene Er-
scheinung in der Geschichte der Menschheit“, die alle bisherigen Va-
rianten der Gegenrevolution und Faschismen „in den Schatten ge-

33 Vgl. Rüdiger Hachtmann, Elastisch, dynamisch und von katastrophaler Effizienz – An-
merkungen zur Neuen Staatlichkeit des Nationalsozialismus, in: Wolfgang Seibel  / Sven
Reichardt (Hg.), Der prekäre Staat. Herrschen und Verwalten im Nationalsozialismus, Frank-
furt a. M. / New York 2011, S. 29–73; vgl. Rüdiger Hachtmann, Polykratie. Ein Schlüssel zur
Analyse der NS-Herrschaftsstruktur? Version 1.0, Docupedia-Zeitgeschichte, 01.06.2018, [htt-
ps://docupedia.de/zg/Hachtmann_polykratie_v1_de_2018].
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stellt“ habe. Als ideologischen Kern des Nz, als das „‚theoretische‘
Fundament  der  fürchterlichsten  Barbarei,  die  die  Menschheitsge-
schichte bisher kannte“, identifiziert er die „Rassentheorie“, die „die
prinzipielle Ungleichheit der Menschen und Völker proklamiere“, in
direktem Gegensatz zu allen Formen der Aufklärung und Emanzipa-
tion: Erst der nazistische Rassismus erlaubte „die Entfesselung, ja die
Mobilisierung aller barbarischen Instinkte, die noch in vielen Menschen
schlummern“.34 

Nach 1945 fand der Begriff Nz zwar durchaus Verwendung, wis-
senschaftlich und juristisch im deutschen Sprachraum in der Regel al-
lerdings nur als Teil des Begriffs „Entnazifizierung“. Alltagssprachlich
blieben die Termini „Nazi“ und „Nazismus“ ebenfalls recht verbreitet,
jedoch vor allem in der angesprochenen verengten und exkulpatori-
schen Weise sowie auf Seiten eines Antifaschismus, wo er in der Bun-
desrepublik im Kontext der (früher beginnenden) 1968er-Bewegung
parallel zum Aufstieg der NPD eine semantische Konjunktur erlebte
und bis heute gebräuchlich geblieben ist (auch als „Neo-Nazi[smus]“),
oft freilich pejorativ-polemisch, unter Verzicht auf seine analytischen
Potenzen. Im herrschenden wissenschaftlichen Diskurs wird der Be-
griff Nz bis in die Gegenwart dagegen sorgsam vermieden.

Wenn der Terminus Nz sich weit besser als die Selbstbezeichnung
„Nationalsozialismus“ eignet, die Spezifika von NS-Ideologie, NS-
Bewegung und NS-Regime semantisch herauszustreichen: Warum hält
die  bundesdeutsche und darüber hinaus die  westliche Historiogra-
phie dennoch geradezu störrisch an der Selbstbezeichnung der Hitler-
Bewegung und des Hitler-Regimes und der von beiden ausgebildeten
Ideologie als „Nationalsozialismus“ fest? 

Weit offener als Wissenschaftler äußern sich Politiker zu den Be-
weggründen. So begründete der damalige CSU-Vorsitzende und baye-
rische Ministerpräsident Edmund Stoiber in einem Interview in der
Frankfurter Rundschau vom 28. September 1979 die Präferenzen für

34 Georg Lukács, Der Rassenwahn als Feind des menschlichen Fortschritts [1943], in: ders.,
Schicksalswende. Beiträge zu einer neuen deutschen Ideologie, Berlin 1956, S. 113, 119, 127.
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die Verwendung des  Terminus NS mit der schlichten Behauptung:
„Schließlich war der Nationalsozialismus auch eine Variante des Sozi-
alismus“. Das anhaltende Insistieren auf den Terminus NS für die
Ideologie der Hitler-Bewegung und ebenso der deutschen Diktatur
1933 bis 1945 ist also eine Erbschaft des Kalten Krieges und bis heute
ein zentrales Element einer hegemonialen Sprachpolitik, die politisch
kalkuliert „Nationalsozialismus“ und „Sozialismus“ gleich welcher
Couleur semantisch in engste Nachbarschaft rückt und dies mit ni-
vellierenden, ‚links‘ und ‚rechts‘ überwölbenden Begriffen wie „Tota-
litarismus“ und „Extremismus“ zusätzlich stützt – in der Absicht,
Überlegungen zu sozialistischen Strategien und einer künftigen sozi-
alistischen Gesellschaft bereits im Vorfeld rationaler Diskussion wir-
kungsvoll zu diskreditieren.
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Sergio Bologna

Gedanken zum Thema: Geschichte als Beruf1

Drei Opfer. 
Einmal lebenslänglich, ein Suizid, eine Erschießung

Drei Texte haben in der Zeit nach dem Zweiten Weltkrieg grundle-
gende Anregungen dafür gegeben, intelligente Fragen über die Art
und Weise der Geschichtsschreibung, über den Beruf des Historikers
und über die Rolle, die das historische Wissen im individuellen Be-
wusstsein  spielt,  zu stellen.  Es  handelt  sich um Antonio  Gramscis
Quaderni del carcere,2 Walter Benjamins Aufsatz „Über den Begriff
der Geschichte“3 und Marc Blochs Schrift Apologie pour l’histoire ou
Métier d’Historien.4 Ohne jeden interpretatorischen Ehrgeiz möchte
ich hier nur hervorheben, dass diese drei Texte mit dem Blut ihrer

1 Ich danke allen Personen, die mir bei der Abfassung dieses Textes mit bibliographischen
Hinweisen, Methodenvorschlägen, persönlichen Informationen oder einfach dadurch geholfen
haben, dass sie bestimmte Passagen meiner Überlegungen mit mir diskutiert haben. Insbesondere
danke ich Gilda Zazzara, Sara Zanisi, Chiara Ottaviano, Bruno Cartosio, Cesare Bermani, Brunello
Mantelli, Giorgio Bigatti, Franco Amatori, Nando Fasce, Giovanni Contini, Alessandro Casellato,
Antonio Canovi, Paolo Bertella Farnetti, Vittore Armanni, Manlio Calegari und Mathias Deichmann.
Alle Anmerkungen stammen vom Autor, Anmerkungen in eckigen Klammern vom Übersetzer.

2 Antonio Gramsci, Gefängnishefte. Kritische Gesamtausgabe in 10 Bänden auf Grundlage der
im Auftrag des Gramsci-Instituts besorgten Edition von Valentino Gerratana. Hrsg. v. Klaus Boch-
mann unn Wolfgang Fritz Haug unter Mitarbeit von Peter Jehle, übers. v. den Herausgebern und R.
Graf, G. Kuck, J. Meinert, L. Schröder, Hamburg 2012. Antonio Gramsci starb am 27. April 1937 in
faschistischer Haft.

3 Walter Benjamin, Über den Begriff der Geschichte, in: ders., Gesammelte Schriften, Bd. I, 2,
Frankfurt a. M. 1974, S. 691–704. Walter Benjamin beging am 26. September 1940 auf der Flucht
vor den Nazis in Portbou (Spanien) Selbstmord.

4 Marc Bloch, Apologie der Geschichtswissenschaft oder Der Beruf des Historikers, Hrsg. von
Peter Schöttler, übers. v. Wolfram Bayer, mit einem Vorwort v. Jacques Le Goff, Stuttgart 2016. Marc
Bloch wurde am 16. Juni 1944 als Mitglied der französischen Résistance hingerichtet, nachdem er
zuvor von der Gestapo gefangen genommen und von den von Klaus Barbie befehligten Truppen
gefoltert worden war.
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Autoren besiegelt wurden. Das prägt ihnen und vielen der Reflexio-
nen, die sie ausgelöst haben, einen besonderen Stempel  auf; es ist,
also ob danach die Vorstellung vom Historiker als eines in seinem El-
fenbeinturm eingeschlossenen  Intellektuellen unmöglich  geworden
und er nur noch als um die Geschicke der res publica besorgter Bür-
ger vorstellbar ist. Der Historiker ist von der Leidenschaft für die Zi-
vilgesellschaft5 erfüllt – oder er ist kein Historiker. Dies schafft ein
doppeltes Problem: jenes der Objektivität des Historikers und das
der Gegenwart. Keiner der drei Texte müht sich mit dem Problem
der Objektivität ab, es ist unnütz, sich damit aufzuhalten. Aber ange-
sichts des Problems, wie der Historiker mit der Gegenwart abrech-
net, wenn er sich daranmacht, Geschichtsschreibung zu betreiben,
können sich die Positionen stark unterscheiden. Ich möchte an die
Erfahrung der Zeitschrift Primo Maggio. Saggi e documenti per una
storia di classe erinnern.6 Sie bezeichnete sich als Zeitschrift der „mili-
tanten Geschichtsschreibung“.7 Es ist nicht möglich, über „militante
Geschichtsschreibung“ zu schreiben, ohne eine Vorstellung davon zu
haben, wie in der beobachteten Gegenwart zu leben ist.

Genua 60, die Generationen spalten sich

Für die Historiker, die der Generation angehört haben, die meiner
vorausging, hatte das Leben in der Gegenwart nur eine Form: jene
des Kampfes gegen den Nazifaschismus. Die Unvergleichbarkeit des
Genozids, die Unterwerfung der Wissenschaften unter die Techniken

5 I. Orig. „passione civile“ =„bürgerliche Leidenschaft“ oder „Leidenschaft für das Bürgerliche“;
zielt auf das gegen die vorbürgerliche Ordnung gerichtete Eintreten für eine selbstbewusste,
gegen die herrschende Ordnung gerichtete Eigenverantwortlichkeit ab.

6 „Erster Mai. Aufsätze und Dokumente für eine Geschichte der Klasse“, wichtige Zeitschrift
des italienischen Operaismus, die von 1973 bis 1989 erschien. Das Nachfolgeprojekt ist „Officina
Primo Maggio“: [https://www.officinaprimomaggio.eu/].

7 I. Orig. „storia militante“; der italienische Begriff „militante“ bedeutet nicht notwendigerweise
„Militanz“ im militärischen Sinn oder im Sinn des Einsatzes von Gewalt, sondern vielmehr „kämpfe-
risch“. Da aber die Mittel und Formen der Arbeiterbewegung der 1960er/70er Jahre in Italien sich
stark von der überwiegenden Vorgehensweise in Deutschland unterschieden haben, hat sich der
Begriff „militant“ etabliert.
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der Zerstörung, der Verlust der Vernunft auf Seiten der Menschheit
haben dazu geführt, dass „die eigene Zeit leben“ bedeutete, den
Kampf gegen den Nazifaschismus zu führen – es bedeutete, jene drei
Opfer zu rächen. Aber meine Generation musste auf der Suche nach
der Identität andere Weg einschlagen. Wir kamen, nachdem sich in
Italien die Geschichte der Volksmassen durchgesetzt hatte, nachdem
die Geschichtsschreibung der Resistenza8 begonnen worden war,
nachdem die Debatte um die Zeitgeschichte in Gang gekommen war,
wie Gilda Zazzara uns in ihrem schönen Aufsatz über die „Geschich-
te von links“  lehrt.9 Nicht mit den Diktaturen mussten wir abrech-
nen, sondern allenfalls mit neofaschistischen Formen in anderer Ver-
kleidung.  Man  musste  sich  nicht  mit  der  „politischen“
Regierungsform  auseinandersetzen,  sondern  mit der  „ökonomi-
schen“ Organisationsform des  kapitalistischen Kommandos.  Nicht
die Geschichte der Parteien und der Institutionen erregte die Leiden-
schaft, sondern die Geschichte der ökonomischen Formen des Ver-
hältnisses zwischen Kapital und Arbeit. 

In den Tagen des Juli 1960 war es einfach, den Neofaschismus wie-
der an den Rand zurückzudrängen, als die Revolte der Bevölkerung
in Genua  – eine mit  der  Goldmedaille  für  den Widerstand ausge-
zeichnete Stadt10 – verhinderte, dass die neofaschistische Partei ihren
Kongress dort abhalten konnte. Das Problem bestand darin, wie man
sich gegen den Neokapitalismus des Mitte-Links-Spektrums verteidi-
gen konnte. Nicht einmal die Hafenarbeiter, die die berühmten „ge-
streiften T-Shirts“ auf den Barrikaden trugen,11 waren unsere Helden,

8 Bezeichnung für die Phase des italienischen Widerstands gegen die Besatzung der Deutschen
zwischen 1943 und 1945, der auf den antifaschistischen Aktivitäten der italienischen Arbeiter-
bewegung in den Jahren zuvor aufbaute.

9 Gilda Zazzara, La storia a sinistra. Ricerca e impegno politico dopo il fascismo [Geschichte
von links. Forschung und politisches Engagement nach dem Faschismus], Rom 2011.

10 Nach dem Zweiten Weltkrieg wurden Personen und Institutionen (einschließlich Städten)
militärische Auszeichnungen verschiedenen Grades (Gold, Silber, Bronze, Kreuz) für herausra-
gende Dienste im Befreiungskrieg gegen die deutsche Besatzung verliehen.

11 I. Orig. „magliette a strisce“, bunt gestreifte T-Shirts, die damals vor allem von Jugendlichen
und jungen Erwachsenen getragen wurden. Die Öffentlichkeit war erstaunt, dass die als unpolitisch
geltenden Jugendlichen zusammen mit ehemaligen Partisan:innen im Juli 1960 mit gewalttätigen
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sondern vielmehr die 70.000 Metallarbeiter aus Mailand, die monate-
lang streikten und einen Sieg davontrugen.12 Es hieß, dass die Stadt
Mailand damals die Arbeiter als Bürger anerkannt habe: Ein neues
Subjekt besetzte den öffentlichen Raum. Die Art und Weise, in der
diese Arbeiter diesen Raum besetzten, verhieß Zukunft, denn sie be-
wegten sich nicht unter der Führung einer Partei. Sie ließen sich von
der Erfahrung leiten, die sie an den Produktionslinien machten, und
setzten hoch entwickelte Formen des Kampfes ein, die es ihnen er-
laubten, „eine Minute länger als der Chef durchzuhalten“. Sie folgten
den Anweisungen der Gewerkschaftsführer, die aber auch nicht wie
„Transmissionsriemen“ agierten. Die Führung der PCI13 beobachtete
misstrauisch das Verhalten der Funktionäre der FIOM14 in Mailand.
Sie rüffelte die jungen Menschen der FCGI,15 die  sich vor den Be-
triebstoren solidarisierten – wie sich Lia Cigarini, die damalige Sekre-
tärin der FCGI in Mailand erinnert. Und die DC16 und die CISL17

betrachteten die Gewerkschaftsführer der FIM,18 die zur Aktionsein-

Demonstrationen die Durchführung des Parteitags des neofaschistischen Movimento Sociale
Italiano verhinderten. Auf ähnlichen Demonstrationen an anderen Orten wurden mehrere Demons-
trant:innen ermordet, s. [https://mps-ti.ch/2020/07/giugno-luglio-1960-lantifascismo-in-blue-jeans-
e-magliette-a-strisce/]; Gianni Carino, I ragazzi con le magliette a strisce, Reggio Emilia, luglio
1960 [Die Jugendlichen mit den gestreiften T-Shirts, Reggio Emilia, Juli 1960], Rom 2007.

12 Im Sommer 1960 begannen Tarifauseinandersetzungen in der Metallindustrie, in deren Verlauf
bis zum Winter 1960 70.000 Metallarbeiter streikten. Im Juni 1961 endete diese Auseinandersetzung
mit der erfolgreichen Unterzeichnung von Tarifverträgen, s.  auch  [https://sites.google.com/
site/sentileranechecantano/schede/atti-di-convegni/1960];  [https://www.fondazionedivittorio.it/it/
sites/default/files/content-attachment/Natale_in_piazza.pdf];  [https://www.marx21.it/archivio/arti-
coli-archivio/una-grande-pagina-di-storia-la-lotta-degli-elettromeccanici/].

13 Partito Comunista Italiano (1921–1991), ehemals stärkste kommunistische Partei Italiens.
14 Federazione Impiegati Operai Metallurgici, Italienische Metallarbeitergewerkschaft, gegründet

1901.
15 Federazione Giovanile Comunista Italiana (1921–1990), Jugendverband der Partito Comu-

nista Italiano.
16 Democrazia Cristiana (1943–1994), Christliche Demokratie, Partei der katholischen Mitte,

stellte die überwiegende Anzahl der Ministerpräsidenten Italiens.
17 Confederazione italiana sindacati lavoratori (1948–heute), christlich geprägter Gewerkschafts-

dachverband, ursprünglich eine Abspaltung der CGIL. Gehört neben CGIL und UIL zu den drei
großen italienischen Gewerkschaftsdachverbänden.

18 Federazione italiana metalmeccanici, Metallarbeitergewerkschaft, die der CISL angehört.
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heit mit den Kommunisten der FIOM bereit waren, möglicherweise
mit noch stärkerer Unruhe.

In diesem Kampf trat noch ein anderes Subjekt an die Öffentlich-
keit: die Frauen. Es war immer schwierig gewesen, sie zum Streiken
zu bewegen, sie aus ihrer Subalternität heraustreten zu lassen. In gro-
ßen Fabriken wie Siemens, Face Standard  und Borletti standen die
Frauen in der ersten Reihe. In einem Dokumentarfilm, den ich 2006
mit meiner Tochter Sabina gedreht habe,19 erinnert sich Antonio
Costa, einer der Führer dieses Kampfes, bewegt daran.

Es ist offensichtlich, dass wir der Geschichte vollkommen andere
Fragen stellten als jene der „Geschichte von links“, die durch die Un-
ermesslichkeit des Phänomens des Nazifaschismus und von einer Pro-
blematik gekennzeichnet war, die sich um die Geschichte der Nation
drehte, um das Verhältnis zum Risorgimento,20 die questione meridio-
nale,21 um den Faschismus als Phänomen der kapitalistischen Rück-
ständigkeit.

Die Herrschaft der Maschinen oder: 
Marx ohne Vermittlung lesen

Unter den jungen Menschen, die die Zeitschrift Quaderni Rossi22 her-
ausgaben, war die mehr oder weniger konfuse Auffassung verbreitet,
dass die Partei und die Gewerkschaft nicht immer Instrumente des
Fortschritts der Arbeiterklasse seien, sondern auch zu Instrumenten
der Kontrolle und Einhegung des Forderungsdrucks werden könn-
ten. In der ersten Ausgabe der Quaderni Rossi  interpretiert Raniero
Panzieri die „Maschinenkapitel“ des ersten Bandes des Kapitals von

19 Sergio Bologna et al., Dalla classe operaia alla creative class [Von der Arbeiterklasse zur creative
class], mit der DVD des Films Oltre il ponto. Storie di lavoro [Jenseits der Brücke. Geschichten
aus der Arbeitswelt] von Sabina Bologna, Rom 2009.

20 Phase der Nationenbildung in den italienischen Unabhängigkeitskriegen von ca. 1848–1870.
21 Begriff  der italienischen Historiografie, unter dem seit den 1870er Jahren die extreme

ökonomische Unterentwicklung des italienischen Südens gefasst wird.
22 „Rote Hefte“, linksradikales Zeitschriftenprojekt des Operaismus, das von 1961 bis 1966 be-

stand, s. [https://www.bibliotecaginobianco.it/?e=flip&id=41&t=elenco-flipping-Quaderni+Rossi].
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Karl Marx. Die Beherrschung der technologischen Logik gestatte
dem Arbeiter, sich Räume der Autonomie zu erschaffen, in denen
folglich Konflikte und Verhandlungen ausgetragen würden, vielleicht
mehr noch, als es die Gesten der Aufsässigkeit gegen die Disziplin
der Chefs scheinen ließen. Die Konzentration unserer Überlegungen
auf die Technologie erlaubte  uns, unsere Gegenwart besser zu erle-
ben, gar zu erahnen, wohin unsere Zukunft ging. Es waren die Jahre,
in denen in Italien über Atomenergie und Elektronik gesprochen
wurde. Wir wussten, dass die Rechner die  Organisations- und Pro-
duktionssysteme beherrschen würden, dass sich eine andere techno-
logische Ära am Horizont abzeichnete. Serge Mallet nannte die Men-
schen in weißen Hemden, die sich so sehr von den Angestellten des
kommerziellen und administrativen Apparats unterschieden und, im
Unterschied zu jenen, den gewerblichen Arbeitern nicht voller Vor-
urteile gegenüberstanden, die also dem Arbeiter näher als dem Ange-
stellten standen, „Die neue Arbeiterklasse“.23 Die Bedeutung der
Techniker erkannt zu haben machte es den Operaisten  leicht, wäh-
rend der  Studentenkämpfe  von  1967/68  in  die  technisch-wissen-
schaftlichen Fakultäten vorzudringen. Wenn dies unser Erkenntnis-
gewinn  war,  wie hätten  wir  dann  als  Historiker  dieselben  Fragen
stellen können, die sich die Geschichte der Arbeit stellte, welche sich
vor allem auf die Entstehung des Industrieproletariats oder die bäu-
erliche Welt fokussierte?

Auch die Art, wie wir Marx lasen, unterschied sich. Wir pflegten
eine „nicht vermittelte“ Lektüre: Weder durften noch wollten wir
durch die „Marxismen“ hindurch. Die vorhergehende Generation
war bei Marx durch Della Volpe oder durch Lenin oder Togliatti oder
Gramsci angekommen. Wir mussten uns die Verkrustungen von vier-
zig Jahren „Marxismen“ vom Hals schaffen. In der Kommune in der
via Sirtori, jener der Schüler des Philosophen Enzo Paci, lasen wir
Kapitel V und Kapitel VIII des Ersten Buches des Kapitals, während

23 Serge Mallet, La nouvelle classe ouvrière, Paris 1963 [dt. Die neue Arbeiterklasse, übers. v.
Thomas Hartmann, Neuwied 1972].
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Romano Alquati uns etwas über das Layout, die Gestaltung der Ma-
schinenfabriken und ihrer Abläufe oder über die Montage bei FIAT
Mirafiori erzählte, um dann auf die Einzelheiten der Arbeitsplätze an
den Pressen oder das quälende Tempo des Fließbandes einzugehen.
In der ersten Ausgabe der Quaderni Rossi war der Artikel über Pan-
zieris Lesart des marxistischen Diskurses über die Maschinen einge-
bettet in Chroniken sowie in detaillierte Analysen von Streiks und
Situationen in der Fabrik. Da wurde über den 145 Tage dauernden
Streik der Textilarbeiter im Val di Susa oder über die innere Schich-
tung der Arbeitskraft bei FIAT gesprochen. Die soziologische Un-
tersuchung, die Chronik der Kämpfe, und nicht die Theorie, geschweige
denn die Geschichte, dominierten.

Aber wir dürfen nicht vergessen, welchen Beitrag der Operaismus
in Bezug auf die Kenntnis der Texte von Marx geleistet hat, sei es die
Übersetzung und Einführung durch Mario Tronti in die unveröffent-
lichten Schriften zur politischen Ökonomie24 oder auch die Überset-
zung und Herausgabe der Grundrisse durch Enzo Grillo.25 Die Qua-
derni  Rossi war  also  keine  Schule  von  Historikern,  sondern  von
Soziologen (Mottura, Paci, Beccalli, Rieser …). Die soziologische
Untersuchung weist große Affinitäten zur Oral  History, der münd-
lich überlieferten Geschichtserzählung auf. Der einzige Artikel der
ersten Ausgaben der Quaderni Rossi, in dem es um Geschichtsschrei-
bung geht,  ist von Umberto Coldagelli und Gaspare De Caro ver-
fasst worden.26 Sie nahmen die von Gramsci vorgelegte Interpretati-
on des Übergangs vom Risorgimento zum Faschismus auseinander.
Es war das erste Mal, dass die Autorität Gramscis als Interpret der
italienischen Geschichte nicht ausgehend von den politischen Dyna-

24 Karl Marx, Scritti inediti di economia politica [Unveröffentlichte Schriften zur Politischen
Ökonomie], Rom 1963.

25 Karl Marx, Lineamenti fondamentali della critica dell’economia politica, Florenz 1968; Karl
Marx, Grundrisse der Kritik der politischen Ökonomie, MEW 42, Berlin (Ost) 1983.

26 Umberto Coldagelli / Gaspare De Caro, Alcune ipotesi di ricerca marxista sulla storia contem-
poranea [Einige Hypothesen marxistischer Forschung zur Zeitgeschichte], in: Quaderni Rossi,
Nr. 3, Juni 1963, S. 102–108.
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miken, sondern von der ökonomischen Ordnung her in Frage gestellt
wurde.

Die Wurzeln der militanten Geschichtsschreibung: 
Montaldi, die Amerikaner, Bosio

Danilo Montaldi spielte in der politischen Bildung unserer Generati-
on eine wichtige Rolle.  Montaldi hat uns gelehrt, unsere Vorgänger
zu kennen, jene, die dafür gelebt hatten, sich sowohl von dem Kom-
mando und der Regulierung durch das Kapital als auch von der Dik-
tatur der Partei zu befreien. Es waren „politische Aktivisten der Basis“,
wie er sie nannte, oder die Theoretiker um Socialisme ou Barbarie (Cor-
nelius Castoriadis und Claude Lefort). Montaldi verfügte über Kon-
takte, die von den japanischen Zengakuren bis hin zur Johnson–Forest
Tendency in den USA reichten.  Und wenn das auch nicht das  einzige
war, so war es doch das, was unseren Blick weit jenseits der FIAT ge-
öffnet hat.

Sehr  wichtig  für  den  Versuch,  eine  „militante  Geschichtsschrei-
bung“ in Gang zu setzen,  war die Entdeckung der  Johnson–Forest
Tendency, mit deren verbliebenen Mitgliedern – Cyril Robert Lionel
James und seiner Frau Selma James, Jimmy Boggs und seiner Frau
Grace Lee Boggs, Martin Glabermann und George Rawick – später
auch ein enger Austausch entstand. Zum ersten Mal entdeckten wir
eine nicht eurozentrische Geschichtsschreibung.27 Außer Montaldi
hat vor allem die Arbeit und Hartnäckigkeit von Ferruccio Gambino,
der zwischen 1965 und 1967 Beziehungen knüpfte, die zum Teil heu-
te noch zu den Überlebenden bestehen –  man denke nur an die heu-
te über neunzigjährige Selma James28 und ihre Kontakte zu den femi-

27 C. L. R. James, The Black Jacobins. Toussaint L’Ouverture and the San Domingo Revolution,
London 1980 [Erstausgabe 1938, dt.: ders., Die schwarzen Jakobiner, Toussaint L’Ouverture und
die Haitianische Revolution, hrsg. v. Philipp Dorestal und Çiğdem Inan, Berlin 2021]; George
Philip Rawick, The American Slave: A Composite Autobiography, Bd. 1: From Sundown to Sunup:
The Making of the Black Community, Westport 1972.

28 Interview mit Selma James, Women Should Organise Themselves for their Rights because
there’s no Saviour, 2021, [https://www.youtube.com/watch?v=Jm9ZwPcgBBc].
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nistischen Gruppen, die in Padua von Mariarosa Dalla Costa gegrün-
det wurden und die für eine Entlohnung der Hausarbeit eintreten –
dazu beigetragen, diese Horizonte zu entdecken. Für die US-Zeit-
schrift  Viewpoint Magazine hat Gambino diese Phase seiner Aktivi-
tät, die für die Charakterisierung des Operaismus und für seinen Bei-
trag zur Historiographie der USA eine große Bedeutung gehabt hat,
kürzlich in einem Interview rekonstruiert.29

Die gewaltige Redegewandtheit von Malcolm X schaffte sich kraft-
voll Platz auf der internationalen Bühne und trug schließlich zur Schwä-
chung  des  eurozentrischen Paradigmas  der  Historiographie  bei,  das
Jahre zuvor bereits von Frantz Fanon in die Krise gestürzt worden
war. Apropos Fanon:  Es sollte nicht vergessen werden, in welch
massiver Weise die algerische Revolution auf die linken Intellektuel-
len unseres Landes Eindruck gemacht hat, noch weit vor Vietnam. In
den Wohngemeinschaften  Mailands  fanden  die  insoumis30 Zu-
flucht,  die  jungen Franzosen,  die  sich der  Wehrpflicht  entzogen,
um nicht gegen die algerische Guerilla kämpfen zu müssen.

Die Begegnung mit der Dissidenz des US-amerikanischen Kommu-
nismus brachte uns mit wichtigen Erfahrungen der  Oral  History in
Kontakt,  und  wir  lernten  Studs  Terkel,  Stan  Weir,  Alice  und
Staughton Lynd, Jeremy Brecher und andere kennen. Hier fanden
wir die ersten Spuren dessen, was später in das Projekt Primo maggio
einfließen sollte.31 Bereits während des New Deal war die mündlich
überlieferte  Geschichtsschreibung in  großangelegten Projekten be-
trieben worden.  Der  erste  Band  From Sundown to Sunup: The Ma-
king of the Black Community der Edition The American Slave: A
Composite Autobiography von George Rawick, der für die Reihe „Ma-
teriali  marxisti“  bei  Feltrinelli von Bruno Cartosio ins Italienische
übertragen wurde,  war weniger eine Monographie als  eine Einfüh-

29 The Revolt of Living Labor: An Interview with Ferruccio Gambino, 5. Nov. 2019, [https://
viewpointmag.com/2019/11/05/the-revolt-of-living-labor-an-interview-with-ferrucio-gambino/].

30 Französisch für „Fahnenflüchtige“.
31 Primo Maggio. Saggi e documenti  per una storia di classe, [https://www.autistici.org/

operaismo/PrimoMaggio/La%20rivista/].
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rung in die vierzigbändigen Aufzeichnungen von Interviews mit ehe-
maligen  afroamerikanischen Sklaven.  Arbeiteruntersuchung,  Arbei-
terzeugnisse (wie jenes von Daniel  Mothé, Arbeiter bei  Rénault)32

und  Oral  History waren eng miteinander verwoben. Die Untersu-
chung von Franco Alasia, die den Ursprung des Buches Milano, Co-
rea33 bildet, zu dem Danilo Dolci einen Aufsatz beisteuerte, bewegte
sich auf demselben methodischen Gebiet, auf einem Gebiet, das Cesare
Bermani richtigerweise als „mündliche Erzählungen für die Geschichte“
zu bezeichnen bevorzugt.34

Die operaistische Theorie

Es gab eine gewisse Unvereinbarkeit zwischen operaistischer Praxis
und Theorie, die sich außerhalb der institutionellen Linken, der PCI
und der CGIL, stellte und mit ihr in offenen Konflikt geriet, da sie
ihnen die Rolle als legitime Vertreter der Klasseninteressen aberkann-
te und eine Geschichtsschreibung in Frage stellte, die in all ihren Be-
standteilen, auch jenen, die, gleich ob innerhalb oder außerhalb der
Universitäten, weit entfernt von der PCI waren oder sich gar gegen
sie richteten, die Rolle der historischen Organisationen und ihre Le-
gitimation nicht in  Zweifel zog. In Wirklichkeit war die Kluft noch
viel tiefgreifender, denn die Vorstellung, dass die Arbeiter in der Lage
seien, eigenständig ihre Forderungen zu erarbeiten, Wege zu finden,
sich durch das Blockieren des Produktionszyklus Gehör zu verschaf-

32 Daniel Mothé, Journal d’un ouvrier [Tagebuch eines Arbeiters], Paris 1959, wurde 1960 von
Montaldi für den Verlag Einaudi ins Italienische übersetzt und 2019 als elektronische Ausgabe neu
veröffentlicht; eine deutsche Übersetzung liegt nicht vor.

33 Franco Alasia / Danilo Montaldi, Milano, Corea. Inchiesta sugli immigrati negli anni del
“miracolo” con una lettera di Danilo Dolci, Edizione del cinquantennale con una introduzione di
Guido Crainz e una postfazione di Jeff Quiligotti [Mailand, Korea. Untersuchung über die Immi-
granten in den Jahren des „Wunders“ mit einem Brief Danilo Dolcis. Jubiläumsausgabe zum
fünfzigsten Jahrestag der Erstauflage mit einer Einführung v. Guido Crainz und einem Nachwort v.
Jeff Quiligotti], Rom 2010.

34 Andrea Bottalico / Sara Zanisi, Il tempo della storia. Una conversazione con Cesare Bermani
[Die Zeit der Geschichte. Ein Gespräch mit Cesare Bermani], in: Officina Primo Maggio, Nr. 4,
(2022).
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fen, zu verhandeln – wo sie doch die Mechanismen des technologi-
schen Apparats und die Bedingungen für die Erbringung der Leistun-
gen am besten kennen – und dass sie als einzige Form der Vertretung
die Versammlung und die Forderungen der jeweiligen Abteilungen
anerkannten, lenkte die Aufmerksamkeit des Historikers vollständig
vom institutionellen Subjekt (Partei, Institution) auf ein anonymes,
kollektives Subjekt, das sich in der Arbeitskraft der einzelnen Fabrik
konstituierte.

Welche Sprache sprach dieses Kollektiv? Die Sprache dieses Sub-
jekts war die  Sprache der Spontaneität,  folglich war es notwendig,
eine Theorie der Spontaneität zu haben, zu erschaffen. Hier kam die
Vorstellung der technischen und politischen Zusammensetzung der
Klasse ins Spiel. Die Vorstellung der Spontaneität unterscheidet sich
von der Vorstellung der direkten Demokratie, von jener, die im ge-
werkschaftlichen Sprachgebrauch der 1970er  Jahre  als „betriebliche
Basisdemokratie“35 bezeichnet werden sollte, denn der operaistischen
Konzeption von Spontaneität liegt nicht das Prinzip der Regulierung
zugrunde, sondern die Vorstellung einer „kollektiven Intelligenz“,
beziehungsweise die Fähigkeit, Informationen zu sammeln und dar-
aus  eine  Organisationsform  hervorzubringen,  die  in  der  Lage  ist,
Entscheidungen zu treffen, antagonistische Verhaltensweisen hervor-
zubringen.  Es  handelt  sich  nicht  nur  darum,  die  Regulierung von
Entscheidungen abzulehnen, sondern auch die darin verkörperte
Vorstellung von Führung durch ein Individuum oder eine Gruppe
von Individuen. Dies stellte eine radikale Zurückweisung dar, wenn
man das Niveau der Institutionen als Protagonisten der historischen
Entwicklung bedenkt. In diesem Sinne schreibt es sich in eine Ten-
denz der Epoche ein,  die sich damals in der Geschichtsschreibung
verbreitete, insbesondere unter jenen, die die Mikrogeschichte36 nicht
als „unbedeutendere Geschichte“ begriffen.

35 I. Orig. „la non delega“, d. h. „die Nicht-Delegierung“. Sie bezieht sich auf linke betriebliche
Ansätze, sich nicht durch Funktionär:innen der Apparate vertreten zu lassen, sondern in Versamm-
lungen basisdemokratische Entscheidungen zu treffen, die dann über die Organisation vermittelt
werden, wobei das Prinzip der Regulierung vermittels einer Organisation nicht in Frage gestellt wird.

Sozial.Geschichte Online  33 (2022) 343



Wir haben den Begriff des „Massenarbeiters“ geprägt. Dieser Be-
griff fand große Verbreitung, wurde aber wie kaum ein anderer miss-
verstanden. Unter dem Begriff „Masse“ verstanden wir keinesfalls
eine amorphe Menge. Ganz im Gegenteil ging es uns um ein nicht
mehr auf bestimmte Sektoren beschränktes, sondern sich weit über
die Grenzen des Geburtslandes hinaus bewegendes kollektives Sub-
jekt,  das aufgrund  seiner Mobilität zur Entwicklung jener „Intelli-
genz“ befähigt war, eine Arbeitskraft, die einer hohen Fluktuation
unterlag und folglich in der Lage war, Wissen zu akkumulieren. Es
handelte sich nicht um abstrakte Figuren. Es waren Menschen, die
wir in Fleisch und Blut kennengelernt hatten, ehemalige „Gastarbei-
ter“, die aus dem Süden nach Deutschland, nach Belgien immigriert
waren, um hier als Maurer zu arbeiten und später in die modernen
Fabriken zu gehen, die in die Werkstätten in Norditalien zurückge-
kehrt waren, wo sie von einer Abteilung in die andere versetzt wur-
den. Sie waren jenen ähnlich, die wir in den Reportagen von Studs
Terkel oder den Schriften Daniel Mothés oder James Boggs’ antrafen.

Die Arbeiterkämpfe in Italien und die Zeitschrift „Primo 
maggio“

Sara Zanisi und Andrea Bottalico haben 2021 in einem Gespräch mit
Cesare Bermani für die Zeitschrift Officina Primo Maggio versucht,
einige Aspekte der Geschichte dieser Zeitschrift zu rekonstruieren,
insbesondere die Methode, in der die Artikel geplant und organisiert
wurden, das heißt, der redaktionellen Arbeit im engeren Sinn.37

Wichtige Aspekte, die allerdings häufig vernachlässigt werden, so wie
auch das Problem der Finanzierung, die Beziehungen zu Druckerei
und  Vertrieb, die  (Wieder-)Erlangung  von  Krediten,  die  Abonne-

36 Historiographische Richtung, die größere historiographische Zusammenhänge durch die
detaillierte Ausleuchtung kleinteilig beschriebener historischer Vorgänge emblematischer Bedeu-
tung verdeutlicht und vor allem durch italienische Autoren wie Carlo Ginzburg (Der Käse und
die Würmer. Die Welt eines Müllers um 1600. Frankfurt a. M. 1979) sehr bekannt geworden ist.

37 Andrea Bottalico / Sara Zanisi, Il tempo della storia. Una conversazione con Cesare Bermani,
in: Officina Prima Maggio, Nr. 4, 2021, [https://www.officinaprimomaggio.eu/tag/sara-zanisi/].
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ments, das Marketing oft  vernachlässigt werden. In diesem Zusam-
menhang lohnt es sich, daran zu erinnern, dass diese kommerzielle
und finanzielle Arbeit auf den Schultern von Primo Moroni lastete,38

der in den kritischsten Momenten durch die Großzügigkeit und die
Leidenschaft von Italo Azimonti unterstützt wurde – Antifaschist,
Partisan, dem kleinen Kreis um Riccardo Lombardi zugehörig, ver-
heiratet mit Frida Tulli, Tochter jenes zu den Gründern der PCI ge-
hörenden Tulli,39 der mit Gramsci40 die Zelle geteilt hatte. Wenn man
bedenkt, dass die Mutter von Cesare Bermani während der Resisten-
za die Kontakte zwischen den Partisanengruppen und den US-Ge-
heimdiensten in der Schweiz aufrechterhielt und dass der Vater, sozi-
alistischer Europa-Abgeordneter, Bürgermeister von Novara, an der
Abfassung des Arbeiterstatuts beteiligt war,41 können wir sehr wohl
sagen, dass in den Venen von Primo Maggio ein gutes Maß „adliges
Blut“ floss, auch wenn das Projekt in einem ganz anderen Kontext
entstand.

Aber kommen wir zum spezifischen Kontext, in dem das Projekt
der Zeitschrift geboren wurde. In den italienischen Fabriken hatte
sich das Klima nach den Vorgängen 1960 in Genua beziehungsweise
in der Reggio Emilia mit den 70.000 über viele Monate streikenden
Mailänder Metallarbeitern schon grundlegend geändert. Nach und
nach gewann die Figur der Arbeiterklasse Bedeutung in der Zivilge-
sellschaft und erlangte in Italien eine kulturelle Dimension. Auch die
Fabrik selbst als soziale Umgebung gewann eine kulturelle Dimensi-
on. Durch die Arbeit von Adriano Olivetti, der im Rahmen des itali-

38 Wichtiger Aktivist der autonomen politischen Alternativkultur Mailands, der neben einem
Buchladen die Herausgabe und den Vertrieb von linken Zeitschriften organisierte: [https://ww-
w.treccani.it/enciclopedia/primo-moroni_(Dizionario-Biografico)/]. Auf Deutsch erscheint 2023
eine erweiterte Neuausgabe des von ihm und Nanni Balestrini verfassten Buchs  Die goldene
Horde. Eine Geschichte der italienischen Revolte 1960–1977.

39 Gemeint ist Enrico Tulli (1898–1942), Mitbegründer der PCI, der ideologische Differenzen
mit Gramsci hatte; ein Antifaschist aus Bergamo, der in Frankreich Unterschlupf gefunden hatte.

40 Antonio Gramsci (1891–1937), Mitgründer des PCI, wichtiger marxistischer Theoretiker.
41 „Statuto dei  lavoratori“,  1970 verabschiedetes  Gesetz,  das wesentliche Arbeiter:innen-

rechte sicherte.
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enischen  Privatkapitalismus  sicher  eine  Minderheitenposition  ein-
nahm, gar in manchen Fällen als Fremdkörper angesehen wurde, aber
dennoch nicht ohne Einfluss auf das Management der in Staatsbesitz
befindlichen Industrien blieb, veränderte sich ihre Prägung von einer
ökonomisch-ingenieurwissenschaftlichen hin zu einer humanistisch-
kulturellen. Als die Studenten 1967 zu protestieren und zu demons-
trieren begannen, waren bereits alle großen italienischen Fabriken in
Aufruhr. Auch in Italien war die Studentenbewegung als antiautoritä-
re Revolte gegen das hierarchische System der Akademie entstanden,
auch hier richtete sie sich gegen eine Didaktik, die keine kritischen
Fähigkeiten vermittelte, sondern Denktraditionen. Insbesondere die
Studenten in Pisa, Turin, Padua, Trient, Genua und Rom waren mit
den Problemen der Fabrik vertraut. Sie kannten den Werdegang des
Operaismus, der mit den  Quaderni Rossi begonnen hatte, und ver-
folgten  ihn.  Als  1968  in  Frankreich  der  sogenannte  „französische
Mai“ ausbrach, sich die französischen Studenten und Arbeiter in der-
selben Front vereinigt sahen und die Probleme der Industriearbeit er-
neut Bedeutung erhielten, war es deshalb für die italienische Studen-
tenbewegung nicht schwer, sich in eine Bewegung der Unterstützung
und der Kommunikation der Kämpfe der gewerblichen Arbeiter „zu-
rückzuverwandeln“. Dies war zudem durch die Entstehung der tech-
nisch-wissenschaftlichen Fakultäten erforderlich geworden, die an
dem Verhältnis zur Technologie und der Zukunft der Techniker und
Fachleute (Ingenieure, Biologen, Chemiker, Mediziner, Architekten,
Stadtplaner …) interessiert waren.

Der heiße Herbst42 und alle darauf folgenden Konflikte bis Mitte
der 1970er Jahre gaben den seit dem vorhergehenden Jahrzehnt mit
Methoden der Oral History und der Arbeitergeschichte arbeitenden
historiografischen Richtungen, die vor allem in nicht-universitären
Strukturen agierten, wie etwa den sich zunehmend zu Instituten der
Geschichte des 20. Jahrhunderts entwickelnden Istituti della Resisten-

42 „Autunno caldo“: Vergleichbar dem französischen Mai von 1968 hat es 1969 Massenproteste
und -streiks in Italien gegeben.
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za,43 oder die sich um Zeitschriften sammelten, die nicht den akade-
mischen Dynamiken unterlagen, einen starken Schub. All dies gab
der  in  zivilgesellschaftlichem Geist  und  zivilgesellschaftlicher  Lei-
denschaft  durchgeführten  Forschung zur  Geschichte des  20.  Jahr-
hunderts und insbesondere der Geschichte der Arbeit Antrieb, die
professionelle  Historiker,  Dozenten unterschiedlicher  Bildungsein-
richtungen und Gelegenheitshistoriker  oder „Barfußhistoriker“ zu-
sammenbrachte. In diesem Zeitraum bildete sich eine italienische
Schule der Industrie-  und Unternehmensgeschichtsschreibung  her-
aus, die international Profil erlangte. Mit Bezug auf erstere erinnern
wir an Duccio Bigazzi, Autor von Monographien  über die Autoin-
dustrien, der verschiedenste Quellen, von Archivquellen über münd-
liche bis hin zu ikonographischen Quellen (Filme, Fotos), in meister-
licher  Art  verwendet.  Mit  Bezug  auf  letztere  ist  Franco  Amatori,
Schüler von Alfred Chandler jr., zu erwähnen, einer der wenigen Euro-
päer,  der von Seiten der  American Historical  Association eine Aus-
zeichnung für seinen Karriereweg erhalten hat.

Der Horizont der Zeitgeschichte erweiterte sich, als die großen
Unternehmen begannen, ihre Archive zu öffnen, systematisch Zeug-
nisse  zu sammeln  und  Forschungen zu finanzieren, die auf die Me-
thodik der Oral History zurückgriffen. Auf Initiative von Piero Bas-
setti wurde 1991 das Centro per la Cultura d’Impresa gegründet,44 in
dem viele Historiker zusammenkamen, von Sapelli45 bis Bigazzi,46

von Amatori47 bis Berta,48 von Canovi49 bis Zanisi.50

43 = Institute des Widerstands: in vielen Städten und Regionen Italiens entstandene Institu-
tionen, die die (Lokal-)Geschichte des Widerstands und des 20. Jahrhunderts erforschen.

44 „Zentrum für Unternehmenskultur“: [http://www.culturadimpresa.org/].
45 Giulio Sapelli (* 1947), Ökonom, Manager, Historiker, em. Professor für Wirtschaftsge-

schichte an der Università degli studi di Milano.
46 Duccio Bigazzi (1947–1999), Dozent an der Università degli studi di Milano, [https://ar-

chivio.fondazioneisec.it/entita/494-bigazzi-duccio].
47 Franco Amatori (* 1948), Wirtschaftshistoriker an der Università Bocconi di Milano.
48 Giuseppe Berta (* 1952), Historiker an der Università Bocconi di Milano.
49 Antonio Canovi, Historiker.
50 Sara Zanisi (* 1982), Historikerin.
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Im Herbst 1973 erschien  Primo Maggio mit dem Untertitel „Zeit-
schrift für militante Geschichtsschreibung“. Auf der Rückseite prangte
eine Art programmatischer Erklärung:

Eine militante Geschichtsschreibung. Kampfziele, Motti, Organisati-
onsformen, die wir in diesen Jahren im politischen Kampf angewandt
haben, werden zu Interpretationskategorien der Vergangenheit, und
umgekehrt wird die Vergangenheit der Arbeiterbewegung zum takti-
schen Modell für die heutige Zeit. […] Viele traditionelle Kriterien des
sogenannten historischen Materialismus sind in die Krise geraten. […]
Viele neue Kriterien haben sich gebildet. Es reicht aus, an die Ableh-
nung der Arbeit zu denken, an die Rolle der Frau, an die technologi-
sche Unterdrückung der Kämpfe. […] Die Geschichte der Technik ist
nicht bloß eine Geschichte der Erfindungen oder der Mechanisierung
[…], sondern Klassenkampf. […] Und dasselbe mit der Geschichte
des italienischen Proletariats. Warum sollte sie auf die Grenzen unseres
Landes beschränkt werden? Warum nicht dem Weg der Emigranten
folgen?  […] Und dasselbe mit der Geschichte der  Parteien und Ge-
werkschaften. Warum sollte man daraus eine Geschichte der Bürokra-
tien machen, eine Geschichte der Institutionen, statt einer Geschichte
der Beziehungen zwischen Klasse und Organisation, zwischen Sponta-
neität und Führung?

Für die Gründer unserer Zeitschrift bedeutete „militante Geschichts-
schreibung“ eine Geschichtsschreibung, die eng mit den sozialen Be-
wegungen ihrer Zeit verbunden war, die für die sozialen Bewegungen
geschrieben wurde, die mit den sozialen Bewegungen geschrieben
wurde und insbesondere mit  deren typischsten Vertretern, geschrie-
ben mit den Arbeitern und Technikern. Primo Maggio stand also voll-
ständig hinter dem ganzen methodologischen Ansatz des Operais-
mus: der in  erster Linie die „nicht vermittelte“ Lesart von Marx und
die Erforschung eines wenig untersuchten Marx beinhaltete, eines
von den großen Exegesen der ersten zwei Bände des Kapitals, von
den historischen Arbeiten, von dem Elend der Philosophie51 und den

51 Karl Marx, Das Elend der Philosophie. Antwort auf Proudhons „Philosophie des Elends“,
in: MEW 4, Berlin (Ost) 1972, S. 63–182.
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Theorien über den Mehrwert52 vernachlässigten Marx. Mit der Analyse
der von Marx für die New York Daily Tribune über die Krise von
1857 und die Rolle der Innovationen im Finanzwesen, der Konstitu-
ierung von Aktiengesellschaften und den ersten merchant banks53 ver-
fassten Artikel regte Primo Maggio die Leser dazu an, den Marx des
dritten Bandes des  Kapitals, den Marx der Kredittheorie aufmerksa-
mer zu lesen. So öffnete sich einer der zwei Forschungsstränge, mit
denen es Primo Maggio gelang, in die kulturelle Debatte jener Zeit
und in einen von den sozialen Bewegungen  allerhöchstens in voll-
kommen oberflächlicher  und mechanistischer Weise frequentierten
Bereich, die Finanzwelt, einzutreten und das Interesse und die Auf-
merksamkeit von Wirtschaftswissenschaftlern wie Claudio Napoleo-
ni54 und Augusto Graziani55 oder von Marx-Forschern wie Suzanne
De Brunhoff56 zu erheischen.

Wenn man die Namen der Mitarbeiter und Autoren über den Ver-
lauf der Existenz der Zeitschrift  hinweg liest,  findet  man auf  dieser
Liste einige der besten italienischen Amerikanisten, von Bruno Car-
tosio über Ferdinando Fasce bis zu Alessandro Portelli und viele an-
dere. Dies hat nicht nur dazu geführt, dass die italienische Kultur mit
wenig bekannten Seiten der Geschichte der Arbeiterbewegung in den
Vereinigten Staaten vertraut wurde, sondern auch dazu, dass sich ein
beständiger Austausch zwischen der historiographischen Debatte in
den Vereinigten Staaten und der politisch-kulturellen Debatte in Ita-
lien etablierte. Primo Maggio trug dazu bei, die Geschichte der Indus-
trial Workers of the World (IWW) bekannt zu machen – der anarcho-

52 Karl Marx, Theorien über den Mehrwert [Band IV des Kapitals], MEW 26.1–3, Berlin (Ost)
1965.

53 Gemeint sind die Banken, die die Finanzberatung von Unternehmensfinanzierungen regeln,
auch Investment- oder Privatbanken genannt.

54 Claudio Napoleoni  (1924–1988), marxistischer Wirtschaftswissenschaftler und Politiker
[https://www.treccani.it/enciclopedia/claudio-napoleoni_(Dizionario-Biografico)].

55 Augusto Graziani  (1933–2014), Wirtschaftswissenschaftler (Theorie des monetären Kreis-
laufs) und Politiker.

56 Suzanne De Brunhoff  (1929–2015), marxistische Soziologin und Wirtschaftstheoretikerin
(Geldtheorie).
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syndikalistischen Gewerkschaft,  die  die  immigrierten Arbeitskräfte
in den nicht-industrialisierten Berufen, den saisonalen Beschäftigun-
gen, den Gelegenheitsjobs, im Transportsektor, in den Häfen, in der
Forst- und Landwirtschaft organisiert. (Ich habe zuletzt von Benja-
mins „Engel der Geschichte“ gehört, als Angela Davis 2019 auf einer
Versammlung der American Studies Association, die der Hinterlassen-
schaft,  der  legacy,  von  Grace  Lee  Boggs  gewidmet  war,  darüber
sprach).  Primo Maggio trug zur Intensivierung des Austauschs zwi-
schen US-amerikanischen und italienischen Historikern bei.

Aus der Berkeley-Generation57 stammten die ersten Versuche einer
militanten Geschichtsschreibung in den USA. Das bedeutendste Bei-
spiel war jenes der von Paul und Mari Jo Buhle geleiteten Zeitschrift
Radical America,  die in enger Beziehung mit der Studentenvereini-
gung Students for a Democratic Society (SDS)58 zum ersten Mal 1967
erschien. Das der Gründung von Radical America zugrundeliegende
Projekt war die Suche nach einer useable past,59 das heißt, nach Hand-
lungsbeispielen und politischen Denkformen aus der Geschichte des
20. Jahrhunderts, die Modelle darstellen könnten, die zwar nicht ein-
fach zu wiederholen wären, aber mit den erforderlichen Anpassungen
als Inspiration wirken könnten. Die IWW war eins dieser Beispiele.
Mitte der 1970er Jahre hatte Radical America bereits begonnen, die
Aufmerksamkeit auf die Frauenbewegung und sexuellen Missbrauch
am Arbeitsplatz zu lenken. In einer Ausgabe von 1977 erschien ein
Artikel über die „professionelle Managerklasse“ (professional-managerial
class)  von Barbara  und John  Ehrenreich,  der unseren Überlegungen
über die „zweite Generation selbständiger Arbeit“60 zwanzig Jahre

57 In den 1960er Jahren war die University of California, Berkeley, ein Zentrum der Studenten-
und Bürgerrechtsbewegung.

58 = Studenten für eine demokratische Gesellschaft; 1960 aus Vorgängerorganisationen gegrün-
dete Studentenorganisation, die die Strömungen der Neuen Linken umfasste.

59 = nutzbare Vergangenheit.
60 Sergio Bologna / Andrea Fumagalli, Il lavoro autonomo di seconda generazione. Scenari del

postfordismo in Italia, Mailand 1997 [dt. Ausgabe: Sergio Bologna / Andrea Fumagalli, Die Zer-
störung der Mittelschichten. Thesen zur Neuen Selbständigkeit, Übersetzung aus dem Italienischen
v.  Klaus Neundlinger, Graz 2006.
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und gewissen Überlegungen in den Schriften Richard Floridas61 drei-
ßig Jahre vorgriff.

Bezogen auf die Kreise der Historiker, Soziologen und Politolo-
gen, egal ob sie an universitären oder nicht-universitären Instituten
arbeiteten, zeichnete sich Primo Maggio noch durch eine zweite For-
schungslinie  aus.  Ich spreche von der  Forschungsgruppe über den
Warentransport, die sicher nicht ohne die Erkenntnisse von David S.
Landes und ohne die Vertrautheit mit der Entwicklung der US-ame-
rikanischen  Gewerkschaftsbewegung,  sei  es  der  der  kommunisti-
schen Hafenarbeiter San Franciscos, sei es der der trotzkistischen
Teamsters aus Minneapolis, gegründet worden wäre. Primo Maggio
begann, Untersuchungen  in jenen Sektoren der Arbeitskraft durch-
zuführen, deren Besonderheiten  und Arbeitsbedingungen in der so
weit verbreiteten „Fabrikkultur“ jener Zeit nur wenig bekannt waren.
Primo Maggio erarbeitete sich eine gewisse Reputation als historische
Zeitschrift, die das untersuchte, was „zukünftig realisierbar“ sein
würde. So auch in einem „Geschichte des Containers“ betitelten Ar-
tikel, der im Juni 1978 erschien. Sogleich geahnt zu haben, dass der
Container eine Zukunft haben sollte, auch wenn man sich dabei nicht
vorgestellt hatte, dass er zu einem der Schlüsselinstrumente eines als
„Globalisierung“ bezeichneten Phänomens werden könnte, erfüllt
die Überlebenden des Abenteuers von Primo Maggio mit einem ge-
wissen Stolz.

Der Kontext, in den sich die Zeitschrift gestellt hat

Wir können diesen Kontext mit den Worten des Historikers der PCI,
Gastone Manacorda, charakterisieren:

Die Studentenbewegung und ihre Zersplitterung in linksradikale Grup-
pen haben zu einem ungebremsten Wachstum der Nachfrage nach so-
wie der Produktion von Zeitgeschichte geführt. Dies reicht von Re-

61 Richard Florida (* 1957) Stadtentwicklungsforscher an der Universität Toronto, der den Be-
griff der Creative Class, also der „kreativen Klasse“, geprägt hat und die darin gefassten Gruppen für
eine erfolgreiche Stadtentwicklung als entscheidend ansieht.
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prints wertlos gewordener politischer Texte bis hin zu einer oftmals
improvisierten  Publizistik,  die  aber  weiterhin  wenigstens  als  Doku-
ment lebendiger Interessen und häufig auch als Anregung für die kor-
rekte Formulierung der historischen Probleme der höchsten Aufmerk-
samkeit würdig ist.62

Tatsächlich  erfassten  die  Historiografien,  gleich  ob  akademisch
oder nicht,  unmittelbar dieses  Bedürfnis  der auf die  Dynamiken,
die  sich direkt  auf  die  Gegenwart  beziehen,  konzentrierten  Ge-
schichtsschreibung; Zeitgeschichte, jenseits der akademischen Klassi-
fizierungen,  hieß Geschichtsschreibung  ab  1917/18,  Geburt  der
kommunistischen  Regime,  Geburt  der  faschistischen  Regime,  Zu-
sammenstoß der Kultur,  Geschichte, bei der man nicht dazwischen,
nicht im Abseits stehen kann: die zweite industrielle Revolution, der
Fordismus, die große Krise von 1929, der Zweite Weltkrieg, die Neu-
ordnung der  politischen Landkarte in Europa, die Hegemonie der
USA über den Westen, das atomare Zeitalter, die Revolution in Chi-
na und in der sogenannten Dritten Welt.

1970 begründete Renzo de Felice die Zeitschrift  Storia contempo-
ranea [Zeitgeschichte], 1972 erschien in Turin erstmals die Rivista di
storia contemporanea [Zeitschrift für Zeitgeschichte], an der Quazza,
Collotti Pischel,  Tranfaglia  und Castronovo  mitwirkten.  1973  än-
derte die Zeitschrift des Nationalen Instituts der Geschichte des Wi-
derstands ihren Titel zu Italia contemporanea [Zeitgenössisches Itali-
en]. Zudem wurden Zeitschriften  gegründet,  die  sich  auf  die
Mikrogeschichte  konzentrieren:  Im  Jahr  1970  gehörten  Pasquale
Villani, Carlo Ginzburg und Edoardo Grendi zu den Initiatoren der
Quaderni storici [Historische  Hefte];  1975  gründeten  das  Centro
Gobetti in Turin, das Institut des  piemontesischen Widerstands und
das Filmarchiv des Widerstands die Zeitschrift Mezzosecolo [Halbes
Jahrhundert], zu deren Mitarbeitern  auch Marco Revelli gehörte,
der kurz zuvor der Redaktion von Primo Maggio beigetreten war, in
der er eine wichtige Rolle spielen sollte. 1978 begann Franco Della

62 Zit. nach Zazzara, La storia a sinistra (wie Anm. 9), S. 170.
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Peruta in Mailand mit der Veröffentlichung von Società e storia [Ge-
sellschaft und Geschichte], in der Duccio Bigazzi Auszüge und erste
Versionen seiner wichtigsten Studien veröffentlichte. Auf ihre Weise
folgten  all  diese Initiativen  demselben  Impuls  des  Engagements
und  der  Teilnahme, der  der  militanten  Geschichtsschreibung  zu-
grunde lag. Die Historiografie passte perfekt in das Klima jener Zeit,
denn  letztlich bestand der wahre Kern von 1968 in der Infragestel-
lung der Regeln der Disziplinen. 

Eine der emblematischsten Figuren dieses neuen Ansatzes der Ge-
schichtsschreibung war der früh im Alter von 56 Jahren verschiedene
Nicola Gallerano, Dozent für Zeitgeschichte an verschiedenen Uni-
versitäten und Direktor des Istituto Romano di storia d’Italia dal fas-
cismo alla Resistenza.63 Emblematisch sowohl aufgrund der Klarheit
und Nüchternheit, mit denen er in seinen Schriften die Bedeutung
des öffentlichen Gebrauchs der Geschichte erklärt hat, als auch
durch die Aufmerksamkeit, mit der er den historiografischen Debat-
ten der 1970er, 1980er und frühen 1990er Jahre gefolgt ist, sich zu ih-
nen geäußert und sie kritisiert hat, sowie für die Art und Weise, in
der er den Beruf des Historikers zu interpretieren gewusst hat. In
seiner bedeutendsten Arbeit Der öffentliche Gebrauch der Geschichte
zeigt uns Gallerano, ausgehend von einer Kritik des Habermas‘schen
Begriffs der Öffentlichkeit64 und unter Berücksichtigung der „Sphäre
der Öffentlichkeit“ als Raum, in der sich der historische Diskurs
nunmehr bewegt, dass

die öffentliche Nützlichkeit der Geschichte ihre ursprüngliche Recht-
fertigung darstellt, insoweit als sie das Verhältnis zwischen Erinnerung
und Vergessen reguliert und definiert, zwischen dem, was zu erinnern
wert ist und was es nicht ist; und in der Definition dieser Verhältnisse
wird dem Schutz der Gemeinschaft, in anderen Worten der politischen
[…] Regulierung des Erinnerns und Vergessens, zur Prägung der Züge
der kollektiven Identität einer Gemeinschaft und zur Unterscheidung
63 Römisches  Institut  für  die  Geschichte  Italiens  vom Faschismus  bis  zum Widerstand:

[https://www.irsifar.it/].
64 I. Orig. Deutsch.
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derselben von anderen, das höchste Gewicht beigemessen; durch die
Vergangenheit  ein  Projekt  und eine  Vorhersage  der  Zukunft  zu  er-
schaffen: das sind die sichtbaren Kennzeichen der historiografischen
Unternehmung bis in die jüngste Zeit, die, wie wir sehen werden, nie-
mals vollständig abgelegt werden; und es sind gleichzeitig die starken
Elemente, durch die sich eben der öffentliche Gebrauch der Geschich-
te unterscheidet.65

In der öffentlichen Sphäre Italiens der 1970er Jahre war ein neuer
Protagonist aufgetaucht,  der Fabrikarbeiter, und, mit ihm, die  Ge-
werkschaft. Aber er war nicht im Gewand des „ehrlichen Arbeiters“,
als diszipliniertes Getriebe einer Produktionsmaschine aufgetaucht,
sondern im Gewand des auf Konflikt orientierten Lohnarbeiters, der
über viele seiner Arbeitsbedingungen das Seinige sagen wollte, eine
Person, die sich aus ihrem Status der Unterordnung befreit und in
die Sprache der öffentlichen Sphäre den Wortschatz seiner Familie
eingeführt hatte. Die Historiker konnten also diesen neuen Teilneh-
mer der Agora unmöglich ignorieren. Es war unvermeidlich, dass ei-
nige von ihnen sich als von der Arbeiterklasse „mandatiert“ ansehen
würden, um die Vergangenheit mit der Brille der sozialen Klasse zu
betrachten, die einen Teil der Güter herstellt, die uns das Überleben
ermöglicht  – so zum Beispiel die 1969 gegründete und 1982 einge-
stellte Zeitschrift  Classe. Quaderni sulla condizione e sulla lotta ope-
raia [Klasse. Hefte über die Bedingungen und den Kampf der Arbei-
ter] von Stefano Merli. Wie Gallerano sagt, gab es also diese starke
„Spannung“ in der italienischen Labour History,66 die nicht zufällig in
großem Einklang mit der britischen stand, zumal England in jenen
Jahren eine Phase von Arbeitskämpfen on the shop floor erlebte,67 die
mit jenen Italiens vergleichbar waren.

65 Nicola Gallerano, L’uso pubblico della storia [Der öffentliche Gebrauch der Geschichte],
Mailand 1995.

66 Engl. i. Orig.: Geschichte der Arbeiterbewegung.]
67 Engl. i. Orig.: Fertigung, hier im Sinne von „ausgehend von der Basis“ gemeint.
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Die acht Thesen für die militante Geschichtsschreibung

In Nummer 11 der Primo Maggio wurden die „Otto tesi per la storia
militante“ [Acht Thesen für die militante Geschichtsschreibung] ver-
öffentlicht. Die auf der Rückseite der Zeitschrift abgedruckte Prinzi-
pienerklärung, in der es heißt, dass der Historiker, der militante Ge-
schichtsschreibung  betreibe,  sich  in  der  Erforschung  einer  Periode
oder eines Geschehens in der Vergangenheit von der Gegenwart leiten
lassen  solle, war  offensichtlich  unzureichend.  Eine  erneute  Lektüre
heute zeigt, dass die „Acht Thesen“ besser als „Kritik der militanten
Geschichtsschreibung“ hätten bezeichnet werden können, denn sie
stellen eine Aufzählung der Grenzen dieses Ansatzes dar. Es lohnt,
die letzte, die achte These vollständig zu zitieren:

Da die militante Geschichtsschreibung sich aus geistigen Werten und
Vorschlägen speist, die aus der revolutionären Klassenbewegung stam-
men,  und da diese Bewegungen in den vergangenen Jahren in Italien
Anzeichen einer rasch wachsenden Obsoleszenz aufweisen,68 da die
militante Geschichtsschreibung immer und ohnehin im Rückstand ist
und die Arbeit des Historikers nur langsamen Schritts vorankommt,
stellt sich das Problem der Obsoleszenz der historiographischen Inter-
vention,  insbesondere wenn  sie  in  militantem Sinne  forscht.  Es  ist
auch ein Problem der Ausdrucksformen. Der Aufsatz, die Zeitschrift,
das Buch finden ein immer schwächeres Echo in der Gesellschaft. Es
lohnt sich, sich zu fragen, ob die Ausdrucksmittel nicht radikal geän-
dert werden müssen und ob es nicht nützlicher wäre, kollektiv an einem
Film oder einem Lied zu arbeiten, anstatt an einem Aufsatz oder einem
Buchs. Dieses Problem wird durch die kollektive Organisation der
militanten Historiker und jener, die sich beruflich den Techniken und
Mitteln anderer Ausdrucksformen widmen, gelöst werden. In diesem
Feld  hat  die  Bewegung  Hunderte  selbstorganisierter  Initiativen  er-

68 Hier wird auf die Veränderung der Werte zwischen der Bewegung von 1968 zur Bewegung
von 1977 (radikale, spontaneistische Bewegung, die zum einen eine militante Aneignung durch
Besetzungen und Zahlungsverweigerung in öffentlichen Einrichtungen, im ÖPNV, aber auch Super-
märkten propagierte und sich zum anderen gegen den „historischen Kompromiss“ der PCI mit der
DC wandte) Bezug genommen, zu der „Primo Maggio“ in der vorherigen Ausgabe einen Interpre-
tationsversuch geliefert hatte.
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schaffen. Es dreht sich darum, Instrumente zu schaffen, die man ein-
zusetzen weiß, um zusammenarbeiten zu können. Es kann keine mili-
tante Geschichtsschreibung ohne eine „Politik der Kultur“ geben.69

Die Bezugnahme auf „Hunderte selbstorganisierter  Initiativen“ er-
laubt uns, über das letzte der spezifischen Charakteristika der Zeit-
schrift zu sprechen. Seit Beginn der 1960er Jahre, seit die neuen Ge-
nerationen  sich  von  der  Vormundschaft  der  Parteien  der
Arbeiterbewegung zu lösen begannen, entstanden politisch-kulturel-
le Initiativen, die mit dem Problem konfrontiert waren, wie sie ihre
wachsende Komplexität steuern und sich am Leben erhalten sollten.
Es reichte nicht aus, über einen Mimeographen zu verfügen, sondern
es waren auch Herausgeber, Buchhandlungen, Redaktionsräume zum
Versammeln und Diskutieren, zur Wissensvermittlung erforderlich.
Mit den Protestbewegungen von 1967/68 machten sich diese Anfor-
derungen umso mehr spürbar. Es gab Häuser von „aufgeklärten Ka-
pitalisten“ oder einfach von Personen, die über die Mittel verfügten
und beschlossen, dieses politisch-kulturelle Ausdrucksbedürfnis zu
unterstützen, aber es gab auch sehr viele sogenannter „selbstorgani-
sierter“ Initiativen, die auf freiwilliger Arbeit aufbauten, ohne finan-
zielle Stabilität, von denen man nicht weiß, wie sie überlebten, die
aber  vielleicht  die  anregendsten,  fantasievollsten,  intellektuell  mu-
tigsten  waren.  Ihr grundlegendes Prinzip beruhte auf vollständiger
politischer Unabhängigkeit, sei dies in der offensichtlichen  Ausein-
andersetzung mit den im Parlament vertretenen Parteien, sei dies in
der Auseinandersetzung mit außerparlamentarischen Gruppen (Lotta
Continua, Potere Operaio, Avanguardia Operaia, Il Manifesto, maois-
tische Parteien usw.), sei dies in der Auseinandersetzung mit den Ge-
werkschaften. Eine dieser Initiativen in Mailand ist die  Libreria Ca-
lusca von Primo Moroni,70 die auch einen kleinen Zeitschriften- und

69 O. A., Otto tesi per la storia militante [Acht Thesen für die militante Geschichtsschreibung],
in: Primo Maggio, Nr. 11 (1977/78), S. 63, [https://www.autistici.org/operaismo/PrimoMaggio/
La%20rivista/Primo%20Maggio%20%2311.pdf].

70 Interview mit Primo Moroni zur Libreria Calusca: [https://archive.org/details/Primo-
MoroniSullaCalusca].
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Buchvertrieb unter der Bezeichnung Punti Rossi ins Leben gerufen
hatte. Die Redaktion von Primo Maggio entschied sich, die Herausga-
be und den Vertrieb der Buchhandlung  Calusca zu übertragen,  die
damals nicht nur von Menschen aus dem Stadtteil Porta Ticinese,
dem Viertel, das sich an der Kreuzung der Navigli befindet,71 sondern
auch von vielen Lehrern und Lehrerinnen auf der Suche nach neuen
didaktischen Methoden und Alternativen zu den traditionellen Text-
büchern  frequentiert  wurde.  In  einem Klima ideologisch verzerrter
Auslegung jener Zeit, in der der libertäre Geist der frühen Studenten-
bewegung durch zunehmendes Sektierertum zerstört wurde, hatte sich
die Libreria Calusca zu einer Art „Freihandelszone“ entwickelt, in der
sich Menschen jeden Typs treffen konnten, vor allem diejenigen, die
Erneuerungen suchten, mit kritischem Geist und vollständiger Hin-
gabe an die Entwicklung der gewerkschaftlichen und sozialen Bewe-
gungen. Die Gründer der Zeitschrift teilten die Wahrnehmung, dass
der durch den heißen Herbst vermittelte Schub sich nunmehr er-
schöpft und eine Periode der Umwälzung begonnen habe, in der der
Kapitalismus, etwas benebelt durch eine derart angefachte und verbrei-
tete Infragestellung, wieder die Initiative ergreifen könnte. Die Ölkri-
se, die zeitgleich mit dem Erscheinen der ersten Ausgabe ausgebrochen
war, schien ihnen unverhofft Bestätigung zu geben.

Gleichzeitig eröffneten sich neue Aktions- und Forschungsgebie-
te. Die zwei wichtigsten waren die von der Zeitschrift Sapere, die von
Giulio Maccacaro geleitet wurde, angeregte Gesundheitsbewegung
und die Durchsetzung der „150 Stunden“ in den großen Flächentarif-
verträgen.72 Es ging darum, das Gesundheits- und das Bildungssys-
tem neu zu definieren, zu reformieren und neu auszurichten. Die
enge Freundschaft mit Primo Moroni verlor sich nicht mit dem Ende
der Zeitschrift, sondern bestand weiter und erlaubte uns, mit den

71 Die „Navigli“ sind Kanäle, die Mailand durchziehen und die über Jahrhunderte ausgebaut
wurden, von denen im Zuge der kapitalistischen Stadtentwicklung aber nur noch Reste in den Innen-
stadtbereichen verblieben sind.

72 1973 wurde in den Flächentarifverträgen in der Metallindustrie eine Freistellung von 150
Stunden pro Jahr für die Teilnahme an Fortbildungskursen für Beschäftigte durchgesetzt.
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vorwärtstreibenden Teilen der Generationen, die „68“ nicht erfahren
hatten, in Kontakt zu treten. Nach der dramatischen Niederlage bei
FIAT,73 nach den Festnahme- und Prozesswellen gegen Tausende von
Mitgliedern der Autonomia Operaia74 und der kämpfenden Gruppen,
im Anschluss an den traumatischen Wandel des politischen und sozi-
alen Klimas im Land entstand aus dem starken Unbehagen und der
Orientierungslosigkeit der Jugend eine vielfältige und reichhaltige
Underground-Kultur,75 die großenteils aus den USA stammte und die
bald darauf den Weg der von der Informatik ausgelösten technologi-
schen Revolution kreuzen sollte. Es war die Periode der Verbreitung
der centri sociali76 als  Treffpunkte des sogenannten „jugendlichen
Proletariats“ und der Überlebenden der Bewegungen der 1970er Jah-
re. Die  Libreria Calusca wurde zu einem Koordinations- und Treff-
punkt dieser Initiativen und ging schließlich in das selbstorganisierte
soziale Zentrum in der via Conchetta auf dem Naviglio Pavese über,77

wobei sie in Nachahmung von Ferlinghettis  Erfahrungen in San
Francisco78 ihren Namen in Calusca City Lights änderte. So wurde sie
zu einem zentralen Bezugspunkt des Cyberpunks und anderer Ten-
denzen des Underground, was den Resten der Redaktion Primo Mag-
gio erlaubte, erneut ein fruchtbares Terrain zu finden, auf dem sie Initia-

73 Gemeint ist das Ende des von der PCI unterstützten 35-tägigen Streiks bei Fiat in Turin
gegen den von der Unternehmensführung angekündigten Abbau von rund 12.000 Arbeitsplätzen.
Zuvor hatte es bereits Kurzarbeitsphasen für mehrere Zehntausend Beschäftigte gegeben. Am
14. Oktober kam es zum sogenannten „Marsch der Vierzigtausend“, der allerdings eher 12.000
Beschäftigte und Angestellte umfasste, die sich, aus Angst vor der vollständigen Schließung des
Werks, für den Abschluss eines Tarifvertrages aussprachen. Erst 1994 sollte es wieder zu einem
größeren Streik gegen weitere Massenentlassungen kommen.

74 = Arbeiterautonomie: aus den Auflösungsprozessen von 1968 bzw. aus Gruppen wie Potere
Operaio und Lotta Continua hervorgegangene autonome Bewegung der Jahre 1973–1979.

75 Englisch und kursiv i. Orig.
76 = soziale Zentren: Aus Besetzungen ehemaliger Fabriken oder öffentlicher Gebäude gingen

in vielen italienischen Städten soziale Zentren hervor, die von politischen Gruppen oder für Frei-
zeit- und Bildungsaktivitäten in den Stadtteilen genutzt werden.

77 Das Zentrum trägt mittlerweile den Namen C.S.O.A. COX18, [https://cox18.noblogs.org/].
78 Lawrence Monsanto Ferlinghetti (1919–2021) war ein US-amerikanischer Autor, Verleger

und Künstler der Beat Generation, der in San Francisco den Buchladen und Verlag City Lights
gründete.
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tiven zur Forschung und Bildung im Sinne des Ansatzes der militanten
Geschichtsschreibung  voranbringen  konnte.  So  entstand  Mitte  der
1990er  Jahre  die  Libera  Università  di  Milano  e  del  suo  Hinterland
(LUMHI),79 die begrenzte, aber wirksame Aktivitäten gegen den auf-
keimenden historischen Revisionismus und Negationismus entwickelte
und Reflexionen eröffnete, dazu gedacht, entscheidende Beiträge zur
Soziologie des Prekariats zu liefern und die ersten Versuche der ge-
werkschaftlichen Organisierung der autonomen Arbeit80 zu stimulie-
ren.

1989 als Wasserscheide: Vive le roi!

Das Jahr, in dem die Berliner Mauer fiel, war mit dem Beginn der Fei-
erlichkeiten des 200. Jahrestages der französischen Revolution eröff-
net worden. Die Überschrift eines Leitartikels in der Tageszeitung Le
Monde lieferte ein unmissverständliches Signal des Wandels des kultu-
rellen und politischen Klimas: Vive le Roi!81 Wer erwartet hatte, Erin-
nerungen an den Sturm auf die Bastille, Installationen von Künstlern,
die die Guillotine andeuten, geführte Besuche des Saals für das Jeu de
Paume82 zu sehen, wurde enttäuscht. Die Touristenattraktion, um die
es ging, war die Zelle von Marie Antoinette in der Conciergerie.83 Der
sogenannte „Geschichtsrevisionismus“ hatte seinen Ursprung bereits
Mitte der 1960er Jahre, war aber in einem gewissen Sinne „unter dem
Radar“ geblieben. 1989 kam es jedoch zur Explosion eines neuen
„Geschichtsrevisionismus“, der zur neuen Wahrheit wurde – eine os-
tentative Beleidigung der Werte der Revolution (Gleichheit, Brüder-
lichkeit,  Freiheit),  als  wenn die  bürgerliche  Gesellschaft  ihnen  de-

79 = Freie Universität von Mailand und seinem Hinterland, [http://www.lumhi.net/].
80 Gemeint  sind  die  Arbeiter:innen,  die  als  (Pseudo-)Selbständige  in  verschiedensten

Dienstleistungsbereichen und in der Industrie keine feste Beschäftigung mehr haben. In der
BRD werden sie als Soloselbständige charakterisiert.

81 Frz. für „Es lebe der König!“.
82 Auch „Real Tennis“ genannt, Hallenvorläufer des heutigen Tennis mit sehr komplexen

Regeln, eine der sogenannten „Königssportdisziplinen“.
83 Pariser Gefängnis, in dem Marie Antoinette vor ihrer Exekution festgehalten wurde.
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monstrativ abschwören wollte, dabei auch ihrer liberalen Geschichte
und ihrem  Rechtsverständnis abschwörend. Die bürgerliche Gesell-
schaft war, musste sein, die Gesellschaft des Stärkeren, nicht die Ge-
sellschaft der Gleichheit. Als die Berliner Mauer fiel, begrenzte sie
sich nicht darauf zu sagen, dass der Kommunismus gescheitert sei,
sondern auch, dass der état prévoyance84 nicht regieren könne, dass
ein Staat, der Ressourcen umverteile, zum Scheitern verurteilt sei.
Impliziert war darin eine Ablehnung der Tradition und des Denkens
der Sozialdemokratie, nicht nur des Jakobinertums. Es war der Mo-
ment der maximalen Verherrlichung des „Privaten“.

Autonome Arbeit und LUMHI, die Cyberpunks

Die Erfahrung der Libera Università di Milano e del suo Hinterland
wird heute immer wieder als Wegbereiter für eine neue Klassenanaly-
se zitiert, die die Kategorie der  self employed,85 der Solo-Selbständi-
gen, der Freelancer, ins Zentrum stellte. Ab Mitte der 1970er Jahre
waren in den Reflexionen über die Veränderungen im Inneren der
Arbeitswelt bereits einige Phänomene, wie etwa die Fragmentierung
und Prekarisierung der Arbeitskraft, die Praxis der Auftragsunterver-
gabe, die Dezentralisierung, kurzum all das, was das Paradigma der
großen Fabrik und des Massenarbeiters in Frage stellte, ins Zentrum
gerückt. Kaum hatte sich im „heißen Herbst“, in dem die Macht ei-
ner kompakten und homogenen sozialen Masse in  einem Aufprall
zum Ausdruck kam, die Zentralität des Massenarbeiters etabliert,
wurde ihr in der zweiten Hälfte der 1970er Jahre die Macht genom-
men.  Gleichzeitig  erforderte  der  zunehmend komplexer  werdende
Produktionsprozess  neue  Instrumente  der  Leitung  und  der  Herr-
schaft;  Verarbeitung und Handel  benötigten Logistik.  Das  Phäno-
men, auf das die LUMHI ihren Blick gerichtet hatte, war nicht nur

84 Frz. i. Orig.: Vorsorgestaat, d. h. Wohlfahrtsstaat.
85 Engl. i. Orig. Selbständige, hier allerdings nicht im Sinne der klassischen selbständigen Pro-

fessionen aus Medizin, Jurisprudenz, Handwerk, Bauernschaft etc., sondern als Einzelauftrag-
nehmer:innen ohne „Arbeitgeber“.
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eine Evolution des Phänomens der Dezentralisierung der Produkti-
on, es handelte sich um etwas Neues, da es in einem anderen Terrain
entstand, in einem anderen technologischen Umfeld, dem Umfeld
der gerade einsetzenden Computerisierung. Es war die Zeit des Auf-
stiegs des Internets und folglich der Selbständigkeit.

Das self employment der 1990er Jahre hatte absolut nichts mit der
Form der Selbständigkeit der vergangenen Jahrhunderte, der Arbeit
des  selbständigen Landwirts, des kleinen Einzelhändlers, des Hand-
werkers zu tun. Es handelte sich zunächst einmal überwiegend um
kognitive, immaterielle Arbeit, in der der tragbare Computer einen
direkten Zugang zum Markt erlaubte, nicht, so wie es immer gewe-
sen war, vermittelt durch das Unternehmen, also durch eine organi-
sierte Struktur, in deren Innerem die Arbeit entweder untergeordnet
ist oder nicht ist. Deswegen haben wir sie „autonome Arbeit der
zweiten Generation“86 getauft. Die Libreria Calusca wurde zu einem
Treffpunkt und  Ausstrahlungsort der  neuen  Cyberpunk-Kultur,
dort trafen sich die Computerfreaks der ersten Stunde, die Software-
cracks und die ersten Hacker.

Auf der Ebene der historischen Forschung und der Debatte um die
Rolle der Geschichtsschreibung wurden diese Phänomene nicht igno-
riert, aber es gab kein Verständnis dafür, dass die soziologische Ana-
lyse der neuen Formen der Arbeit den Gesichtspunkt von der sym-
bolischen Ordnung des Proletariats hin zur symbolischen Ordnung
der Bourgeoisie verschob. Die Entwertungsprozesse, die die Arbeit
der Angestellten und Intellektuellen Anfang des 20. Jahrhunderts be-
trafen, waren auf der Linken immer als Prozesse der „Proletarisie-
rung“ charakterisiert worden, eine soziologische Kategorie, die für
das Verständnis und die Beschreibung dessen, was Mitte der 1990er
Jahre geschah, nutzlos war. Was geschah, war ein Prozess der Implo-
sion der  middle class,87 dessen Wesen mit dem Werkzeugkasten der
operaistischen Orthodoxie nicht länger zu erfassen war. Hinter dem

86 Siehe Fn. 80.
87 Engl. i. Orig.: Mittelschicht.
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autonomen Arbeiter der zweiten  Generation gab es keine Arbeiter-
bewegung,  keine  Gewerkschaft.  Es handelte  sich  um  eine  starke
Ideologie des Individualismus, des Vertrauens in die eigene Kraft, in
den Wert des eigenen „Humankapitals“. Die Freiheit als Abwesenheit
von Regeln und der wirtschaftliche Erfolg als absoluter Wert wurden
verherrlicht. Folglich war die Aufgabe von LUMHI eine zweifache:
die Definition der „anthropologischen“ Differenz zwischen Autono-
mie  und  Unterordnung  und  die  Demaskierung der  falschen  Frei-
heitsideologie; die Ergebnisse wurden in einem gemeinsamen Sam-
melband 1997 veröffentlicht.88

Im Jahr zuvor waren Nicola Gallerano und Guido Quazza verstor-
ben. Zwei Jahre  später, 1999, verstarben Duccio Bigazzi (im Alter
von 52 Jahren) und Edoardo Grendi. Knapp zehn Jahre zuvor hatte
Timothy Mason 1990 im Alter von 50 Jahren in Rom Selbstmord be-
gangen. 1994 starb Luigi Micheletti und 1998 Primo Moroni, an den
schon erinnert wurde. Im Laufe eines Jahrzehnts waren fast alle Per-
sonen, die ich bis hierhin als wichtige Figuren in der historiographi-
schen Debatte bezeichnet habe – Gallerano, Quazza, Bigazzi, Grendi
– verstorben. Aber die italienische historiographische Produktion,
insbesondere jene, die die Lehren der Annales89 und der neomarxisti-
schen Strömungen aufgenommen hatte,  erwies sich als  ausreichend
konsolidiert und lieferte weiterhin bemerkenswerte Werke.

Die italienische Historiographie der 1970er Jahre ist reich an
Facetten und Figuren bemerkenswerten wissenschaftlichen Niveaus,
alle mehr oder weniger Träger einer bürgerlichen Leidenschaft und
eines Engagements, das der große Schwung von 1968 der Ethik der
Disziplin aufgedrückt hat. Sich in diesen dichten Wald an Personen,
Tendenzen, Erfahrungen, Schriften hineinzubegeben, könnte für das
Verständnis der Vorgänge um Primo Maggio herum dienlich sein.

88 Bologna / Fumagalli, Il lavoro autonomo (wie Anm. 60).
89 Les Annales, [http://annales.ehess.fr/index.php?167].

362



FORSCHUNG / RESEARCH 

Ende des Jahrhunderts. Die 2000er Jahre

Wie beschreibt Stefano Musso die Historiographie zum Ende des
Jahrhunderts? Musso formuliert eine Krise der Labour History, die
als Spiegelbild des Verlustes der Zentralität der Arbeiterklasse in der
Gesellschaft  zu verstehen sei. Mit dem Ende der „Arbeiterzentrali-
tät“ und der Zentralität der Fabrik, die die Studien der 1970er Jahre
charakterisiert hatte,  habe  der Schwerpunkt, um den herum ein
Großteil der Forschung organisiert wurde, an Bedeutung verloren.90

Dahingegen erlebte die Geschichtsschreibung ein Wiederaufblühen
historischer Studien durch das Auftauchen neuer Tendenzen: Von ei-
nem anthropologischen  Zugang  profitierte  das Feld  der  Mikroge-
schichte, wo dem Privaten sehr viel mehr Raum gegeben wurde, das
Feld der Gender History91 und das der Mentalitätsgeschichte. Das In-
teresse an der Gemeinschaft der Arbeit (die Fabrik) wurde durch das
an anderen Formen gemeinschaftlicher Beziehungen ersetzt, in erster
Linie der Familie – wir erinnern uns an die Arbeit von Franco Ramel-
la über die Emigrationen.92

Die durch die Niederlage von 1980 und das Ende der Arbeiterzentrali-
tät hervorgerufene Krise  der  Geschichte  der  Arbeiterbewegung und
der Arbeiterklasse […] hat, wie Krisen dies oft tun, nicht wenige Gele-
genheiten geboten, die Öffnung der Gesichtspunkte, methodologische
Erneuerungen, eine Verfeinerung der Untersuchungsinstrumente ge-
fördert, die die Geschichte der Arbeiterklasse kritischer, weniger my-
thisch haben werden lassen.93

90 Eine erschöpfende Bilanz der historiographischen Produktion jener Jahre ist in der Einleitung
von Stefano Musso enthalten, in: Div. Autoren, Tra fabbrica e società: mondi operai nell’Italia
del Novecento [Zwischen Fabrik und Gesellschaft: Arbeiterwelten in Italien im 20. Jahrhundert],
Mailand 1999, hier S. IX. „Primo Maggio“ wird hier zum ersten Mal als geschichtswissenschaftliche
Zeitschrift der Historiographie zugeordnet.

91 Engl. i. Orig.: Geschlechtergeschichte.
92 Franco Ramella (1939–2020),  Historiker, der intensiv zu Fragen der Migration gearbeitet

hat. Auf [https://www.storialavoro.it/materiali/franco-ramella/bibliografia/] ist ein bibliographischer
Überblick zu finden.

93 Musso, Tra fabbrica e società (wie Anm. 90), S. XIII.
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Dies betraf insbesondere die Labour History. Wenn wir allerdings un-
seren Blick auf alle Themen der historiographischen Debatte erwei-
tern,  dann beobachten wir, dass, während sich einerseits neue For-
schungshorizonte  eröffneten,  die  Disziplin  sich  andererseits
fragmentierte und immer weiter in Sektoren  und  spezialisierte Un-
tersektoren auffächerte.

Zunächst einmal war immer weniger die Rede von Geschichte und
immer mehr von Erinnerung.94 Es reicht, sich die Titel der neuen Zeit-
schriften für Zeitgeschichte anzusehen, wie Storia e Memoria (1992)
des ligurischen Instituts des Widerstands95 oder Memoria e Ricerca
(1993) der Stiftung Casa Oriani aus Ravenna,96 denen History & Memo-
ry (1989),97 gegründet von Saul Friedländer, vorausgegangen war, um
nur einige von vielen zu nennen. Anfänglich eine Folge der wachsen-
den Verbreitung und Akzeptanz der mündlichen Geschichtsüberlie-
ferung  durch die  Oral  History,98 brach eine Vielzahl unaufhaltsamer
Diskussionen  über  den  Zusammenhang  zwischen  Geschichte  und
Erinnerung und über die Bedeutung der Erinnerung los, in denen die
Extreme bis hin zu Aussagen wie Make History not Memory99 reichen,
die an den Slogan Make love, not war erinnern. Dies alles geschah,
während  intensive Forschungsaktivitäten im Feld der Neurowissen-
schaften die Mechanismen der Erinnerung in jenem Teil der Gehirn-
struktur  ausfindig  zu  machen suchten,  der  Hippocampus  genannt
wird. 

94 Kursiv i.Orig.
95 = Geschichte und Erinnerung, [https://www.ilsrec.it/]
96 = Erinnerung und Forschung, [http://www.fondazionecasadioriani.it/modules.php?

name=MR].
97 [https://iupress.org/journals/historyandmemory/].
98 Cesare Bermani und Franco Coggiola (Hg.), Memoria operaia e nuova composizione di classe.

Problemi e metodi della storiografia sul proletariato: atti del convegno organizzato dall’Istituto
Ernesto de Martino e dall’Associazione Primo Maggio, Mantova, 23–25 ottobre 1981 [Arbeiterer-
innerung und neue Klassenzusammensetzung. Probleme und Methoden der Historiographie über
das Proletariat: Akten der Tagung in Mantua 23.–25.10.1981, organisiert vom Institut Ernesto de
Martino und der Vereinigung Primo Maggio], Rimini, 1981. Der Band versammelt die Aufsätze
dieser Tagung.

99 = Mache Geschichte, nicht Erinnerung; engl. i. Orig.
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Mir scheint, dass es mit Bezug auf die Ebene der geschichtlichen
Methode zwei Formen des Erfolgs gegeben hat: auf der einen Seite
erlangte die sogenannte Public History zunehmende Anerkennung
und Verbreitung, auf der anderen Seite scheint mir, dass der lexikali-
sche Wandel einen wirklichen Paradigmenwandel hervorgebracht hat,
in dem Sinne, dass sich die Aufmerksamkeit zunehmend auf die Pro-
bleme der Pflichten des Historikers konzentriert hat (ethische, juri-
dische, emotionale Probleme im Umgang mit den mündlichen oder
schriftlichen Quellen) und weniger auf die Objekte der Forschung.
Die Debatte um die Art und Weise,  Geschichtsschreibung zu ma-
chen, wird zunehmend introspektiver,100 als  ob sich  der Historiker
auf der Couch des Psychoanalytikers ausstrecken müsste, um inner-
halb seines eigenen professionellen Ichs die Gründe seines Wunsches,
Geschichtsschreibung zu betreiben, oder die Gründe seiner Schwie-
rigkeit,  Geschichtsschreibung  zu  betreiben,  ausgraben  müsste.  Je
stärker die Tendenz zur Introspektion wird, desto selbstbezogener
wird die Praxis der Geschichtsschreibung. Es ist, als  ob im wissen-
schaftlichen  Diskurs  auf  einmal  der  Begriff  „Natur“  verschwände.
Was ist denn die Wissenschaft, wenn nicht Wissen über die Natur?
Und was ist Geschichte, wenn nicht das Wissen um die Vergangen-
heit und die Gegenwart?

Man denke beispielsweise an die Frage des sogenannten linguistic
turn,101 über den sich ganze Wortströme ergossen haben. Worum han-
delte es sich? Um eine von den Theorien des US-amerikanischen Do-
zenten Hayden White im Jahr 1973 – dem Jahr, in dem Primo Maggio
entstand – ausgelöste Debatte.102 Nach Whites Auffassung lässt sich
die Geschichtsschreibung mit fiction103 vergleichen. Demnach ist der
historische Diskurs ein Konstrukt, das nur wenig mit der Realität
oder der Faktenwahrheit zu tun habe; insofern sei es eine Erzählung

100 Kursiv i. Orig.
101 Kursiv i. Orig.
102 White formulierte sie zuerst in: Metahistory. The historical Imagination in Nineteenth-

Century Europe, Baltimore 1973.
103 Engl. i. Orig.: Fiktion.
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(narrative, ein weiterer Begriff, der sich in der Debatte und im allge-
meinen Sprachgebrauch mit der Geschwindigkeit von Unkraut ver-
breitet hat), die dort beginne und ende, wo es der Historiker entscheide.
Das Dokument, als Ausgangspunkt jeglicher historiographischer Ak-
tivität,  sei kein  Beweis für  die  Wirklichkeit der Fakten, sondern
eine Anregung der Vorstellungskraft des Historikers, eine Art musi-
kalisches  Thema,  das  der  Historiker  in  verschiedenen Variationen,
wie es ihm gefällt,  zu entwickeln beliebt. Folglich ergebe auch die
ganze Diskussion um Kausalität keinen Sinn, insofern als es der His-
toriker  sei, der eine kausale Verkettung zwischen  den Dokumenten
herstelle. Für White ist Geschichtsschreibung eine Gesamtheit von
Tropen,104 eine übertragene Sprache, die über rhetorische Figuren vor-
angehe, die zur Anzeige von Sachen bestimmte Begriffe einsetze,  die
sich von dem, auf das sich der Begriff beziehe, unterschieden; eine Ge-
samtheit an Metaphern, an Allegorien, an Hyperbeln, an Paraphrasie-
rungen, an Euphemismen. Die historiographische Sprache sei von der
wissenschaftlichen Sprache am weitesten entfernt, allenfalls der künst-
lerischen Sprache sei sie sehr nahe.

Wie man sieht, ist das Objekt der Geschichte, die historische
Wirklichkeit, nicht länger ein Schlüsselfaktor der Argumentation.
Man kann von Geschichtsschreibung sprechen, ohne die historische
Wirklichkeit zu benennen; bestimmte konstitutive Begriffe der histo-
rischen Sprache, wie das Wort „Gegenwart“, das, was Benjamin Jetzt-
zeit105 genannt hat, werden überflüssig.

Ich habe versucht, meine Hypothese eines Paradigmenwechsels an
einem Artikel nachzuweisen, der 2021 in einer Geschichtszeitschrift
erschien, deren Ausgabe vollständig dem Thema der Interdisziplina-
rität gewidmet  ist. Der  etwa dreißig Seiten umfassende  Einleitungs-
beitrag betrachtet den Stand der Diskussion über die Interdisziplinari-
tät in der Geschichtsschreibung und zitiert folglich eine beträchtliche

104 Kursiv i. Orig.
105 Deutsch und kursiv i. Orig.; These XIV aus „Über den Begriff der Geschichte“, in: Walter

Benjamin, Gesammelte Schriften, Bd. I–II, Frankfurt a. M. 1980, S. 701.
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Anzahl von Veröffentlichungen.106 Mit der Suchfunktion von Word
habe ich versucht,  herauszufinden, wie häufig in dem  Aufsatz  der
Begriff „Gegenwart“ vorkommt. Ich bin nur auf zwei Nennungen
gestoßen. Keines  der zitierten Bücher trägt diesen Begriff im Titel.
Das Wort „Vergangenheit“ taucht dreizehnmal auf, meistens in den
Titeln der zitierten Bücher.

Wenn wir über die Krise oder den Niedergang der militanten Ge-
schichtsschreibung sprechen,  beziehen wir  uns  folglich nicht  bloß
auf das Ende der Ethik der Beteiligung an den gegenwärtigen sozia-
len Bewegungen, nicht bloß auf die „Krise der Politik“ und auf den
zunehmenden Rückzug ins Private, sondern wir beziehen uns auf
eine Form der Argumentation und der Diskussion unter Historikern,
die  die  Gegenwart  ausschließt,  sie  löscht.  In  der  militanten  Ge-
schichtsschreibung war die Gegenwart die Quelle der Fragen, die der
Historiker sich zu Beginn der Forschung stellte. Durch die Verbin-
dung der Verbreitung des Begriffs „Erinnerung“ und der Auffassung
von  der  Geschichtsschreibung als  narrative,  als  Form  der  literari-
schen  Schöpfung,  kommt  es  zur  Auslöschung  der  Gegenwart  als
Quelle des historischen Denkens.

Juli 2001, G8 in Genua

Im Juli 2001 versammelten sich in Genua die G8, die großen Protest-
demonstrationen wurden brutal unterdrückt. Die Zeitschrift Zapruder
hat in ihrer Ausgabe Nr. 54 versucht,107 diese Erfahrung aus zwanzig
Jahren Abstand zu reflektieren, ausgehend von den  Erfahrungen  der
Beratergruppe der Verteidigung und der Aktivisten, die den von rich-

106 Rocco Sciarrone, Tra storia e scienze sociali [Zwischen Geschichtswissenschaft und Sozial-
wissenschaften], in: Meridiana, Nr. 100 (2021), S. 9–34.

107 „Zapruder“ ist eine seit 2002, nach den Kämpfen um G8 in Genua, von Historiker:innen und
Interessierten in Bologna herausgegebene, vierteljährlich erscheinende Zeitschrift. Sie gehört zu
den Publikationen, die Affinitäten zur ursprünglichen Konzeption von „Primo Maggio“ aufweisen:
[http://storieinmovimento.org/2021/03/05/cinquantaquattresimo-numero/].  Der  Hobbyfilmer
Abraham Zapruder hielt den Mord an John F. Kennedy am 22. November 1963 mit einer 8mm-
Kamera fest. Sein Film ist die vollständigste Aufzeichnung des Mordes  und wurde 1997 von der
US-Regierung für das Nationalarchiv erworben.
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terlichen Maßnahmen Getroffenen juristische Unterstützung gege-
ben hatten. Diese Erfahrung wurde schließlich auch in dem Doku-
mentarfilm In Campo Nemico von Fabio Bianchini wiedergegeben.108 

Juli 1960 – Juli 2001: Im Jahr 2001 gab es eine erst kurz zuvor ent-
standene, weltweite antikapitalistische Bewegung, No Global, mit ei-
genen Kommunikationsmitteln, die die neuen Technologien nutzten,
Indymedia,109 mit eigenen Bibeln (No logo! von Naomi Klein)110 und
einigen Patriarchen (Noam Chomsky). Aber in der Mentalität der
No-Global-Bewegung,  in  ihren  Verkleidungen,  deuten  einige  Ele-
mente auf einen Verfall hin. Sehr wenig nur bezieht sich davon auf
die Tradition der Arbeiterbewegung oder die revolutionäre kommu-
nistische  Bewegung,  sehr  viel  dagegen  auf  die  Popkultur,  auf  die
Rockmusik  und  auf  die  sie  begleitenden  ikonographischen  Aus-
drucksformen. Das Element des Verfalls zeigt sich in der Negation
jeglicher Organisationsform und eines in gewisser Form strukturier-
ten Entscheidungsprozesses, dabei  einer abstrakten Vorstellung von
„vollständiger Demokratie“ folgend, die das genaue Gegenteil ist –
nicht der Idee der Organisierung, sondern der Idee der Spontaneität,
wie wir sie konzipiert hatten. Genua, Juli 2001: Die Hybridisierung
von Blumenfest und Stadtguerilla endete in einer Katastrophe. Der
Juli 2001 hob eine neue, wenn auch beschränkte antikapitalistische
Generation aus der Taufe, erschuf aber kein Denkgebäude, seine kul-
turell-politische Hinterlassenschaft ist gleich Null.  Und auch wenn
wir fragten, welche Zeichen, welche Spuren der G8 in Genua in der
Debatte, wie Geschichte, wie Geschichtsschreibung gemacht wird,
hinterlassen hat, könnten wir keine Antwort geben. Warum? Weil
die Gegenwart vom Radar der Historiker verschwunden ist? Oder
weil die  Gegenwart  in  Form der  Unermesslichkeit  des  Angriffs
auf die Zwillingstürme,111 nur fünfzig Tage nach dem G8 in Genua,

108 = In feindlichem Gebiet, [https://www.openddb.it/film/in-campo-nemico/].
109 [https://indymedia.org/.]
110 Naomi Klein, No Logo! Der Kampf der Global Players um Marktmacht – Ein Spiel mit

vielen Verlierern und wenigen Gewinnern, Frankfurt a. M. 2015 [2000].
111 Gemeint ist der Angriff auf das World Trade Center in New York am 11. September 2001.
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wieder zutage getreten ist? Weil der Blick der Historiker die Ge-
genwart nicht länger zu erkennen wusste oder wollte oder weil das
Licht der Gegenwart derart gewalttätig, derart blendend war, dass es
die Historiker dazu zwang, den Blick abzuwenden?

Die Rückkehr der Thematik der Arbeit

Um die Jahrtausendwende befand sich die Labour History folglich
nicht nur in der Krise, sondern wurde auch als Alteisen wahrgenom-
men, das auf den Dachboden gehört, zusammen mit anderen Lehren
des Fordismus. Aber nur für kurze Zeit. 2002 veröffentlichte der
Verlag Derive & Approdi ein Buch mit dem Titel Chainworkers, in
dem die Arbeiter nicht Fließbandarbeiter sind, sondern die Arbeiter
der Logistikketten  von McDonalds, Pizza Hut, Walmart  oder Star-
bucks. Man spricht wieder von ausgebeuteten Arbeitern, die Thema-
tik der Arbeit steht erneut im Zentrum, aber es ist nicht die Fabrikar-
beit,  verflucht,  aber sicher,  hart,  aber  mit  vertraglichen  geregelten
Bedingungen, schwere Arbeit, aber mit anerkannten Rechten, in die Ge-
setze und Verfassungen der Länder gemeißelt.  In  Chainworkers ist
die Rede von rechtloser Arbeit, zuallererst von prekärer, instabiler
Arbeit. So entwickelte sich sowohl in Europa als auch in den Ameri-
kas eine Bewegung, die in Italien den Namen Movimento di San Pre-
cario erhielt und vor allem in Mailand, auch unter Rückgriff auf eini-
ge  den Bewegungen  für  sexuelle  Befreiung eigene  Formen,
öffentliche Demonstrationen durchführte, die eine starke Veranke-
rung in den Problemen der Arbeit haben. Die May-Day-Paraden, die
in Mailand an den Tagen um den ersten Mai herum von 2001 bis
2008/9 stattfanden, versammelten Zehntausende Jugendliche, auf so-
wohl festlichen als auch lauten Umzügen. Alle Mythen und Ikonen,
die in den 1970er Jahren auch von der Zeitschrift Primo Maggio, wie
etwa der Mythos der wobblies112, propagiert worden waren, wurden
wieder angeeignet, auch die operaistische Tradition als solche lebte

112 Slang für die Mitglieder der revolutionären US-Gewerkschaft IWW. In der IWW haben sich
in der Zeit vor dem Ersten Weltkrieg vor allem migrantische Massenarbeiter organisiert.
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als lebendige Kraft neu auf. Es war aber auch eine große verpasste
Gelegenheit, der Gelegenheit, eine Gewerkschaft, eine Vertretung
der prekären, instabilen, unständigen Arbeit zu schaffen, der Arbeit,
die „flexibel“ genannt wurde und wird, der rechtlosen Arbeit.

Hat diese Wende in der Geschichtsschreibung Zeichen hinterlas-
sen? Wenn wir den von Eloisa Betti verfassten Überblick über histo-
rische Studien zum Prekariat lesen, können wir feststellen, dass ein
wichtiges Zeichen hinterlassen wurde.113 Nach Betti  habe der euro-
zentrische Blick bis zum Ende der 1990er verhindert, dass dieser As-
pekt der Arbeitswelt wahrgenommen worden sei. Die feministischen
und postkolonialen Studien und die Studien über den globalen Süden
hätten endgültig zur Überwindung dieser eurozentrischen Perspekti-
ve beigetragen,  weshalb heutzutage gesagt  werden könne,  dass die
prekäre, instabile Form der Arbeitsbeziehung in der Geschichte der
Arbeit nicht die Ausnahme, sondern die Norm sei. Aber dabei ver-
gisst die Autorin vielleicht, dass  Mitte der 1970er Jahre, als  Labour
and Monopoly Capital (1974) von Harry Braverman erschien,114 die
Diskussion über die „Entwertung“ der Arbeit bereits fortgeschritten
war und die monolithische Vorstellung stabiler und garantierter Ar-
beitsbeziehungen bereits als partielle und ungenaue Vorstellung ange-
sehen wurde – zumindest unter militanten Historikern. Ferner lohnt
auch die Erinnerung an den Appell Marcel van der Lindens von 1997
zur Gründung einer Internationale der Labour Historians.115 Van der
Linden war überzeugt, dass nur eine transnationale Organisation von
Historikern aus verschiedenen Kontinenten den Niedergang der La-
bour  History aufhalten könne; in Europa, wo die auf diese Themen
spezialisierten Zeitschriften Schwierigkeiten hatten zu überleben,
oder wo, wie in den USA, die Universitätsseminare zur Geschichte
der Arbeit reihenweise von den Lehrplänen gestrichen wurden. Und

113 Eloisa Betti, Historicizing Precarious Work. Forty Years of Research in the Social Sciences
and Humanities, in: International Review of Social History, 63 (2018), S. 273–319.

114 Dt. Harry Braverman, Die Arbeit im modernen Produktionsprozess, Frankfurt a. M. 1977.
115 Marcel van der Linden, Eine Internationale der Labour Historians, in: 1999. Zeitschrift für

Sozialgeschichte des 20 und 21. Jahrhunderts, 12 (1997), 4, S. 79.
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er fuhr damit fort,  zu  sagen, dass  es  bei  der Betrachtung der Ge-
schichte der Arbeit in den kürzlich industrialisierten Ländern leicht
falle, zu bemerken, dass die Marxsche Idee eines „freien Lohnarbei-
ters“, der von seinem eigenen Lohn lebe, eine geographisch begrenzte
Vorstellung sei, insofern als das Proletariat der von ihm „Semiperi-
pherie“  der  Welt  genannten  Länder,  obgleich  lohnabhängig,  über-
haupt nicht frei sei, da es die Unterdrückung durch die Schulden er-
lebe und nur durch den Unterhalt  einer informellen, und häufig
auch illegalen Familienökonomie überleben könne. In der Untersu-
chung dieser Länder können wir das Konzept der „Arbeiterklasse“
einer radikalen Revision unterziehen. Dies war auch der Ansatz der
Autoren eines von Karl Heinz Roth und Marcel van der Linden 2009
herausgegebenen Buches.116

Die autonome Arbeit der zweiten Generation

Als ich 1984 nach drei Jahren, die ich zwischen Bremen und Paris ver-
bracht hatte, nach Italien zurückkehrte, war mir die Lehrbefugnis an
der Universität Padua entzogen worden. Ich musste für mich eine
neue Art des Überlebens erfinden. Das Wissen um die Welt des
Transports und der Logistik, das ich in den Zeiten von Primo Maggio
erworben hatte und sowohl in Bremen, einer Stadt mit einer langen
maritimen Tradition, als auch in Paris im Umfeld der OSZE vertieft
hatte, legte mir eine Antwort nahe: die Eröffnung eines Beratungs-
kleinstunternehmens. Plötzlich lebte ich das Leben des  Freelancers,
das sich radikal von dem des Beamten unterscheidet. Und so machte
ich mich auf einen Weg der Selbstbeobachtung, ich versuchte die Be-
sonderheit der Lebensform des self employed zu analysieren. So ent-
standen die im Buch Die Zerstörung der Mittelschichten. Thesen zur
Neuen Selbständigkeit veröffentlichten Artikel.117 Nachdem ich zwan-

116 Marcel van der Linden / Karl Heinz Roth (Hg.), Über Marx hinaus. Arbeitsgeschichte und
Arbeitsbegriff in der Konfrontation mit den globalen Arbeitsverhältnissen im 21. Jahrhundert, u.
Mitarbeit v. Max Henninger, Hamburg 2009.

117 Bologna / Fumagalli, Il lavoro autonomo (wie Anm. 60).
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zig Jahre lang die Arbeitsweise der anderen, in der Fabrik, studiert
hatte, was mir Grund für politisches und ziviles Engagement lieferte,
konzentrierte ich mich schließlich auf mich selbst, was zuallererst be-
deutete, die Beschäftigung mit dem Proletariat zu beenden und zum
(Klein-)Bürgertum überzugehen. Ein Paradigmenwechsel, bei dem
Marx mir nicht so viel geholfen hatte. Wäre ich das Problem in der
Form des historischen Materialismus der Zweiten oder Dritten Inter-
nationale, nämlich vom Standpunkt der Proletarisierung  des Klein-
bürgertums, angegangen, so hätte ich mich in eine Sackgasse hinein-
begeben.  Ich  war  Teil  der  vom  Personal  Computer  geschaffenen
autonomen Arbeit. Der Unterschied zwischen dem Lohnarbeiter
und dem autonomen Arbeiter war mir als so groß erschienen, dass
ich die Hypothese einer „anthropologischen“ Differenz entwickelte,
die nur mit den Techniken der Mentalitätsgeschichte in den Blick ge-
nommen  werden könne. Das Problem der Stellvertretung war noch
viel komplexer. Und hier herrschte die totale Dunkelheit. 

Aber mich rettete die Initiative einer Gruppe von autonomen Ar-
beitern,  Frauen  und  Männer,  die  um  2004  herum  in  Mailand  die
Gruppe ACTA,118 die erste Vereinigung von autonomen Arbeitern
der zweiten Generation, gründeten. Ich schloss mich diesen Freelan-
cern an und bot mich, eingedenk meiner Rolle in Classe Operaia – es
waren exakt vierzig Jahre vergangen – an, internationale Kontakte
herzustellen. In den USA existierte eine starke Organisation, die
Freelancers Union,119 und wir wurden ihre Schwesterorganisation. Ein
paar Jahre später gehörten wir zu den Initiatoren eines europäischen
Netzwerks, des European Forum of Independent Professionals (EFIP),
das einige Jahre bestand und sich nach dem Brexit auflöste.

Wo entstand die Klasse der Freiberufler? Sicher ist sie eine Protago-
nistin der französischen Revolution, es ist die Bourgeoisie in ihrem
Wesen, sie besitzt kein Kapital, sie besitzt Kompetenzen, die es ihr er-
lauben, für den Staat eine subsidiäre Funktion zu erfüllen, folglich ist

118 Acta, l’associazione dei freelance, [www.actainrete.it].
119 Freelancers Union, [www.freelancersunion.org].
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sie ein Pfeiler des modernen Staates, Juristen, Mediziner, Architek-
ten, Journalisten. Dem roten Faden der Geschichte der freien Berufe
zu folgen – ein Terrain, das leider von Historikern viel zu wenig und
von Soziologen viel zu selten frequentiert wird – erlaubte, mir über
ein Geflecht von Kontinuität und Diskontinuität, der Mentalität, der
Kultur, der Ideologie des Freiberuflertums gewahr zu werden.

Aber das alles berührte immer noch nicht das Problem der Free-
lancer, der sogenannten „neuen freien Berufe“, die außerhalb des Sys-
tems  der freiberuflichen  Ordnungen entstanden  sind.  Aber  es  er-
laubte uns,  die  Struktur und die  Verdrehtheiten unseres Vorsorge-
und Unterstützungssystems, das in private Krankenkassen und öf-
fentliche  Vorsorge  aufgespalten ist,  zu verstehen.  Es  erlaubte uns,
eine beträchtliche Anzahl der Probleme zu erfassen, die nur selten
von Historikern der Labour History oder den Soziologen untersucht
werden.

Die Public History120

In Italien existiert die 2016 gegründete  Associazione Italiana di Pu-
blic History (AIPH),121 und auf ihrer Webseite sind ausreichend Defi-
nitionen der Public History finden. Die AIPH hat unter anderem
folgende Ziele:
• Die Förderung des historischen Wissens und der Methodologien

der historischen Forschung bei unterschiedlichen Publika unter
Förderung des multidisziplinären Dialogs;

• die Aufwertung von Praktiken und Erfahrungen, die auf die aktive
Beteiligung von Gruppen und Gemeinden auch in der digitalen
Welt abzielen;

• die Förderung und Aufwertung von innovativen und qualitativ
hochwertigen historischen Forschungen, deren Ergebnisse auch

120 = Öffentliche Geschichte, der englische Begriff wird auch im Deutschen gebraucht, gemeint
ist die Nutzbarmachung historischer Methoden für den spezifischen Einsatz im öffentlichen Diskurs.

121 = Italienische Vereinigung für Public History, [https://aiph.hypotheses.org].

Sozial.Geschichte Online  33 (2022) 373



dank Methodologien und Praktiken der Beteiligung erreicht wer-
den, die manchmal neue Dokumente zugänglich machen;

• die Definition und Veröffentlichung guter professioneller und aka-
demischer Praktiken von Public History und Standards für die Be-
wertung der Disziplin in Italien;

• die Erhöhung der Anzahl und die Ausbildung von Public Histori-
ans, die außerhalb akademischer Felder mit professionellen Kom-
petenzen in den Forschungsmethoden in der Bildung und in der
Geschichtskommunikation arbeiten;

• die Entwicklung der Public History als neues Forschungsgebiet
und universitäres Fach;

• der  Widerspruch zu den  „Missbräuchen der  Geschichte“,  bezie-
hungsweise den Praktiken der Mystifizierung der Vergangenheit,
die darauf abzielen, die öffentliche Meinung zu manipulieren;

• die Aufwertung des kulturellen, materiellen und immateriellen his-
torischen Erbes des Landes in all seinen Formen;

• das Angebot professioneller Kompetenzen, in Fällen, in denen die
Geschichte als kritisches Wissen und die historischen Forschungs-
methodologien  auch  für  die  Lösung  von  Gegenwartsproblemen
notwendig sind.122

Es drängt mich, die Aspekte der Public History ans Licht zu bringen,
die eine Verbindung zu den Debatten herstellen können, in denen die
militante Geschichtsschreibung der 1970er einbezogen war, und zu
zeigen,  welche Kontaktpunkte  zu den Überlegungen über die auto-
nome Arbeit bestehen. Ich nehme den Leitartikel  des Newsletters
der AIPH vom Januar 2022 als Denkanstoß, in dem ihr Präsident
Serge Noiret schreibt:

Es ist wichtig festzuhalten, dass „Geschichte in der Öffentlichkeit und
mit der Öffentlichkeit“ zu machen bereits in sich ein Beruf ist und
nicht bloß eine Nebenaktivität, die sich unter Umständen den Formen

122 Walter Tucci, Il Manifesto della Public History italiana, in: AIPH – Associazione Italiana di
Public History Blog, 3. September 2018, [https://aiph.hypotheses.org/3193].
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der von den Historikern betriebenen Didaktik und Forschung zuge-
sellt. Zu den gemeinnützigen Zielen der AIPH gehört es auch, orien-
tierend zur Bildung und Professionalisierung der Historiker beizutra-
gen,  um ihnen die  Beschäftigung in verschiedenen öffentlichen und
privaten Bereichen zu ermöglichen, obgleich bis heute kein professio-
nelles Register der Public Historians existiert.123

Was interessiert mich an dieser Behauptung? Dass wir hier vor einer
neuen der vielen aus dem Inneren der „neuen freien Berufe“, aus dem
Inneren jener Transformation der  middle class124 entstanden Initiati-
ven stehen, die sich dank der neuen Technologien von den Gewohn-
heiten und der Kultur der freien Berufe125 abgekoppelt haben und als
Arbeitskraft, die ohne Unterordnung unter den Auftraggeber auf den
Markt tritt, nicht als Lohnempfänger, sondern als Inhaber verschiede-
ner Werkverträge, anerkannt werden will.

Bevor die Public History Verbreitung fand, gab es in Italien nur
zwei Formen, als Historiker beruflich zu arbeiten: entweder als Be-
schäftigter im öffentlichen Dienst (Universitätsdozent, Lehrer, For-
scher) oder als Ehrenamtlicher, sogenannter „Barfußhistoriker“. Was
hat die Public History gemacht? Sie hat den barfüßigen Historikern
Schuhe gegeben, das heißt, sie hat sie in Akteure der kulturellen Gü-
ter verwandelt, sie hat, besser gesagt, eine Reihe von Arbeitsmärkten
ermittelt, auf denen Historiker oder jene, die sich mit verschiedenen
Titeln der Geschichte widmen, eine Beschäftigung finden können: in
der Kulturbranche,  in  der Veranstaltungsbranche,  in  der Unterhal-
tungsbranche, in der Tourismusbranche und so weiter. Andere His-
torikergesellschaften haben sich in Bezug auf das Bewusstsein um die
Bedeutung der Freiberuflichkeit als sehr viel fortgeschrittener als die

123 Serge Noiret, Il public historian è un professionista della storia, diffondiamo questa consape-
volezza nel 2022!, in: Public History IT, gennaio 2022, S. 1–4, [https://aiph.hypotheses.org/10520].

124 Engl. i.Orig.
125 In Italien gibt es per Gesetz die sogenannten „professioni ordenistiche“, die die traditionell

in Kammern organisierten Berufe wie etwa Anwälte und Ärzte, aber auch weitere Berufe umfassen.
Ein geteilter Wissenskorpus, die Erfüllung zentraler gesellschaftlicher Funktionen, ein Register
der Ausübenden und ein Verhaltenskodex charakterisieren sie. Die sogenannten nicht regulier-
ten oder „assoziierten“ Berufe, von denen der Autor hier spricht, stellen das Gegenstück dazu dar.
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AIPH gezeigt. Dies ist der Fall der Schweizerischen Gesellschaft für
Geschichte (SGG). Im Bewusstsein, dass sie auch die freiberuflichen
Historiker vertritt, bietet sie vornehmlich gewerkschaftliche Dienst-
leistungen an. Auf ihrer Webseite schreiben sie unter der Überschrift
„Geschichte als Beruf“:

Historikerinnen und Historiker arbeiten in ganz unterschiedlichen be-
ruflichen Kontexten. In den fachnahen Berufen tragen sie wesentlich
zur Diffusion von historischem Wissen in die Gesellschaft bei und be-
setzen zunehmend das Feld der „Public History“. Andere Laufbahnen
bewegen sich weit weg von der historischen Ausbildung und profitie-
ren dennoch auf die eine oder andere Weise davon. Die SGG macht die
Schnittstelle Geschichte und Beruf immer wieder zum Thema. Ein
Schwerpunkt lag in der Vergangenheit auf der Bereitstellung von Un-
terlagen für freiberufliche Historikerinnen und Historiker.126

Wenn man auf der Webseite nach unten scrollt, findet man diverse
Links mit weiterführenden Informationen: einen Leitfaden für frei-
berufliche Historikerinnen und Historiker (2021);  Empfehlungen
zur Honorierung /  „Richttarif“  (2021);  einen „Musterarbeitsvertrag“
(2021);  einen  „Musterarbeitsvertrag  Ausstellungen“  (2021);  einen
„Ethik-Kodex“ und „Grundsätze zur Freiheit der wissenschaftlichen
historische Forschung und Lehre“ (2004 / 2012).127

Wenn wir versuchen, das Verhältnis zwischen der Idee der Public
History und der Erfahrung von Primo Maggio zu bestimmen, dann
stellt sich die Frage, in welchem Maße die Idee der Public History
sich sowohl von der Vorstellung der militanten Geschichtsschreibung
als auch des öffentlichen Gebrauches der Geschichte unterscheidet.
Die Zeitschrift Zapruder hat zu diesem Thema unter dem Titel „Wem
gehört die Geschichte?“ ein Heft herausgegeben und schreibt dazu:

126 Schweizerische Gesellschaft für Geschichte (SGG), Geschichte als Beruf, [https://ww-
w.sgg-ssh.ch/de/aktivitaeten/geschichte-als-beruf].

127 Ebd.,  [https://www.sgg-ssh.ch/de/bereits-mitglied-der-sgg];  [https://www.sgg-ssh.ch/sites/
default/files/sgg-ethikkodex_grundsaetze.pdf].
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[W]em gehört die Geschichte, wer praktiziert sie und wer profitiert
davon? Welches sind die Instrumente und die Mittel, die Gelegenhei-
ten, die Ausdrucksweisen, die Vorgehensweisen? Diese Fragestellun-
gen sind vor allem für zwei Untersuchungsansätze das charakteristi-
sche Terrain  geworden  […],  jenes der  öffentlichen Geschichte oder
public history und jenes des öffentlichen Gebrauches der Geschichte.
Ersteres bezieht sich auf die Möglichkeit / Gelegenheit, dass die histo-
rische Erzählung die Vorlesungssäle der Universität verlässt und auf
das mehr oder weniger diffuse Bedürfnis eines nicht unbedingt aus
Fachleuten bestehenden Publikums trifft, das die Vergangenheit ken-
nen und rekonstruieren will; das zweite hingegen ist ebenfalls auf die
Schaffung einer öffentlichen Erzählung der Vergangenheit gerichtet,
die aber in diesem Fall hauptsächlich funktional für die Erhaltung und
Legitimierung der Macht in der Gegenwart und in der Zukunft ist
(„wer die Vergangenheit kontrolliert, kontrolliert die Zukunft, wer die
Gegenwart kontrolliert, kontrolliert die Vergangenheit“, schrieb Geor-
ge Orwell in 1984).128

Die Public History stellt uns vor die Komplexität der durch die Ära
des Internets hervorgerufenen kognitiven Lernprozesse und der
identitären Mechanismen, von denen diese Prozesse begleitet werden.
Der theoretische Aufbau, der die Grundlage dafür bietet, entstammt
der Oral History, nach der von Michael Frisch in seinem Buch A shared
authority entwickelten Argumentation.129 Gemäß  Frisch ist  es  ohne
Rückgriff auf die Erinnerung nicht möglich, zu verstehen, warum
Geschichte aufgeschrieben und erzählt wird. Nicht  die  Geschichte
sei von  Interesse,  sondern  die  kulturelle  Handlung des  Schrei-
bens  von  Geschichte.  Welchen Sinn  ergibt  das?  Wer schreibt
ihr einen Sinn zu? Der Autor, der Historiker, ist nicht der Einzige,
der einer historischen Erzählung einen Sinn gibt, denn genauso viel
Sinn liefert der Zeitzeuge oder die kollektive Erinnerung.  Folglich

128 Redaktion, Tra storia pubblica e uso pubblico della storia [Zwischen öffentlicher Geschichte
und öffentlichem Gebrauch der Geschichte], in: Zapruder, 36 (Januar–April 2015), S. 2, [http://sto-
rieinmovimento.org/wp-content/uploads/2016/02/Zap36_1-Editoriale.pdf].

129 Michael Frisch, A Shared Authority. Essays on the Craft and Meaning of Oral and Public
History, New York 1990.
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sind die Verantwortung (und die Autorschaft) geteilt  (shared).
Frisch spricht auch von interpretive authority. Die endgültige Version
der Fakten ist nicht jene, die der Historiker anbietet, sondern die,
die von der audience130 empfangen wird. Public History stellt die
audience ins Zentrum, nicht die Historiographie.

Welch bessere Gelegenheit als Jahrestage gibt es, um audience zu
erreichen?

Die Erinnerung an 1968: 
ein Fall militanter Geschichtsschreibung

Das von Donatella della Porta herausgegebene Feltrinelli-Jahrbuch
2018 ist der Erinnerung an die Geschehnisse von 1968 in verschiede-
nen Ländern gewidmet, einschließlich Japans.131 Während in Deutsch-
land und in  Frankreich die Tendenz, 1968 lächerlich zu machen oder
es vielmehr zu banalisieren als  es  zu dämonisieren, stärker  zu sein
scheint, so wird „68“ in Italien als Beginn einer Entwicklung gelesen,
die zum Terrorismus  geführt habe. Die 1970er  Jahre seien  „bleierne
Jahre“ gewesen. Während unsere Nachbarn „68“ als in sich abgeschlos-
senen Vorgang ansehen, wird es bei uns nur als Einleitung, als Präambel
der 1970er Jahre erachtet. Die These der Kontinuität, einer Sequenz von
„68“ bis „bewaffneter Kampf“, ist die schwächste der möglichen The-
sen, weil es ausreicht, die 1970er Jahre als Jahre des Arbeiterkampfes
zu erzählen, als Jahre der wachsenden Arbeiterkonfliktualität, damit
die These der „bleiernen Jahre“ wie ein Kartenhaus in sich zusam-
menbricht.  Nicht  weil  die  „faktische“ Wahrheit eine  andere  ist,
sondern  weil  der  historiographische  Gesichtspunkt  jener  der  Ge-
schichte der Eliten ist, der Geschichte des politischen Personals, nicht
jener  der  Sozialgeschichte.  Es  ist  ein  epistemologisches  Problem,
keins der Ermittlung von Fakten. Das erklärt, warum dieses Schema
sich so lange halten konnte.

130 Engl. i. Orig.: Publikum.
131 Donatella della Porta (Hg.), Sessantotto. Passato e presente dell’anno ribelle [1968. Vergan-

genheit und Gegenwart des rebellischen Jahres], Mailand 2018.
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Aber auch die „Gegengeschichte“, jene, die aus den Erinnerungen
der Veteranen dieser Periode, die nicht nur nie abgeschworen haben,
sondern diese auch als schönsten und leidenschaftlichsten Teil ihres
Lebens erachten,  heraus  aufgeschrieben  ist,  haben  denselben  Ge-
sichtspunkt der Geschichte der Eliten eingenommen, anstatt das Pa-
radigma zu ändern. Das ist genau der Ansatz, den die militante Ge-
schichtsschreibung der 1960er und 1970er Jahre zurückgewiesen hat,
ja  sogar die Menschen der Resistenza und des Antifaschismus be-
schuldigt hat, diesen zu praktizieren und auf diese Weise die Sozial-
geschichte des faschistischen Italiens zu verbergen. Was will ich sagen?
Ich will sagen, dass die These der „bleiernen 1970er Jahre“ und die „Ge-
gengeschichte“ der ihrer Vergangenheit treuen Aktivisten, beide den
Gesichtspunkt der Geschichte als Geschichte des politischen  Perso-
nals, seiner Ideologien und seiner Praktiken einnehmen. Für die einen
handelt es sich um kriminelle Praktiken, für die anderen sind es  Be-
standteile eines gescheiterten, aber immerhin heroischen und  glor-
reichen „Himmelssturmes“.132 Für die einen sind die 1970er Jahre
ein erschreckender Wahnsinn gewesen, für die anderen ein leuchtender
utopischer Traum. Zwei sich gegenüberstehende Visionen, die aber aus
demselben Stamm der Geschichten der Eliten geboren wurden. 

Wenn die „Gegengeschichte“ sich dem Verhältnis zwischen jenem
utopischen Traum und dem Kampf des Massenarbeiters stellen wür-
de, anstatt sich in einen Käfig zu sperren, würde nicht nur die These
der „bleiernen Jahre“ erbärmlich zusammenfallen, sondern würde
schließlich auch die Wahrheit ans Licht kommen, dass nämlich die
1970er Jahre in Italien eine nie zuvor gesehen Periode der Emanzipa-
tion der Massen war und dass genau darin ihre Außergewöhnlichkeit
liegt. Aber nicht  nur dies, es würde sich auch eine zutreffende Di-
mension finden, in die „das Blei“ der Roten Brigaden und die Massa-
ker in der Banca dell’Agricoltura oder dem Bahnhof von Bologna ein-

132 Anspielung auf das berühmte Zitat von Karl Marx in Bezug auf die Pariser Kommunarden,
die er 1871 in einem Brief an Ludwig Kugelmann als „Himmelsstürmer“ bezeichnet: Karl Marx,
Marx an Ludwig Kugelmann in Hannover, in: MEW 33, Berlin (Ost) 1976, S. 206.
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zuordnen wären.  Denn wenn die  1970er Jahre nicht bloß bleierne
Jahre waren, dann muss man sagen, dass sie auch bleierne Jahre wa-
ren, und wehe, es wird vergessen. Aber auch innerhalb dieses Prozes-
ses der Emanzipation der Massen und der Rebellion gegen die Aus-
beutung  haben  das  Blei  und  die  Explosivstoffe sowohl  ihre
Begründung als auch ihr Ausmaß. Sowohl der bewaffnete Kampf als
auch die sogenannte „Strategie der Spannung“ der Geheimdienste er-
scheinen als Phänomene geringerer Bedeutung, wenn man sie zu dem
Emanzipationsprozess der Massen und der damit einhergehenden
Anstrengung des Lernens, mit dem außergewöhnlichen Reichtum
der Situationen, in denen er sich verkörpert hat, mit der Komplexität
der Probleme, die er angegangen ist, ins Verhältnis setzt. Es sind ganz
andere Kräfte und Dynamiken, die zwischen 1967 und 1980 entfes-
selt wurden, das ist die „große Geschichte“.

Der Schlüsselpunkt in der Auseinandersetzung mit jenen Jahren
ist das Problem der Niederlage. Diese wird von niemandem negiert,
nicht einmal von jenen – groß ist ihre Zahl im gewerkschaftlichen
Feld und im Allgemeinen in der traditionellen Linken –, die sie einem
Übermaß an Konfliktivität zuschreiben, noch von jenen, die den Ge-
fallenen ihre Ehrerbietung erweisen und die sich in dieser „Denkmal-
pflege“ des utopischen Schwungs der 1970er Jahre einen kritischen
Blick untersagen, der sich nicht auf die Feststellung der Niederlage
beschränkt, sondern sich auch nach dem Warum fragt. Aus diesem
Käfig auszusteigen ist die Aufgabe der militanten Geschichtsschrei-
bung von heute.  Das  Argumentieren  in  Begriffen  von Gewinnern
und Verlierern muss beendet werden. Dies bedeutet auch, das Bild
(und die Erzählung) zurückzuweisen, dass es sich um einen geschei-
terten „Himmelssturm“ gehandelt habe. Die staatliche Macht war nie
gefährdet, ihre Stabilität stand nie in Frage. Alles, was geschehen ist,
hat sich in der Konstitution der Gesellschaft bestätigt, in ihren Tau-
senden Stratifizierungen, alles hat sich in einer Reihe von Erdstößen
entwickelt, die Veränderungen Platz gemacht haben mögen. Die Al-
ternative besteht nicht zwischen Gewinnern und Verlierern, sondern
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zwischen den dauerhaften und den vorübergehenden Veränderungen;
dort, wo erstere überdauert haben, hat 1968 Punkte gemacht, hat es
gewonnen. Wovon ist es letztlich ausgegangen? Von der Infragestel-
lung der Disziplin, von der Kritik der Wissenschaft und von der Kri-
tik der Vermittlung des Wissens. Und dies geschah nicht allein an der
Universität, sondern auch in der Fabrik. Und wohin führt uns die
Kritik der Disziplinen, wenn nicht zu den Berufsethiken? Wenn es in
den 1970er  Jahren zunehmend Mediziner, Anwälte, Lehrer, Journa-
listen, Richter, Stadtentwickler gab, die ihre Rolle in anderer Weise
interpretierten, mit einem anderem commitment,133 und die auf diese
Weise die Zeichen des Umfeldes, in dem sie agierten, änderten, sollte
das dann nicht alles dem positiven Kapitel zugeschrieben werden, ist
das nicht die wahre Errungenschaft von 1968?

Zu diesen Schlussfolgerungen bin ich gekommen, indem ich den
Spuren der Professionalisierung gefolgt bin. Wovon haben wir bis
jetzt gesprochen? Vom Beruf des Historikers. Es geht darum, für alle
anderen „Berufe“ dieselbe Straße entlangzulaufen. Wenn man an den
Beruf des Mediziners denkt,  wird es dann nicht notwendig, die ge-
samte  Institution  Krankenhaus  zu  durchqueren,  um  bestimmte
Schlüsse mit Bezug auf die Basismedizin und präventive Medizin zu
ziehen? Ist dies nicht auch ein Fall von shared authority? Wäre es
möglich  gewesen,  ohne  die Erfahrung  der  Arbeitsmedizin  zu  be-
stimmten Einsichten zu kommen? Lasst uns also die Geschichte der
Professionen der 1970er Jahre durchgehen, aber erinnern wir uns
daran, dass nicht eine dieser Professionen ohne die Emanzipation der
Arbeiter ausgekommen wäre, um einen Weg der Veränderung einzu-
schlagen, sei es in dem Sinne, dass die Arbeiterkämpfe eine Kritik der
Professionen hervorgebracht haben, sei es in dem Sinne, dass sie eine
bereits in Gang befindliche Dynamik beschleunigt haben. Die Pro-
fession ist nicht mit dem „Aufgabengebiet“ des Arbeiters, das voll-
ständig von der Technologie konditioniert ist, vergleichbar, sondern
vielmehr mit dem „Handwerk“. Beide sind durch die Art und Weise

133 Engl. i. Orig.: Engagement, Bekenntnis, Selbstverpflichtung.
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qualifiziert, in der sie ausgeübt werden, und sind folglich nicht bloß
Fragen des Könnens und der Kompetenzen, sondern auch der Deon-
tologie, das heißt der beruflichen Ethik, der individuellen Verantwor-
tung. Hier erhält der Begriff „Militanter“ seinen ihm eigenen Raum.

Übersetzung: Lars Stubbe
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Abstracts

Karl Heinz Roth, Their Wonderful War – Jenseits der 
Schmerzgrenze intellektueller Arroganz

Karl Heinz Roth analyses the voices of German left-wing intellectuals
supporting the US-led Gulf War between 1990 and 1991 taking Marc
Bloch’s approach on the history of mentalities as starting point. While
opponents of the war were variously described as “appeasers”, support-
ers of a new Hitler or involuntary subscribers to values propagated by
“national socialists” by these intellectuals he criticizes them for com-
pletely failing to see the realist background of world politics with the
US waging a war against a country in a destabilized region in order to
maintain its economic and military grip on resources and geostrategical
influence. He criticizes the arguments of these intellectuals who equate
Saddam with Hitler, allege that pacifism had led to Hitler’s (and Sad-
dam’s) ascension to power and liken the appeasement politics of Euro-
pean states in 1938 to the position of the peace movement in the 1990s.
Against this Roth ascertains the necessity of the peace movement, of an
immediate ceasefire and of a complete withdrawal of weapons of mass
destruction amongst others.

Karl Heinz Roth, Krieg vor dem Krieg: Die Annexion 
Österreichs und die Zerschlagung der Tschechoslowakei 
1938/39

Up to now research has perceived those propagandist, diplomatic,
“folksy,” and military acts of aggression below war level by the NS-dic-
tatorship against Austria and Czechoslovakia mainly as the prelude to
World War II. The present contribution changes this perspective signifi-
cantly. The author analyses the acts of violence in 1938/39 as a flight
forward by the German ruling classes to evade an economic, social, and
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mental crisis within their area of rule that had bevome a threat to the
system. This situation forced them to give up their initial strategic plan
which had scheduled a big European war for the time after 1942 and
to enter an era of improvised outer and inner war of conquest instead.
The spoils made during this time (gold and currency, commodities and
semi-finished products, ordnance factories, economic potential and
human labor) allowed them to produce constantly growing steps of
escalation which led to war actions as early as 1939 and to a world war
only two years later.

Karl Heinz Roth, Faschismus oder Nationalsozialismus? 
Kontroversen im Spannungsfeld zwischen Geschichtspolitik,
Gefühl und Wissenschaft

Research on the history of fascism finds itself in a paradigmatic crisis,
defined by a very advanced asymmetry between the volume of empirical
work and a weak methodological framework. Epistemological deficits,
emotional barriers, and historic-political taboos slow the defeat of this
crisis. The author argues for a transnational and comparative viewpoint
of the fascist era, presupposing a theoretical model and renunciation of
the phrase “National Socialism” as it has become unusable due to its
demand for uniqueness. Thereby it is possible to compare fascism not
only within its European variations but also as it relates to fascist sys-
tems worldwide.

Karl Heinz Roth, Empirie und Theorie: Die Marxsche 
Arbeitswertlehre im Licht der Arbeitsgeschichte  

Current developments of global labor relations demand a review of
those theoretical premises, which have been the basis of labor histori-
ography to date. For this purpose, this paper offers some initial hy-
potheses. After a critical examination of the Marxist labor theory of
value and the historiography based on it, a new model is offered. This
model is to do justice to the complexity of labor relations from a histor-
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ical as well as a current perspective and includes an approach transcend-
ing the pure socio-economical but is a concept open to class formation
and fragmentation. 

In the second part of this essay, the author tests his new model of
formation and fragmentation of the working class in their negotiation
with the current global labor conditions. He attempts to bundle the
essential moments of the restructuring of the capitalistic global system,
which began in the 1970s, from a perspective from the ground up: uni-
versal expulsion from the land, continental and transcontinental mi-
gration processes, the emergence of slums and shadow economies,
intensified exploitation processes in some threshold countries, the
transcontinental shifting of the industrial working class with the imple-
mentation of unprotected labour conditions in the metropolises. This is
an open process, whose outcome is unsure and in which we are com-
plicit as active observers and actors.

Karl Heinz Roth, Die globale Krise: Bisheriger Verlauf – 
Entwicklungstendenzen – Wahrnehmungen und 
Handlungsmöglichkeiten von unten

This article is the written version of a series of public statements by the
author concerning the recent global economic crisis. Following a short
summary of crucial events during the first period of this crisis, the
author examines its likely further development, focusing in particular on
the possibility that the crisis may lead into a protracted economic de-
pression. The third section of the article considers the crisis “from
below” and reflects on how the global working class might respond to
the  challenge.  Local  and  global  self-determination  is  discussed  as  a
strategic option for the transformation of the capitalist world system.

Karl Heinz Roth, Griechenland und die Euro-Krise

The prehistory of the Greece euro crisis goes back to the 1980s, when
Greece became a member of what was then the European Community.
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What proved decisive, however, was Greece’s 2001 entry into the euro-
zone, for it eliminated the option of compensation for Greece’s de-
velopmental lag vis-à-vis the European core states by devaluing the
drachma. The subsequent boom in infrastructural investment coincided
with the development of an increasingly unfavorable balance of pay-
ments and the deterioration of foreign trade. This unbalanced develop-
ment was rendered openly visible by the world economic crisis of
2008/2009. Greece entered a recession that has continued to worsen to
this day, and which has been accompanied by the accumulation of a
massive public debt. Since May of 2010, Greece has been forcibly ad-
ministrated by the so-called troika (the EU Commission, the European
Central Bank and the International Monetary Fund). In this way,
Greece’s bankruptcy has been – and continues to be – postponed until
its effects on the eurozone and the world economy can be softened by
the introduction of new containment instruments.

Marcel van der Linden, Der Anarchismus: Versuch einer 
sozialhistorischen Ortsbestimmung

Anti-state tendencies have been around for thousands of years, since
states behaved as protection rackets. This began to change during the
“long nineteenth century” when states – while retaining their predatory
characteristics – began to intervene in working conditions, education,
poor relief, housing, communications, and transportation. These devel-
opments required a fundamental reorientation of the emerging labor
movements and the socialists closely associated with them. Anarchism
as an ideology is the product of the “hinge time” in which the receiving
state was still strongly in everyone’s consciousness and the giving state
was not yet fully developed. Anarchism had its greatest influence in the
international labor movement between about 1870 and 1940. Anarchist
influences waned and eventually almost entirely disappeared: where the
“giving” state prevailed, anarchism had no chance in the long run. Since
the 1960s anti-state tendencies have returned, albeit in a different form.
There is a gradual weakening of both the giving and the taking state,
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because it is redefining its areas of intervention and having more and
more tasks regulated supranationally. Under these conditions, (social)
anarchism could well become an important stimulus for new social
movements. However, a 100 percent return to classic anarchism will
most likely only be of interest to marginal groups and alternative strate-
gies will no longer be able to completely do without statehood.

Christiane Rothmaler, „Die Kompanie bittet um eine 
exemplarische Bestrafung“ oder „Ich habe mir nichts dabei 
gedacht, ich habe es nicht mit Absicht getan“. 
Wehrmachthelferinnen vor der Militärjustiz

In her essay on female helpers for the German armed forces in WW II,
the “Wehrmacht,” Christiane Rothmaler sets out to analyse the accus-
ations raised against these women in military tribunals. While there is an
abundance of scientific literature on male soldiers being tried in military
tribunals, comparatively little can be found on women exposed to these
repressive institutions. The small number of studies on these accused
women focus on offences such as “Illicit elopement from troops,” “Aid-
ing and abetting of desertion,” “Subversion of the Wehrmacht,” thus
concentrating on some form of subaltern resistance. Women tried for
“Thievery,” “Document forgery” or “Abortion,” however, have thus far
not had the same degree of attention, suggesting a “blind spot” of sci-
entific and feminist research. By way of a close reading of the files of
more than 100 women tried in military tribunals the author provides in-
sights into how the Nazi military justice followed the fascist concep-
tions of Nazi ideology.

Hartmut Rübner, Arbeiter/innen und Neue Linke im 
Protestzyklus um 1968

The “phenomenon 1968” is usually interpreted as a “social movement.”
Until now, workers have only marginally appeared as active subjects in
the many publications on “1968” published in the decades following the
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events. This absence, however, does not match up to the real signifi-
cance of the “proletarian moment” during this period. Therefore, this
article takes different groups of actors into consideration and establishes
relations between them: Workers, the New Left and student activists.
In so doing, it becomes evident that the worldwide cycle of protest was
not limited to the immediate years before and after 1968, but must be
considered in a larger time frame lasting from the beginning of the
1960s until around 1976. During this decade many interactions between
actors belonging to both the Old as well as the New Left had taken
place and a considerable overlap in common points of reference existed.

Rüdiger Hachtmann, Nazismus („Nationalsozialismus“)

By tracing the origins and historical uses of the terms “nazism” and “na-
tional socialism” Hachtmann argues for a renewed scientific use of the
first. While the term “national socialism” had been coined by the mid-
19th century, it was employed by Nazis in Germany for their own use as
of the 1920s. Today it is the dominant analytical term to grasp the spe-
cificity of Germany’s “national socialism.” Contrary to that approach
Hachtmann argues that the term “Nazism” is less prone to the legitim-
izing content of the term “national socialism” thus focusing on the spe-
cificity of its true social  and political content. It allows to analyse a
movement and a state based on four ideological pillars: anti-marxism,
racism and antisemitism, nationalism, warmongering. 

Sergio Bologna, Gedanken zum Thema: Geschichte als Beruf

Sergio Bologna’s research article focuses on the Italian “operaist/work-
erist” militant journal Primo Maggio, its influence on both the Italian
left as well as the historiography of the Italian labour movement. While
embedding the journals’ creation, ascension and temporary demise in
the social, political and economic history of Italy’s post-war develop-
ment, Bologna ascertains that an unmediated reading of Marx’s writings
as well as a thorough engagement with (inter)national historical and
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current labour movements secured the journal’s role in these move-
ments. Taking the post-war “mass worker” as the figure that influenced
much of Italy’s social history as of the 1960s onwards, the author also
shows the reasons for its demise as capital developed new forms of
struggle against working class organization. Following the defeat of the
“mass worker” in the 1980s and the rise of a new generation of “self-
employed new professionals”, the journal and Bologna’s research went
on to focus on the “autonomous labour of the second generation,”
thereby proving the richness of “militant historical writing” as forged
by a theory-driven approach saturated with the experience of myriads of
social struggles.
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